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(Beginn: 10.02 Uhr) 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Sehr 
geehrte Damen und Herren! Liebe Kollegin-
nen und Kollegen! Ich eröffne die 19. Sitzung 
des 2. Untersuchungsausschusses der lau-
fenden Wahlperiode. Diese Sitzung findet 
statt in Form einer Anhörung von insgesamt 
drei Zeugen, und sie findet, sofern wir nicht 
im Laufe der Sitzung eine Einstufung vor-
nehmen, prinzipiell als öffentliche Sitzung 
statt. 

Wir kommen damit zum einzigen Punkt 
der Tagesordnung: 

Vernehmung von Zeugen:  

- Vizepräsident a. D. des Bundes-
kriminalamtes Bernhard Falk  

- Kriminaloberrat Felix Schwarz 
(Landeskriminalamt Hamburg)  

- Erster Kriminalhauptkommissar 
Jörg Deisting (Landeskriminalamt 
Mecklenburg-Vorpommern) 

Ich stelle fest, dass die Vertreter der Me-
dien, sofern sie Film- und Fotokameras mit 
sich geführt haben, den Saal bereits verlas-
sen haben, darf aber noch mal präventiv 
darauf aufmerksam machen, dass Ton- und 
Bildaufnahmen während der gesamten öf-
fentlichen Beweisaufnahme prinzipiell nicht 
zulässig sind. Ein Verstoß gegen diese Auf-
lage kann zu einem Ausschluss von der Sit-
zung führen und gegebenenfalls strafrecht-
liche Konsequenzen nach sich ziehen. 

Es ist nicht nur Medienvertretern, sondern 
auch weiteren Besuchern der Ausschusssit-
zung nach einem Beschluss des Ältesten-
rates des Deutschen Bundestages nicht er-
laubt, Fotoapparate, Filmkameras und Vi-
deokameras in den Sitzungssaal mitzubrin-
gen. Da die Gefahr einer Aufnahme durch 
Handytelefone oder Smartphones bzw. einer 
Übertragung aus dem Saal nicht ausge-
schlossen werden kann, ist die Benutzung 
von Handys während der gesamten Sitzung 
nicht gestattet. Ich bitte Sie, entsprechend 
Ihre Geräte, sofern vorhanden, abzuschalten. 

Vernehmung des Zeugen 
Bernhard Falk 

Ich darf als ersten Zeugen den Vizepräsi-
denten des Bundeskriminalamtes a. D. Bern-
hard Falk begrüßen. Herzlich willkommen! 

Herr Falk, ich darf Sie darauf hinweisen, 
dass von der Zeugenvernehmung eine Ton- 
 

 

bandaufnahme durch das Sekretariat gefer-
tigt wird, die allerdings ausschließlich den 
Zweck hat, die Erstellung des vorläufigen 
Stenografischen Protokolls zu erleichtern. 
Das heißt, diese Aufnahme wird zu einem 
späteren Zeitpunkt gelöscht, wenn der 
Zweck, für den sie erfolgt ist, weggefallen ist. 

Ihnen, Herr Falk, wird das Protokoll der 
Vernehmung nach Fertigstellung zugestellt. 
Sie haben, sofern Sie es wünschen, die 
Möglichkeit, innerhalb von zwei Wochen 
Korrekturen und Ergänzungen vorzunehmen. 

Ich stelle fest, dass für den Zeugen Falk 
eine Aussagegenehmigung des Präsidenten 
des Bundeskriminalamtes vorliegt. Diese 
datiert vom 6. Juni 2012. 

Lieber Herr Falk, ich habe Sie zunächst 
vor Ihrer Aussage wie folgt zu belehren: Sie 
sind als Zeuge geladen worden. Sie sind 
verpflichtet, die Wahrheit zu sagen. Ihre Aus-
sagen müssen richtig und vollständig sein. 
Sie dürfen nichts weglassen, was zur Sache 
gehört, und nichts hinzufügen, was der 
Wahrheit widerspricht. 

Ich habe Sie vorsorglich auf die straf-
rechtlichen Folgen eines Verstoßes gegen 
die Wahrheitspflicht hinzuweisen. Derjenige 
nämlich, der vor dem Untersuchungsaus-
schuss uneidlich falsch aussagt, kann gemäß 
§ 153 des Strafgesetzbuches mit Freiheits-
strafe von drei Monaten bis zu fünf Jahren 
oder mit Geldstrafe bestraft werden. Nach 
§ 22 Abs. 2 des Untersuchungsausschuss-
gesetzes des Bundes können Sie die Aus-
kunft auf solche Fragen verweigern, deren 
Beantwortung Sie selbst oder Angehörige im 
Sinne von § 52 Abs. 1 der Strafprozessord-
nung der Gefahr aussetzen würde, einer 
Untersuchung nach einem gesetzlich geord-
neten Verfahren, insbesondere wegen einer 
Straftat oder einer Ordnungswidrigkeit, aber 
auch einem dienstlichen Ordnungsverfahren, 
ausgesetzt zu werden. 

Sollten Teile Ihrer Aussage heute aus 
Gründen des Schutzes von Dienst-, Privat- 
oder Geschäftsgeheimnissen nur in einer 
nichtöffentlichen oder eingestuften Sitzung 
möglich sein, bitte ich Sie um einen Hinweis, 
damit der Ausschuss dann gegebenenfalls 
einen entsprechenden Beschluss fassen 
kann. 

Haben Sie zu dem von mir bisher Vorge-
tragenen Fragen oder Anmerkungen? 

Zeuge Bernhard Falk: Nein, danke.  
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Vorsitzender Sebastian Edathy: Dann 
darf ich Sie nach diesen notwendigen Vor-
bemerkungen darum bitten, sich zu Beginn 
Ihrer Ausführungen dem Ausschuss mit voll-
ständigem Namen, Alter und Beruf vorzu-
stellen und uns kurz mitzuteilen, ob die für 
Ihre Ladung verwendete Anschrift nach wie 
vor aktuell ist.  

Zeuge Bernhard Falk: Ich heiße Bern-
hard Falk, bin 63 Jahre alt. Ich war bis Ende 
Dezember 2009 Vizepräsident des Bundes-
kriminalamtes und bin seit dem 01.01.2010 
nach Erreichen der Altersgrenze im Ruhe-
stand. Meine ladungsfähige Anschrift ist die 
Ihnen bekannte; nach wie vor jederzeit über 
das Bundeskriminalamt.  

Vorsitzender Sebastian Edathy: Herr 
Falk, Sie haben die Möglichkeit, falls Sie das 
wünschen, gemäß § 24 Abs. 4 des Untersu-
chungsausschussgesetzes des Bundes sich 
im Zusammenhang zum Gegenstand Ihrer 
Vernehmung zu äußern. Ich hatte Sie vorhin 
ja kurz angesprochen, ob Sie davon Ge-
brauch machen möchten. Das ist der Fall. 

Dann würde ich Sie bitten, bevor wir in 
Ihre Befragung einsteigen, zunächst zur Sa-
che vorzutragen. Sie haben das Wort. 

Zeuge Bernhard Falk: Vielen Dank, Herr 
Vorsitzender. 

Lassen Sie mich zunächst, bevor ich auf 
die Sache selbst komme, Folgendes voraus-
schicken: Seit ich Anfang Juni 2004 erstmals 
informiert wurde, hat mich die Ceska-Mord-
serie bewegt und bedrückt, auch ohne da-
mals den wahren Hintergrund zu kennen. 

Außer immer derselben Tatwaffe gab es 
keine brauchbaren Spuren, kein fassbares 
Motiv und vor allen Dingen keine Ermitt-
lungserfolge. Ich bedauere es bis heute zu-
tiefst, dass in unserem Land über sieben 
Jahre hinweg neun Mitbürger türkischer bzw. 
griechischer Herkunft und eine Kollegin der 
Polizei Opfer von fanatischen rechtsextre-
mistischen Mördern geworden sind, ohne 
dass es den Sicherheitsbehörden der Länder 
und des Bundes sowie den beteiligten 
Staatsanwaltschaften gelungen ist, diese 
schreckliche Serie frühzeitig wirksam zu be-
enden, die Täter zu identifizieren und zu 
ergreifen.  

Wie sehr die Familien der Opfer zualler-
erst unter den Taten, aber auch unter der 
Erfolglosigkeit der Ermittlungen und der da-
mit zusammenhängenden Recherchen in  
 

 

ihrem Umfeld gelitten haben müssen, kann 
ich erahnen. Ich bedaure auch das. 

Ich bedaure ferner, dass es den Ermitt-
lungsbehörden über den bekannt langen 
Zeitraum hinaus nicht gelungen ist, tatsäch-
liche Anhaltspunkte dafür zu gewinnen, die 
Ermittlungen in die richtige Richtung, nämlich 
das militante Neonazimilieu, zu lenken und 
so den Tatverantwortlichen näher zu kom-
men.  

Und ich bedaure es als Kriminalist und 
Mitverantwortlicher im Bundeskriminalamt 
sehr, dass wir auch im BKA es in all den 
Jahren nicht fertiggebracht haben, die richti-
gen Zusammenhänge zu erkennen, sämt-
liche Ermittlungen in allen Fällen länderüber-
greifend in die Hand einer Polizeibehörde 
und einer Staatsanwaltschaft zu legen sowie 
alle anfallenden Informationen aus fünf und - 
wenn man Heilbronn 2007 einbezieht - sogar 
sechs Bundesländern und aus dem Ausland 
an einer Stelle in einer allen Beteiligten zu-
gänglichen Datei zu sammeln und sie somit 
einer Auswertung zuzuführen, die auch zur 
stetigen kritischen Überprüfung der bis dahin 
gewählten Ermittlungsansätze hätte genutzt 
werden können. 

Ich weiß selbstverständlich - und ich be-
tone das jetzt hier anfangs auch ausdrück-
lich -, dass auch eine zentrale Ermittlungs-
führung, egal ob im Bundeskriminalamt oder 
anderswo, per se keine Erfolgsgarantie ge-
wesen wäre. Aber die Chancen, auf die Täter 
zu stoßen und sie zu stoppen, wären nach 
meiner Einschätzung gestiegen, wenn tat-
sächlich alle Informationen an einer Stelle 
gebündelt, bewertet und analytisch genutzt 
worden wären und wenn anstatt der lokal 
und bestenfalls regional geführten Ermittlun-
gen zentral aus einer Gesamtschau heraus 
gearbeitet worden wäre.  

Das organisatorische Konstrukt, die Er-
mittlungen trotz auf der Hand liegender 
Überregionalität der Tatbegehung im Kern 
jedenfalls bei den jeweiligen Tatortbehörden 
zu belassen, war nach meiner Bewertung - 
natürlich auch aus der Retrospektive - schon 
ab 2001, nach den Morden in Hamburg und 
Rostock, hochgradig risikobehaftet und, 
wenn auch sicher ungewollt, zwangsläufig 
auf Informations- und Bewertungsverluste 
angelegt. 

Mit Blick auf das Bundeskriminalamt - und 
ich erkläre das auch für mich selbst - be-
daure ich es schließlich außerordentlich, 
dass wir nicht die richtigen Informationen 
erlangt haben, um dieser, wie wir heute wis- 
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sen, von Rechtsextremisten, von Fremden-
hass und extremer Menschenverachtung 
bestimmten Mordserie auch im eigenen 
Amt - nach dem heutigen Wissensstand, aus 
der Sicht von heute - den angemessenen 
Stellenwert einzuräumen im Verhältnis zu 
anderen wichtigen Arbeitsfeldern, wie zum 
Beispiel der Bekämpfung des internationalen 
Terrorismus. Wenn ich persönlich einen An-
haltspunkt für einen im weitesten Sinne 
rechtsextremistischen Motivationshintergrund 
gesehen hätte, hätte ich gewiss reagiert. Ich 
habe ihn aber leider auch nicht gesehen. 

Was hat das Bundeskriminalamt in dieser 
Sache getan? Von 2000 an, als es begann 
mit den Morden, bis 2004 hat das BKA zu-
nächst als Zentralstelle, wie es im BKA-Ge-
setz vorgesehen ist, gewirkt, mit folgenden 
Aufgabenschwerpunkten: Wir haben die na-
tionalen und internationalen Zusammen-
hangsstraftaten versucht zu überprüfen; es 
hat sie so nicht gegeben. Wir haben für die 
Bundesländer den nationalen und den inter-
nationalen Nachrichtenaustausch mit organi-
siert.  

Vor allen Dingen haben wir kriminaltech-
nische Untersuchungen vorgenommen an 
der Tatmunition. So ist ja überhaupt erst der 
Tatzusammenhang festgestellt worden und 
festgestellt worden, dass die Morde alle mit 
einer Waffe - in zwei Fällen mit einer weite-
ren Waffe - begangen worden sind.  

Wir haben Rechtshilfemaßnahmen im 
Ausland mit umgesetzt. Wir haben den Aus-
landsdienstverkehr für die Bundesländer 
gepflegt. Und wir haben die Tatmunition auch 
europaweit abgeglichen und versucht, auf 
diese Weise eine Spur in die Hand zu be-
kommen. 

Ich will auch gleich zur Frage der Über-
nahme bzw. Nichtübernahme der Ermittlun-
gen durch das Bundeskriminalamt nach dem 
fünften Mord Anfang 2004 kommen, mit der 
sich der Ausschuss ja, soweit ich die Me-
dienberichterstattung verfolgt habe, schon 
befasst hat. Ich sagte schon: Zum Zeitpunkt 
meiner Erstbefassung, das war 2004, waren 
bereits fünf Tötungsdelikte begangen wor-
den. 

Ich möchte eine Bemerkung machen zu 
den verschiedentlich zu hörenden Aussagen, 
im Jahr 2004 sei der Fall - also nach diesen 
fünf Taten - dem BKA von Bayern zur Über-
nahme angeboten worden, quasi auf dem 
Silbertablett - so hat es irgendwo geheißen - 
serviert worden; das BKA habe aber eine 
Übernahme abgelehnt. Ich ziehe überhaupt  
 

 

nicht in Zweifel, dass es 2004 auf der Ar-
beitsebene Gespräche dieser Art und auch 
eine solche Ablehnung von Mitarbeitern des 
Bundeskriminalamtes gegeben hat. Das war 
so.  

Ich glaube aber, das ist nur von begrenz-
ter Relevanz. Ein formales Übernahmeersu-
chen aus Bayern, von der zuständigen Lan-
desbehörde, wie es im Bundeskriminalamts-
gesetz heißt, hat es in dieser Sache so nicht 
gegeben. Und ich denke, wenn Landesbe-
hörden - es war ja nicht nur Bayern betrof-
fen - es wirklich ernsthaft verfolgt hätten, die 
Zuständigkeit für die Ermittlungen beim Bun-
deskriminalamt zu diesem Zeitpunkt zu bün-
deln, dann hätte man sich auch nach einer 
Ablehnung auf Sachbearbeiterebene eben 
an die Amtsleitung wenden müssen. Und ich 
bin mir sicher, da wäre eine andere Ent-
scheidung gefallen. 

Ich sage das deshalb so deutlich, weil mir 
am 4. Juni 2004 in Kopie ein Schreiben aus 
dem bayerischen Innenministerium auf den 
Tisch kam, in dem angekündigt wurde oder 
angedeutet wurde, man wolle das Bundes-
kriminalamt um die Übernahme von Teil-
ermittlungen ersuchen. Das war ein Schrei-
ben, das sich in erster Linie an das bayeri-
sche Justizministerium und an die anderen 
beteiligten Bundesländer, Hamburg und 
Mecklenburg-Vorpommern, gewandt hat, um 
deren Bereitschaft, diesen Weg mitzugehen, 
wohl auszuloten.  

Als ich das Schreiben auf den Tisch be-
kam, habe ich eine Aufschrift, an unseren 
Stab der Amtsleitung gerichtet, angebracht, 
die in etwa lautete: Ich halte solche Ermitt-
lungen - und zwar die Übernahme durch das 
BKA -, nicht nur für sinnvoll, sondern für ge-
boten. - Ich habe aber auch dazu geschrie-
ben: „Ich bitte, die Amtsleitung über die Hal-
tung der Länder Hamburg und Mecklenburg-
Vorpommern zu unterrichten“, weil ich zu 
diesem Zeitpunkt schon Zweifel hatte, ob es 
gelingen würde, die Ermittlungen in eine 
Hand zu bekommen. 

Dieses Ersuchen, das dann tatsächlich 
am 15. Juni 2004 auch einging, betraf aller-
dings eben nur einen Teilauftrag. Das hat an 
meiner persönlichen Auffassung, wie an die 
Sache heranzugehen sei, nichts geändert. 
Und mir war zum Zeitpunkt, als ich das gele-
sen habe, auch nicht bekannt, dass Mit-
arbeiter des Bundeskriminalamtes auf der 
Arbeitsebene eine ablehnende Haltung dazu 
eingenommen hatten. 
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Dieses schriftliche Ersuchen des Bayeri-
schen Staatsministeriums des Innern als 
zuständiger Landesbehörde im Sinne des 
BKA-Gesetzes bat das BKA darum, ergän-
zende strukturelle Ermittlungen unter dem 
Gesichtspunkt des § 129

1
 zu führen. Das 

bedeutete im Ergebnis, dass jede Tatort-
dienststelle ihren Fall - in Anführungszei-
chen - oder Fallkomplex selbstständig wei-
terermittelte und die Staatsanwaltschaft 
Nürnberg neben der jeweils örtlich zuständi-
gen Polizei als zweiten polizeilichen Auftrag-
nehmer - wenn ich das so ausdrücken darf - 
das Bundeskriminalamt mit einem Ermitt-
lungsauftrag versehen hat. 

Dieser war freilich eng begrenzt und mit 
einer eindeutigen, die Ermittlungsanstren-
gungen des BKA von vornherein auch bin-
denden Zielrichtung versehen, nämlich er-
gänzende strukturelle Ermittlungen unter 
dem Gesichtspunkt des § 129 StGB zu füh-
ren. Also, dahinter stand der Verdacht oder 
die Vermutung der bis dahin allein zuständi-
gen Ermittlungsbehörden, dass die Taten 
aus einer kriminellen Organisation heraus 
begangen und gesteuert worden seien. 

Und Folgendes bitte ich dabei mit in den 
Blick zu nehmen: Aus diesem begrenzten 
Ermittlungsauftrag folgt, dass das BKA als 
Ermittlungsbehörde Datenerhebungen nur 
eben unter diesem Gesichtspunkt vorneh-
men durfte und gehindert war, einfach mal so 
andere Ermittlungsfelder zu erschließen, 
ohne tatsächlich dafür zureichende tatsäch-
liche Anhaltspunkte in der Hand zu haben. 

Wie sehr dieser Auftrag das BKA eigent-
lich präjudiziert hat, geht aus dem Schreiben 
des Bayerischen Staatsministeriums des 
Innern vom 03.06. an Hamburg und Meck-
lenburg-Vorpommern hervor. Da ist nämlich 
etwas über die vermuteten Hintergründe der 
Tat gesagt worden. Da war die Rede von: 
vermutlich Schuldeneintreibung, vorherige 
Rauschgiftgeschäfte könnten eine Rolle 
spielen, oder es sei von Geldverschiebungen 
auszugehen. „Mit hoher Wahrscheinlichkeit“ - 
das ist Zitat - „sind internationale BtM-Ge-
schäfte als Motiv für die Auftragsmorde an-
zusehen“, war da zum Beispiel auch drin. 
Und man vermutete, eine international agie-
rende kriminelle Vereinigung sei verantwort-
lich. Das - und daran war mir gelegen, das 
hier noch mal deutlich zu machen - war der 
Einstieg für das BKA mit den Teilermittlungen 
und eben eine Zielvorgabe. 

Es war also klar: Die Gesamtverantwor-
tung lag nicht beim Bundeskriminalamt als  
 

                                                      
1
 Korrektur des Zeugen (Anlage) 

Ermittlungsbehörde, sondern bei den einzel-
nen Tatortbehörden. Es gab sie deshalb 
eigentlich auch gar nicht, die Gesamtverant-
wortung nämlich. Als Zentralstelle konnte das 
BKA immer nur 

2
die Serviceleistungen erbrin-

gen, die von den Bundesländern erbeten 
wurden, oder die es aus eigenem Antrieb 
leisten konnte und durfte, wenn es denn mit 
den notwendigen Informationen versorgt 
worden ist.  

Nach diesem Ersuchen vom Juni 2004 
bin ich und die übrige Amtsleitung gelegent-
lich punktuell mit Informationen über den 
Fortgang des Ermittlungsverfahrens versorgt 
worden. 

Ich habe mich dann selber noch mal im 
Juni 2005

3
 [sic!] eingeschaltet, als ich in 

einem Artikel in der Welt vom 24.06.2005 
gelesen habe, dass sowohl bei einem der 
inzwischen weiteren Morde in Nürnberg und 
bei dem ein Jahr zuvor begangenen Spreng-
stoffanschlag in Köln Fahrräder eine Rolle 
spielen sollten. Das war mir nämlich neu. 
Das habe ich aus der Zeitung damals ent-
nommen. Und ich habe damals Auftrag er-
teilt, bei den beiden dafür infrage kommen-
den Abteilungen des BKA, nämlich die Ab-
teilung Organisierte und Allgemeine Krimina-
lität, OA, und die Abteilung Staatsschutz, ST, 
festzustellen, ob an dieser Sache etwas dran 
ist.  

Ich bekam dann einige Wochen später 
eine Antwort, ein kurzer Ergebnisvermerk der 
Abteilung ST, in dem mitgeteilt wurde, die 
Verbindung sei von den Nürnbergern und 
den Kölner Kollegen geprüft worden, aber 
nach Auskunft der Kölner Polizei gäbe es 
nach dem derzeitigen Stand der Ermittlungen 
keine Zusammenhänge. 

Ich bin erneut mit der Angelegenheit be-
fasst worden, als etwa zeitgleich mit der Ein-
richtung der BAO „Bosporus“ in Nürnberg an 
mich herangetragen wurde, dass die bayeri-
schen Kollegen statt der bundesweiten Ver-
bundanwendung INPOL-Fall - also da, wo 
die Daten in solchen Fallkomplexen für alle 
Beteiligten zugänglich gebündelt werden 
sollten - ein eigenes Informationssystem 
rsCASE, oder auch EASy genannt, nutzen 
würden. 

Wir haben das kritisch gesehen im Bun-
deskriminalamt, weil eine Folge dieses eige-
nen Wegs in Bayern gewesen ist, dass beide 
Systeme parallel bedient werden mussten 
und inhaltlich - das hat sich dann auch ge-
zeigt - auch nur partiell bedient worden sind, 
ohne miteinander wirklich kompatibel zu sein.  
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Eine Schnittstelle zwischen beiden Systemen 
gab es nicht, jedenfalls nicht am Anfang; sie 
musste erst über Monate hinweg entwickelt 
werden. 

Auch ich persönlich habe diese Vorge-
hensweise Bayerns nicht für sinnvoll gehal-
ten und auch entsprechende Zweifel, haus-
intern zunächst, schriftlich geltend gemacht. 
Darüber hat es dann auch Gespräche mit 
Bayern gegeben, wiederum sowohl auf der 
Arbeitsebene als auch in dem einen oder 
anderen Fall auf der Leitungsebene. 

Das waren dann so die wesentlichen 
Probleme zwischen 2004 und 2006, nach 
meiner Erinnerung. Eine Entwicklung, die wir 
als eine dramatische Lageverschärfung an-
gesehen haben, hat dann noch einmal zu 
einem Gesinnungswandel im Bundeskrimi-
nalamt geführt, was die zentralen Ermittlun-
gen angeht.  

Das waren in erster Linie die Morde 
Nummer 8 und 9 im April 2006 in Dortmund 
und in Kassel. In dieser Phase und eben 
eingedenk der problematischen Ermittlungs-
konstruktion, der Probleme mit der Daten-
verarbeitung in den zusammenhängenden 
Fällen reifte im Bundeskriminalamt in enger 
Abstimmung mit der dann von OA in SO - 
Schwere und Organisierte Kriminalität - um-
benannten Abteilung der Entschluss, dass 
wir uns erneut darum bemühen wollten, die 
Ermittlungen in die Hand zu bekommen und 
sie zentral vom Bundeskriminalamt aus zu 
führen. 

Der Weg dahin - weil über die ganzen 
Jahre einfach der Eindruck sich bei uns fest-
gesetzt hatte, dass die Länder von sich aus 
dieses Ersuchen an das BKA nicht stellen 
würden - war deshalb die Überlegung, dem 
Bundesinnenminister vorzuschlagen, das 
Bundeskriminalamt nach § 4 Abs. 2 Nr. 2 des 
BKA-Gesetzes, wie es dort heißt, „aus 
schwerwiegenden Gründen“ mit den Ermitt-
lungen zu beauftragen; eine Maßnahme die 
höchst sparsam in der Geschichte der Bun-
desrepublik bisher, eingedenk der Länder-
hoheit in Polizeiangelegenheiten, angewen-
det worden ist.  

Ich sagte schon, was uns getrieben hat, 
das zu tun. Ich will noch hinzufügen: Natür-
lich hat auch die Erfolglosigkeit der bisheri-
gen Ermittlungen bei unseren Überlegungen 
eine Rolle gespielt. Ich betone noch mal: Wir 
waren uns vollkommen darüber im Klaren, 
dass auch das BKA keine Erfolgsgarantie 
darstellen würde und sie auch nicht gehabt 
hat. 

 
 

Wir sahen Schwachstellen bis dahin. Es 
gab nach unserer Einschätzung kein einheit-
liches Ermittlungs- und Fahndungskonzept. 
Es ist zu Mehrfachbearbeitungen gekommen. 
Es gab keine zentrale Koordination verdeck-
ter taktischer Ermittlungsmaßnahmen bei 
allen, die eben in Ermittlungen drinsteckten. 
Es gab Probleme mit einer abgestimmten 
Öffentlichkeitsarbeit. Und vor allen Dingen - 
und das war für mich persönlich das Wesent-
liche -: Es gab eben keine gemeinsame Nut-
zung einer bundesweit verfügbaren Ver-
bunddatenbank, in der alle Informationen 
waren und die eben dann mit Analysen aus 
einer Sicht hätte eingesetzt werden können.  

Und wir sahen die Gefahr, dass, sofern 
die Serie sich fortsetzen würde, diese 
Schwachstellen sich noch einmal massiv 
verstärken würden. Deshalb war es die 
Überlegung des BKA, eine einheitliche zen-
trale Ermittlungsführung folgendermaßen 
aufzuziehen: Wir stellten uns natürlich vor, 
dass die Gesamtleitung beim BKA liegen 
würde, mit klaren Unterstellungsverhältnis-
sen, aber auch ganz gewiss mit der Einbin-
dung der bereits bestehenden und schon 
über Jahre bestehenden regionalen Ermitt-
lungseinheiten vor Ort und eben auch mit 
den bereits eingearbeiteten Ermittlern.  

Das hätten wir sicherstellen wollen durch 
die Einrichtung von Einsatzabschnitten in 
den Ländern. Es gibt Beispiele dafür, dass 
das gut funktioniert hat. Ich nenne die ein 
Jahr später durchgeführte sogenannte EG 
„Zeit“ - mit dem Stichwort „Sauerlandgruppe“ 
wissen Sie wahrscheinlich, was ich meine - 
im Bereich des internationalen Terrorismus. 
Wir wollten für klarere Kommunikations-
strukturen sorgen, als sie so einfach objektiv 
sein konnten. Wir wollten alle Hinweise und 
alle Spuren an einer Stelle zusammenführen, 
um sie komplex abzugleichen und vor allen 
Dingen unter einheitlicher Perspektive abzu-
gleichen. Und wir wollten - auch das wichtig - 
ein koordiniertes und geschlossenes Auftre-
ten gegenüber ausländischen Polizei- und 
Justizbehörden. 

Und vor dem Hintergrund der unklaren 
Motivlage wollten wir einen breiten Ermitt-
lungsansatz wählen, der andere Fachberei-
che des BKA wie die Abteilung Polizeilicher 
Staatsschutz, ohne dass wir einen Anhalts-
punkt gehabt hätten, wo es dann tatsächlich 
hinging - - Und wir hätten das natürlich mit 
einem angemessenen Kräfteeinsatz ge-
macht.  
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Was das BKA in dieser Hinsicht leisten 
kann, hat das Amt in vielen Fällen bewiesen. 
Ich erinnere nur an die BAO „USA“, die mit 
den Anschlägen vom 11. September 2001 zu 
tun hatte. Da waren über 600 Beamte einge-
setzt. Ich erinnere an die EG „Zeit“, eben 
schon erwähnt: Da waren im BKA über 200 
Beamte eingesetzt, mit unterstellten Einsatz-
abschnitten der Länder. Und auch das, was 
das Bundeskriminalamt jetzt mit der BAO 
„Trio“ - also die den Fall jetzt ermittelt - tut, 
beweist, dass wir nicht mit 20 unkundigen 
Ermittlern schlagartig 180 eingearbeitete 
Landesbeamte hätten ersetzen wollen, wie 
es, wenn die Presse richtig berichtet hat und 
ich das auch richtig gelesen habe, hier im 
Ausschuss gefallen sein soll. 

(Wolfgang Wieland (BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN): Das hat der 
Zeuge Beckstein so gesagt!) 

Das gehört für meine Begriffe, bei allem 
Respekt, eher in das Reich der Satire. So 
hätten wir das nicht angepackt. 

Im BKA war auch eine Offenheit für an-
dere Motive da. Lassen Sie mich das bitte 
auch noch sagen. Ich kann mich erinnern an 
Führungsinformationen aus der zuständigen 
Abteilung, in denen es ausdrücklich heißt - 
ich zitiere das jetzt hier -: 

Die Motivlage ist weiterhin unklar. 
Aufgrund der bisherigen Erkennt-
nisse wird im Fachbereich ein 
Rauschgifthintergrund vermutet. 
Mögliche weitere Hintergründe - 
Schutzgelderpressungen, Sniper, 
politische Hintergründe - sind nicht 
auszuschließen und werden weiter 
in Betracht gezogen. (?) 

Das zeigt zwar die Präferenz, das Motiv 
im allgemeinen kriminellen Bereich zu su-
chen und zu vermuten - da war ja auch der 
Ermittlungsauftrag für das BKA platziert -, 
aber politische Motive wurden eben nicht 
ausgeschlossen. Und wir haben das dann 
auch - ich komme da gleich noch kurz drauf - 
in einem Bericht an den Bundesminister des 
Innern noch mal deutlich zum Ausdruck ge-
bracht. 

Ich bin dann weiter befasst worden mit 
der Überlegung bei unseren Leuten,

4
 ein 

Lage- und Informationszentrum einzurichten, 
das in erster Linie für den Fall gedacht war, 
dass wir uns mit der Übernahme der Ermitt-
lungen nicht durchsetzen würden. Das ist in 
einer Besprechung beispielsweise von Herrn 
Hoppe, den Sie ja hier gehört haben, vorge- 
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schlagen worden. Herr Hoppe musste dann 
zur Kenntnis nehmen, dass eben aus der 
BAO-Leitung entgegengehalten wurde, da-
rüber werde das Bayerische Staatsministe-
rium des Innern entscheiden.  

Also nicht, dass eine solche Aussage das 
Bundeskriminalamt in dieser Hinsicht wirklich 
gebunden hätte! Aber die Aussage zeigt 
schon die Einstellung, der das BKA in die-
sem Fallkomplex selbst als Zentralstelle - 
eine Bundeskompetenz für kriminalpolizei-
liche Angelegenheiten - begegnete. Und 
ohne Kooperationsbereitschaft der Bundes-
länder war auch ein solches Lage- und In-
formationszentrum sinnlos.  

Ich habe dann, nachdem im BKA der Ent-
schluss gefallen war, den Bundesminister um 
diese Beauftragung zu bitten, am 20. April 
2006 ein vorbereitendes Gespräch mit dieser 
Zielrichtung mit einem Mitarbeiter des Bun-
desinnenministeriums geführt, mit einem 
Unterabteilungsleiter, mit Herrn Förster, der 
sich unserer Überlegung auch nicht ver-
schlossen hat und mich gebeten hat, dafür 
zu sorgen, dass wir einen entsprechenden 
Bericht - ich glaube, er hat den Begriff „An-
regungsschreiben“ benutzt - an das Ministe-
rium richten. 

Einen entsprechenden Auftrag habe ich 
dann am nächsten Tag an die zuständige 
Abteilung gegeben. Der Bericht hat das BKA 
dann am 2. Mai 2006 verlassen. Ich habe ihn 
gezeichnet, weil damals Präsident Ziercke 
sich auf einer Auslandsreise befunden hat.  

Dieses Datum erklärt sich auch daraus, 
dass Anfang Mai 2006 eine Innenminister-
konferenz stattfand und bei der Gelegenheit 
die zuständigen Minister eben zusammen-
kommen würden, und über diesen Vorschlag 
des BKA und, sofern der Minister sich unse-
rem Votum angeschlossen hätte, eben seine 
Absicht, das BKA mit den Ermittlungen zu 
beauftragen, hätte verhandelt werden kön-
nen. 

Besprochen worden ist der Sachverhalt, 
soweit ich weiß - ich habe da aber nichts 
Schriftliches gesehen, sondern habe nur 
mündliche Reaktionen bekommen -, am 3. 
oder 4. Mai im Kamingespräch oder am 
Rande des Kamingesprächs bei der Innen-
ministerkonferenz. Und ich sage das auch 
gleich an der Stelle: Mir ist nicht bekannt, wer 
da mit wem gesprochen hat. Ich ging immer 
davon aus, dass die Minister miteinander 
gesprochen haben, bin mir aber da nicht 
hundert Prozent sicher. Denkbar wäre auch, 
dass die Abteilungsleiter, die Leiter der Poli- 
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zeiabteilungen, miteinander vereinbart ha-
ben, was mir dann am 8. Mai 2006

5
 der da-

malige Abteilungsleiter P im BMI, der inzwi-
schen verstorbene Herr Krause, telefonisch 
mitgeteilt hat.  

Er rief mich an, um mir das Ergebnis der 
Abstimmung zwischen den beteiligten Mini-
sterien am Rande der IMK mitzuteilen. Und 
er sagte - ich habe mir damals eine Notiz 
gemacht - wörtlich, Bayern wolle das jetzt 
mal in die Hand nehmen und aus den ande-
ren Bundesländern und vom BKA Verbin-
dungsbeamte anfordern. Die zentrale Infor-
mationsauswertung solle in Bayern bei der 
BAO laufen. Das BKA solle aber seine Rolle 
als Zentralstelle trotzdem ausüben. 

Ich habe das als Zuweisung einer Neben-
rolle für das Bundeskriminalamt, die wir da 
bisher ja auch gespielt haben, verstanden 
und habe sofort unter Hinweis auf die klare 
bundesgesetzliche Aufgabenzuweisung an 
das BKA als Zentralstelle - nicht als Ermitt-
lungsbehörde, als Zentralstelle - dagegen 
argumentiert, darauf hingewiesen, dass wir 
dann weiter mit Doppelarbeiten, Nahtstellen-
problemen, unklaren Zuständigkeiten bei 
allen direkt Betroffenen und sonst irgendwie 
auch mal punktuell beteiligten Polizei- und 
Sicherheitsbehörden zu rechnen hätten, dass 
nach meiner Ansicht so auch Konkurrenz-
verhalten gefördert würde und vor allen Din-
gen dass das BKA als Zentralstelle durch 
diese Entscheidung, dass auch die Informa-
tionsverarbeitung in Bayern bleiben sollte - 
zentral -, ausgehebelt würde.  

Eine befriedigende Antwort auf meinen 
Widerspruch habe ich nicht bekommen. Ich 
habe daraufhin Herrn Krause auch gesagt, 
niemand - und ich habe das hier schon 
zweimal gesagt -, keine Behörde könne eine 
Erfolgsgarantie geben, aber alle bekämpfen-
den Aufklärungsbemühungen seien von An-
fang an bis jetzt aus meiner Sicht - und das 
wörtlich - kriminalfachlich stümperhaft orga-
nisiert worden. Ich sehe das auch heute noch 
so. Herr Krause reagierte darauf nur mit der 
Aussage, Bayern müsse jetzt aktiv werden. 
Und so ist es dann auch weitergegangen. 

Es gab aber dann eine für mich bezeich-
nende Reaktion aus zwei Bundesländern auf 
diese Verabredungen am Rande der IMK. 
Ein Kollege aus Nordhessen hat Herrn 
Hoppe am 9. Mai wissen lassen, in Hessen 
gebe es einen mündlichen Erlass, dass die 
vom Bundeskriminalamt vorgeschlagene 
Lage- und Informationsstelle nicht akzeptiert 
werde, weil sie zu sehr in Länderinteressen  
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eingreife. Der hessische Landespolizeipräsi-
dent habe mitgeteilt, beim Kamingespräch 
der IMK sei die Entscheidung gefallen, dass 
die Verfahren in den Ländern wie bisher 
weitergeführt werden, allerdings ein Len-
kungsausschuss eingerichtet werden soll 
unter dem Vorsitz Bayerns mit einer eigenen 
Geschäftsstelle. Aufgrund dieser Entschei-
dung und wegen dieses mündlichen Erlasses 
werde Kassel keine Spuren und Hinweise 
mehr an die Lage- und Informationsstelle des 
BKA liefern. 

Entsprechendes hörten wir dann aus 
Bayern, aus der BAO „Bosporus“. Auch da 
wurde uns mitgeteilt, unser Vorschlag sei von 
den Ländern nicht akzeptiert worden. Die 
Aufgaben des Lagezentrums beim BKA wer-
den durch den in Bayern angesiedelten Len-
kungsausschuss neu definiert. Der Len-
kungsausschuss treffe in Zukunft alle strate-
gischen und operativen Entscheidungen in 
der Mordserie. 

So weit zu den Übernahmeversuchen des 
Bundeskriminalamts. 

Ich bin dann danach punktuell noch mal 
mit der Sache befasst worden, aber das wa-
ren eher Randthemen. So weit mein Ein-
gangsstatement. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Vielen 
Dank, Herr Falk.  

Wir beginnen dann mit der Befragung. Ich 
darf als Vorsitzender einige einleitende Fra-
gen an Sie richten. Sie haben einleitend und 
dann noch mal zur Mitte Ihres Statements 
darauf hingewiesen, dass Sie selbst bei einer 
Übernahme der zentralen Ermittlungsbefug-
nisse durch das Bundeskriminalamt nicht 
sicher hätten davon ausgehen können, dass 
man den Tätern auf die Spur kommt. Sie 
haben aber gleichzeitig gesagt, diese Garan-
tie hätte es zwar nicht gegeben, aber die 
Wahrscheinlichkeit wäre wohl höher gewe-
sen, als Sie es war bei der Art von Struktur-
wahl in Sachen Ermittlungen, für die man 
sich entschieden hat. Habe ich Sie da richtig 
verstanden? 

Zeuge Bernhard Falk: Ja. Ich kann, 
wenn Sie gestatten, das auch kurz noch mal 
begründen. Ich sagte ja, die Organisations-
form, die gewählt war und über einige Jahre 
praktiziert wurde, war in unseren Augen - 
und auch ganz persönlich aus meiner Sicht - 
risikobehaftet, weil eben objektiv Fehlermög-
lichkeiten da waren. 
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Das Kernproblem war, dass eben nicht 
alle Informationen an einer Stelle oder in 
einer Datei zusammengeflossen sind, dass 
nicht permanent nach einer Vorgabe, nach 
einem einheitlich abgestimmten Ermittlungs-
konzept eine Analyse dieser Daten durch-
geführt worden ist, dass diese Analyse-
ergebnisse, die ich mir erhofft hätte oder 
erwartet hätte aus einer solchen Zentralisie-
rung, dann, weil sie eben fehlten, nicht dazu 
genutzt werden konnten, die bisherigen Er-
mittlungsansätze auch immer wieder kritisch 
zu überprüfen, um möglicherweise darauf zu 
kommen, dass wir auf dem falschen Dampfer 
waren, um möglicherweise den einen oder 
anderen Anfasser dafür zu finden, dass in 
andere Richtungen hätte geguckt werden 
müssen. 

Ich habe ja auch gesagt: Auch ich selbst 
habe nicht gesehen, dass da sich irgend-
etwas im Bereich des Rechtsextremismus 
abgespielt hat. Und das hat zu dem Zeitpunkt 
im Amt niemand gesehen. Und wenn wir von 
einer politischen Motivation gesprochen ha-
ben, dann haben wir natürlich nicht nur den 
rassistisch motivierten Täter im Auge gehabt, 
sondern wir haben auch an politischen Ex-
tremismus türkischer Provenienz gedacht. 
Später, sehr viel später kam ja dann auch 
noch mal eine Spur auf, die mit der türki-
schen Hisbullah

6
 zusammenhängt. Das hat 

dann auch zu Ermittlungsverfahren hier in 
Deutschland geführt. Allerdings eben hat sich 
auch schnell gezeigt, dass das ein weiterer 
Irrweg gewesen wäre in den Ermittlungen 
wegen der Ceska-Morde. Insofern war die 
Spur im Ceska-Komplex auch schnell erle-
digt.  

Vorsitzender Sebastian Edathy: Jetzt 
aber unabhängig von der Frage, ob das BKA 
bei der Zuweisung von mehr Kompetenzen, 
als es zum damaligen Zeitpunkt, während 
der Aufklärung der Mordserie hatte - - unab-
hängig von der Frage, ob das BKA den Tä-
tern auf die Spur gekommen wäre: Sie hätten 
es auch im Nachhinein für sachlich richtig 
gehalten, dem Wunsch des BKA zu folgen? 

Zeuge Bernhard Falk: Ich habe die 
Frage jetzt nicht verstanden. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Sie 
hätten es für sachlich richtig gehalten, wenn 
dem Vorschlag des Bundeskriminalamtes 
gefolgt worden wäre? 
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Zeuge Bernhard Falk: Das hätte ich für 
sachlich richtig gehalten, und das BKA-Ge-
setz sieht alle Möglichkeiten dafür vor, zu 
einer solchen Entscheidung zu kommen, 
auch wenn die Länder von sich aus diesen 
Weg nicht gehen. Aber das wäre natürlich 
der erste Weg gewesen. Wir haben auch klar 
intern immer gesagt - und auch in Absprache 
mit dem BMI -: Diese von uns zuletzt vorge-
schlagene Beauftragung durch den Bundes-
innenminister ist für uns die Ultima Ratio, 
wenn alles andere nicht geht. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Nun 
haben Sie selber angesprochen, dass wir in 
der letzten Sitzung des Ausschusses Herrn 
Beckstein zu Gast hatten, den früheren baye-
rischen Innenminister, späteren Ministerprä-
sidenten. Er hat hier am 24. Mai erklärt - ich 
will Ihnen kurz ein paar Zitate vorhalten aus 
dem vorläufigen Stenografischen Protokoll 
der Sitzung -, warum aus seiner Sicht gerade 
die Beibehaltung der Koordinationsfunktion 
bei der sogenannten BAO „Bosporus“ der 
sachlich richtige Weg gewesen sei. Ich zitiere 
Herrn Beckstein - das ist Seite 86 des vor-
läufigen Protokolls -: 

Anders als Sie, Herr Vorsitzender, 
glaube ich nicht, dass automatisch 
20 BKA-Beamte das besser behan-
delt hätten als 200 Länderbeamte. 
Ich glaube nicht, dass das BKA aus 
dem Stand 150 oder 200 Beamte 
gehabt hätte. 

Diese Aussage von Herrn Beckstein, sehr 
geehrter Herr Falk, teilen Sie die? Also wenn 
das BKA die Federführung übernommen 
hätte, hätten Sie dann 200 Länderbeamte 
durch 20 BKA-Beamte ersetzt? 

Zeuge Bernhard Falk: Nein, natürlich 
nicht.  

Vorsitzender Sebastian Edathy: Wie ist 
denn diese Aussage zu erklären? 

Zeuge Bernhard Falk: Das kann ich 
nicht sagen. Ich weiß nicht, was Herrn 
Beckstein dazu gebracht hat, das so zu 
kommentieren. In solchen Fällen versucht 
das Bundeskriminalamt - und es ist dabei 
natürlich wieder auf die Kooperationswillig-
keit der mitbetroffenen Bundesländer ange-
wiesen -, eine Organisation aufzuziehen, die 
in etwa so aussieht: 
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Im Bundeskriminalamt gibt es einen Poli-
zeiführer, der für den Gesamteinsatz zustän-
dig ist. Der verfügt über einen personell gut 
ausgestatteten Stab. Es wird eine zentrale 
Ermittlungseinheit im Bundeskriminalamt 
organisiert, die übergreifende Ermittlungen 
selber vornimmt und vor allen Dingen alle 
Ermittlungsergebnisse zusammenzieht, die in 
regionalen Einsatzabschnitten erzielt werden. 
Auch vor Ort sollte natürlich weiterermittelt 
werden. 

Ich sagte ja: Nach unserer Vorstellung - 
und das ist in anderen Fällen eben so prakti-
ziert worden - wären die Länderbeamten 
vielleicht nicht in der Anzahl, in der das zum 
Zeitpunkt der Übernahme oder Übergabe der 
Fall war - - wären die Länderbeamten aber - 
in Anführungszeichen - im Geschäft geblie-
ben. Und auf jeden Fall hätte es eine Über-
gangszeit gegeben über Wochen, bis dann 
auch BKA-Beamte, die möglicherweise neu 
in diesen Komplex eingestiegen wären, ein-
gearbeitet gewesen wären. 

Aber es war ja nicht so, dass das BKA bei 
null hätte anfangen müssen. Das kam ja 
noch dazu. Denn a) hatten wir einen Teil-
ermittlungsauftrag. Das BKA hat über Jahre 
an Besprechungen teilgenommen, auch an 
Abstimmungsbesprechungen. Die Dinge sind 
bis dahin ja auch einvernehmlich so verhan-
delt worden und so vereinbart worden, wie 
sie gelaufen sind. Das Bundeskriminalamt 
war mit der Kriminaltechnik involviert. Wir 
waren mit unseren Auslandskontakten invol-
viert. Die Verbindungsbeamten sind, was 
Tschechien anging - Herkunft der Waffe -, 
was die Schweiz anging - Herkunft der 
Waffe -, was die Türkei anging - Herkunft der 
Opfer - - Natürlich waren auch im Umfeld der 
Opfer Ermittlungen anzustellen. Da war das 
Bundeskriminalamt ja involviert.  

Und wenn ich richtig informiert bin, ist die 
BAO „USA“ auch erst im Jahr 2005 installiert 
worden, die dann die Koordinations- und 
dann ab 2006 auch die Steuerungsaufgaben 
übernommen hat. Das heißt, auch diese 
BAO hat nicht von Anfang an - also ab 2000 - 
gearbeitet. Auch die mussten sich irgend-
wann mal einarbeiten in diesen Komplex.  

Also ich hätte da keine Probleme gese-
hen - überhaupt keine -, dass das BKA fach-
lich sauber einen solchen Ermittlungsauftrag 
übernommen hätte.  

Vorsitzender Sebastian Edathy: Also 
die Aussage von Herrn Beckstein, es wäre 
allein schon deshalb gar nicht vertretbar ge- 
 

wesen, das Bundeskriminalamt mit der Fe-
derführung der Ermittlungen zu beauftragen, 
weil die Ressourcen dafür gar nicht vorhan-
den seien und man möglicherweise befürch-
ten müsse, dass 200 Länderbeamte durch 20 
BKA-Beamte ersetzt werden, die ist abwe-
gig? 

Zeuge Bernhard Falk: Das Bundeskrimi-
nalamt hat - ich habe die BAO „Bosporus“
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zuvor erwähnt - in herausragenden Fällen es 
immer geschafft, die wirklich notwendigen 
Ressourcen freizusetzen. Natürlich muss 
man dann Schwerpunkte setzen im Amt, 
muss kurzfristig oder auch mittelfristig oder - 
wenn es über Jahre geht - auch langfristig 
andere Aufgaben zurückschrauben. Das 
muss man sehr genau prüfen, wo das 
möglich ist, wo es vertretbar ist. Das hat 
sicher irgendwo auch seine Grenzen. Wo die 
hier gelegen hätte, kann ich nicht sagen. Das 
wäre rein hypothetisch, wenn ich jetzt 
spekulieren würde. Aber ich kann hier sicher 
sagen: Wir hätten das nötige Kräftepotenzial 
zur Verfügung gestellt.  

Vorsitzender Sebastian Edathy: Dann 
darf ich - Herr Binninger hatte auch darum 
gebeten; ich wollte es aber auch sowieso 
machen - noch den zweiten Teil der diesbe-
züglichen Aussage von Herrn Beckstein 
Ihnen hier vorhalten. Ich zitiere Herrn Beck-
stein weiter: 

Wenn das jemand neu überarbeitet, 
ist es zwangsläufig … dauert es 
Wochen, Monate oder Jahre, bis 
jemand sich in die Ermittlungen 
einarbeitet. Aber dass man in der 
heißesten Phase der Mordermitt-
lungen - das waren die Morde vom 
April 2006 - nach einem Dreivier-
telmonat die Ermittlungen unter-
bricht und auf jemand anderen 
überträgt, wäre auch aus heutiger 
Sicht ein fachlich schwerer Fehler. 
Diese Beurteilung  

- in Klammern: fachlich schwerer Fehler - 

haben alle Länder geteilt, und dem 
ist auch nicht ernsthaft in den Be-
sprechungen vom BKA widerspro-
chen worden.  

Zeuge Bernhard Falk: Also ich schildere 
Ihnen hier meine Sicht und wie ich das erlebt 
habe. Wer sonst vom Bundeskriminalamt 
sich dazu geäußert hat, weiß ich nicht. Na-
türlich wäre es ein fachlich schwerer Fehler  
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gewesen, die Ermittlungen zu unterbrechen 
und praktisch völlig neu aufzusetzen. Aber so 
wäre es ja nicht passiert, sondern natürlich 
wäre in all den Spurenbereichen, die es bis 
dahin gegeben hat, weiterermittelt worden. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: War es 
denn umgekehrt aus Ihrer Sicht ein fachlich 
schwerer Fehler - - 

Zeuge Bernhard Falk: Darf ich gerade 
noch einen Satz hinzufügen? 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Bitte. 

Zeuge Bernhard Falk: Was ich aber für 
geboten halte in solchen Fällen immer: dass 
man parallel zu der Fortführung bis dahin 
begründet verfolgter Spuren - begründet 
verfolgter Spuren! - auch neu aufsetzt und 
versucht, eine neue Sichtweise, eine neue 
Perspektive zu entwickeln, eben um die bis-
her erfolglos verfolgten Spuren zu überprü-
fen.  

Vorsitzender Sebastian Edathy: Also 
Herr Beckstein hat uns hier nun berichtet, es 
wäre ein fachlich schwerer Fehler gewesen, 
das BKA mit der federführenden Ermittlungs-
zuständigkeit zu betrauen. Würden Sie um-
gekehrt sagen: „Es war ein fachlich schwerer 
Fehler, die Strukturen so zu belassen, wie 
sie damals bestanden“? 

Zeuge Bernhard Falk: Ja, das habe ich 
ja eben deutlich gemacht. Ich habe das für 
fachlich falsch gehalten.  

Vorsitzender Sebastian Edathy: Der 
fachlich schwere Fehler war, - 

Zeuge Bernhard Falk: Ich habe das für 
fachlich falsch gehalten. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: - keine 
Konsequenzen zu ziehen, - 

Zeuge Bernhard Falk: Ja. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: - nicht 
das BKA stärker einzuschalten?  

Zeuge Bernhard Falk: Das hätte nicht 
zwingend das BKA sein müssen. Also ich 
bitte, mich jetzt nicht so zu verstehen. Es 
hätte nicht zwingend das Bundeskriminalamt  
 

sein müssen, das die Ermittlungen zentral 
führt. Aber sie hätten zentral geführt werden 
müssen. Das ist meine feste fachliche Über-
zeugung.  

Vorsitzender Sebastian Edathy: Weil 
wir hatten ja im April 2006 - - Mitte 2006 die 
Situation: neun Morde in fünf Bundesländern, 
verschiedenste Polizeibehörden, Staatsan-
waltschaften, die zuständig gewesen sind, 
die BAO „Bosporus“, die da ein bisschen 
koordinieren sollte. Aber es gab ja nicht eine 
wirklich klare Kompetenzverteilung. Es gab 
auch keine klaren Hierarchien.  

Zeuge Bernhard Falk: Deswegen ja 
auch meine Aussage: Wir wollten für klare 
Strukturen in der Kommunikation, aber auch 
was die Über- und Unterordnung angeht - 
das muss einfach sein in so einem Komplex - 
sorgen.  

Vorsitzender Sebastian Edathy: Nun 
sind ja doch auch Ländervertreter Experten 
im Bereich der Polizei genauso wie die Be-
diensteten des Bundeskriminalamtes. Wie 
kann es denn so sein, dass man bei einer 
Organisationsfrage so unterschiedlicher Mei-
nung sein kann? 

Ich darf hier mal einen Vorhalt machen. 
Das ist aus einer E-Mail vom 21. April 2006 
über - - Muss ich mal ganz kurz raussuchen, 
damit ich auch noch mal die Quelle sagen 
kann. - Das ist eine BKA-E-Mail - Ihnen zur 
Kenntnis gegeben - vom 21. April 2006. Das 
ist die Akte BKA-2/19.O5, Blatt 295 f. Und da 
wird wiedergegeben das Ergebnis einer Be-
sprechung, eines Gespräches von BKA-Prä-
sident Ziercke am 20. April 2006 - also einen 
Tag vorher hat das stattgefunden - mit den 
Chefs der Landeskriminalämter aus Bayern, 
Hamburg, Hessen, Nordrhein-Westfalen, 
Mecklenburg-Vorpommern und - - 

Zeuge Bernhard Falk: Ich kenne diese 
Notiz, ja.  

Vorsitzender Sebastian Edathy: Also da 
sind die Positionen der Länder wiedergege-
ben. Da ist unter anderem wiedergegeben 
von Hamburg: 

... es lief sicherlich nicht alles opti-
mal; BKA hatte allerdings 

- wahrscheinlich ist 2004 gemeint – 
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Ermittlungsführung abgelehnt, so 
dass es jetzt einen „komischen Ge-
schmack” habe, wenn das BKA die 
zentrale Ermittlungsführung über-
nähme. 

Hessen sagt:  

Bei Übernahme durch BKA werden 
Effizienz-/Effektivitätsverluste durch 
Frust bei den bislang tätigen Be-
amten befürchtet. 

„... durch Frust bei den bislang tätigen Be-
amten“, falls das BKA mehr Kompetenzen 
bekommt!  

Und offenkundig sah sich Präsident 
Ziercke dann gefordert, Folgendes zu beto-
nen - ausweislich dieser E-Mail -: 

PR hat betont, dass es nicht darum 
ginge, die Länder zu brüskieren ... 

Hatten Sie den Eindruck, dass sach-
fremde Motive seitens der Länder letztend-
lich den Ausschlag gegeben haben, dem 
BKA die Übertragung der federführenden 
Ermittlungskompetenz zu verweigern? 

Zeuge Bernhard Falk: Ob das den Aus-
schlag gegeben hat, Herr Vorsitzender, weiß 
ich nicht. Aber ich kenne diese Notiz über 
dieses Gespräch. Das war der Versuch von 
Herrn Ziercke, die Länder darauf vorzu-
bereiten, dass wir dabei waren in dieser 
Phase, eine Entscheidung des Bundes-
innenministers herbeizuführen, aus schwer-
wiegenden Gründen das BKA zu beauftra-
gen. Und er wollte natürlich niemanden mit 
dieser Nachricht überfallen. Deswegen diese 
Vorabsprache.  

Es ist ja bezeichnend - ich muss das wirk-
lich so deutlich sagen -, dass die LKA-Chefs 
da über eine Sache geredet haben, die sie, 
bis auf Hamburg, auch nur aus der Ferne 
sich angeschaut hatten. Denn außer Ham-
burg war in allen Bundesländern in den 
Ermittlungen kein Landeskriminalamt betei-
ligt.  

Es ging also hier nur um Information und 
natürlich auch um eine Auslotung der Stim-
mung. Es ist vollkommen klar - und ich kann 
das gut nachvollziehen; ich war selber 
25 Jahre lang auch verantwortlicher Landes-
beamter in der Kriminalpolizei, in Hessen 
nämlich, bevor ich dann zum BKA wechsel-
te -, dass man sich selber auch zutraut, 
einen solchen Fall oder Fallkomplex aufzu-
klären - das ist normalerweise auch so -, 
wenn man sich in seinem eigenen Bereich  
 

bewegt oder auch sogar wenn ein Fall über-
regionale Bezüge hat, die aber auf Einzel-
heiten sich begrenzen.  

Es sieht alles ganz anders aus, wenn eine 
derart überregionale Tatbegehung zu ver-
zeichnen ist, wie das hier eben der Fall ge-
wesen ist, wenn, wie Sie sagen, fünf Bun-
desländer tangiert waren, sechs ermittelnde 
Polizeibehörden, fünf Staatsanwaltschaften. 
Wir haben auch natürlich dafür plädiert, dass 
ein staatsanwaltschaftliches Sammelverfah-
ren eingerichtet wird. Da gab es aber wohl - 
das habe ich nur gerüchteweise gehört - auf 
Arbeitsebene die Absprache, an eine Zu-
sammenführung denke man staatsanwalt-
schaftlicherseits wohl erst zum Zeitpunkt 
einer irgendwann mal ins Haus stehenden 
Anklage, nicht schon im Bereich der Ermitt-
lungen.  

Das sind sicher klimatische Dinge, die da 
eine Rolle gespielt haben. Das hat auch 
vielleicht was mit Konkurrenzdenken zu tun. 
Ich weiß es nicht, was bei dem Einzelnen da 
im Kopf vorgegangen sein wird. Aber ich 
könnte mir vorstellen, dass das eine Rolle 
gespielt hat.  

Vorsitzender Sebastian Edathy: Ist das 
eigentlich aus Ihrer langjährigen Erfahrung 
als BKA-Vizepräsident öfter mal der Fall, 
dass Konkurrenzdenken Entscheidungen 
beeinflusst und Sicherheitsbelangen vor-
geht? 

Zeuge Bernhard Falk: Das kann auch 
innerhalb eines Landes passieren. Das ist 
mir durchaus auch -  

Vorsitzender Sebastian Edathy: Das 
haben wir auch schon festgestellt.  

Zeuge Bernhard Falk: - zu einem frühen 
Zeitpunkt meiner beruflichen Tätigkeit im 
Land vorgekommen. Ja, das kann schon 
sein.  

Vorsitzender Sebastian Edathy: Sie ha-
ben gerade gesagt, dass sozusagen die 
meisten Präsidenten der Landeskriminal-
ämter, die bei dieser Besprechung dabei 
waren, aus der ich eben zitiert habe, was die 
diesbezügliche BKA-E-Mail betrifft, die die 
Gesprächsinhalte zusammenfasst, in der 
Materie ja gar nicht richtig drinsteckten. 

Zeuge Bernhard Falk: Ja.  
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Vorsitzender Sebastian Edathy: Das 
heißt, die haben sozusagen aus ihrer Län-
dersicht einfach eine grundsätzliche Mei-
nungsbekundung getätigt, ob sie damit ein-
verstanden sind, dass der Bund in dem Fall 
die Federführung bekommt? 

Zeuge Bernhard Falk: Das kann so ge-
wesen sein. Es kann aber auch gewesen 
sein - ich war a) nicht dabei und habe auch 
mit keinem von denen persönlich geredet -, 
dass die sich vorher rückgekoppelt hatten mit 
ihren örtlichen Dienststellen oder mit ihrem 
Ministerium. Also das wäre nicht unüblich, 
das zu tun, bevor man sich festlegt in so 
einer Frage.  

Vorsitzender Sebastian Edathy: Herr 
Beckstein hat dann hier argumentiert: Selbst 
wenn die Länder nicht bereit gewesen wären, 
diese zentrale Ermittlungskompetenz dem 
BKA zu übertragen, hätte das ja angeordnet 
werden können durch den Bundesinnen-
minister. - Wäre das realistisch gewesen? 

Zeuge Bernhard Falk: Ja, ich sagte ja: 
Dieser Fall ist sehr selten eingetreten - kann 
man wahrscheinlich an zwei Händen abzäh-
len - - in denen ein solcher Ermittlungsauf-
trag des Bundesinnenministers aus schwer-
wiegenden Gründen erteilt worden ist.  

Wir haben die schwerwiegenden Gründe 
hier vorliegend gesehen, einmal wegen der 
Tatbegehung: neun Morde, türkische Mitbür-
ger, ein griechischer Mitbürger. Von der Poli-
zeibeamtin wussten wir zu dem Zeitpunkt 
natürlich noch nichts; das war ja auch erst 
später. Und wir haben die Erfolglosigkeit 
gesehen. Wir haben die Internationalität 
vermutet, auch wenn sie sich so, wie wir sie 
ursprünglich vermutet haben, nachher nicht 
dargestellt hat. 

Uns war klar - und wir haben das, ich 
habe das selber erlebt in Gesprächen mit 
ausländischen Kollegen, mit türkischen Kol-
legen -, wie sehr beobachtet worden ist aus 
dem Ausland, wie die deutschen Ermitt-
lungsbehörden mit diesem Fallkomplex um-
gehen.  

Und wir sahen auch die Gefahr, dass hier 
Belange, politische Belange, außenpolitische 
Belange, bundespolitische Belange tangiert 
sein könnten, und wenn es nur - in Anfüh-
rungszeichen - um die Rufschädigung der 
Bundesrepublik Deutschland gegangen 
wäre. Und deswegen haben wir den Anlass  
 

 
 

gesehen, eine solche Ausnahmeregelung bei 
dem Minister zu beantragen.  

Vorsitzender Sebastian Edathy: Und da 
waren Sie sich einig mit Präsident Ziercke? 

Zeuge Bernhard Falk: Ja.  

Vorsitzender Sebastian Edathy: Haben 
Sie Kenntnis davon, welche Position der 
damalige Bundesinnenminister, also Herr 
Dr. Schäuble, hatte? 

Zeuge Bernhard Falk: Nein. Ich sagte ja: 
Ich weiß auch nicht, wer im Kamingespräch 
oder beim Kamingespräch die Verhandlun-
gen geführt hat.  

Vorsitzender Sebastian Edathy: Aber 
es war im Vorfeld der Innenministerkonfe-
renz, die da Anfang Mai in Garmisch-Parten-
kirchen stattfand 2006, Konsens in der Spitze 
des Bundeskriminalamtes, den Bundes-
innenminister darum zu bitten, alles dafür zu 
tun, dass das BKA, ich sage mal, den Hut 
aufgesetzt bekommt? 

Zeuge Bernhard Falk: Ja, das war so. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Und 
warum ist das nicht passiert? 

Zeuge Bernhard Falk: Ja, die Entschei-
dung ist dann anders gefallen. Das war nicht 
eine Entscheidung, die im Bundeskriminal-
amt noch hätte beeinflusst werden können.  

Vorsitzender Sebastian Edathy: Ja, 
aber ich meine im Nachhinein. Sie waren ja 
offenkundig befasst mit dem Vorgang. Sie 
haben ja auch schriftlich sich dazu geäußert. 
Da gibt es einen Briefentwurf an die Spitze 
des Bundesinnenministeriums im Vorfeld von 
Garmisch-Partenkirchen, wo genau das sei-
tenweise festgehalten wird, warum vieles 
dafür spricht, dass das BKA da stärker ein-
gebunden wird. 

Jetzt haben Sie ja wahrscheinlich nach 
der Innenministerkonferenz die Information 
erhalten: Es kommt nicht so, wie das BKA es 
eigentlich wollte. Haben Sie da nicht noch 
mal nachgefragt, warum nicht? 

Zeuge Bernhard Falk: Ich habe dann nur 
das Gespräch mit Herrn Krause geführt bzw. 
Herr Krause mit mir. Er rief ja an, hat mir  
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dann mitgeteilt, wie das Ergebnis der Ab-
stimmung in Garmisch gewesen ist. Ich habe 
ihm auch gesagt, was ich fachlich davon 
halte. Ich habe das vorhin hier ausgeführt, 
dass ich gesagt habe: Das ist kriminalfach-
lich - ich habe mich ausdrücklich auf das 
Kriminalfachliche beschränkt - stümperhaft, 
wie bisher gearbeitet worden ist - 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Stüm-
perhaft? 

Zeuge Bernhard Falk: - „stümperhaft“ 
habe ich gesagt, ja - und wie dann weiter-
gearbeitet werden sollte aufgrund der Verab-
redung. Und ich habe seine Reaktion so 
verstanden, dass das aber das Ende der 
Diskussion war. Und da eben auf der Ebene 
der Ministerien entschieden war, gab es für 
das Bundeskriminalamt auch keine Appella-
tionsinstanz mehr.  

Vorsitzender Sebastian Edathy: Das 
heißt also, spätestens 2006 war die Diag-
nose des Bundeskriminalamtes: „So, wie 
bisher ermittelt wird, ist es“ - ich zitiere Sie - 
„stümperhaft gelaufen“? 

Zeuge Bernhard Falk: Das ist meine 
ganz persönliche Diagnose gewesen.  

Vorsitzender Sebastian Edathy: Ja, Sie 
sollen ja hier als Zeuge auch Ihre Meinung - - 

Zeuge Bernhard Falk: Ja, meine ganz 
persönliche. Das war meine wörtliche Reak-
tion auf das, was Herr Krause mir gesagt hat.  

Vorsitzender Sebastian Edathy: Es hat 
hier schon im Ausschuss eine Rolle gespielt 
ein Besprechungsprotokoll vom 24. April 
2006, ein Vermerk von Herrn Hoppe vom 
24.04.2006. Die Quelle müsste ich jetzt noch 
mal hier angeben, weil sie hier nicht so drin-
steht. - Das ist hier die MAT-Quelle dafür? - 
Anlage 17 - - Muss ich nachliefern. Also ein 
Vermerk von Herrn Hoppe vom 24.04.2006. 
Das ist die Quelle BKA-2/19, Blatt 352. 

Da gibt Herr Hoppe den Inhalt eines Te-
lefongespräches wieder zwischen Präsident 
Ziercke und dem Herrn Kindler aus dem 
Bayerischen Staatsministerium des Innern. 
Da steht drin, es - Zitat - „sei eher unerfreu-
lich verlaufen“, und falls man Gebrauch ma-
chen würde vom Zugriffsrecht des Bundes-
kriminalamtes durch Anordnung, was die  
 

 

federführende Ermittlungskompetenz betrifft, 
würde das seitens des Landes Bayern als 
„Kriegserklärung“ - so wörtlich - betrachtet 
werden.  

Sie haben das Telefonat ja nicht selber 
geführt. Kennen Sie den Vermerk? 

Zeuge Bernhard Falk: Ich kannte den 
Vermerk auch nicht, weiß jetzt, dass es ihn 
gibt. Aber über den Inhalt dieses Telefonats 
hat mich Herr Ziercke informiert. Und ich 
habe dann diesen Inhalt auch in eine Be-
sprechung mit der Fachabteilung, mit SO, 
transportiert. Und da hat Herr Hoppe ihn 
wohl auch - - also das wohl aufgenommen 
und auch diese Formulierung von der 
Kriegserklärung aufgenommen und dann in 
einem Vermerk festgehalten.  

Vorsitzender Sebastian Edathy: Da 
muss ich mal kurz nachfragen, weil das ein 
Punkt ist, der hier schon strittig diskutiert 
worden ist. Herr Ziercke hat Ihnen mündlich 
von diesem Telefonat berichtet? 

Zeuge Bernhard Falk: Ja.  

Vorsitzender Sebastian Edathy: Hat 
Ihnen Herr Ziercke gesagt, es sei der Begriff 
„Kriegserklärung“ gefallen? 

Zeuge Bernhard Falk: Ja. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Von 
Herrn Kindler? 

Zeuge Bernhard Falk: 
8
Von Herrn Kind-

ler. Und die Sache sei mit Herrn - - das 
Thema sei schon mit Herrn Beckstein erör-
tert. Also das war wohl das - - 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Nun ist 
es natürlich so: Wenn ich sozusagen - also 
was ja auch viele hier gar nicht wollen - Bun-
desinnenminister wäre 

(Heiterkeit - Clemens Binninger 
(CDU/CSU): Jetzt ist es aber aus-

gesprochen! Die Meldung des 
Tages!) 

und das Bundeskriminalamt, also meine 
hochrangige Fachbehörde, sagt mir: „Herr 
Minister, wir haben es hier zu tun mit einer 
Mordserie - wir wissen nicht, nächster Monat, 
nächstes Jahr -, es könnte der zehnte, elfte 
Mord dazukommen, es gibt hier ein Kompe-
tenzwirrwarr, es sind Morde in fünf Bundes- 
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ländern passiert, es gibt in Bayern eine ko-
ordinierende Einrichtung, abber das sind halt 
sehr verschiedene Behörden, Polizei und 
Staatsanwaltschaften, befasst, Herr Minister, 
wir schlagen Ihnen vor: Gehen Sie auf die 
Länder zu und schlagen vor, dass wir als 
Bundeskriminalamt die Federführung be-
kommen“, und dann bekomme ich als Bun-
desinnenminister, der vielleicht geneigt ist, 
dem zuzustimmen, das Signal, dass eines 
meiner 16 Bundesländer - nicht meiner, son-
dern eines -, eines der 16 Bundesländer, die 
das Bundesgebiet ausmachen, sagt: „Wenn 
du das tust, ist das eine Kriegserklärung“, 
könnten Sie sich vorstellen, dass das Ein-
fluss hat auf mein Verhalten als Bundes-
minister? 

Zeuge Bernhard Falk: Herr Vorsitzender, 
das weiß ich nicht, ob das Einfluss hätte. 
Also ich habe diesen Begriff „Kriegserklä-
rung“ nicht in das Bundesinnenministerium 
transportiert. Ich glaube auch nicht, dass er 
aus dem BKA dorthin transportiert worden 
ist. Was natürlich den BMI - - Wir haben ja 
nicht nur einmal informiert, sondern fortlau-
fend; ich habe auch mit Herrn Hanning ir-
gendwann mal über diesen Komplex geredet 
und über diese Absicht, das BKA beauftra-
gen zu lassen.  

Das war sicherlich - - Dass die Neigung 
dazu, das BKA zuständig werden zu lassen, 
in den beteiligten Bundesländern - um es 
zurückhaltend auszudrücken - nicht ausge-
prägt ist, das haben wir transportiert. Ich 
kann für mich ausschließen, dass ich den 
Begriff „Kriegserklärung“ dorthin getragen 
habe. Das ist dann nur BKA-intern gefallen.  

Vorsitzender Sebastian Edathy: Ja, 
wobei natürlich nicht auszuschließen ist - 
Herr Ziercke wird ja noch kommen -, dass er 
selber den Minister darüber informiert hat. 
Oder ist das üblich bei Gesprächen mit den 
Ländern, dass die von „Kriegserklärung“ 
sprechen? 

Zeuge Bernhard Falk: Nein, das ist nicht 
Alltag.  

Vorsitzender Sebastian Edathy: Ja, 
wollte ich gerade sagen. Also, wenn das jetzt 
also sozusagen - 

Zeuge Bernhard Falk: Nein, das kann 
ich ausschließen. Das ist nicht Alltag. 

 

Vorsitzender Sebastian Edathy: - das 
übliche Vokabular wäre, dass man dann das 
nicht weitergeben müsste, das würde dann 
naheliegen.  

Zeuge Bernhard Falk: Jetzt vielleicht et-
was zur Milderung dieses Begriffs: Das Ver-
hältnis und das Gesprächsklima mit den 
bayerischen Kollegen, vor allen Dingen mit 
dem Herrn Kindler, ist üblicherweise ein an-
genehmes und kollegiales. Es ist möglicher-
weise ein etwas flapsig gewählter Begriff 
gewesen, wenn er denn so gefallen ist. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Das 
müsste Herr Kindler dann selber beurteilen. 

Zeuge Bernhard Falk: Ich unterstelle, 
dass er so gefallen ist. Aber es ist jetzt si-
cherlich nicht wörtlich - - 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Aber 
auch wenn er, wie Sie sagen, flapsig ge-
braucht worden sein sollte, hat er doch si-
cherlich mit Vehemenz zum Ausdruck ge-
bracht, dass dem Ansinnen des BKA deutlich 
widersprochen wird? 

Zeuge Bernhard Falk: Das ist so richtig.  

Vorsitzender Sebastian Edathy: Das ist 
keine Überinterpretation, denke ich mal, 
wenn man von „Kriegserklärung“ spricht? 

Zeuge Bernhard Falk: Nein, das ist so. 
Ja, ja.  

Vorsitzender Sebastian Edathy: Das ist 
der Fall? 

Zeuge Bernhard Falk: Ja. Das ist so.  

Vorsitzender Sebastian Edathy: Dann 
habe ich noch eine Frage, bevor die Fraktio-
nen von ihrem Fragerecht gleich Gebrauch 
machen können. - Es gibt eine Ausarbeitung 
aus dem Frühjahr 2006 von der Generalbun-
desanwaltschaft, die eine Prüfung vorge-
nommen hat, ob es eine Zuständigkeit dort 
geben könnte, und die zu dem Fazit 
kommt - - dieser Vermerk kommt zu dem 
Ergebnis, es gäbe diese Zuständigkeit für die 
Generalbundesanwaltschaft nicht, weil es 
keine Hinweise auf einen möglichen politi-
schen Hintergrund gäbe bei der Mordserie.  
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Das war aber zu einem Zeitpunkt der Fall, 
diese Wertung durch die Generalbundes-
anwaltschaft, wo es bereits das zweite Profi-
ler-Gutachten gab von Herrn Horn, der diese 
Möglichkeit nicht ausgeschlossen hat. Inwie-
weit war das BKA eigentlich einbezogen bei 
der Überlegung, dass man ausweislich der 
Unterlagen, die wir gefunden haben, nicht mit 
der zweiten Theorie - möglicher rassistischer 
Hintergrund - in die Öffentlichkeit gegangen 
ist? 

Zeuge Bernhard Falk: Also, diese OFA-
Analyse, die dann unter dem Stichwort „Ein-
zeltätertheorie“ bekannt wurde, war mir per-
sönlich unbekannt. Ich habe bei Gesprächen, 
die ich mit dem Fachreferat hin und wieder 
gehabt habe, zu irgendeinem Zeitpunkt dann 
2006 davon gehört, dass es eine solche 
OFA-Analyse gibt. Ich habe sie nie gesehen. 
Und mir wurde gesagt, dass da jetzt auch - 
nicht nur, sondern auch - eine Einzeltäter-
theorie vertreten werde.  

Das, was mir gesagt worden ist, habe ich 
so verstanden - und ich bin heute noch si-
cher, ich musste es auch so verstehen -, 
dass dieser Begriff buchstäblich zu nehmen 
sei, dass eben die Taten von einem Täter 
begangen worden seien. Ich habe das für 
zweifelhaft deshalb gehalten, weil - ich 
glaube, es war bei dem Mord Nr. 1 und bei 
dem Mord Nr. 3 - eine zweite Schusswaffe 
eingesetzt worden ist neben der Ceska und 
ich mir nur schwer vorstellen konnte, dass 
ein Beidhandschütze - ich will es mal so 
nennen - dort aufgetreten ist, sondern dass 
von mindestens zwei Tätern auszugehen 
war. Deswegen hatte ich meine Zweifel an 
der Feststellung der OFA oder der Über-
legung der OFA, es könnte auch ein Einzel-
täter gewesen sein.  

Heute weiß ich, dass dieser Begriff sicher 
anders zu interpretieren ist. Ich habe damals 
nichts davon gehört, dass in dem Papier, das 
entstanden ist, auch davon die Rede war, 
dass der Täter oder die Täter möglicherweise 
einen Vorlauf im rechten Milieu, in der rech-
ten Szene hätten haben können und dass es 
wohl auch einen Vorschlag gegeben hat, 
einen solchen Ermittlungsstrang aufzuma-
chen. Das ist mir - bis es jetzt dann über die 
Medien, durch die Arbeit des Ausschuss 
öffentlich wurde - nicht bekannt gewesen. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Ich will 
eigentlich auf einen anderen Punkt hinaus. 
Ich mache Ihnen mal zwei Vorhalte. Das eine  
 

ist vom 30. Mai 2006, ein Schreiben der BAO 
„Bosporus“ an das Bayerische Staatsministe-
rium des Innern. Quelle ist MAT A BY-2/9 a, 
Blatt 229

*
. Und in dem Schreiben heißt es: 

Da diese Aussagen, insbesondere 
zur möglichen Fremdenfeindlichkeit, 
einige Brisanz enthalten, wurde der 
Inhalt der 2. Analyse 

- das ist das Gutachten von Horn - 

nur einem sehr begrenzten Perso-
nenkreis bekannt gemacht. Im 
Rahmen von Medieninterviews 
wurde und wird die Einzeltätertheo-
rie nicht besonders in den Mitte-
punkt gestellt, um in der potentiellen 
türkischen „Zielgruppe” keine Un-
ruhe aufkommen zu lassen.  

Wenige Wochen später, 19. Juni 2006 - 
das ist derselbe Bayern-Band, Blatt 331 ff.; 
das ist der 13. Sachstandsbericht der BAO 
„Bosporus“ -, heißt es: 

Eine konkrete Fahndung nach dem 
in der zweiten OFA-Analyse be-
schriebenen Tätertypus 

- in Klammern: Rechtsextremismus - 

wurde im Moment aus zweierlei 
Gründen zurückgestellt. 

Zum einen soll erst durch den Er-
mittlungsbereich „Einzeltäter” und 
die OFA ein individualisierbarer An-
satz entwickelt werden, zum ande-
ren birgt die Veröffentlichung der 
Einzeltätertheorie die Gefahr emo-
tionaler Reaktionen in der türki-
schen Bevölkerung. 

Finden Sie es eigentlich sinnvoll, dass die 
Generalbundesanwaltschaft, wenn sie eine 
Zuständigkeitsprüfung durchführt, auf Zei-
tungsinformationen angewiesen ist? Und das 
war 2006 der Fall. Die haben sich also ange-
schaut: Was ist da eigentlich veröffentlich 
worden zu dieser Mordserie? Gibt es da Kri-
terien, nach denen unsere Zuständigkeit 
gegeben sein könnte? Hätte nicht die Gene-
ralbundesanwaltschaft von der BAO „Bospo-
rus“ sofort informiert werden müssen, als es 
die zweite OFA-Analyse gab mit dem Inhalt 
„möglicher politischer Hintergrund“? 

Zeuge Bernhard Falk: Also, ich kenne 
diese Papiere nicht aus Bayern, die Sie ge- 
 

                                                      
* 

Anmerkung Stenografischer Dienst: Die korrekte 

Fundstelle lautet: MAT A BY-2/9 a, Blatt 227, 
230 oder 298. 
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rade zitiert haben. Mir war übrigens auch 
nicht bekannt, dass die Bundesanwaltschaft 
einen Prüfvorgang angelegt hatte und zu 
dem Ergebnis kam, dass ihre Zuständigkeit 
nicht gegeben sei. 

Nicht ausschließlich, aber in der Regel je-
denfalls arbeitet in Staatsschutzangelegen-
heiten die Bundesanwaltschaft ja mit dem 
Bundeskriminalamt zusammen. Und natürlich 
ist jede Staatsanwaltschaft immer nicht nur 
befugt, sondern auch aufgerufen, Sachver-
halte zur Kenntnis zu nehmen, die nur öffent-
lich bekannt werden, und aufgrund von Zei-
tungsmeldungen beispielsweise nachzufas-
sen und in Prüfungen einzusteigen. 

Aber der normale Weg, der übliche Weg 
ist der, dass eine zuständige Polizeibehör-
de - das BKA tut das in vielen Fällen - die 
Bundesanwaltschaft mit Informationen über 
Sachverhalte versorgt, wenn bei uns die 
Annahme besteht, hier könnte die Zuständig-
keit der Bundesanwaltschaft berührt sein, 
und dann in Karlsruhe geprüft wird, ob das 
der Fall ist oder nicht. 

Dann wird dort entschieden, ob der Vor-
gang weiter beobachtet wird, ohne dass 
dann für das BKA beispielsweise Befugnisse 
zur Datenerhebung bestehen, oder ob es 
schon reicht, um ein Ermittlungsverfahren 
einzuleiten. Das ist natürlich nicht nur dem 
BKA vorbehalten, so vorzugehen. Das hätte 
auch die BAO „Bosporus“ tun können, klar, -  

Vorsitzender Sebastian Edathy: Also 
dann letzte Frage dazu - - 

Zeuge Bernhard Falk: - bzw. - Entschul-
digung - die Staatsanwaltschaft Nürnberg.  

Vorsitzender Sebastian Edathy: Na ja, 
also diese Ausarbeitung Generalbundes-
anwaltschaft datiert vom 21. August 2006. 
Da war also schon monatelang die Horn-
Fallanalyse vorliegend. Und im Ergebnis 
kommt der Oberstaatsanwalt, der das ver-
fasst hat - das ist MAT A GBA-3-4, Seite 
20 ff. -, zu dem Ergebnis: „Eine rechtsextre-
mistische Zielsetzung des Täters als tragen-
des Motiv seiner Taten ist nicht feststellbar“ - 
ganz offenkundig deshalb, weil die General-
bundesanwaltschaft von dieser zweiten Fall-
analyse nichts wusste.  

Ist das professionelles Arbeiten im Be-
reich der Sicherheitsbehörden? Wenn das 
BKA die Zuständigkeit gehabt hätte und Sie 
diese Theorie entwickelt hätten, hätten Sie  
 

 
 

die Generalbundesanwaltschaft sofort infor-
miert? 

Zeuge Bernhard Falk: Ich kann das 
heute hier nicht mit Bestimmtheit sagen, weil 
ich persönlich - das ist jetzt wieder meine 
ganz persönliche Sicht der Dinge - immer 
eine gewisse Skepsis an Ausarbeitungen 
jeder operativen Fallanalyse angelegt habe, 
also jetzt nicht speziell der bayerischen, son-
dern generell. Ich halte das für hilfreich, 
wenn man entsprechend vorsichtig damit 
umgeht. Wovon ich überhaupt nichts gehal-
ten habe immer, ist, wenn solche Analysen 
zu faktenfreien - so will ich es mal nennen - 
Schlussfolgerungen kommen.  

Deswegen kann ich jetzt nicht sagen: 
Wenn wir im BKA die gehabt hätten, hätten 
wir sie der Bundesanwaltschaft vorgelegt. - 
Das wird auch nicht nur aufgrund eines ein-
zelnen Papiers sich entscheiden lassen, 
sondern das muss man aus dem Gesamtzu-
sammenhang heraus bewerten. Und je 
nachdem, wie die Zusammenhänge ausge-
sehen hätten, hätten wir so was vorgelegt 
oder wir hätten es eben auch nicht getan.  

Vorsitzender Sebastian Edathy: Ja, 
wobei: Der Leiter der BAO „Bosporus“ hat 
uns berichtet, er hätte diese Theorie - 
rechtsextremistischer Täter oder ein Duo - 
als gleichrangig betrachtet zur Theorie „or-
ganisierte Kriminalität“. Gleichwohl ist das 
nicht an die Generalbundesanwaltschaft 
herangetragen worden, auch nicht von 
Staatsanwalt Kimmel, der ja da maßgeblich 
offenbar zuständig war.  

Zeuge Bernhard Falk: Ich hätte die 
Staatsanwaltschaft auch als die erste 
Adresse dafür gesehen.  

Vorsitzender Sebastian Edathy: Die wä-
ren eigentlich zuständig gewesen, das wei-
terzugeben, - 

Zeuge Bernhard Falk: Ja.  

Vorsitzender Sebastian Edathy: - und 
haben es nicht gemacht. - Wir kommen dann 
zur Befragung. Wir starten die erste Berliner 
Runde. Das Fragerecht hat zunächst die 
Unionsfraktion. Das Wort hat der Kollege 
Clemens Binninger. 
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Clemens Binninger (CDU/CSU): Herr 
Falk, vielen Dank für die Ausführungen bis-
her. Ein bisschen - aber das liegt natürlich 
auch an den Fragestellungen von uns, weil 
wir darauf auch einen großen Schwerpunkt 
legen - ist mir jetzt aufgefallen, dass wir 
eigentlich ja nur über Zuständigkeits- und 
Kompetenzstreitigkeiten geredet haben, gar 
nicht so sehr über inhaltliche Dinge, sprich: 
Hätte man mal einen Bezug herstellen kön-
nen zum Rechtsextremismus, zur Bank-
überfallserie in Sachsen und Thüringen? Wie 
war überhaupt da das Lagebild? Wie waren 
diese Einschätzungen? Was war mit dem 
Prüfvorgang aus dem Jahr 98, was den 
Bombenfund in der Garage betrifft, wo es ja 
doch einen Prüfvorgang des BKA beim GBA 
gab, ob dieses Trio als terroristische Vereini-
gung einzustufen ist? Der lag dann dort ein 
Jahr. 

Also, ich will versuchen, beiden gerecht 
zu werden - wir haben vielleicht auch noch 
mal eine zweite Runde -, weil ich eben nicht 
glaube, dass wir nur über diesen Zuständig-
keitsstreit hier wirklich weiterkommen, der ja 
auch wechselweise Bewertungen hat, auch 
von Ihrer Behörde damals.  

Ich möchte zu Beginn - - weil wir ja auch 
Empfehlungen irgendwann aussprechen 
müssen und wir gerade so ein bisschen 
schon erleben, dass uns teilweise vorgehal-
ten wird: Die Gesetzeslage ist doch gut, die 
Aufgabenverteilung ist klar zwischen Bund 
und Ländern. - Dann hätte es aber geklappt, 
finde ich, wenn es alles so klar wäre.  

Sie haben einen Satz gesagt, den auch 
der Herr Geier als Leiter der BAO gesagt hat. 
Und ich würde Sie einfach nur bitten, den 
wirklich so auch zu präzisieren, dass wir ihn 
hier alle richtig verstehen und daraus auch 
die richtigen Schlussfolgerungen ziehen. Sie 
haben gesagt, aus tiefer fachlicher Überzeu-
gung - teile ich auch voll und ganz -, dass es 
richtig gewesen wäre, auf Polizei- wie auf 
Justizseite eine zentrale Stelle mit der Fall-
bearbeitung zu beauftragen, die dann natür-
lich auch eine Weisungsbefugnis hat, sonst 
macht es ja keinen Sinn. Das hätte das BKA 
sein können, aber nicht sein müssen; wäre 
auch theoretisch ein LKA gegangen. 

Zeuge Bernhard Falk: Ja, natürlich.  

Clemens Binninger (CDU/CSU): Das 
Gleiche hat der Zeuge Geier gesagt. Also, 
ich habe Sie richtig verstanden: „Entschei-
dend ist nicht BKA oder LKA XY, sondern  
 

entscheidend ist: eine Stelle, zentral zustän-
dig, weisungsbefugt“? 

Zeuge Bernhard Falk: Ja, dann haben 
Sie mich richtig verstanden. Das ist so, 
wenngleich ich nicht anstehe, zu sagen, dass 
ich der Überzeugung bin, das BKA hätte es 
am ehesten gekonnt und auch mit dem 
längsten Atem. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Für uns 
geht es ja nur darum, dass wir sagen: Man 
muss dann von Fall zu Fall - - 

Zeuge Bernhard Falk: Ja. Natürlich.  

Clemens Binninger (CDU/CSU): Man 
kann es vielleicht auch nicht generell fest-
legen, sondern man muss es am Fall fest-
machen, wo diese zentrale Stelle ist. Aber es 
gibt keinen Automatismus, der sagt: BKA 
oder nur ein - - 

Zeuge Bernhard Falk: Nein. Es gibt die-
sen Automatismus sicher nicht. Aber es gibt 
eine Tendenz, würde ich mal sagen: Je über-
regionaler oder internationaler ein solcher 
Fallkomplex angelegt ist - und hier waren ja 
zwischenzeitlich fünf Bundesländer invol-
viert -, desto mehr macht es natürlich Sinn, 
auch über die Ebene eines Landeskriminal-
amtes mit so etwas hinauszugehen. Das 
hätte noch nicht mal ein Landeskriminalamt 
sein müssen. Das hätte auch eine örtliche 
Polizei sein können; gar keine Frage.  

Clemens Binninger (CDU/CSU): Gut. - 
Dann will ich einfach mal kurz versuchen, 
eine Chronologie noch mal, was das Zustän-
digkeitsthema angeht, relativ kurz mit Ihnen 
zu besprechen und dann noch mal auf ein 
paar inhaltliche Aspekte zu kommen zum 
Stichwort: Wo hätte man Ansätze entdecken 
können, die vielleicht auf dieses Trio, viel-
leicht auf die Banküberfälle und damit auf 
das Trio hätten führen können? 

2004 hatten wir schon die Situation: fünf 
Morde in drei verschiedenen Bundesländern: 
Bayern, Mecklenburg-Vorpommern, Rostock, 
und Hamburg. 2004 - das wissen wir aus den 
Akten - war das BKA noch nicht in dem 
Maße bereit, den Fall zu übernehmen. Das 
ging auf Arbeitsebene hin und her; ich will 
das nicht vertiefen. Aber wäre nicht auch 
2004 es schon durchaus angebracht gewe-
sen, in Anbetracht von - Entschuldigung, ich  
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korrigiere mich - fünf Morden in drei Län-
dern - nicht vier, es waren fünf - dem damali-
gen Bundesinnenminister vorzuschlagen: 
„Hier entwickelt sich eine unheimliche Ver-
brechensserie, wir sollten hier eine stärkere 
Rolle übernehmen“?  

Und wurde überhaupt - das wäre meine 
Frage, wenn Sie das noch aus der Erinne-
rung wissen - auch 2004 - nach dem fünften 
Mord, also einer langen Pause von zweiein-
halb Jahren; dann beginnt die Serie aus 
heiterem Himmel wieder - mal seitens Ihres 
Hauses, von Ihnen oder vom damaligen Prä-
sidenten, der damalige Bundesinnenminister 
darüber informiert? Oder hat das den gar 
nicht interessiert? 

Zeuge Bernhard Falk: Doch, informiert 
über so etwas haben wir immer. Das ist in 
der Regel - - Ich kann mich jetzt nicht an 
Berichte erinnern, aber gesprächsweise ist 
das ganz sicher passiert. Ob der Minister 
persönlich oder der Staatssekretär oder die 
Fachabteilung - - Die Fachabteilung auf je-
den Fall, der Staatssekretär mit hoher Wahr-
scheinlichkeit auch. Ich verfüge jetzt hier 
nicht über Ort und Zeit usw. Also, davon 
sollten Sie aber ausgehen, dass das passiert 
ist.  

Weshalb haben wir 2004 nicht überlegt: 
„Der Bundesinnenminister sollte diesen Auf-
trag erteilen“? Ich habe mich ja auch letzten 
Endes damit abgefunden. Ich hatte ja damals 
gesagt: „Wir sollten übernehmen“, und habe 
mir dann aber anhören müssen: Ja, wir ha-
ben uns gerade auf Arbeitsebene einver-
nehmlich auf die Verfahrensweise verstän-
digt, dass Bayern dieses Teilersuchen stellt, 
das dann am 15. Juni gekommen ist, mit den 
ergänzenden strukturellen Ermittlungen. 

Das hätte ich - selbst wenn ich der festen 
Überzeugung war, dass wir alles machen 
sollten - natürlich so ohne weiteres nicht 
kippen können. Das hätte auch zu diesem 
Zeitpunkt zu gewaltigen Diskussionen ge-
führt. Deshalb haben wir uns damals im Amt 
verständigt: „Wir versuchen es jetzt auf die-
ser Basis“, haben natürlich auch nicht damit 
gerechnet, dass die Serie in diesem Maße 
weitergeht, wie sie weitergegangen ist.  

Es hat damals auch nicht den geringsten, 
wirklich nicht den geringsten Hinweis gege-
ben, dass die Verantwortlichen für die 
Ceska-Morde auch Serienbankräuber gewe-
sen sind oder eben dass sie in rechtsextre-
mistischen Kreisen zu verorten waren; es hat 
nicht den geringsten Anfasser dafür gege- 
 

 

ben. Ich kann das immer nur sagen: Ich hätte 
reagiert, wenn ich irgendwo das auch nur 
erahnt hätte. Ich habe es nicht erahnt. Und 
weil wir damals geglaubt haben, dass es 
auch mit dieser Organisation noch gelingen 
kann, die Fälle aufzuklären, haben wir es 
damals dabei belassen, was einvernehmlich 
auf Arbeitsebene verabredet war, 2004. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Genau. 
Wäre aber die Bewertung richtig, dass Sie 
selber ja jetzt auch sagen: „Der Fall war un-
terschiedlich gelagert, und man konnte zur 
einen wie zur anderen Bewertung kommen, 
wie das BKA ja selber zeigt“? 2004 haben 
Sie noch gesagt: Das macht so Sinn. - 2006 
haben Sie gesagt: Es ist fachlich eigentlich 
dilettantisch. - Also, was ist denn in zwei 
Jahren dazwischen passiert, dass es so 
schlimm wurde auf einmal? 

Zeuge Bernhard Falk: Herr Abgeordne-
ter, ich habe aber auf einen Punkt hingewie-
sen: Was auf Arbeitsebene vereinbart wird, 
muss nicht zwingend die Behördenleitungen 
binden und schon gar nicht die Ministerien. 
Und deshalb habe ich ja versucht, auch klar-
zumachen: Wenn es aus Landessicht - - Und 
was ich jetzt öffentlich wahrgenommen habe 
über die Ausschussarbeit, hat es ja gehei-
ßen, Bayern hätte quasi - jetzt mit meinen 
Worten - darauf gedrängt, dass das BKA 
2004 übernimmt. Dann hätte ich aber auch 
ein formales Ersuchen des Bayerischen 
Staatsministeriums des Innern zu diesem 
Zeitpunkt erwartet, die Gesamtermittlungen 
zu übernehmen. Und das kam nicht. Es kam 
das Teilermittlungsersuchen, was etwas völ-
lig anderes bedeutete. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Ich 
nehme an, das es Ihrem bayerischen Pen-
dant genauso gegangen ist wie Ihnen, dass 
er nämlich auch gehört hat: „Wir haben uns 
auf Arbeitsebene schon geeinigt; wozu noch 
ein Ersuchen?“ 

Zeuge Bernhard Falk: Ja, ich gehe da-
von aus.  

Clemens Binninger (CDU/CSU): Denn 
das ist ja dann wahrscheinlich in beiden 
Häusern das Gleiche.  

Zeuge Bernhard Falk: Das ist lebens-
nah, ja.  
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Clemens Binninger (CDU/CSU): Ich will 
springen in das Jahr 2006. Sie sind ja ein 
äußerst erfahrener Beamter, der auch lange 
in dieser Funktion war und dadurch ja auch 
ständigen Kontakt hat mit dem Innenministe-
rium. Wie würden Sie es - jetzt auch vergli-
chen mit anderen Fällen, wo Sie an das BMI 
herantreten mussten mit irgendeinem 
Wunsch, mit einem Anliegen, dass es trans-
portiert wird, weil auch Länder tangiert sind - 
bewerten: Wo muss es denn adressiert sein 
im BMI, wenn es wirklich auch aufgrund der 
Fülle vielleicht von gleichen Anfragen erfolg-
reich und mit großen Erfolgsaussichten plat-
ziert sein muss? Ist da der Unterabteilungs-
leiter derjenige, der im BMI, wenn Sie es dort 
platzieren, schon ausreichend vertritt? Oder 
sagen Sie: „Eigentlich müsste ich gleich den 
Staatssekretär erreichen, und solange ich auf 
der Abteilungsebene bleibe im BMI, ist das 
letztendlich die Arbeitsebene“? 

Zeuge Bernhard Falk: Also, das Ge-
spräch über Einzelheiten, wie wir es uns 
vorstellen, habe ich mit dem Unterabtei-
lungsleiter geführt, weil er der Zuständige in 
der Abteilung P gewesen ist und der Abtei-
lungsleiter, mit dem ich sonst in aller Regel 
solche Gespräche geführt habe, wohl an 
dem Tag auch nicht verfügbar war. Ich kann 
das heute nicht mehr belegen, wo er gewe-
sen ist.  

Ich habe aber auch - nach meiner Erinne-
rung, ohne dass ich Ihnen jetzt wirklich Da-
tum und Uhrzeit und so was nennen kann - 
mit Staatssekretär Dr. Hanning darüber ge-
sprochen, dass wir diese Absicht haben, also 
ihn informiert.  

Und dann ist ja nun ganz formal der Be-
richt des Bundeskriminalamtes mit Datum, 
glaube ich, 2. Mai, mit dem dieser Vor-
schlag - der Vorsitzende hat ihn eben ange-
sprochen - ja breit dargelegt worden ist, in 
das BMI gegangen und natürlich ausdrück-
lich zur Vorbereitung auf die Innenminister-
konferenz. 

Wie jetzt und auf
9
 welchen Ebenen die 

Vorbereitung des Ministers oder des Staats-
sekretärs für die Gespräche am Kamin oder 
in der Konferenz selbst gelaufen ist, dazu 
kann ich leider nichts sagen. Aber es ist der 
übliche Weg, so was zu transportieren. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Es ist 
vor allen Dingen ja dann damit noch nicht 
verbunden, dass Sie für Ihren Vorschlag 
Zustimmung erhalten. Man kann auch noch  
 

                                                      
9
 Korrektur des Zeugen (Anlage) 

nicht sagen: „BKA und BMI sind sich eigent-
lich in der Summe einig, und nur der Minister 
müsste noch einen Haken dranmachen“, 
sondern es ist ein Prozess, der über längere 
Zeit geht und mehrere Stellen ja bindet.  

Ich habe eine Frage. Bei diesem Schrei-
ben, das fiel mir auf in den Akten - - 
MAT A BMI-4/0030. Dieses Schreiben von 
Ihnen, wo Sie ja noch mal umfassend das 
alles bewerten, eben 2. Mai, wird an das BMI 
versandt per E-Mail. Und da steht dabei:  

Aufgrund der noch zu erfolgenden 
Schlusszeichnung durch VP Falk 
sind Änderungen nicht ausge-
schlossen! 

Nur meine Frage: Ist das üblich, dass 
quasi in solch wichtigen Anliegen Ihr Haus 
Ihre Briefe, ohne dass Sie es unterschrieben 
haben, schon mal vorausschickt - nach dem 
Motto: Das kommt - und Sie ja auch ein 
Stück weit bindet? 

Zeuge Bernhard Falk: Es ist natürlich 
auch in dem Fall so gewesen, dass es da 
Zwischenstücke gibt. Also, das ist gewach-
sen, dieses Schreiben. Sie haben ja selbst 
gesagt: Das ist ein Prozess. Auch die Ent-
stehung eines solchen Berichtes ist prozess-
haft. Und die Kollegen haben das mit mir 
telefonisch natürlich vorher abgestimmt, ob 
dieser Bericht in der Form dann per E-Mail 
vorab dem BMI schon zugeleitet werden 
kann. Es war ja zeitlich relativ knapp vor der 
IMK. Deshalb ist dieser Schritt gewählt wor-
den. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Wir ha-
ben hier im Ausschuss ja durchaus - ich 
glaube, mehrheitlich fast - ein bisschen die 
Auffassung, dass die bestehende Gesetzes-
lage, was solche Aufgabenzuweisungen an-
geht, die föderale Sicherheitsarchitektur an 
ihre Grenzen bringt, vielleicht auch mal da-
rüber hinaus, wie wir jetzt in diesem Fall ja 
leider erleben mussten. Wenn auf der einen 
Seite flapsig Begriffe wie „Kriegserklärung“ 
verwandt werden, sagt das auch etwas über 
die Klarheit von Zuständigkeitsregelungen 
aus. 

Mir fiel auf in der Akte - ich müsste es 
Ihnen aber zeigen, wenn Sie möchten - - Ich 
weiß nicht, ob das Ihre Handschrift ist an 
diesem - - Wenn es jemand vorbringen kann. 
Es sind die gleichen Fundstellen. Ich zitiere 
es nur noch kurz, und dann zeigt es Ihnen 
jemand. Offensichtlich entlang dieses Vor- 
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gangs - also BKA schreibt an das BMI, be-
schreibt noch mal die Schwachstellen der 
gewählten Organisationsform und regt eben 
an, das BKA müsste hier übernehmen, sei es 
durch Ministerentscheid oder durch eine 
andere Befugnis aus § 4 BKA-Gesetz - - Und 
dann ist das hier strukturiert notiert. Und 
dann steht ein Satz dabei: 

§ 4 Abs. I Nr. 1 … Möglichkeit auf-
zeigen! 

- und darunter - 

„mildeste Form der Folter“ 

Zeuge Bernhard Falk: Nein, kann ich 
Ihnen so schon sagen: Das habe ich nicht 
geschrieben. Aber ich schaue es mir gern an, 
ja. Ich kann es mir jedenfalls nicht vorstellen. 

(Dr. Eva Högl (SPD): Vielleicht wis-
sen Sie aber, wer es geschrieben 

hat?) 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Ich will 
es auch nicht über Gebühr strapazieren, 
sondern für mich war es einfach so ein weite-
rer Baustein, dass die Zuständigkeitsvertei-
lung, die wir im BKA-Gesetz haben, zwi-
schen dem Bund und 16 Ländern - - 

Zeuge Bernhard Falk: Ganz sicher nicht. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Von 
wem könnte es sein? Wissen Sie auch nicht? 

Zeuge Bernhard Falk: Ganz sicher nicht. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Okay. 
Für mich war es jetzt auch nur ein Baustein, 
dass es in den Akten enthalten ist, der eben 
deutlich macht, was für ein Verständnis diese 
Zuständigkeitsverteilungen haben, und dass 
eben die Konflikte damit überhaupt nicht 
ausgeräumt sind, sondern es auf jeder Seite 
wechselseitig - das ist mal der Bund, mal die 
Länder - immer irgendwie als Eingriff in die 
eigene Kompetenz wahrgenommen wird. 

Zeuge Bernhard Falk: Also, ich beurteile 
das so: Es gibt ja sehr gute und lange sich 
bewährt habende Gründe dafür, dass die 
Kompetenzverteilung zwischen Bund und 
Ländern in Polizeiangelegenheiten so ist, wie 
sie ist. Und ich sage auch: Wir haben über 
die Jahrzehnte damit in der Bilanz wirklich 
sehr gute Erfahrungen gemacht. Ich glaube 
auch, dass das von der Gesetzeslage her  
 

alles so geregelt ist, dass man in jedem Fall - 
in jedem Fall - zu einer sachgerechten Ent-
scheidung über eine solche Kompetenzfrage 
kommen kann. Das ganze System - - 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Nur 
nicht ist im konkreten Fall. 

Zeuge Bernhard Falk: Nicht immer. Ja, 
das Ergebnis wird so nicht immer erzielt; das 
ist schon richtig.  

Das Ganze ist natürlich auch auf Konsens 
angelegt. Es geht nicht, ohne dass man sich 
miteinander verständigt, und zwar nicht unter 
dem Aspekt der Eitelkeit oder des Konkur-
renzverhaltens, sondern eben unter sach-
lichen Gesichtspunkten: Wer kann was am 
besten und hat dazu auch die nötigen Be-
fugnisse? Das ist natürlich die wichtige 
Grundlage. 

Ich sage noch mal: In aller Regel funktio-
niert das. Und das Paradebeispiel dafür - ich 
habe das schon zweimal angesprochen - ist 
diese Terrorismusermittlung Sauerland-
Gruppe gewesen. Da ist das so gelaufen. Da 
waren die Länder auch bereit, ihre Kräfte zu 
unterstellen, über Monate - kein Problem 
gewesen. Hier war es anders. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Okay. - 
Für das Protokoll muss ich mich korrigieren. 
Also, diese handschriftliche Notiz „mildeste 
Form der Folter“, wenn man quasi die Mög-
lichkeiten des § 4 BKA-Gesetz ausschöpft, 
stammt nicht aus Akten des BMI, sondern 
aus Akten des BKA, und die Fundstelle ist 
MAT A BKA-2/19.O5. Ich will das jetzt aber 
auch nicht - - 

Zeuge Bernhard Falk: Herr Abgeordne-
ter, nur zur Klarheit: Ich kann nicht bestäti-
gen, dass das aus dem BKA stammt. Das 
kann ich nicht bestätigen. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Das 
kann ich Ihnen aber mal zeigen. Vorne drauf 
ist - - 

Zeuge Bernhard Falk: Ja, ich will es nur 
sagen. Ich kenne das Papier nicht. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Mit der 
Organisationseinheit LS 1-32, dann Sach-
bearbeiter drauf, und dann ist ein Protokoll, 
das da geführt wurde. Sie haben es dann 
auch zur Kenntnis erhalten, aber nur das  
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Gedruckte, nehme ich an. Und hintendran 
gibt es eine handschriftliche Notiz, die wahr-
scheinlich Grundlage für das Protokoll war, 
und da taucht eben der Begriff auf. Ich halte 
nichts davon, dass wir uns hier lange mit 
diesen Begriffen befassen und daraus etwas 
machen, was vielleicht gar nicht der Fall war. 
Es ist für mich nur ein Beleg, dass die beste-
henden Regelungen - Sie sagen: auf Kon-
sens angelegt - im Ergebnis wechselseitig 
immer als Eingriff in eigene Kompetenz 
empfunden werden und da doch auch 
schwierig zu handeln sind. 

Zeuge Bernhard Falk: Lassen Sie mich 
bitte eines noch sagen: Der Bericht vom 
02.05.

10
 war ja so angelegt, wenn ich das 

richtig erinnere, dass wir dem BMI darin 
nahegelegt haben, zunächst noch einmal 
den Versuch zu machen, die Länder selber 
dazu zu bringen, uns nach - was ist das? - 
§ 4 Abs. 2 Nr. 1 zu ersuchen, diesen Auftrag 
des BMI, diese Weisung des Bundesinnen-
ministers zu vermeiden. Deswegen spielt die 
Frage von Ultima Ratio - - 

Clemens Binninger (CDU/CSU): „Bitte 
fragt uns“, könnte man zusammenfassen, 
„bitte fragt“. 

Zeuge Bernhard Falk: Ja. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Ich will 
jetzt noch auf einen inhaltlichen Aspekt ge-
hen, dann noch auf das Jahr 2007 und dann 
zwei, drei andere kurze Fragen stellen. Kann 
sein, wir machen noch eine zweite Runde. 

Es gab ja doch die OFA, diese zweite 
Fallanalyse, von der Sie gesagt haben, dass 
Sie sie selber nie gesehen haben. Das mag 
ja durchaus sein, weil der Herr Hoppe ja, 
glaube ich, in der Steuerungsgruppe vertre-
ten war. Der hat Sie, glaube ich, gekannt. In 
der Steuerungsgruppe war das BKA ja ver-
treten. 

Zeuge Bernhard Falk: Ja. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Das ist 
richtig, ja? 

Zeuge Bernhard Falk: Soweit ich weiß, 
ja. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Das 
BKA war in der Steuerungsgruppe. Dort  
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 Korrektur des Zeugen (Anlage) 

wurde diese Fallanalyse vorgestellt, sodass 
das BKA die Fallanalyse schon gekannt hat. 
Ihre Skepsis zu Fallanalysen habe ich ge-
hört. Ich will Sie durchaus bestärken mit 
einer Aussage des Analytikers, der hier sel-
ber gesagt hat: Wir liefern Hypothesen, keine 
Fakten. - Das heißt: Würden Sie mir zustim-
men, wenn Sie sagen: „Die Hypothese allei-
ne gibt eine Richtung vor, aber liefert noch 
keine Fahndungsansätze, oder nur wenig 
oder sehr vage“? 

Zeuge Bernhard Falk: Die Hypothese 
alleine liefert keine Fahndungsansätze. Also, 
inzwischen kenne ich diese Analyse. Die ist 
mir jetzt, vor dieser Vernehmung vom BKA, 
jedenfalls eine Präsentation dazu, mal zur 
Verfügung gestellt worden. Aber ich kannte 
sie damals nicht und kannte sie bis zum mei-
nem Ausscheiden aus dem Dienst nicht; um 
das nur klarzustellen. 

Hypothesenbildung ist notwendig im Er-
mittlungsverfahren, vor allen Dingen eben, 
wenn so was über so einen langen Zeitraum 
mit unbekanntem Täter sich ereignet. Aber 
man muss versuchen, diese Hypothesen 
auch zu untermauern. 

Und ich sage noch mal: Dem BKA waren 
als Ermittlungsbehörde rechtlich die Hände 
gebunden. Wir waren limitiert auf diesen 
Teilauftrag, den die Staatsanwaltschaft 
Nürnberg uns in ihrem Ermittlungsverfahren 
erteilt hat, nämlich eine kriminelle Organisa-
tion zu finden. Natürlich wird da auch nach 
beiden Seiten ermittelt, belastend und ent-
lastend; ich will es mal nur verkürzt so dar-
stellen. Aber wenn wir ein anderes Feld hät-
ten aufmachen wollen, hätten wir Fakten 
gebraucht, tatsächliche Anhaltspunkte, um 
diesen Anfangsverdacht zu begründen, um 
dann Informationen rechtlich sauber erheben 
zu können. Wir hätten nicht allein aufgrund 
von zwei oder drei Zeilen in einer Präsenta-
tion einer OFA jetzt plötzlich Informations-
erhebung, Ermittlungen starten können. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Ist 
Ihnen selber denn gar nie mal der Gedanke 
gekommen - jetzt waren Sie ja mit dem Fall 
befasst, wenn auch nicht in der Form, wie 
Sie es gerne gehabt hätten -, dass man sagt: 
„Also, wenn neun ausländische Mitbürger 
Opfer eines Verbrechens werden, immer mit 
der gleichen Waffe begangen, bei manchen 
Fällen noch eine zweite Waffe dabei, dann ist 
ein fremdenfeindlicher Hintergrund doch 
schon allein von der Lebenserfahrung her  
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durchaus wahrscheinlich“? Haben Sie gar nie 
von sich aus mal gesagt: „Jetzt denken wir 
mal auch da offensiv in diese Richtung 
nach“? Nachdenken war ja nie verboten. 

Zeuge Bernhard Falk: Nein, natürlich 
nicht. Aber wahrscheinlich ist - - Da kann 
man sicherlich lange darüber diskutieren, 
also jedenfalls was den Grad der Wahr-
scheinlichkeit angeht. Aus heutiger Sicht liegt 
das für mich auch auf der Hand, aber damals 
eben nicht. 

Ich mache aber darauf aufmerksam, dass 
natürlich im BKA diese Möglichkeit immer 
auch erwogen worden ist. Es gab beispiels-
weise ein Strategiegespräch, so um den 
19. April 2006 herum, wenn ich mich richtig 
erinnere, muss das gewesen sein, also 
schon in der Phase, als wir uns im BKA ent-
schlossen hatten, den Minister um diese 
Beauftragung zu bitten. Da hat der damalige 
Abteilungsleiter Maurer - und das lässt sich 
in einem Protokoll über diese Strategiebe-
sprechung nachlesen - ausdrücklich auf die 
Möglichkeit, dass ein rassistisch motivierter 
Täter hier verantwortlich sein könnte, hinge-
wiesen. Also, nur als Beleg dafür, dass das 
schon gedanklich eine Rolle gespielt hat. 
Aber es ändert nichts an der Tatsache, dass 
das BKA jedenfalls und offenbar auch die 
Kollegen in Bayern nichts in der Hand hatten, 
was uns ermöglicht hätte, ein Ermittlungs-
verfahren in diese Richtung zu führen. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Herr 
Falk, letzte Frage von mir in dieser Runde. 
Es ging ja danach noch weiter. Wir haben 
jetzt die Situation gehört in 2004. Da wären 
die Länder auf Arbeitsebene bereit gewesen, 
zu sagen: „BKA, übernimm“, oder hätten es 
auch gewollt. Auf Arbeitsebene hat man sich 
anders verständigt. 2006 wollte das BKA 
auch auf leitender Arbeitsebene den Fall 
unbedingt haben. Da hat man sich zwischen 
den Leitern der Polizeiabteilungen wahr-
scheinlich schon vor der IMK auf das Ge-
genteil verständigt. Und 2007, also nur zwölf 
Monate später, gibt es eine Information zur 
Vorbereitung des Präsidentenzirkels mit 
Herrn Kindler - MAT A BKA-2/27.O13. Und 
dort schreibt übrigens Herr Hoppe, der ja 
2006 noch die ganze Leidenschaft da rein-
gelegt hat, Sie dazu zu bewegen, doch das 
Verfahren an sich zu ziehen, dann ein Jahr 
später - immer noch kein Fall geklärt, im 
Gegenteil: der zehnte, von dem man es noch 
nicht wusste, war dann dazugekommen -: 

 

Sofern seitens des BayStMI eine 
personelle Unterstützung oder gar 
Übernahme des Verfahrens erbeten 
wird, sollte dem entschieden ableh-
nend entgegengetreten werden. … 
Die Abteilung SO ist nicht im 
Stande, 

- erklärt vielleicht auch ein bisschen die Be-
wertung Beckstein - 

das Gesamtverfahren zu überneh-
men. Dies wäre auch fachlich nicht 
sinnvoll. Mit den derzeit bearbeite-
ten Spurenkomplexen kommt das 
BKA seinem spezifischen Auftrag 
mehr als angemessen nach und ist 
deutlich ausgelastet. 

Das - das habe ich auch in der Presse 
gesagt; wird nicht jedem gefallen - lässt mich 
einigermaßen ratlos und auch leicht depri-
miert zurück, wie man bei ungeänderter 
Falllage in einem Jahr sagen kann: „Der Mi-
nister muss von einer ganz seltenen Mög-
lichkeit Gebrauch machen und den politi-
schen Konflikt in Kauf nehmen“, und ein Jahr 
später aber alles genau andersherum sieht. 
Woher dieser Sinneswandel? 

Zeuge Bernhard Falk: Das kann ich 
Ihnen nicht sagen; das weiß ich nicht. Ich 
weiß auch nicht, ob ich das damals gesehen 
habe. Ich schließe das aber auch nicht aus, 
dass ich es gesehen habe. Bei mir ist dieser 
Sinneswandel nicht eingetreten. Ich habe 
über die ganzen Jahre die zentrale Ermitt-
lungsführung für sinnvoll gehalten, aber eben 
auch gesagt: Das hätte nicht zwingend das 
BKA sein müssen. - Das ist die eine Seite. 

Ich weiß nicht, was Herrn Hoppe dazu 
veranlasst hat, das so niederzulegen. Herr 
Hoppe konnte natürlich nicht für das BKA 
sprechen; das möchte ich hier betonen. Herr 
Hoppe hatte den Blick auf sein Referat und 
seine Kräftelage. Herr Hoppe hatte auch 
sicherlich noch den Blick in die übrige Abtei-
lung, zu der er gehörte, hinein, aber eben 
nicht auf das, was das BKA insgesamt hätte 
leisten können. 

Allerdings - das muss ich natürlich dazu 
sagen -: 2007 kam für das Bundeskriminal-
amt im Bereich der Terrorismusbekämpfung 
eine neue Situation hinzu. Das war die schon 
mehrfach erwähnte Sauerland-Gruppe, also 
diese terroristische Bedrohung, die uns ja 
auch über viele Monate mit einem großen 
Kräfteansatz - und die Bundesländer übri-
gens - gebunden hat. Ob das bei Herrn  
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Hoppe mit dazu geführt hat, in diese Überle-
gung - mehr ist das nicht, aus meiner Sicht 
jedenfalls - einzusteigen, weiß ich nicht. Es 
könnte sein. Wenn er eine Kräftelage des 
BKA beurteilt hat, dann hat er ganz sicher 
nur beurteilen können, was sich in seinem 
engeren Umfeld in der Abteilung - bei aller 
Wertschätzung - abgespielt hat, aber nicht, 
was das BKA insgesamt hätte leisten können 
oder müssen oder wollen. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Aber es 
war ein Vermerk von Herrn Ziercke als Vor-
bereitung für ein Gespräch mit dem Herrn 
Kindler? 

Zeuge Bernhard Falk: Ich weiß nicht. Ich 
kann Ihnen nicht sagen, wie Herr Ziercke 
darauf reagiert hat. Das müssen Sie ihn fra-
gen. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Okay. - 
Ich bin mit meiner Zeit durch. Vielen Dank. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Dann 
hat jetzt für die SPD-Fraktion die Kollegin 
Dr. Högl das Fragerecht. 

Dr. Eva Högl (SPD): Danke schön. - 
Schönen guten Tag, Herr Falk! Herr Falk, 
zunächst möchte ich sagen, dass es mich 
sehr gefreut hat - vor allen Dingen vor dem 
Hintergrund, dass nicht alle Zeugen, die wir 
hier gehört haben, dazu in der Lage waren -, 
dass Sie zu Beginn Ihrer Ausführungen auch 
Ihr Bedauern zum Ausdruck gebracht haben. 
Das sollte eigentlich selbstverständlich sein. 
Aber da es das nicht war, will ich das noch 
mal sagen, dass ich das positiv zur Kenntnis 
genommen habe. 

Ich habe eine Frage, die ich allen Zeugen 
stelle, weil mich das sehr interessiert; sonst 
würde ich sie nicht stellen. Deswegen 
möchte ich sie Ihnen auch stellen. Was wa-
ren Ihre ersten Gedanken, als im November 
2011 bekannt wurde, dass diese bundes-
weite Mordserie von der sogenannten Zwi-
ckauer Terrorzelle verübt worden war? 

Zeuge Bernhard Falk: Also, was meine 
Gedanken konkret waren, kann ich Ihnen 
nicht mehr sagen. Aber ich war natürlich 
schockiert, dass sich dieser Hintergrund he-
rauskristallisiert hat, rechtsextremistische 
Täter, die über viele Jahre im Untergrund 
gelebt haben und eine derart breite Palette  
 

an Kriminalität zu verantworten hatten, bis 
hin eben auch zu dem Mord und dem Mord-
versuch in Heilbronn zum Nachteil der Poli-
zeikollegen, ein Fall, den wir überhaupt nicht 
mit der Ceska-Serie in irgendeiner Weise 
gedanklich in Verbindung gebracht haben 
oder hätten auch in Verbindung bringen kön-
nen. Die Brücke hat einfach gefehlt. Und das 
ist das, was mich eben auch am meisten 
bedrückt hat: dass uns dieser Brückenschlag 
nicht gelungen ist, mit Anfassern - das ist 
Polizeijargon - den Blick in diese Richtung zu 
richten. Und natürlich bin ich schockiert und 
traurig darüber, dass das in Deutschland 
möglich gewesen ist. Das waren auch da-
mals meine Gefühle. 

Dr. Eva Högl (SPD): War Ihnen eigentlich 
bekannt, dass die drei untergetaucht waren, 
also dass es untergetauchte Rechtsextreme 
gab? Also, ich stelle nicht die Frage, dass 
Sie das nicht zusammengebracht haben. 
Das hat ja niemand. Aber war Ihnen das 
bekannt? War Ihnen das erinnerlich? 

Zeuge Bernhard Falk: In der Zeit, als es 
um die Ceska-Morde ging, nicht. Das hatte 
ich nicht mehr präsent. Ich hatte irgendwann 
mal - das muss 98 oder 99 gewesen sein - 
von dieser Jenaer Geschichte gehört und 
ganz allgemein, eher in einem Nebensatz, 
dass da auch Täter auf der Flucht sind. Jetzt 
kann ich das oder 2011 im November konnte 
ich das dann zuordnen. Aber das ist mir auch 
2004, als ich erstmals mit den Ceska-Vor-
gängen in Kontakt kam, überhaupt nicht in 
den Sinn gekommen. 

Dr. Eva Högl (SPD): Aber im November 
2011 haben Sie sich daran erinnert dann, 
dass Sie davon schon mal gehört hatten, von 
den Untergetauchten? 

Zeuge Bernhard Falk: Im Nachhinein 
jetzt? 

Dr. Eva Högl (SPD): Ja, im Nachhinein. 
Nein, das habe ich richtig verstanden. 

Zeuge Bernhard Falk: Als die Täter ver-
ortet waren, ja. 

Dr. Eva Högl (SPD): Herr Falk, ich 
möchte mich gern in der ersten Runde hier 
noch mal konzentrieren auf den Zeitpunkt 
Frühjahr 2006, Streit hinsichtlich der Über- 
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nahme durch das BKA. Das ist ja ein für uns 
hier sehr wichtiger Punkt. Sie haben eben 
ausgeführt, dass Sie sich - oder kurz er-
wähnt, nicht ausgeführt; deswegen frage ich 
da noch mal nach - darüber auch mit Herrn 
Staatssekretär Hanning unterhalten haben, 
Sie persönlich auch. Können Sie uns das 
noch mal schildern, was Sie da besprochen 
haben? 

Zeuge Bernhard Falk: Genau kann ich 
das nicht tun. Ich bin mir sicher, dass ich ihn 
über diese Serie informiert habe, dass ich ihn 
auch über den Umstand informiert habe, 
dass die Fälle nicht aufgeklärt sind, und dass 
wir auch darüber gesprochen haben, dass im 
BKA die Meinung herangereift ist, es sei 
sinnvoll, das BKA durch den Minister damit 
zu beauftragen. Wann das genau war, weiß 
ich nicht mehr. Aber es wird und sollte in 
diesem Frühjahr 2006 gewesen sein. Denn 
auch diese Entschließung im BKA ist ja kein 
momentaner Entschluss gewesen, sondern 
das ist ein Prozess. Wir waren durch die 
Erfolgslosigkeit der Aufklärungsbemühungen 
geprägt. Wir haben die Schwachstellen, die 
ich vorhin mal grob zu skizzieren versucht 
habe, gesehen. Es kamen die Delikte 8 und 
9 dazu, und wir hatten eben die Befürchtung: 
Der zehnte und der elfte Mord stehen mög-
licherweise vor der Tür, und dann wird es 
noch komplizierter. Das war ausschlag-
gebend, und deshalb in dieser Phase auch 
die gesprächsweise Information. 

Dr. Eva Högl (SPD): Jetzt interessiert 
mich natürlich, wie Herr Staatssekretär Han-
ning darauf reagiert hat. War er einverstan-
den mit Ihrem Vorschlag, dass vom Bundes-
innenminister die zentrale Ermittlungsleitung 
angeordnet werden sollte? 

Zeuge Bernhard Falk: Also, ich kann 
mich jedenfalls nicht daran erinnern, dass er 
sich dagegen ausgesprochen hätte. 

Dr. Eva Högl (SPD): Haben Sie mit Herrn 
Staatssekretär Hanning dann auch das wei-
tere Verfahren vereinbart? Es sollte ja dann 
Ihren Bericht geben, der ja auch im Hin und 
Her mit dem Bundesinnenministerium abge-
stimmt wurde, der dann am 2. Mai von Ihnen 
unterschrieben wurde. 

Zeuge Bernhard Falk: Nein, daran erin-
nere ich mich nicht, dass wir gesagt haben:  
 

 

Es wird dieser Bericht sein. - Es muss auch 
für meine Begriffe nicht abgesprochen wer-
den, weil es ein völlig normaler Vorgang ist, 
so zu handeln, und wir in dieser Phase eben 
auch noch in den Gesprächen mit den Bun-
desländern gewesen sind. Das ist ja ange-
klungen, dass Herr Ziercke mit seinen Kolle-
gen oder einem Teil seiner Kollegen in der 
sogenannten AG Kripo gesprochen hat, also 
den LKA-Chefs, dass er mit Herrn Kindler 
darüber telefoniert hat, dass wir diese Ab-
sicht haben. Insofern ist das auch - Sie ha-
ben den Begriff „Streit“ gebraucht - eigentlich 
kein Streit im scharfen Sinne dieses Begriffs 
gewesen, sondern es war eben der Versuch 
einer Konsensbildung im Vorfeld. Und da 
kann man zu unterschiedlichen Ansichten 
kommen. Und diese unterschiedlichen An-
sichten haben dann irgendwann auch mal 
eben zu der Verabredung geführt, die dann 
letzten Endes das, wie ich es genannt habe, 
kriminalfachlich stümperhafte Ergebnis 
fortgeschrieben haben. 

Dr. Eva Högl (SPD): Wir arbeiten ja noch 
heraus, inwieweit es ein Streit war oder wo 
es Konsens gab. Also, deswegen frage ich 
jetzt noch mal nach. Sie haben ja - Sie per-
sönlich, so sagen es unsere Akten, ich sage 
es noch mal, MAT A BKA-2/19, Seite 352 - - 
Das ist ein Vermerk von Herrn Hoppe. Da 
wird geschildert, dass Sie mit dem Unterab-
teilungsleiter aus dem Bundesinnenministe-
rium, Herrn Förster, das weitere Vorgehen 
abgesprochen haben, also eben dieser Be-
richt von Ihnen dann, 2. Mai. Und dann steht 
auch: 

Die weitere Verfahrensweise wird 
dann sein: 
- Vorlage StS Hanning 

im Bundesinnenministerium. 
Und dann soll es ein Schreiben geben 

von Herrn Staatssekretär Hanning an alle 
betroffenen Staatssekretäre der Bundeslän-
der, eben um das Einvernehmen nach § 4 
Abs. 2 Nr. 1 herzustellen. Können Sie sich 
daran noch erinnern? Und können Sie uns 
dazu noch mal was - - 

Zeuge Bernhard Falk: Ich kann mich da-
ran erinnern, ja. Das war sicher Ergebnis 
meiner Unterhaltung mit Herrn Förster hier in 
Berlin. Als ich zurück in Wiesbaden war, 
habe ich dann das, was wir da besprochen 
hatten, umgesetzt in der Abteilung SO, und 
Herr Hoppe hat dann das in diesem Vermerk  
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schriftlich festgehalten. Eben um den Ultima-
Ratio-Charakter der Ministerweisung zu ver-
meiden, sollte im Wege der Staatssekretärs-
vorkonferenz, oder wie immer der Begriff ist, 
noch einmal versucht werden, ein Ersuchen 
der Länder zu provozieren im positiven 
Sinne, um eben diese harte Entscheidung zu 
vermeiden, die ja auch optisch für die Öffent-
lichkeit nicht das naheliegendere Mittel war. 

Dr. Eva Högl (SPD): Natürlich, das mil-
dere Mittel der Folter, wie Herr Binninger aus 
diesem handschriftlichen Vermerk zitiert hat. 

Herr Falk, nun wissen wir, dass es diese 
Vorlage an Staatssekretär Hanning nie ge-
geben hat - jedenfalls haben wir die nicht in 
den Akten - und dass es auch dieses Schrei-
ben, wie das eigentlich vereinbart war, von 
Herrn Staatssekretär Hanning nie gegeben 
hat. Können Sie sich das erklären, bzw. kön-
nen Sie uns teilhaben lassen, was Sie dazu 
gehört haben? Denn Sie hatten ja mit Herrn 
Förster das verabredet, und üblicherweise ist 
es dann ja so - so stelle ich es mir jedenfalls 
vor -, dass man sich dann auch darüber 
austauscht, wenn Teile der Verabredung 
nicht kommen. 

Zeuge Bernhard Falk: Also, ich nehme 
das jetzt zur Kenntnis, dass es diese Vorlage 
nicht gegeben hat bzw. auch das Schreiben 
an die Staatssekretäre nicht gegeben hat. 
Darüber weiß ich nichts. Ich weiß nicht, wie 
der weitere Gang der Dinge im BMI gewesen 
ist nach Eingang unseres Berichts vom 
2. Mai. 

Dr. Eva Högl (SPD): Also, Sie haben 
dann das gar nicht weiterverfolgt, auch nicht 
in Gesprächen mit Herrn Förster? 

Zeuge Bernhard Falk: Nein, das haben 
wir nicht weiterverfolgt. Auch das wäre unüb-
lich. Es war ein Weg verabredet. Auf diesem 
Weg wurde unser Bericht vorgelegt, unser 
Vorschlag gemacht. Und wir gingen davon 
aus, dass die Dinge auch so ihren Gang 
genommen haben.  

Ich bin überwiegend auch immer davon 
ausgegangen, dass tatsächlich die Minister 
sich über diese Frage am Rande der IMK 
unterhalten haben. Aber ich sage: Es muss 
nicht so sein. Ich weiß es nicht, wer es ge-
wesen ist. 

 
 
 
 

Dr. Eva Högl (SPD): Es gab ja eine Dra-
maturgie - die entnehmen wir auch den Ak-
ten - hin auf das Kamingespräch am Rande 
der Innenministerkonferenz am 4. Mai in 
Garmisch-Partenkirchen. Haben Sie denn 
etwas gehört, was bis dahin passiert ist? 
Weil diese Dramaturgie war ja sehr deutlich, 
und Sie wollten ja auch, dass es zu einer 
Entscheidung bei der Innnenministerkonfe-
renz kommt, entweder Einvernehmen - 
Nr. 1 - oder eine Anordnung durch den Bun-
desinnenminister. 

Zeuge Bernhard Falk: Nein, dazu habe 
ich nichts gehört. 

Dr. Eva Högl (SPD): Das haben Sie gar 
nicht weiterverfolgt. 

Jetzt arbeite ich noch einmal den Punkt 
Streit heraus. Wir haben ja in den Akten 
„Kriegserklärung“. Herr Beckstein hat hier im 
Ausschuss gesagt - ich zitiere da aus dem 
vorläufigen Protokoll, Seite 85 -: 

Im Übrigen hätte das BKA jederzeit 
übernehmen können, wenn es ge-
wollt hätte … 

Also, wir hatten da hier einen ziemlich 
heftigen Streit, ja insbesondere auch Herr Dr. 
Beckstein und ich. Es ist auch ein bisschen 
lauter geworden über diese Frage, ob das 
stimmt, dass er sagt, das BKA hätte ja jeder-
zeit übernehmen können; denn, wie gesagt, 
die Akten zeigen eine ganz klare Dramatur-
gie dahin. Können Sie uns bitte noch mal 
schildern, wie Sie das wahrgenommen ha-
ben, also den Protest aus Bayern? 

Zeuge Bernhard Falk: Also, das fängt ja 
2004 an, als ich auf eine Vorlage eine Auf-
schrift gemacht habe: Es ist nicht nur sinn-
voll, sondern geboten, die Ermittlungen zu 
übernehmen. - Das war die Ankündigung aus 
Bayern damals, dieses Teilersuchen stellen 
zu wollen. Und ich hatte immer vor Augen, 
schon zu diesem Zeitpunkt: „Wir überneh-
men alles“, wusste aber nicht, dass meine 
eigenen Mitarbeiter auf Arbeitsebene einver-
nehmlich mit den anderen Beteiligten zu 
einer anderen Lösung gekommen waren. 
Das habe ich dann, als das schriftliche Ersu-
chen kam, zur Kenntnis genommen und 
habe es dann auch dabei belassen in dieser 
Phase jetzt, wie es einvernehmlich - „einver-
nehmlich“ ist eine ganz wichtige Angelegen-
heit bei so etwas - vereinbart war, vorzuge-
hen. 
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Ich sehe das nicht so, dass das Bundes-
kriminalamt dann zu jeder Zeit die Zugriffs-
möglichkeit gehabt hätte, von sich aus diese 
Ermittlungen an sich zu ziehen. Wie hätte 
das gehen sollen? Das BKA hat kein Evoka-
tionsrecht. Selbst in Fällen - nur als Beispiel - 
der originären Zuständigkeit des Bundeskri-
minalamtes nach § 4 Abs. 1 BKA-Gesetz 
kann eine Staatsanwaltschaft nur im Beneh-
men mit dem BKA jederzeit eine andere Poli-
zeibehörde mit der Ermittlung eines Falls 
beauftragen. Also selbst da, wo das BKA 
originär zuständig ist, hat es gar nicht mal 
ausschließlich die Entscheidungsmöglichkeit. 
Und schon gar nicht hätten wir jetzt irgend-
wann sagen können - auf welcher Grund-
lage? -: Land A, Land B, Land C, jetzt gib 
uns mal bitte deine Fälle her. Staatsanwalt-
schaft Nürnberg, Staatsanwaltschaft Ham-
burg, jetzt musst du aber das BKA beauftra-
gen. - Es gab nur diese beiden Wege: das 
Ersuchen der Länder oder eines Landes - 
das hätte vielleicht als Einstieg genügt - oder 
aber die Weisung des Ministers. Es gab nur 
diese beiden Wege. Also, es war nicht in die 
Dispositionsfreiheit des BKA gestellt. 

Dr. Eva Högl (SPD): Ich muss noch mal 
darauf zurückkommen, weil das ein wichtiger 
Punkt ist. Herr Dr. Beckstein hat gesagt, ihm 
war die Mängelliste auch nicht bekannt, und 
er hat gesagt, ihm war auch gar nicht be-
kannt, dass das BKA übernehmen wollte. 
Deswegen habe ich das zitiert, Sie hätten ja 
können. Aber Sie erinnern sich noch sehr gut 
daran, dass es da diese Auseinanderset-
zung, diese unterschiedlichen Meinungen 
gab? 

Zeuge Bernhard Falk: Ja. Also, spätes-
tens durch das Telefonat, das Herr Ziercke 
mit Herrn Kindler geführt hat - am 21. April 
2006, glaube ich, war das -, war dem zu-
ständigen Abteilungsleiter im bayerischen 
Innenministerium klar, dass das Bundeskri-
minalamt übernehmen will und auf welchem 
Weg. Und dem LKA-Chef von Bayern hätte 
es einen Tag vorher schon klar sein müssen; 
denn das war das Datum des Gesprächs am 
Rande der AG Kripo, das Herr Ziercke ge-
führt hat. Weshalb innerhalb Bayerns diese 
Information nicht an den Innenminister he-
rangetragen worden ist, kann ich nicht sa-
gen; weiß ich nicht. Das BKA berichtet je-
denfalls nicht dem bayerischen Innenminis-
ter. 

 

Dr. Eva Högl (SPD): Ich habe noch eine 
Frage, und dann muss ich den Rest in der 
zweiten Runde machen. Und zwar: Sie sag-
ten, Sie seien nicht informiert gewesen, was 
dann passiert ist bis Garmisch-Partenkir-
chen. Wie haben Sie denn dann über Gar-
misch-Partenkirchen erfahren? Tatsächlich 
erst in dem Telefonat mit dem Abteilungslei-
ter Krause? Oder haben Sie nicht vorher 
schon was gehört? Das war ja für Sie auch 
eine wichtige Sitzung. Da ist man ja dann, 
kann ich mir vorstellen, auch neugierig. 

Zeuge Bernhard Falk: Ja, es war natür-
lich nicht so, dass wir jetzt jede Minute da 
gesessen und gebangt haben: Wie fällt denn 
die Entscheidung? Es war ja ein so langer 
Zeitraum vergangen, und dieser Entschluss 
des BKA ist über einen langen Zeitraum ge-
reift. Ich weiß nicht mehr, welche Wochen-
tage das waren. Vielleicht lag ein Wochen-
ende zwischen der IMK und diesem Anruf. 
Das könnte sein; müsste man in den Kalen-
der schauen. Nach meiner Erinnerung je-
denfalls war das die erste Information über 
das Ergebnis, die bei mir angekommen ist, 
dieses Telefonat von Herrn Krause am 
08.05. 

Dr. Eva Högl (SPD): Ich habe genau 
dazu noch mehr Fragen; aber meine Zeit ist 
jetzt abgelaufen. Die mache ich dann in der 
zweiten Runde. - Danke schön. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Das 
Fragerecht geht zur FDP-Fraktion. Das Wort 
hat der Kollege Wolff. 

Hartfrid Wolff (Rems-Murr) (FDP): Herr 
Falk, Sie sprachen davon, dass - ich gehe 
auf das Jahr 2004 zurück, von 2006 zu 
2004 - Sie gerade Ihren Wunsch oder Ihre 
Gedanken dahin gehend, dass das BKA 
vielleicht übernehmen sollte, auch damit 
begründet haben, dass Sie einen breiteren 
Ansatz wählen wollten. Was verstanden Sie 
damals unter dem breiteren Ansatz? 

Zeuge Bernhard Falk: Das war aber 
2006. 

Hartfrid Wolff (Rems-Murr) (FDP): 2006. 

Zeuge Bernhard Falk: Das mit dem 
breiteren Ansatz war 2006. 

 



2. Untersuchungsausschuss 27 
[19. Sitzung am 14.06.2012 - Zeugenvernehmung: Öffentlich] - Endgültig 

 DEUTSCHER BUNDESTAG - STENOGRAFISCHER DIENST 

Hartfrid Wolff (Rems-Murr) (FDP): Egal. 
Aber es passt trotzdem möglicherweise dann 
auch zu 2004. 

Zeuge Bernhard Falk: Ja. Aber ich 
glaube, diese Formulierung findet sich so 
oder in ähnlicher Form auch in diesem 
mehrfach jetzt angesprochenen Bericht vom 
2. Mai 2006. 

Wir hatten schon den Eindruck, dass das 
präferierte Motiv oder der präferierte Tathin-
tergrund - Rauschgiftgeschäfte, organisierte 
Kriminalität, Bandenkriminalität - nicht wirk-
lich zielführend war, weil eben über sechs 
Jahre hinweg die Ermittlungen keinen 
Durchbruch erzielt haben. Es gab immer 
wieder Hinweise. Es gab auch, also fast auf 
der Metaebene, Spuren, Ansätze - ich will 
das ganz vorsichtig ausdrücken -, die es 
nicht unberechtigt haben erscheinen lassen, 
sich mit dem Gedanken zu befassen, es 
könnte Rauschgift im Hintergrund eine Rolle 
spielen oder Geldwäsche und diese Dinge, 
Schuldeneintreiben und so was. Aber so 
richtig überzeugend hat das ja nicht zu Er-
gebnissen geführt. Und deshalb waren wir 
uns 2006 eigentlich im Amt gesprächsweise 
darüber im Klaren - wenn ich sage: „wir im 
Amt“, heißt das, ich habe mich mit Herrn 
Maurer, dem Abteilungsleiter, darüber unter-
halten, oder auch mit Herrn Hoppe -, dass 
hier eine größere Offenheit hermüsste für 
andere Motivlagen. 

Hartfrid Wolff (Rems-Murr) (FDP): Also, 
die Erkenntnisse waren aber 2006 erst. 2004 
war diese Breite für Sie noch nicht erkennt-
lich? 

Zeuge Bernhard Falk: Ja, erkenntlich 
war sie uns später auch nicht. Wir haben nur 
gesagt: Wir müssen einfach den Blick weiten, 
weil eben das hier offenbar eine Einbahn-
straße oder ein Tunnel ist, in dem wir uns 
befinden. Und 2004 ist das meines Wissens 
noch nicht bei uns diskutiert worden. Also, 
das ist 2006. 

Hartfrid Wolff (Rems-Murr) (FDP): 2004 
aber haben zwei Sachbearbeiter - - Welche 
waren das eigentlich? Oder welche Sach-
bearbeiter haben damals abgeraten davon 
oder in den Koordinierungsrunden gesagt: 
„Wir wollen die Ermittlungen nicht beim BKA 
übernehmen“? 

 

 

Zeuge Bernhard Falk: Ich weiß jetzt 
nicht, ob das Sachbearbeiter waren - vermut-
lich nicht. Ich nehme an, das war der Refe-
ratsleiter; aber ich weiß es nicht genau. Es 
war jedenfalls nicht Herr Hoppe. Der ist ja 
erst später in diese Funktion gekommen. Wir 
hatten zwischenzeitlich auch eine Umorgani-
sation im Amt, die auch sogar an heraus-
ragender Stelle die Abteilung Organisierte 
und Allgemeine Kriminalität betroffen hat. Ich 
vermute, dass der damalige Referatsleiter 
Unger und möglicherweise der damalige 
Gruppenleiter Reuß diese Verabredung ge-
troffen haben, also diese Ablehnung zumin-
dest gegenüber den Länderbehörden kund-
getan haben. 

Hartfrid Wolff (Rems-Murr) (FDP): Ja. 
Sie sagten ja auch vorhin, dass er im Ge-
gensatz zum Beispiel zu Herrn Hoppe - das 
war auch ein Vorhalt vom Kollegen Binnin-
ger - nicht den Gesamtblick hatte, sondern 
nur seinen Teil. Trotzdem sind Sie als Spitze 
damals 2004 den Vorschlägen von den 
Sachbearbeitern bzw. den Abteilungsleitern 
gefolgt. Ist das üblich, dass im BKA quasi auf 
Arbeitsebene ohne den Gesamtblick ent-
schieden wird? 

Zeuge Bernhard Falk: Also, es lässt sich 
sicherlich im Alltag bei der Größe dieses 
Amtes und der Aufgabenfülle gar nicht an-
ders machen, dass auf der Arbeitsebene 
jeden Tag Hunderte von Entscheidungen 
getroffen werden. Das ist auch sinnvoll. 

Hartfrid Wolff (Rems-Murr) (FDP): Ha-
ben Sie die nicht zurückgepfiffen dann? 

Zeuge Bernhard Falk: Lassen Sie mich 
das bitte gerade kurz ausführen. - Es muss 
sicherlich auch eine gewisse Qualität eines 
Vorgangs offenkundig sein, bevor der in der 
Hierarchie nach oben getragen wird. Ich 
sagte ja, ich habe damals sachlich für richtig 
gehalten, dass wir alles machen, habe dann 
aber gehört: Du bist mit deinen Überlegun-
gen zu spät; wir haben uns einvernehmlich 
auf die Verfahrensweise geeinigt; BKA erhält 
einen Teilermittlungsauftrag. 

Hartfrid Wolff (Rems-Murr) (FDP): Hätte 
man mal eingreifen sollen. 
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Zeuge Bernhard Falk: Damit haben wir 
in der Amtsleitung und ich selber mich auch 
damals abgefunden, 2004. 

Hartfrid Wolff (Rems-Murr) (FDP): Also, 
das sehen Sie dann durchaus als Fehler, 
dass Sie sich damit abgefunden haben? 

Zeuge Bernhard Falk: Aus der Sicht von 
heute selbstverständlich. 

Hartfrid Wolff (Rems-Murr) (FDP): Ob-
wohl ja damals eigentlich schon die Inter-
nationalität, die länderübergreifenden Tätig-
keiten der Bande eigentlich, ja im Prinzip 
vergleichbar mit 2006, ja auch schon ersicht-
lich waren? 

Zeuge Bernhard Falk: Wir hatten inter-
nationalen Hintergrund vermutet, und natür-
lich waren mehrere Bundesländer betroffen, 
ja. 

Hartfrid Wolff (Rems-Murr) (FDP): Sie 
sprachen auch gerade vorhin an, dass 2004 
für das BKA natürlich auch eine ganz - in 
Anführungszeichen - spannende Zeit war. 
Also, manche sprachen von Krise oder auch 
von Umbruch, weil der Innenminister Schily 
damals ja das BKA nach Berlin holen wollte, 
Meckenheim schließen wollte, und da im-
merhin ein intensiver Proteststurm, auch der 
Mitarbeiter, gestartet ist. Zum Schluss 
musste dann sogar der Präsident Kersten 
damals gehen. Hatten diese Gesamtum-
stände eine gewisse Auswirkung auf die Art 
Tätigkeit oder auch auf die Entscheidungs-
freudigkeit des BKA? 

Zeuge Bernhard Falk: Nein. 

Hartfrid Wolff (Rems-Murr) (FDP): Kei-
nerlei? 

Zeuge Bernhard Falk: Nein. Jedenfalls 
was diesen Komplex angeht, schließe ich 
das aus. 

Hartfrid Wolff (Rems-Murr) (FDP): Wann 
ist denn Herr Kersten damals noch mal zu-
rückgetreten worden? 

Zeuge Bernhard Falk: Anfang 2004 war 
das wohl, ja. 

 

 

Hartfrid Wolff (Rems-Murr) (FDP): Also, 
es war in der Zeit? 

Zeuge Bernhard Falk: Ein halbes Jahr 
vorher. 

Hartfrid Wolff (Rems-Murr) (FDP): Und 
Sie bekamen ja noch einen zweiten Vizeprä-
sidenten damals dazu. 

Zeuge Bernhard Falk: Ja. 

Hartfrid Wolff (Rems-Murr) (FDP): Und 
die gesamten Umbrüche waren auch - - Sie 
sagten auch, Sie erinnerten sich gerade nur 
bedingt daran, wer jetzt zuständiger Beamter 
war, der das auch abgesprochen hatte. Also, 
möglicherweise andere, die schon in der 
Ermittlung vorher beteiligt waren, waren dann 
nicht mehr in den Entscheidungen über die 
Frage, welche Ermittlungsschritte weiter 
sinnvoll wären, also, es gab da auch einen 
Austausch. Das alles war in der Umbruch-
situation beim BKA. 

Zeuge Bernhard Falk: Ja. 

Hartfrid Wolff (Rems-Murr) (FDP): Und 
dann sagen Sie: Das hat keine Auswirkung 
gehabt. 

Zeuge Bernhard Falk: Auf die Entschei-
dung in dieser Sache hat das keine Auswir-
kung gehabt. Die Amtsleitung war auch zu 
diesem Zeitpunkt, als sie so getroffen worden 
ist oder bestehen gelassen worden ist, wie-
der komplett. Herr Ziercke hat sein Amt, ich 
meine, am 1. April 2004 angetreten, und 
diese Umorganisation, die die Abteilung OA 
betroffen hat, hat dann auch erst zum 
01.01.2006 gegriffen. 

Hartfrid Wolff (Rems-Murr) (FDP): Trotz-
dem gab es natürlich schon Änderungen in 
der Abteilung. 

Zeuge Bernhard Falk: Aber natürlich ist 
auch das ein Prozess. Ja, es ist natürlich ein 
Prozess, klar. 

Hartfrid Wolff (Rems-Murr) (FDP): Und 
dann wäre doch eigentlich auch sinnvoll ge-
wesen, da an der Stelle in Richtung Innenmi-
nister bzw. in das Bundesinnenministerium 
vielleicht da die Entscheidungen mit zu su-
chen, zumindest in der Zeit zwischen Rück- 
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tritt Kersten und Übernahme Ziercke bzw. 
Ende Einarbeitungsphase Ziercke. Oder 
haben Sie gesagt: „Nein, die Kontinuität ist 
gewahrt gewesen“? 

Zeuge Bernhard Falk: Bis dahin wusste 
ich von der ganzen Ceska-Angelegenheit 
überhaupt nichts. Ich habe meine Erstinfor-
mation erhalten am 4. Juni 2004. 

Hartfrid Wolff (Rems-Murr) (FDP): Wie 
bewerten Sie denn die Zeit 2004, gerade im 
BKA, jetzt im Rückblick? 

Zeuge Bernhard Falk: In welcher Hin-
sicht denn? 

Hartfrid Wolff (Rems-Murr) (FDP): 
Grundsätzlich, in kompletter Handlungsfähig-
keit wegen der Umbruchsituation, Rolle des 
Bundesinnenministeriums. 

Zeuge Bernhard Falk: Ja, aber ich weiß 
jetzt nicht, ob das jetzt Gegenstand meiner 
Vernehmung in diesem Ausschuss ist, wie 
die interne Situation im Bundeskriminalamt 
damals gewesen ist. 

Hartfrid Wolff (Rems-Murr) (FDP): Nein, 
das ist richtig. Aber die Organisationsstärke 
des BKA zum Zeitpunkt 2004 ist durchaus 
interessant. 

Zeuge Bernhard Falk: Wenn Sie das 
noch mal wiederholen. 

Hartfrid Wolff (Rems-Murr) (FDP): Die 
Organisationsstärke und die Handlungs-
fähigkeit des BKA 2004 halte ich schon für 
einen Gegenstand dieses Untersuchungs-
ausschusses, auch die Entscheidungsfähig-
keit dann des BKA. Deswegen würden mich 
die Gesamtsituation und Ihre Einschätzung 
von damals jetzt auch durchaus interessie-
ren. 

Zeuge Bernhard Falk: Ich sage Ihnen 
ganz klar: Die Handlungsfähigkeit des BKA 
und die Entscheidungsfindungsfähigkeit des 
BKA waren zu diesem Zeitpunkt überhaupt 
nicht beeinträchtigt. Zu dem Zeitpunkt war es 
vollkommen klar, dass diese Umzugspläne in 
dieser Form nicht umgesetzt würden. Ent-
sprechend war das Amt auch wieder beruhigt 
und von mir aus auch, wenn Sie so wollen, 
befriedet. Die Führung hat gestanden. Und  
 

ich sage noch mal: Das hat nach meinem 
Wissen und, jedenfalls was mich angeht, in 
keiner Weise irgendeinen Einfluss gehabt auf 
die Frage, ob wir in der Amtsleitung die Mit-
arbeiter wieder einholen müssen, die einver-
nehmlich mit den Kollegen in Bayern, Ham-
burg und Mecklenburg-Vorpommern verein-
bart haben: Das BKA erhält nur diesen Teil-
auftrag. 

Hartfrid Wolff (Rems-Murr) (FDP): Also, 
die Situation, dass gerade hier in der Zeit 
natürlich die Verbindungen zum Bundes-
innenministerium, zu Herrn Schily insbeson-
dere, aber auch zum gesamten Bundes-
innenministerium, sehr groß war: Hat das 
dazu geführt, dass Sie auch Vorlagen über 
diese Fragen dann an das BMI geschickt 
haben, zum Beispiel auch an die ND-Lage? 

Zeuge Bernhard Falk: Ob wir zu dem 
Zeitpunkt in der ND-Lage über den Ceska-
Komplex berichtet haben, kann ich jetzt 
nicht - - 

Hartfrid Wolff (Rems-Murr) (FDP): Die 
Internationalität und auch die länderüber-
greifende Frage? 

Zeuge Bernhard Falk: Ich schließe es 
nicht aus; ich kann das aber jetzt nicht sa-
gen. Also, ich kann es nicht bestätigen. Das 
müsste das BKA nachprüfen, ob so etwas 
vermerkt ist. 

Hartfrid Wolff (Rems-Murr) (FDP): Sie 
waren ja der zuständige Vizepräsident. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Herr 
Wolff, das Fragenkontingent ist ausge-
schöpft. 

Zeuge Bernhard Falk: Ja, ich war. 

Hartfrid Wolff (Rems-Murr) (FDP): Okay. 
Antworten noch bitte. 

Zeuge Bernhard Falk: Wir haben wahr-
scheinlich auch über diesen Ceska-Komplex, 
soweit der eben bekannt war, als Amt in das 
BMI berichtet. Ich selber kann mich daran - 
also ich persönlich - eben frühestens ab dem 
4. Juni 2004 erinnern; denn vorher wusste 
ich von diesen Morden mit ein und derselben 
Waffe überhaupt nichts, erst am 4. Juni 
2004. 
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Vorsitzender Sebastian Edathy: Die 
Linksfraktion ist jetzt frageberechtigt. Das 
Wort hat die Kollegin Pau. 

Petra Pau (DIE LINKE): Guten Tag, Herr 
Falk! Ich gestehe, ich war von Ihren bisheri-
gen Ausführungen zum Thema Fallanalyse 
ein wenig überrascht. Und deswegen ändere 
ich jetzt auch mein Fragekonzept und 
möchte Ihnen zwei Materialien vorhalten. 
Vielleicht kann das jemand schon zu Herrn 
Falk bringen, während ich erkläre, was mich 
interessiert. Sie haben gesagt, dass Sie die 
zweite Fallanalyse nicht gesehen haben, also 
auch nicht weiter zur Kenntnis genommen 
haben. Ich bin ausgesprochen verwundert 
darüber, weil wir wissen aus den Akten und 
auch aus dem Gespräch mit Herrn Hoppe, 
dass in Ihrem Haus umfangreiches Material 
erstellt wurde zum Vergleich dieser beiden 
Dokumente, dass es umfangreiche Debatten 
der beteiligten Behörden gegeben hat, ins-
besondere auch mit Blick auf ein mögliches 
zehntes Opfer, und wie man damit weiter 
umgeht. 

(Dem Zeugen wird ein Schriftstück 
vorgelegt) 

Ich habe Ihnen jetzt einen Zeitungsartikel 
aus der Welt gerade zugestellt, wo - wenn 
wir das richtig identifiziert haben - Sie um 
einen Kommentar zu einer „Kaffeesatzlese-
rei“ bitten - das ist MAT A BKA-2/23.O9, 
Seite 68 - und ein Vermerk, gefertigt von 
Herrn Deetz, als offensichtlicher Kommentar 
zu dieser „Kaffeesatzleserei“, wo zumindest 
noch einmal umrissen wird, wie in Bayern die 
Einzeltäterthese in die Öffentlichkeit einge-
führt wurde. Heißt das, dass das die einzige 
Unterrichtung war, die Sie jemals zur zweiten 
Fallanalyse zur Kenntnis genommen haben? 

Zeuge Bernhard Falk: Nein. Ich sagte ja 
vorhin schon, dass ich mündlich darüber 
informiert worden bin, dass es eine gab und 
Ergebnis sei, dass man auch eine Einzel-
täterthese verfolgen müsste, allerdings eben 
ohne die zusätzliche und ja nicht unwichtige 
Information, dass die Fallanalytiker in Über-
legungen eingetreten waren: „Täter könnte 
Vorlauf in der rechten Szene gehabt haben“ - 
ich glaube, es heißt sogar: „bis Jahr 2000“, 
oder so -, und dass auch eine Empfehlung 
ausgesprochen wurde, ermittlungsmäßig in 
diese Richtung zu denken. Das war mir nicht 
bekannt; Einzeltäter war mir bekannt. Und 
ich sagte auch: Ich habe das für unwahr- 
 

scheinlich gehalten wegen der zweiten Waffe 
im Fall 1 und im Fall 3. 

Petra Pau (DIE LINKE): Noch mal eben 
zum Thema Rechtsextremismus. Wir wissen, 
dass in Bayern eigentlich von Anfang an seit 
dem Jahr 2000 die Frage des Rechtsextre-
mismus eben auch die oberste politische 
Ebene erreicht hat. Sie haben jetzt gesagt, 
Sie haben das unter dem Stichwort „Einzel-
täterthese“ gehört, aber nie unter dem 
Thema Rechtsextremismus. 

Das bringt mich zu meiner nächsten 
Frage. Sie haben vorhin gesagt, dass Sie 
sehr wohl auch eine politische Motivation in 
diesem Fall mit erörtert haben. Nun haben 
Sie selbst sehr oft in den nachrichtendienst-
lichen Lagen über diese Mordserie berichtet 
zum Thema organisierte Kriminalität usw.; 
das habe ich alles gefunden. Jetzt würde 
mich interessieren, inwieweit Sie die politi-
sche Leitung auch über die Vermutung, dass 
es auch politische Motive gegeben haben 
könnte, unterrichtet haben und was das kon-
kret hieß. Spielte da das Thema Rechtsex-
tremismus jemals eine Rolle? Ich habe das 
also nirgendwo in den Unterlagen gefunden. 
Oder muss ich mir politische Motivation 
übersetzen mit PKK oder Türkischer Hisbol-
lah? 

Zeuge Bernhard Falk: Also, der Begriff 
war sicher sehr pauschal gewählt. Er ist auch 
in solchen Berichten gefallen, die Sie ange-
sprochen haben. Ich habe ja vorhin auch in 
meinem Statement, glaube ich, eine solche 
Formulierung mal zitiert, und wir haben in 
erster Linie, wenn wir von politisch motivier-
ter Kriminalität gesprochen haben, hier auch 
an Auseinandersetzungen im extremisti-
schen Milieu türkischer Provenienz gedacht. 
Das hatte auch damit zu tun - das war aller-
dings eben relativ spät; ich glaube, das war 
sogar erst 2007 -, dass wir dann eine kon-
krete Spur „Türkische Hisbullah“

11
 bearbeitet 

haben. Das hatte mit Informationen zu tun, 
die wir aus der Türkei erhalten hatten. Und 
ich bin dann irgendwann mal darüber infor-
miert worden, dass es in Personen - ich kann 
gar nicht genau sagen, wer das war -, die in 
irgendeiner Weise mit dem Opfer in Dort-
mund, glaube ich, zu tun hatten, da auch 
einen vagen Bezug geben könnte zur TH, 
also zur Türkischen Hisbullah

12
. Das war si-

cherlich, wenn wir von politischen Motiven 
gesprochen haben - das muss man ehr- 
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licherweise sagen - in erster Linie unser 
Blick.  

Ausgeschlossen haben wir nichts, auch 
nicht rechts. Ich habe ja Herrn Maurer er-
wähnt, der am 19.04. in einem Strategie-
gespräch ausdrücklich den möglichen rassis-
tisch motivierten Täter in den Blick genom-
men hat, aber eben auch nur als eine Mög-
lichkeit und ohne konkret etwas in der Hand 
zu haben, das diese Möglichkeit belegen 
würde. 

Petra Pau (DIE LINKE): Ja, ich fand es 
deshalb sehr bemerkenswert. Ich finde in der 
Führungsinformation Nr. 3 des BKA vom 
1. November 2007 - ich zitiere -: 

Im Rahmen einer DR von VP Falk 
im September 2007 in die Türkei 
wurde vereinbart, eine „deutsch-tür-
kische Arbeitsgruppe Hizbullah“ 
einzurichten. Die Federführung 
seitens des BKA liegt bei ST 32, 
SO15 ist … beteiligt. 

Das findet sich in MAT A BKA-2/29.O15, 
Seite 177.  

Also, in diesem Fall haben Sie sofort das 
Referat Staatsschutz eingebunden bei der 
Verfolgung dieser Spur, die, wie wir nun 
heute wissen, in die Irre geführt hat. Ich 
konnte aber in den Unterlagen nirgendwo 
finden, dass der Bereich Staatsschutz, der ja 
auch für den Rechtsextremismus zuständig 
ist, in irgendeiner Weise auch befasst wurde 
mit der Vermutung, es könnte sich auch um 
Rechtsextremismus handeln. 

Zeuge Bernhard Falk: Ja, weil es eben 
eine Vermutung oder eine Möglichkeit ohne 
jeden Hinweis, dass es tatsächlich so ist, 
gewesen ist. Deswegen sind die Kollegen 
der Abteilung Staatsschutz, die für Rechts-
extremismus zuständig sind, damit nicht be-
fasst worden. Was Sie ansprechen, ist ein 
Ermittlungsverfahren gegen Funktionäre der 
Türkischen Hisbullah

13
, von denen wir aus 

der Türkei damals gehört hatten, dass sie 
sich dort dem Zugriff entzogen haben und die 
Führungsstruktur der TH neu aufgezogen 
haben im Grenzraum Schweiz, Deutschland, 
Frankreich. Und das war Gegenstand dieses 
Ermittlungsverfahrens, ist nicht Gegenstand 
des Ceska-Komplexes. 

Petra Pau (DIE LINKE): Ich habe da als 
Letztes eine Frage, die mit einem einfachen 
Ja oder Nein zu beantworten ist - wenn ich  
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das noch darf, Herr Vorsitzender. Sie waren 
als Vizepräsident des BKA ja für die Abtei-
lung Polizeilicher Staatsschutz im BKA auch 
zuständig - 

Zeuge Bernhard Falk: Ja. 

Petra Pau (DIE LINKE): - und kennen von 
daher auch die rechtsextreme Szene und die 
Strategien aus der damaligen Zeit gut. Hät-
ten Sie es denn prinzipiell, jenseits von die-
ser Mordserie, für möglich gehalten, dass 
eine solche Mordserie auch von Rechtsterro-
risten ausgeführt wird, dass sich so etwas 
entwickelt, auch solche Strukturen? 

Zeuge Bernhard Falk: Ob ich eine sol-
che Serie für möglich gehalten hätte, kann 
ich nicht beantworten. Darüber habe ich si-
cherlich nicht konkret nachgedacht. Aber ich 
habe immer Rechtsterrorismus für möglich 
gehalten. Es ist ja auch nicht so, dass es ihn 
nie gegeben hätte in Deutschland. Es hat ihn 
in den 80er-Jahren gegeben, und das war 
meine Erfahrung auch als Landesbeamter. 
Deswegen war für mich diese Frage immer 
auf der Tagesordnung. 

Petra Pau (DIE LINKE): Dann kommen 
wir nachher darauf zurück. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Vielen 
Dank, Frau Pau. - Dann hat das Fragerecht 
jetzt die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen. 
Herr Wieland hat das Wort. 

Wolfgang Wieland (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Ja, vielen Dank. - Herr Falk, als 
ein Politiker, der nun über Jahre hin seinen 
Haushaltspolitikern nahebringen musste, 
dass das BKA mehr Planstellen braucht, 
dass es mehr Sachmittel braucht, gerade 
nach dem 11.09. - und Sie werden sich erin-
nern: das geschah auch -, hat mich nun eine 
Aussage von Ihnen wirklich überrascht, dass 
Sie sagen: Jede andere Stelle, die das zen-
tral geführt hätte, und sei es eine Polizei-
direktion Mittelfranken, hätte das genauso 
gut gekonnt wie - - 

(Sönke Rix (SPD): Das hat er nicht 
gesagt!) 

- Ja, ich frage ihn ja deswegen noch mal. - 
Meine landläufige Vorstellung war die eines 
Bild-Zeitungslesers - gebe ich zu -: Deutsch-
lands beste Bullen sitzen in Wiesbaden. - 
War meine Vorstellung bisher. Jetzt sagen  
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Sie - und der Kollege Binninger hat darauf ja 
Wert gelegt -: Hätte jede andere Stelle auch 
gekonnt. - Ist das denn richtig? 

Zeuge Bernhard Falk: Also, so was 
würde ich nie sagen, Herr Abgeordneter, 
dass die Besten in Wiesbaden sitzen. Es 
sitzen sicherlich einige der Besten auch in 
Wiesbaden oder in Berlin oder in Mecken-
heim; aber Beste gibt es auch in allen Poli-
zeien in dieser Republik. Was ich gemeint 
habe und gesagt habe, ist, dass nach meiner 
Auffassung das BKA diesen Fall am ehes-
ten - ich glaube, so habe ich es genau eben 
gesagt - hätte bearbeiten können, weil wir mit 
sehr guten Leuten und, was ganz wichtig ist, 
ohne Druck aus dem Tagesgeschäft - das 
BKA wird nicht jeden Tag mit Strafanzeigen, 
neuen Mordfällen und anderen Dingen über-
schüttet -, mit langem Atem an so einem 
Komplex hätten arbeiten können, mit einem 
längeren Atem, als ihn üblicherweise die 
Länder überhaupt nur aufbringen können. 
Das ist meine Überlegung gewesen. Ob ein 
solcher Komplex nur mit 100 Leuten gut be-
arbeitet werden kann oder auch mit 50 zum 
Erfolg geführt werden kann, das kann nie-
mand von vornherein sagen; das kann man 
noch nicht mal im Nachhinein bewerten. 

Wolfgang Wieland (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Vielen Dank, Herr Zeuge. Jetzt 
stimmt ja mein Weltbild wieder. 

(Zuruf des Abg. Clemens Binninger 
(CDU/CSU)) 

- Ja, Kollege Binninger, das hätten Sie hören 
sollen. 

Was aber immer noch erklärungsbedürftig 
ist, ist dieser Slalom, den Sie als BKA da 
hingelegt haben. Ihnen wurde ja gesagt: 
2004 nein, 2004, 2006 unbedingt und 2007 
dann wieder nein. Sie sind ja nun eine hie-
rarchisch strukturierte Behörde, wohlorgani-
siert, nehme ich an, und Sie waren der Vize-
präsident. Wie ist es denn möglich, dass im 
Jahre 2004 eine so wichtige Frage, wo Sie 
damals als Vizepräsident schon eine fach-
liche Ansicht hatten, von der Mitarbeiter-
ebene im Grunde vorgeprägt wird, dass Sie 
selber dann nur noch sagen - das ist ja fast 
wie bei den Piraten basisdemokratisch -: „Na, 
wenn die Mitarbeiter sich so geeinigt haben, 
dann will ich als Vizepräsident da nun nicht 
der Spielverderber sein“? Ist das denkbar? 

 
 
 

Zeuge Bernhard Falk: Den Begriff 
„Spielverderber“ würde ich da jetzt nicht un-
bedingt für angemessen halten. Aber es ist 
schon so gewesen. Ich hatte meine persön-
liche Meinung, wie das am ehesten, am 
besten zu handhaben wäre, nämlich durch 
die zentrale Ermittlungsführung des BKA. 
Kurz vorher hatten die Mitarbeiter, ohne das 
vorher in der Hierarchie abgestimmt zu ha-
ben, aber eine andere Verabredung getrof-
fen, die - - 

Wolfgang Wieland (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Ja, darf denn jeder alles bei 
Ihnen? 

Zeuge Bernhard Falk: Nicht jeder. Ich 
sagte ja vorhin - auf die Frage von Herrn 
Wolff war es, glaube ich -: Nach meinem 
Wissen ist das der Referatsleiter gewesen 
damals, und es ist der Gruppenleiter gewe-
sen, also jetzt nicht der Sachbearbeiter auf 
der untersten Hierarchiestufe im BKA. Denen 
trauen wir natürlich schon auch ein gesundes 
Urteil zu und trauen ihnen auch zu, dass sie 
zu vernünftigen Entscheidungen kommen. 
Das schließt natürlich nicht aus, dass die 
Amtsleitung andere Perspektiven entwickelt 
oder auch andere Ergebnisse erzielt. Dann 
stellt sich sehr wohl die Frage, ob man in 
einem solchen Fall hingeht und sagt: Das 
interessiert mich jetzt alles nicht, was ihr mit 
den Bayern, den Hessen und den Mecklen-
burg-Vorpommern verabredet habt; ab sofort 
will ich, dass das anders gemacht wird. - Es 
hätte immer noch eines Ersuchens der Län-
der bedurft. Und das ist mir vermittelt wor-
den, dass die Bereitschaft dazu zu diesem 
Zeitpunkt nicht mehr bestanden hat. 

Wolfgang Wieland (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Also, da muss ich mich noch mal 
wundern, Herr Falk. Nach unseren Akten 
haben 2004 die Länder gewollt, dass das 
BKA - - 

(Zuruf) 

- Ja, lassen Sie mich den Vorhalt machen. - 
Und so hat es der Zeuge Geier, der nun auch 
nicht irgendjemand ist, sondern der Leiter der 
BAO „Bosporus“ war, uns hier als Zeuge 
gesagt: 2004 hat das BKA abgelehnt. - Das 
ist so angekommen, das haben wir auch 
mehrfach aktenkundig, ja,  möglicherweise 
durch stille Post; wie auch immer. Und 2004 
ist sowohl Mecklenburg-Vorpommern als 
auch zeitgleich Bayern - -  
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Ich kann Ihnen das gerne vorhalten. Bei 
Mecklenburg-Vorpommern heißt es: Das war 
ein Herr Reuß, Abteilung OA 4, Leitender 
Kriminaldirektor; der hat da telefoniert, und 
MeckPomm wollte übergeben. Dann sagt 
Reuß laut Aktenvermerk:  

Ich habe darauf hingewiesen, dass 
es nicht sachgerecht ist, das Er-
mittlungsverfahren aus Rostock 
durch das BKA bearbeiten zu las-
sen. Ein Mehrwert ist allenfalls 
durch eine zentrale Bearbeitung der 
Mordserie zu erwarten. Diese muss 
aber nicht zwangsläufig durch das 
BKA erfolgen. Das BKA könnte 
auch eine unterstützende, koordi-
nierende Funktion übernehmen. 

Das heißt: Diese Hand- und Spann-
dienste - ich bin jetzt mal polemisch - des 
BKA kamen vom BKA, und die Bayern haben 
am selben Tag gesagt, die Polizei in Nürn-
berg und in München sei bereit, die Fälle an 
das BKA abzugeben. So. Wenn es denn eine 
Vereinbarung war, dann war es nicht eine, 
die die Länder erzwungen haben, weil sie 
egoistisch waren, sondern die das BKA zu 
dem Zeitpunkt nicht wollte. 

Zeuge Bernhard Falk: Ich hatte am An-
fang versucht, klarzumachen, dass die bei-
den Kollegen, Herr Reuß und Herr Unger 
vermutlich, für ihre Abteilung damals gespro-
chen haben, für ihren Sachbereich, und zwar 
zu einem Zeitpunkt, als die Amtsleitung und 
in persona ich überhaupt noch nichts von 
dem gesamten Komplex wussten. Und ich 
bleibe dabei, was ich vorhin am Anfang auch 
gesagt habe: Wenn es den Ländern wirklich 
ernst gewesen wäre, wenn sie es für zwin-
gend gehalten hätten, dass das BKA die 
Fälle damals übernimmt, dann hätte ein Er-
suchen gestellt werden müssen, wie es im 
Gesetz steht, durch die zuständige Landes-
behörde. Das sind alles Gespräche auf Ar-
beitsebene gewesen, die Sie zitiert haben. 
Die sind möglicherweise anders zu bewerten, 
als die Bewertung damals stattgefunden hat; 
aus heutiger Sicht sowieso - das ist klar -, 
aber vielleicht auch schon damals. Aber es 
ist nicht das BKA gewesen, und es sind nicht 
die Länder gewesen, die das Verfahren an 
das BKA abgeben wollten. Dann hätte ein 
Ersuchen gestellt werden müssen, wie es 
das Gesetz vorsieht. Dann hätte die Amts-
leitung entschieden, ob wir das machen oder 
ob wir das nicht machen. Und dann könnte 
man sagen: Das BKA hat abgelehnt. 

 

Wolfgang Wieland (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Also Ihnen fehlte das silberne 
Tablett? Ja, Sie haben sich vorhin dagegen 
gewandt, dass so was - - wurde von mir auch 
gesagt. 

Zeuge Bernhard Falk: Ja, es hat mir das 
gefehlt, was im Gesetz steht. 

Wolfgang Wieland (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Na, noch mal; also gehen wir mal 
weiter: Dann gab es ja die Besprechung im-
merhin im BKA am 20.04.2004. Da sind die 
alle angereist. Ich weiß nicht, ob Sie das 
Besprechungsprotokoll kennen. Das wirft 
nämlich weitere Fragen auf. Da wird als Er-
gebnis festgehalten: 

Eine Übernahme der Ermittlungen 
und Auswertung durch das Bun-
deskriminalamt ist geboten … 

So. Und die Bayern haben handschriftlich 
verfügt auf das Ergebnisprotokoll: 

Das BKA übernimmt jetzt doch. (?) 

Geradezu triumphierend haben die das 
handschriftlich draufgesetzt. Und dann kam 
ein Vorbehalt - das BKA übernimmt - 

… Vorbehaltlich der Entscheidung 
im BKA, die bis Mitte KW18 erfol-
gen wird, ist geplant … 

Und dann kommt das alles so schön, wie Sie 
es auch wollten: richtig Hut auf, Federfüh-
rung. Warum ist das nicht umgesetzt wor-
den? 

Zeuge Bernhard Falk: Das kenne ich 
nicht. Das tut mir leid. Das kenne ich nicht. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Ich 
habe Ihnen schon einen Aufschlag gegeben, 
Herr Wieland. 

Wolfgang Wieland (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Sie haben schon gegongt? 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Sie ha-
ben schon zwei Minuten überzogen. Deswe-
gen können wir dann, glaube ich - - 

Wolfgang Wieland (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Ja, gut; das ist ja hier immer so: 
Wenn es spannend wird, dann geht die Zeit 
aus. 
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Vorsitzender Sebastian Edathy: Sie 
sind der Kulenkampff des Untersuchungs-
ausschusses, Herr Wieland. 

Wolfgang Wieland (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Ja. Die Nation war immer be-
geistert, wenn Kulenkampff überzogen hat - 
ich hoffe, Sie auch, Herr Edathy. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Das 
sportstudio war aber nicht begeistert. 

Wolfgang Wieland (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Gut. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Wir 
müssen das jedenfalls in der nächsten Ber-
liner Runde fortsetzen. - Es ist gerade zwi-
schen den Obleuten Folgendes vereinbart 
worden: Es ist dabei geblieben; um 13 Uhr 
sind die beiden Wahlgänge, bei denen Prä-
senzpflicht herrscht. Wenn wir jetzt mit einer 
neuen Berliner Runde anfangen würden, 
könnte allenfalls noch die Union Fragen 
stellen. Wir müssten aber danach direkt ins 
Plenum rübergehen. Deswegen ist jetzt der 
Vorschlag der Obleute, den ich angeregt 
habe, zu sagen: Wir machen jetzt die Unter-
brechung der Sitzung für eine Stunde oder, 
sagen wir mal, bis 13.30 Uhr. Das heißt so-
zusagen, die Wahlen würden in die zweite 
Hälfte der Pause fallen. Dann haben auch 
die Obleute noch Gelegenheit, wenn sie das 
möchten, draußen Statements abzugeben, 
ohne da in zeitliche Not zu kommen. 

Wenn Sie dem insgesamt folgen würden, 
liebe Kolleginnen und Kollegen, dann würde 
ich sagen, dass wir an dieser Stelle die Sit-
zung unterbrechen und um 13.30 Uhr die 
zweite Berliner Runde beginnen. Herr Falk, 
ich würde Sie dann natürlich auch bitten, um 
13.30 Uhr wieder hier zu sein. - Kein Wider-
spruch. Dann verfahren wir so. Dann unter-
breche ich jetzt die Sitzung. 

(Unterbrechung von  
12.23 bis 14.06 Uhr) 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Ich stelle fest, 
dass alle Fraktionen vertreten sind. Dann 
lassen Sie uns die Zeugenvernehmung fort-
setzen. Ich eröffne also entsprechend die 
Sitzung erneut. Die Abläufe im Plenum ha-
ben sich etwas zeitintensiver dargestellt, als 
uns das im Vorfeld avisiert worden ist. Ich  
 

 

bitte dafür insbesondere den Zeugen um 
Nachsicht. 

Wir beginnen mit der zweiten Berliner 
Runde. Das Fragerecht hat die Unionsfrak-
tion. Das Wort hat der Kollege Clemens Bin-
ninger. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Herr 
Falk, die Pause ging etwas länger. Ich hoffe, 
es war trotzdem für Sie erträglich. 

Zeuge Bernhard Falk: Ja. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Ich will 
weitermachen an einem Punkt, der vorhin 
schon mal Thema war. Hätte das BKA, wenn 
es selber ein OFA-Gutachten gemacht hätte, 
das an den GBA weitergeleitet? Und Sie 
haben selber gesagt: Das hängt von der 
Qualität des Gutachtens ab, weil man nicht 
alles, was vielleicht nur Spekulation oder 
Hypothese ist, auch gleich weiterleiten kann. 

Wir haben jetzt in den Akten gefunden - 
die Frage richtet sich dann zum späteren 
Zeitpunkt auch an die Vertreter der Justiz; 
aber ich will es Ihnen nur kurz vorhalten -, 
dass der GBA im August 2006 - Oberstaats-
anwalt beim BGH Ritscher und Staatsanwalt 
Gröschel - zu dieser Mordserie einen soge-
nannten Beobachtungsvorgang, also einen 
ARP-Vorgang angelegt hat. Dem entnehme 
ich auf Seite 2 - ich zitiere kurz -:  

Die polizeilichen Ermittlungsbehör-
den fahnden nach einem Einzel-
täter, den nach den bisherigen Er-
kenntnissen „Hass, Frust oder Ent-
täuschung" motivieren. Die Polizei-
behörden gehen … davon aus, 
dass Taten durch ein „… negatives 
… Erlebnis“ … mit türkisch-stämmi-
gen Menschen …

*
 

Also dann: Fremdenfeindlichkeit. Daraus 
entnehme ich, weil das Inhalte sind, die jetzt 
so sicher nicht in der Zeitung geschrieben 
wurden, dass möglicherweise, auf welchem 
Weg auch immer - sei es Staatsanwaltschaft 
Nürnberg oder BAO „Bosporus“ oder BKA -, 
der GBA doch ein Stück weit über die Kennt-
nisse der zweiten OFA informiert sein 
musste. Und ich würde Sie fragen, ob Sie - - 
Weil das erscheint dann am Ende da drauf. 
Der Prüfvorgang wird dann angelegt. Der  
 
 
 

                                                      
* 

Anmerkung Stenografischer Dienst: Die Fund-

stelle dieses Zitats sowie der folgenden Zitate 
lautet: MAT A GBA-3/0004, Blatt 21 bis 27. 
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GBA kommt trotz des Wissens, das er hat, 
zu dem Ergebnis, 

… dass nach dem bisherigen Er-
kenntnisstand keinerlei Anhalts-
punkte dafür vorliegen, dass der 
Täter aus einer politisch rechtsex-
tremen Motivation heraus gehandelt 
hat.

 
 

Und schreibt noch mal zum Schluss: 

Ein politisches - für die Zuständig-
keit des Referates III 5 konstitu-
tives - rechtsextremistisches Tat-
motiv liegt im vorliegenden Fall 
nach dem letzten Stand der Ermitt-
lungen fern.

 
 

So weit die Bewertungen des GBA im Jahre 
2006, trotz der Erkenntnisse, die er da hatte. 

Dann wird der Vorgang angelegt, mit 
Wiedervorlage alle sechs Monate. Dann pas-
siert so im Halbjahresrhythmus nichts. Der 
Vorgang wird vorgelegt und kriegt einen Ha-
ken dran und geht wieder in die Registratur. 
Einmal steht dabei: 

neue Ermittlungsergebnisse? 

Und 2008 wird dann darunter vermerkt - 
das wäre jetzt meine Frage an Sie -: 

Herr EKHK Brockmöller teilt auf tel. 
Anfrage mit, dass sich ein politisch 
motivierter Hintergrund nicht habe 
verifizieren lassen.

 
 

EKHK Bruck- oder Brockmöller: Gibt es den 
beim BKA? Das ist jetzt ein bisschen viel 
verlangt bei den vielen Beschäftigten. Aber 
ist Ihnen das bekannt? 

Zeuge Bernhard Falk: Nein, kann ich 
nicht sagen, ob es ihn gibt. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Also, 
für mich ist nur interessant, dass a) der GBA 
offensichtlich über die Kenntnisse der OFA 
verfügt haben muss, ausweislich der Be-
schreibung hier den Vorgang geprüft hat, für 
sich zum Ergebnis kam „kein rechtsextremis-
tischer Hintergrund“ und sich das dann alle 
halbe Jahre wieder hat vorlegen lassen, aber 
offensichtlich nicht erkennbar ist, ob jemals 
ein Informationsaustausch stattfand, bis eben 
Frühjahr 2008 dann mit Herrn EKHK Brock-
möller. Also Sie wissen jetzt nicht, ob es ein 
BKA-Beamter sein könnte? 

Zeuge Bernhard Falk: Ich habe auch 
keine Kenntnis darüber, dass das BKA oder  
 

BKA-Mitarbeiter dem Generalbundesanwalt 
diese OFA-Analyse vorgelegt hätten; das 
wäre mir neu. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Herr 
Vorsitzender, wenn Sie kurz gestatten: Ir-
gendjemand der Ministeriumsvertreter oder 
anwesenden BKA-Kollegen kann uns da 
auch nicht weiterhelfen, ob es den im BKA 
gibt oder ob den jemand kennt? - Herr Mi-
nisterialdirektor? 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Herr 
Dittmann. 

MD Thomas Dittmann (BMJ): Nein. Ich 
war selber mal Bundesanwalt und habe die 
BAO „USA“ begleitet. In Hamburg war da-
mals ein KHK dieses Namens - daran erin-
nere ich mich -, sodass ich es für sehr wahr-
scheinlich halte, dass das derselbe ist - 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Und 
befördert wurde. 

MD Thomas Dittmann (BMJ): - und be-
fördert wurde. Und ich vermute, dass Herr 
Ritscher oder sonst jemand einfach mal in 
Meckenheim angerufen hat. Aber das sind 
reine Spekulationen. Dem mag man dann 
nachgehen und belastbare Erkenntnisse 
finden. Aber dass es einen Menschen 
Brockmöller oder Bruckmüller oder Bruck-
weiß-ich-jetzt-nicht - - Der war jedenfalls 
damals bei der BAO „USA“ in Hamburg dabei 
und könnte vom Alter her durchaus auch 
noch im Dienst gewesen sein zu der Zeit. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Herr 
Reinfeld. 

MR Richard Reinfeld (BMI): Herr Vorsit-
zender, ich würde sagen, wir klären das dann 
und setzen Sie davon in Kenntnis. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Wenn 
das noch im Rahmen der heutigen Sitzung 
ginge, wäre das sehr hilfreich. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Für uns 
ist ja nur interessant, dass a), was wir bisher 
so auch nicht wussten, der Generalbundes-
anwalt sich im August 2006 mit dem Fall hier 
doch intensiv befasst hat und auch Kennt-
nisse der OFA - das war ja heute Morgen 
etwas streitig - wohl herangezogen haben  
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muss. Zumindest die Formulierungen, die 
hier drin sind, habe ich sonst außer bei der 
OFA 2 nirgendwo gefunden. 

Und dann passiert zwei Jahre nichts, und 
dann steht 2008 eben auch: 

Herr … Brockmöller teilt auf tel. An-
frage mit … 

Dem entnehme ich, dass der GBA dann bei 
der Dienststelle des Herrn EKHK Brockmöller 
angerufen hat. Aber wir werden dem noch 
mal nachgehen, dass wir da ein bisschen 
Klarheit haben. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Viel-
leicht kann auch die Generalbundesanwalt-
schaft das erhellen, Herr Christeleit. Weil aus 
dem Vermerk geht ja auch nicht hervor, wel-
che Informationen dem GBA wirklich vorge-
legen haben. 

StA Andreas Christeleit (BMJ): Herr 
Vorsitzender, ich kenne diesen ARP-Vorgang 
auch nur aus der Arbeit mit dem Ausschuss. 
Der damalige Sachbearbeiter müsste aber 
aus dem Vorgang - - Der Oberstaatsanwalt 
beim Bundesgerichtshof Ritscher war da 
Sachbearbeiter; der müsste dazu auch etwas 
sagen können. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Ich 
habe nur eine fachliche Frage an den Ver-
treter des GBA. Wenn so ein Bewertungs-
vorgang angelegt wird - sprich: man begleitet 
einen Fall, weil man davon ausgehen muss, 
dass eine Zuständigkeit des GBA intendiert 
sein könnte -, bleibt es dem GBA ja unbe-
nommen, jederzeit mit der ermittelnden Be-
hörde oder mit der Staatsanwaltschaft vor 
Ort Kontakt aufzunehmen und um weitere 
Fallinformationen zu bitten. Ist das richtig? 

StA Andreas Christeleit (BMJ): 
Schlichtes Ja. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Gut. - 
Danke. 

Zeuge Bernhard Falk: Darf ich dazu eine 
Bemerkung machen? - Im BKA hatten wir 
allerdings die Linie, dass dem Bundeskrimi-
nalamt in solchen ARP-Vorgängen der Bun-
desanwaltschaft keine Datenerhebungs-
befugnis zusteht. Wir sind nicht im Ermitt-
lungsverfahren - damit da kein Missver-
ständnis aufkommt. 

 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Nein, 
nein. Und ich meine auch nicht Datenerhe-
bungen. Aber ich meine einfach, sich vor Ort 
bei den Behörden über den Fall zu informie-
ren, um eben die Bewertung besser machen 
zu können als nur anhand von - - Die Mög-
lichkeit besteht, und das war das Ja. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Herr 
Reinfeld hatte sich gemeldet, wenn Sie ge-
statten, Herr Binninger. Das wird auch nicht 
angerechnet. - Herr Reinfeld. 

MR Richard Reinfeld (BMI): Nur um un-
verzüglich den Sachverhalt zu komplettieren: 
Den Herrn Brockmöller gibt es im BKA. Der 
arbeitet in der Abteilung ST, also Staats-
schutz. Das wurde mir gerade zugetragen. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Gut; 
dann können wir ja bei Gelegenheit vielleicht 
noch mal sowohl den einen als auch den 
anderen fragen, wie der Informationsaus-
tausch war. Aber für mich ist eben entschei-
dend: Der GBA hatte den Fall vor Augen, er 
hat ihn bewertet - aufgrund welcher Erkennt-
nisse, müssen wir noch überprüfen -, und 
2008 gab es diesen Kontakt auch mit dem 
BKA. 

Herr Falk, ganz anderes Feld in der gan-
zen Sache, auch keine Zuständigkeitsstrei-
tigkeiten mehr, sondern jetzt Fallermittlun-
gen: Es gab ja über alle Morde hinweg 
eigentlich nur zwei belastbare Fakten als 
Spur oder als Ermittlungsansatz: einmal die 
Waffe als verbindendes Element und einmal 
der Hinweis - nicht bei allen Taten - auf zwei 
männliche Radfahrer am Tatort mit etwa 
identischer Personenbeschreibung; nicht bei 
allen Fällen, aber doch bei einigen. Und die 
Ermittlungen in Sachen Ceska liefen ja 
federführend beim BKA bei der EG „Ceska“. 
Ist das richtig? 

Zeuge Bernhard Falk: Ceska. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Können 
Sie mir aus der Erinnerung noch sagen, so 
ab dem Jahr 2006/2007, also als man schon 
ein bisschen den Schwerpunkt Richtung 
Schweiz hatte, was da gemacht wurde? Wie 
häufig wurden Sie darüber informiert, ob es 
Schwierigkeiten mit den Schweizer Behörden 
gab, ob man vorankam, ob es eine heiße 
Spur gab? Könnten Sie dazu noch mal etwas  
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sagen aus Ihrer Erinnerung oder von dem, 
was Sie vorliegen haben? 

Zeuge Bernhard Falk: Mir ist bekannt 
und auch damals von den ermittelnden Kol-
legen mitgeteilt worden, dass das BKA diese 
Ceska-Spur ermittelt, also die Herkunft der 
Waffe festzustellen versucht. Mir ist auch 
bekannt, dass es dann um ein Kontingent 
von Waffen ging, das in Tschechien zwar 
hergestellt, aber im Paket wohl an Schweizer 
Vertriebsstrukturen geliefert worden ist, so-
dass sich die Ermittlungen dann in die 
Schweiz verlagert haben. Mir ist auch be-
kannt, dass irgendwann die Kriminaltechnik 
des Bundeskriminalamtes Hinweise dafür 
gefunden und später dann auch wohl gut-
achterlich festgehalten hat, dass diese Ceska 
wohl mit einem Schalldämpfer versehen sein 
muss. 

Ich bin aber nicht informiert über die ein-
zelnen Ermittlungsschritte in der Schweiz, 
weiß aber, dass es wohl längerer Zeiten im-
mer bedurft hat, um schrittweise weiterzu-
kommen. Es gibt a) natürlich ganz unter-
schiedliche Waffengesetze in der Schweiz 
und in Deutschland, und b) erledigen sich 
Rechtshilfevorgänge in der Regel auch nicht 
im Handumdrehen. Das ist das, was bei mir 
bekannt ist. Soweit ich weiß, ist bis heute die 
Lücke nicht geschlossen zwischen den 
eigentlichen Tätern und der Herkunft der 
Waffe, jedenfalls bis zu einem bestimmten 
Vertriebspunkt.

14
 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Aber 
war Ihnen bekannt, dass man nach einem 
ersten Hinweis im Jahr 2006 - - Wir entneh-
men den Akten, dass ein Zeuge schon im 
Juni 2006 - das ist der gleiche Zeuge, der 
dann auch noch mal bei der BAO „Bosporus“ 
aufläuft und auch ein Jahr später dann wohl 
noch mal eine Rolle spielt -, also im Juni 
2006, als der ganze Fall bei Ihnen auch noch 
deutlich mehr präsent war, bei SO 21 - das 
ist ein Referat im BKA - anruft und da einen 
Hinweis gibt auf zwei mögliche Importeure 
von Ceska mit verlängertem Lauf in der 
Schweiz, was sich ja im Nachhinein dann ja 
auch als der erste richtige Hinweis auf die 
richtige Spur herausstellt. Hat man Sie da-
rüber informiert, dass es jetzt einen Hinweis 
auf die Schweiz gibt, und auch darüber, dass 
man dem dann, wenn auch mit etwas Verzö-
gerung, ein halbes Jahr später nachgeht? 
Oder blieb das auf Referatsebene? 
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Zeuge Bernhard Falk: Schweiz ja; also 
Schweiz habe ich schon gehört in solchen 
Gesprächen. Aber ich habe jedenfalls nicht in 
Erinnerung, dass mir gesagt worden ist, wie 
dieser Hinweise zustande - - oder wie wir auf 
die Schweiz gekommen sind. Ich habe so in 
meinen Gedanken den Brückenschlag von 
Tschechien, vom Hersteller her in die 
Schweiz. Also ob da noch ein Hinweisgeber 
dazwischen war, kann ich hier nicht bestäti-
gen, kann es auch nicht dementieren. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Nach 
dem, was wir aus den Akten entnehmen 
können, hat offensichtlich der Hinweisgeber 
noch 2006 über ein brillantes Wissen von 
Waffenjournalen aus den 90er-Jahren verfügt 
und konnte sagen: In einem Waffenjournal in 
den 90er-Jahren war mal eine Verkaufs-
anzeige oder ein Verkaufsangebot für Ceska 
mit verlängertem Lauf geschaltet von der und 
der Firma. - Und das hat sich dann im Nach-
hinein auch als richtig und belastbar erwie-
sen. 

Wurden Sie noch mal darüber informiert, 
dass man dann - ich glaube, im Jahr 2008 
war das - die Waffenspur auf acht Waffen 
reduzieren konnte, also sagen konnte, die 
Tatwaffe muss unter diesen acht oder mit 
hoher Wahrscheinlichkeit unter diesen acht 
in der Schweiz sein, und dass es einen Be-
sitzer gibt, der bestreitet, die Waffen jemals 
bekommen zu haben? 

Zeuge Bernhard Falk: Ja, das habe ich 
gehört. Also, ich kann die Zahl acht jetzt nicht 
bestätigen. Aber das ist gelungen. Das war, 
glaube ich, ein Paket von ursprünglich 
einpaarundzwanzig

15
 Waffen. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Genau. 

Zeuge Bernhard Falk: Dass das noch 
mal deutlich reduziert werden konnte, das ist 
mir gesagt worden, ja. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Aber 
dass man quasi bei diesem mutmaßlichen 
Besitzer, der abgestritten hat, die Waffen je 
besessen zu haben, nicht weiterkam und 
irgendwann das hat auf sich beruhen lassen: 
Wurden Sie darüber noch mal informiert? 

Zeuge Bernhard Falk: Ja, wenn Sie mir 
das jetzt gerade so vorhalten; das habe ich 
sicher gehört, ja. 
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Clemens Binninger (CDU/CSU): Heute 
wissen wir ja, dass das gelogen war von dem 
Mann. Er hat ja dann im Jahr 2012 einge-
räumt, dass er die Waffen eben doch be-
kommen hat, darunter die Tatwaffe, und 
auch weiterverkauft hat. Und das andere 
haben Sie ja gerade beschrieben. Die Lücke 
selber werden vielleicht die laufenden Er-
mittlungen noch schließen. 

Ist Ihnen etwas darüber bekannt, dass 
man auch bei der Waffenspur sich wieder ein 
bisschen uneinig war in der Bewertung: Ist 
jetzt diese Ceska die richtige, also dieses 
Achter-Kontingent die richtige oder nicht? 

Zeuge Bernhard Falk: Das habe ich im 
Nachhinein gehört, also jetzt, in der Phase, in 
der der Ausschuss arbeitet. Das habe ich 
damals nicht gehört. 

Es gab noch mal eine Diskussion um eine 
Presseveröffentlichung. Diese Diskussion ist 
vom BKA deshalb geführt worden: Da ging 
es wohl um eine Veröffentlichung, die aus 
Richtung der BAO „Bosporus“ gekommen 
war. Da war vom Schalldämpfer, glaube ich, 
die Rede, und es sind Ermittlungseinzelhei-
ten aus der Sicht unserer Leute bekannt 
gegeben worden, die die Ermittlungen zu-
mindest nicht gefördert haben, nachdem sie 
halt in der Öffentlichkeit waren. Diese Pres-
severöffentlichung war nicht abgesprochen, 
und darüber hat es eine Diskussion gegeben; 
das ist mir mal gesagt worden. Und die 
Schweizer Kollegen sollen sich darüber ver-
ärgert gezeigt haben, dass das in Deutsch-
land und, glaube ich, auch in türkischen Zei-
tungen gestanden hat. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Was 
würden Sie sagen bei einer Mordserie mit 
neun Morden dieser Bedeutung und dieser 
Dimension, und man ist in der Lage, seitens 
der Ermittler immerhin zu sagen, man kann 
die mutmaßliche Tatwaffe auf ein Kontingent 
von acht Waffen eingrenzen, von denen man 
auch noch weiß, sie sind alle in die Schweiz 
geliefert worden, und man hat einen mut-
maßlichen Besitzer, dem - so steht es in den 
Akten - man nicht glaubt, aber der es einfach 
leugnet: Wäre es da nicht richtig gewesen, 
zu sagen: „Darauf konzentrieren wir uns jetzt 
und lassen da nicht locker“? Ich meine, wenn 
wir sehen, was alles gemacht wurde über 
zehn Jahre an Ermittlungsmethoden und 
-maßnahmen und höchst unkonventionellen 
und ungewöhnlichen Dingen - - Man hat ja 
irgendwo alles versucht. Aber dort, wo es  
 

konkret hätte sein können, wo man die Waffe 
hatte, wo man eine Person hatte, deren An-
gaben man nicht glaubt, da steht dann ir-
gendwann drin: Die Spur verläuft sich. - 
Wäre es da nicht mehr wert gewesen, zu 
sagen: „Wir bleiben an dieser Waffenspur 
dran“? 

Zeuge Bernhard Falk: Also, ich bin da 
über die Einzelheiten nicht informiert, welche 
Ermittlungsschritte wann vorgenommen wor-
den sind. Aber nach allem, was ich wusste 
und was ich heute weiß, ist an dieser Spur 
immer gearbeitet worden. Wie das zu be-
werten ist, ob das, was Ihre Frage ja eigent-
lich unterstellt - so habe ich es jedenfalls 
verstanden -, möglicherweise nicht zielge-
richtet genug gemacht worden ist, weiß ich 
nicht. Dazu müsste ich die Akten einsehen. 
Das habe ich in dieser Sache nicht getan. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Ich 
stelle mir nur deshalb die Frage, weil Sie 
eine Mordserie haben von neun Morden oder 
zehn, wie wir ja jetzt wissen, und Sie haben 
so gut wie keine belastbaren Ansätze für 
Ermittlungen - deshalb habe ich ja zu Beginn 
gefragt: Waffe war der eine, Hinweis auf die 
zwei männlichen Radfahrer der andere; alles 
andere waren Hypothesen, Mutmaßungen, 
Ansätze, aber keine richtigen Fakten, nach 
denen man auch suchen kann -, ob es da 
nicht eigentlich von Beginn an lohnt - und 
erst recht, wenn man weiß: unter diesen acht 
Waffen ist mit hoher Wahrscheinlichkeit die 
Tatwaffe -, da doch noch mehr zu investie-
ren? 

Zeuge Bernhard Falk: Ja, das „noch 
mehr“ kann ich eben nicht bewerten. Es ist 
zweifellos eine wichtige Spur, wenn es nicht 
sogar die wichtigste war, die sich angeboten 
hat; das ist keine Frage. Aber ich gebe noch 
mal zu bedenken: Es waren Ermittlungen, die 
im Ausland zu führen waren. Da kann weder 
das BKA noch die BAO frei schalten - in An-
führungszeichen - und walten, wie wir uns 
das vorstellen. Da sind wir abhängig von der 
Kooperation sowohl in dem Fall der Schwei-
zer Justizbehörden als auch der Polizei-
behörden und der dort infrage kommenden 
Zeugen. Deswegen kann ich jetzt, ohne 
diese Detailkenntnis der Akten zu haben, 
nicht bewerten, ob das eine oder andere 
vielleicht zu lange gedauert hat oder nicht 
intensiv genug gemacht worden ist. 
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Clemens Binninger (CDU/CSU): Dann 
kommen wir mal zum anderen Hinweis, den 
es ja auch gab: zwei männliche Radfahrer 
am Tatort zwischen 20 und 30, etwa gleiche 
Beschreibung. Und ich frage Sie jetzt als 
Fachmann, auch ein bisschen losgelöst vom 
Fall: Hätte es damals, zu Ihrer Amtszeit 
noch, eine Möglichkeit gegeben, mit diesen 
beiden Suchbegriffen - Radfahrer, männlich, 
Alter, Beschreibung - im gesamten Straf-
tatenumfang der Bundesrepublik Deutsch-
land zu suchen, wo, bei welchen Straftaten 
irgendwo in Deutschland auch noch zwei 
männliche Radfahrer am Tatort waren, oder 
gibt es diese Analysefähigkeit - Stichwort: in 
INPOL oder in anderen Anwendungen - 
nicht? Wenn es sie gegeben hätte, wäre die 
nächste Frage: Warum hat man es nicht 
gemacht? 

Zeuge Bernhard Falk: Ob es gemacht 
worden ist, weiß ich nicht. Sicherlich ist das 
eine Überlegung wert gewesen. Das BKA hat 
ja auch - ich habe das anfangs, glaube ich, 
auch erwähnt - versucht, Straftaten, die mit 
diesem Modus Operandi - also jetzt mal sehr 
pauschal - begangen worden sind, sowohl 
innerhalb Deutschlands als auch europaweit 
nachzufragen. Das war ja mit das Erste, was 
das BKA für die örtlich ermittelnden Behör-
den getan hat, festzustellen: Gibt es ir-
gendwo anders Straftaten, die nach diesem 
Muster durchgeführt worden sind? Ob zu 
diesem Zeitpunkt schon Fahrräder eine Rolle 
gespielt haben, weiß ich nicht. Mir sind die 
Fahrräder - mir persönlich - auch erstmals 
untergekommen durch einen Artikel in der 
Welt. Ich glaube, das war 2004, Sommer 
2004. Da wurde die Brücke geschlagen zwi-
schen dem Sprengstoffanschlag in Köln, wo 
Radfahrer oder Männer mit Fahrrädern be-
obachtet worden sind, und einem der Morde 
in Nürnberg. Und das hatte ich zum Anlass 
genommen, beide infrage kommenden Ab-
teilungen - denn bei Köln war für mich auch 
ein Staatsschutzhintergrund naheliegend - 
des BKA, ST und OA, damit zu beauftragen, 
mit den in diesen Fällen Ermittelnden abzu-
klären, ob es da eine Verbindung gibt. Und - 
ich sagte es - da kam mir eine Antwort auf 
den Tisch aus der Abteilung Staatsschutz, 
die lautete: Das ist überprüft worden, diese 
Verbindung; sie lässt sich, jedenfalls derzeit, 
nicht beweisen, oder es gibt sie nicht. 

Dazu muss ich sagen, dass nach meinem 
Wissensstand die Ermittlungsbehörden in 
Nordrhein-Westfalen auch bei dem Anschlag  
 

 

in Köln nicht von einem Staatsschutzhinter-
grund ausgegangen sind, sondern auch hier 
die Urheber im allgemein-kriminellen Bereich 
vermutet haben. Aber das ist nur das, was 
sehr vage an mich herangetragen worden ist. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Wir ha-
ben ja gehört, dass der damalige Innen-
minister sehr schnell das sogar ausgeschlos-
sen hat. Aber Sie selber - mal von Ihrer Er-
fahrung her als Kriminalist - haben 2004 
schon von sich aus selber auch gesagt: „Das 
könnte oder müsste eigentlich fremdenfeind-
licher Hintergrund sein“? 

Zeuge Bernhard Falk:
16

 Schon allein da-
durch, dass die Information an mich über 
diesen Anschlag aus der Abteilung Staats-
schutz des BKA herangetragen worden ist. 
Wir haben damals auch Beamte nach Köln 
entsandt, nach Nordrhein-Westfalen ent-
sandt - so will ich es mal etwas großzügiger 
ausdrücken -, und zwar, soweit ich weiß, aus 
beiden Abteilungen, Staatsschutz und Orga-
nisierte und Allgemeine Kriminalität. Aber 
denen ist es damals nicht gelungen, den 
Tatort in Augenschein zu nehmen. Und es ist 
auch dann - 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Warum 
nicht? 

Zeuge Bernhard Falk: - relativ spärlich 
mit dem Informationsfluss gewesen. - Das 
BKA war nicht zuständig, und das war von 
den Behörden dort nicht gewünscht. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): In 
Nordrhein-Westfalen? 

Zeuge Bernhard Falk: In Nordrhein-
Westfalen. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Ja, 
aber jetzt noch mal. Ich meine, schon allein 
vom Tatablauf her - und das wissen Sie wie 
die hier ehemalig im Sicherheitsbereich Akti-
ven ja auch -: Bei einem Nagelbomben-
anschlag in einer Straße, wo fast nur auslän-
dische Mitbürger leben oder ihre Geschäfte 
haben, mit vielen Verletzten würde jetzt jeder 
schon mit wenig Diensterfahrung als erste 
Hypothese mal sagen „Das könnte ein frem-
denfeindlicher Hintergrund sein.“ Das hatten 
Sie auch. Und dann senden Sie Ermittler aus 
den Fachabteilungen hin und müssen vor Ort  
 

                                                      
16

 siehe Anmerkungen des Zeugen (Anlage) 



2. Untersuchungsausschuss 40 
[19. Sitzung am 14.06.2012 - Zeugenvernehmung: Öffentlich] - Endgültig 

 DEUTSCHER BUNDESTAG - STENOGRAFISCHER DIENST 

feststellen, dass eigentlich die Zusammen-
arbeit oder der Ausgleich nicht so gewünscht 
wird. Und die durften den Tatort nicht an-
sehen, oder wie muss ich mir das vorstellen? 

Zeuge Bernhard Falk: So ist es mir be-
richtet worden, ja. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Können 
Sie es etwas - - 

Zeuge Bernhard Falk: Die sollten natür-
lich nicht ermitteln, damit da auch kein Miss-
verständnis entsteht. Wir müssen immer - - 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Es geht 
um den Austausch von fachlicher Kompe-
tenz. 

Zeuge Bernhard Falk: Ja. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Also es 
geht ja nur darum, dass jemand auch sein 
Wissen zur Verfügung stellt, 

Zeuge Bernhard Falk: Ja. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Nicht 
dass er eben wieder sucht, beschlagnahmt 
oder festnimmt; schon klar. Aber die konn-
ten - - Denen hat man also verweigert, den 
Tatort in Köln genauer in Augenschein zu 
nehmen? 

Zeuge Bernhard Falk: So ist es mir von 
dem damaligen Leiter der Abteilung Staats-
schutz berichtet worden, ja. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Wäre 
das nicht auch ein Moment gewesen, wo der 
Vizepräsident mal zu seinem Präsidenten 
sagt - - Der war damals noch relativ neu, 
glaube ich, 2004, nicht? 

Zeuge Bernhard Falk: Ja. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Ganz 
neu im Amt. 

Zeuge Bernhard Falk: Anfang 2004. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Wäre 
das nicht ein Moment gewesen, wo er dann 
sagt: „Ruf mal im Ministerium an. Wir haben 
hier durchaus die berechtigte“ - im Nachhi-
nein hatten Sie ja völlig recht - „Vermutung:  
 

Da ist fremdenfeindlicher Hintergrund Moti-
vation. Wir bieten unser Know-how an, und in 
Nordrhein-Westfalen lässt man uns nicht mal 
den Tatort anschauen“? 

Zeuge Bernhard Falk: Also, einen sol-
chen Anruf hätte ich natürlich auch selber 
machen können. Da hätte ich nicht Herrn 
Ziercke bitten müssen, das zu tun. Aber un-
ser Abteilungsleiter, der auch die entspre-
chende Durchsetzungsfähigkeit hat und das 
entsprechende Auftreten hat, - 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Der 
heutige Vize? 

Zeuge Bernhard Falk: - war da auch si-
cherlich in der Hierarchie hoch genug - um 
es mal so auszudrücken -, um diese Frage 
zu klären. Wir haben nur die Signale aufge-
nommen. Das war damals nicht erwünscht. 
Und die nordrhein-westfälischen Behörden 
waren relativ schnell auch in dem Motiv-
bereich „organisierte und allgemeine Krimi-
nalität“. Das ist ja auch damals so sehr 
schnell öffentlich geworden. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Ich 
meine, es bestätigt ein Stück weit das, was 
wir heute Morgen ja schon ein paarmal auch 
angerissen hatten: dass im Jahr 2004 aus 
verschiedenen Perspektiven heraus die 
Chance da gewesen wäre, die Dinge, was 
die Ermittlungen angeht, in die richtige Bahn 
zu lenken. Und wir werden ja den Fall Köln 
hier noch mal ausführlich erörtern und auch 
Zeugen vernehmen. Aber ich bin jetzt auch 
dankbar für den Hinweis, weil wir das so 
bisher in der Deutlichkeit zumindest in den 
Akten nicht finden konnten, dass also das 
BKA bei dem Nagelbombenanschlag 2004 in 
Köln seine fachliche Kompetenz angeboten 
hat aus beiden Abteilungen, Organisierte 
Kriminalität wie Staatsschutz, und in NRW 
auf eher Ablehnung bis reservierte Haltung 
gestoßen ist, man auch nicht wollte, dass sie 
den Tatort genauer in Augenschein nehmen, 
und auch Informationen nicht geflossen sind. 
Das ist eine sehr wichtige Erkenntnis, Herr 
Falk. Dafür bedanke ich mich ausdrücklich. 

Ich will noch mal zum - - Entschuldigung; 
wie lange habe ich noch? 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Gar 
nicht mehr. 
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Clemens Binninger (CDU/CSU): Gar 
nicht mehr? 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Ich 
habe eben gar nicht darauf geachtet. Sie 
sind eine Minute drüber. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Okay. 
Dann lassen wir es mal an der Stelle mit Köln 
so weit. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Das 
Fragerecht hat dann die SPD-Fraktion. Frau 
Dr. Högl. 

Dr. Eva Högl (SPD): Herzlichen Dank. - 
Herr Falk, ich möchte ganz gern noch mal da 
ansetzen, wo ich in der ersten Runde ge-
endet bin - Stichwort: Garmisch-Partenkir-
chen. Und wir hatten darüber gesprochen, 
wie die Informationen da zu Ihnen gekom-
men sind und worüber Sie informiert waren. 
Die Dramaturgie lief ja auf Garmisch-Parten-
kirchen hinaus. Sie haben in Ihren einführen-
den Worten uns berichtet, dass Sie dann am 
8. Mai 2006 von dem Abteilungsleiter aus 
dem Bundesinnenministerium Krause infor-
miert worden sind über das Ergebnis von 
Garmisch-Partenkirchen und wie weiter ver-
fahren wird. 

Zeuge Bernhard Falk: Ja. 

Dr. Eva Högl (SPD): Vielleicht können 
Sie uns noch mal sagen: Hat Herr Krause 
Sie angerufen? Haben Sie nachgefragt, was 
das Ergebnis ist? 

Zeuge Bernhard Falk: Nach meiner Er-
innerung hat Herr Krause angerufen. 

Dr. Eva Högl (SPD): Er hat Sie angeru-
fen, - 

Zeuge Bernhard Falk: Ja. 

Dr. Eva Högl (SPD): - und er hat Ihnen 
berichtet. Und Sie haben ja vorhin erläutert, 
dass Sie nicht einverstanden waren mit dem 
gefundenen Ergebnis. Vielleicht können Sie 
uns das noch mal sagen, was Sie Herrn 
Krause vorgetragen haben - noch mal Ihre 
Bedenken oder was Sie ihm gesagt haben. 

Zeuge Bernhard Falk: Ich hatte es, 
glaube ich, schon gesagt. Er hat jetzt sinn- 
 

gemäß gesagt, Bayern solle das jetzt mal in 
die Hand nehmen, so sei das Ergebnis der 
Abstimmung gewesen, und hat mir vermittelt, 
dass auch die Informationssammlung und 
Steuerung für alle beteiligten Ermittlungs-
stellen in Bayern laufen sollte und nicht als 
Lage- und Informationszentrum im Bundes-
kriminalamt, wie das von Herrn Hoppe vor-
geschlagen war. Soweit ich Herrn Hoppe 
verstanden habe, war das für ihn eine Auf-
fangposition für den Fall, dass dieser Ermitt-
lungsauftrag nicht an das BKA geht, um we-
nigstens an der richtigen Stelle - denn das 
BKA ist genau dafür die Zentralstelle im kri-
minalpolizeilichen Bereich - auch zusam-
menzufließen und analysiert zu werden. 

Ich habe das als eine Abwertung der 
Zentralstellenfunktion des Bundeskriminal-
amtes empfunden und habe das Herrn 
Krause mit meinen Worten auch gesagt und 
auch darauf hingewiesen, wo ich die Pro-
bleme sehe: Nahtstellen, Konkurrenzverhal-
ten und ähnliche Dinge. Daraufhin hat er mir 
aber vermittelt, dass die Diskussion zu Ende 
ist. Also, er hat das nicht mit diesen Worten 
gesagt; aber das war das, was bei mir an-
kam. 

Dr. Eva Högl (SPD): Herr Falk, hat er 
eine Begründung dafür gegeben? Hat er 
irgendwas ausgeführt, woran es gelegen 
hat? Denn Sie hatten ja auch ausgeführt, 
dass das Bundesinnenministerium ja durch-
aus auf Ihrer Seite war, was diese Frage 
anging. Und es muss da ja eine Begründung 
gegeben haben. 

Zeuge Bernhard Falk: Ich habe ja vorhin 
schon mal versucht, den Begriff Einverneh-
men hier einzuführen. Das Bundesinnen-
ministerium war, soweit ich das erinnere, auf 
unserer Seite - bis zu dem Gespräch am 
Kamin oder am Rande des Kamins. Und es 
hat wohl dort den Versuch gegeben - von 
wem, weiß ich nicht -, mit den beteiligten 
Bundesländern - also nicht nur mit Bayern, 
auch mit den anderen beteiligten - Einver-
nehmen darüber herzustellen, dass das 
Bundeskriminalamt in dieser Form einsteigt. 
Dieses Einvernehmen hat es offenbar nicht 
gegeben. Und daraufhin hat man sich darauf 
verständigt: Gut, dann lassen wir alles so, 
wie es ist, und richten auch nicht das Lage- 
und Informationszentrum beim Bundeskrimi-
nalamt ein, sondern
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Dr. Eva Högl (SPD): Haben Sie danach 
mit Herrn Ziercke noch mal darüber gespro-
chen, weil das ja eine wichtige Frage für Ihr 
Amt auch war? 

Zeuge Bernhard Falk: Ja, wir haben 
ganz sicher darüber gesprochen. Aber auch 
da kann ich Ihnen jetzt - so was wird nicht 
dokumentiert - nicht sagen, wann und mit 
welchen Worten. 

Dr. Eva Högl (SPD): Da Sie ja im Vorfeld 
mit Herrn Staatssekretär Hanning auch ge-
sprochen hatten: Haben Sie noch mal da 
Kontakt aufgenommen - oder mit Herrn 
Förster? Mit ihm hatten Sie ja sogar das 
weitere Vorgehen auch besprochen. Also da 
bestand ja offensichtlich ein enger Kontakt. 
Haben Sie da noch mal Gespräche geführt? 

Zeuge Bernhard Falk: Nein, danach 
nicht mehr. Für mich war klar: Das ist - in 
welcher Weise, weiß ich nicht - im Bundes-
innenministerium so - - entschieden worden, 
will ich nicht sagen. Aber man hat sich da auf 
eine Verhandlungslinie, nehme ich an, ver-
ständigt gegenüber den beteiligten Ländern, 
und die ist umgesetzt worden. Für mich war 
auch klar: Für das BKA gab es da jetzt keine 
Möglichkeit mehr, an irgendjemanden zu 
appellieren, der diese Verabredung noch mal 
hätte ändern können. 

Dr. Eva Högl (SPD): Haben Sie im Nach-
hinein dann noch mal Anläufe unternommen, 
also bei Gesprächen oder in Diskussionsrun-
den oder so, um dieses Thema noch mal 
wieder auf die Tagesordnung zu setzen? 

Zeuge Bernhard Falk: Ich meine nicht,
18

 
um formell noch mal irgendwelche Verhand-
lungen darüber herbeizuführen. Ich sagte ja, 
ich sah die Sache dann als ausgereizt an. 
Aber was ich fachlich davon gehalten habe, 
das habe ich immer zum Ausdruck gebracht, 
auch bei verschiedenen Gelegenheiten. 

Dr. Eva Högl (SPD): Wir haben ja hier 
auch eine Diskussion darüber, inwieweit das 
BKA-Gesetz ausreichend ist. Das werden wir 
natürlich im Weiteren in diesem Untersu-
chungsausschuss noch erörtern. Aber für 
mich ist noch mal wichtig, dass ich Sie da 
nach Ihrer Einschätzung frage. Sie haben 
das ja auch durchgeprüft, also Nr. 1 und 
Nr. 2. Wäre Ihrer Meinung nach Nr. 2 für  
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diese Situation, in der wir uns im Frühjahr 
2006 befinden, eine ausreichende Rechts-
grundlage für den Bundesinnenminister ge-
wesen, die zentrale Übernahme des Bun-
deskriminalamts anzuordnen? 

Zeuge Bernhard Falk: Wir haben damals 
gemeint, ja. Ich meine das auch persönlich, 
ja. 

Dr. Eva Högl (SPD): Sie haben auch die 
schwerwiegenden Gründe bejaht. Sie haben 
das ja durchgeprüft, Herr Falk. Vielleicht 
können Sie sich daran erinnern, was insbe-
sondere für Sie die schweren Gründe waren. 
Das ist ja die Tatbestandsvoraussetzung. 

Zeuge Bernhard Falk: Ja. Wir haben die 
schwerwiegenden Gründe einmal in dem 
Umstand gesehen, dass es jetzt doch eine 
„beachtliche“ - in Anführungszeichen - Serie 
von Tötungsdelikten gewesen ist, die offen-
sichtlich zusammenhängen. Wir haben 
schwerwiegende Gründe darin gesehen, 
dass wir Signale hatten, beispielsweise aus 
der Türkei - über die Botschaft kommend 
damals übrigens; als ich dort war, ist mir in 
der Botschaft auch gesagt worden, wie sehr 
besorgt türkische Stellen über diese Vor-
gänge hier in Deutschland sind; und es ist 
mir deutlich vermittelt worden von der Lei-
tung der Generalsicherheitsdirektion in An-
kara -, sodass wir auch durchaus außenpoli-
tische Belange der Bundesrepublik berührt 
gesehen haben, aber in dieser pauschalen 
Form natürlich. Wir haben als schwerwie-
gend angesehen, dass nach unserer fach-
lichen Auffassung die Organisation der Er-
mittlungen in all den Fällen nicht stimmig 
war. Ich habe das ja heute Morgen darzu-
legen versucht. Wir haben es als schwerwie-
gend angesehen, dass die Informationen 
nicht wirklich an einer Stelle, in einem Daten-
verarbeitungssystem zusammengeflossen 
sind, ausgewertet werden konnten und rück-
wärts auch wieder verwertet werden konnten. 
Und wir haben es natürlich als ganz schwer-
wiegend angesehen, dass die Serie sich 
auch über einen Zeitraum damals von sechs 
Jahren erstreckt hat, aufwendig ermittelt 
worden ist, mit hohem Personalansatz er-
mittelt worden ist, aber ein Erfolg nicht ein-
getreten ist. Das zusammengenommen war 
für uns ausreichend, zu sagen: Das sind 
schwerwiegende Gründe, die es rechtferti-
gen, eine solche Anordnung anzustreben. 
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Dr. Eva Högl (SPD): Und Sie hatten in 
Ihrem Gespräch mit Herrn Staatssekretär 
Hanning ja auch das Gefühl, dass das Bun-
desinnenministerium damals das genauso 
gesehen hat? 

Zeuge Bernhard Falk: Ich habe jeden-
falls dort keine gegenteiligen Signale aufge-
nommen. 

Dr. Eva Högl (SPD): Ich möchte noch 
mal zu einem anderen Punkt kommen; 
Stichwort: Ihre Mängelliste, Ihr Schreiben 
vom 2. Mai 2006, und die Frage, ob die Er-
mittlungen dann anders gelaufen wären, 
auch inhaltlich ja, in Richtung rechter Hinter-
grund. Wir haben in den Akten gefunden, 
dass Ihr Abteilungsleiter Maurer auch aus-
geführt hat - das war bei Ihrer Strategie-
besprechung -, dass durchaus politische 
Hintergründe nicht auszuschließen sind, 
ebenso wenig wie rassistisch orientierte Tä-
ter. 

Zeuge Bernhard Falk: Ja. 

Dr. Eva Högl (SPD): Er hat das ja offen-
sichtlich auch im Blick gehabt. Und Sie sel-
ber führen in Ihrer Mängelliste aus, dann, 
wenn das BKA die Ermittlungen übernimmt, 
müsse ein 

breiter und einheitlicher Ermitt-
lungsansatz gewählt werden, der 
weitere Fachbereiche des BKA 
(z. B. die Abteilung ST) sowie an-
dere Sicherheitsbehörden des Bun-
des einbindet (ein Staatsschutz-
hintergrund ist derzeit nicht auszu-
schließen). 

Das führen Sie ja in Ihrem Schreiben aus. 
Herr Beckstein hat hier gesagt, das BKA 

hätte ja alles tun können, wenn es gewollt 
hätte. Können Sie uns vielleicht noch mal 
sagen, wie das war? Sie waren ja nur auf 
Basis von § 129 StGB eingebunden. Hätten 
Sie beispielsweise von sich aus das Bundes-
amt für Verfassungsschutz einbinden kön-
nen, was Herr Beckstein hier ausgeführt hat? 

Zeuge Bernhard Falk: Wir hätten selbst-
verständlich mit dem BfV jederzeit reden 
können. Aber ich sage noch mal: Wir waren 
schwerpunktmäßig natürlich auf diesen im 
Ermittlungsverfahren - - ich will nicht sagen, 
vorgegebenen. Aber durch den Ermittlungs-
auftrag war schon in gewisser Weise ein
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Präjudiz
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 auf diese Zielrichtung allgemeine 
und organisierte Kriminalität ausgerichtet. 
Wir hatten keinen konkreten Aufhänger da-
für, mit dem Bundesamt für Verfassungs-
schutz etwa über das rechte Milieu zu reden. 
Wir gingen - und das ist Praxis zwischen den 
Bundessicherheitsbehörden - davon aus: 
Sollte im Bundesamt für Verfassungsschutz, 
jetzt unabhängig von der Ceska-Serie, ir-
gendwo eine Informationsverdichtung vor-
handen sein, die darauf hindeutet, hier ent-
steht brauner Terrorismus - oder auch Terro-
rismus an anderer Stelle -, dann kommt das 
Bundesamt für Verfassungsschutz auch auf 
die Polizeibehörden zu. - Das muss auch 
nicht zwangsläufig das BKA sein. Das ist 
aber nicht passiert. Also, mir ist es jedenfalls 
nicht bekannt, dass es passiert wäre. 

Und soweit ich weiß, ist von BKA-Seite in 
der Ceska-Angelegenheit kein Gespräch, 
tiefer gehender Art jedenfalls, mit dem BfV 
geführt worden. Das BfV war allerdings in-
formiert über diese Serie. Sowohl Herr 
Ziercke als auch ich haben in der soge-
nannten ND-Lage gelegentlich über diesen 
Fall berichtet - nicht regelmäßig, aber hin und 
wieder schon. Da ist auch das BfV anwe-
send. Also das ist schon bekannt gewesen, 
dass es so was gibt. 

Dr. Eva Högl (SPD): Nun hätten Sie ja 
bei den Besprechungen in der Steuerungs-
runde, die es dann auch gab, gegenüber der 
BAO „Bosporus“ von sich aus das Thema 
„rechter Hintergrund“ oder „rassistische Mo-
tive“ vorbringen können. Oder haben Sie sich 
als selbstbeschränkt gesehen durch Ihren 
Auftrag, nur im Rahmen Ceska zu ermitteln? 

Zeuge Bernhard Falk: Ich bin selber nie 
in der Steuerungsgruppe gewesen; aber das 
unterstelle ich jetzt den Kollegen, die da mit-
gearbeitet haben. Das hätten die dort jeder-
zeit natürlich vorbringen können. Und ich 
gehe davon aus, dass sie diese Offenheit für 
eine Bandbreite von infrage kommenden 
Motiven dort auch vertreten haben. In dem 
Strategiegespräch, das … (akustisch unver-
ständlich), ist das ja auch getan worden. Das 
war ja ein Gespräch in erster Linie mit der 
BAO „Bosporus“ und mit den örtlichen Tat-
ortbehörden. Das BKA hat diese Auffassung, 
dass es auch an was anderem hätte liegen 
können als an irgendwelchen Rauschgift-
tätern, also schon in die Ermittlerkreise hi-
neingetragen. 
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Dr. Eva Högl (SPD): Herr Falk, darf ich 
Sie zum Ende meiner Befragungszeit noch 
mal darum bitten, eine Einschätzung aus 
heutiger Sicht zu geben? Wenn Sie aus heu-
tiger Sicht mit dem Wissen, das wir heute 
haben, auf diese lange Zeit draufgucken: 
Was ist damals schiefgelaufen? Also: Was 
sind aus Ihrer Sicht die Knackpunkte? Woran 
hat es gelegen, dass die untergetauchte 
Zwickauer Terrorzelle und die Morde nicht 
zusammengebracht wurden und man das 
nicht eher aufklären konnte? 

Zeuge Bernhard Falk: Also, es hat, im-
mer meinen Wissensstand unterstellt - - Und 
ich bin natürlich seit zweieinhalb Jahren nicht 
mehr im Dienst. Insofern ist mir nicht be-
kannt, was die Ermittlungen nach November 
2011 tatsächlich erbracht habe. So wie ich 
das auch aus heutiger Sicht sehe, haben die 
verbindenden Informationen schlicht und 
einfach gefehlt: die verbindenden Informatio-
nen - vorhin war von Köln die Rede - zwi-
schen Köln und den Ceska-Morden, wenn 
man jetzt von diesen erörterten Fahrrädern 
mal absieht. Es hat die Verbindung gefehlt 
von den Ceska-Morden zu abgetauchten 
Rechtsextremisten aus dem Jahre 1998, war 
es, glaube ich. Es hat keine Informationen 
gegeben, die auf diese Brücke, auf diesen 
Brückenschlag hingedeutet hätten. Das ist 
für mich der entscheidende Faktor. 

Ich sehe natürlich Mängel - das habe ich 
ja deutlich gemacht - in der Aufstellung, wie 
der Fall konkret angegangen worden ist von 
Polizei und Staatsanwaltschaft und Nach-
richtendiensten, soweit sie im Hintergrund 
beteiligt waren. Ob diese Mängel in der Or-
ganisationsform ausschlaggebend dafür ge-
wesen sind, dass dieser Brückenschlag nicht 
gelungen ist, kann ich nicht beurteilen. Ich 
sehe das im Augenblick aber nicht. Ich meine 
wirklich aus voller Überzeugung: Es haben 
diese verbindenden Informationen gefehlt, 
die uns dahin gelenkt hätten. 

Dr. Eva Högl (SPD): Wenn Sie einen 
Wunsch frei hätten oder zwei - die, die noch 
aktiv sind, frage ich immer, was sie jetzt än-
dern würden oder was sie bei ihrer Arbeit 
ändern -: Was würden Sie uns denn an die 
Hand geben mit Ihrer großen Erfahrung, die 
Sie haben, was in - - Wir wollen nicht hoffen, 
dass es wieder vorkommt; aber wir wollen ja 
vorbereitet sein. Was würden Sie für beson-
ders vordringlich halten? 

 

Zeuge Bernhard Falk: Ich habe ja, 
glaube ich, vorhin schon gesagt, was die 
Gesetzeslage angeht, sehe ich hier eigent-
lich keinen Änderungsbedarf. Das BKA hat 
eben kein Evokationsrecht, um Verfahren an 
sich zu ziehen, und ist damit bisher eigentlich 
auch gut gefahren. Wenn hier alle Beteiligten 
nur nach streng sachlichen Gesichtspunkten 
entschieden hätten - das ist meine persön-
liche Sicht und Wertung der Dinge -, dann 
wäre das Verfahren insgesamt an einer 
Stelle zentral geführt worden. Ich sage noch 
mal: Es hätte nicht zwingend das BKA sein 
müssen. - Also es war, finde ich, was das 
Organisatorische angeht, keine Frage der 
Gesetzeslage, sondern eher eine Frage, auf 
welcher Ebene man sich wie verständigt. 

Dr. Eva Högl (SPD): Vielen Dank. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Vielen 
Dank. - Dann hat die FDP-Fraktion das Fra-
gerecht. Herr Wolff. 

Hartfrid Wolff (Rems-Murr) (FDP): Herr 
Falk, Sie sagten gerade eben, Sie hätten ja 
auch mit dem BfV unter anderem für die ND-
Lage im Bundeskanzleramt berichtet. Wann 
haben Sie das denn gemacht und wie häufig 
zu diesem Komplex? 

Zeuge Bernhard Falk: Ich habe jetzt die 
Daten nicht da. Aber wir haben - mit „wir“ 
meine ich den Präsidenten und mich in dem 
Fall - sicherlich in größeren Abständen im-
mer wieder mal auch in der ND-Lage einmal 
den Sachverhalt, also wenn er der Amtslei-
tung bekannt geworden ist ab 2004, mitge-
teilt und auch irgendwann mal den Sach-
stand zwischendurch. Ich kann Ihnen aber 
jetzt nicht genau sagen, das war an dem und 
dem Tag. Aber das lässt sich sicher fest-
stellen. 

Hartfrid Wolff (Rems-Murr) (FDP): Also 
ab 2004? 

Zeuge Bernhard Falk: Ja. Vorher hatte 
ich ohnehin keine Kenntnis. Dann hätte ich 
vorher Kenntnis haben müssen. 

Hartfrid Wolff (Rems-Murr) (FDP): Und 
was haben Sie denn da konkret berichtet in 
der ND-Lage? 
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Zeuge Bernhard Falk: Es ist der Sach-
verhalt berichtet worden, dass es eine Serie 
von Morden gibt, zum Nachteil türkischer 
Mitbürger. Es ist berichtet worden, dass für 
die Tat jeweils dieselbe Waffe verwendet 
worden ist, um welche Waffe es sich handelt. 
Es ist auch berichtet worden, dass der Hin-
tergrund im allgemein-kriminellen Bereich 
vermutet wird. Es ist aber auch immer dort 
vorgetragen worden, dass die Ermittlungs-
behörden offen sind und offen sein müssen 
für eine andere Motivlage. 

Hartfrid Wolff (Rems-Murr) (FDP): Und 
in welcher Tiefe haben Sie denn den Sach-
verhalt dargestellt? 

Zeuge Bernhard Falk: Das sind Vorträge 
gewesen, die dann vielleicht drei, vier Minu-
ten in Anspruch genommen haben. Das ist 
natürlich nicht in allen Einzelheiten dort be-
richtet worden. 

Hartfrid Wolff (Rems-Murr) (FDP): War 
denn, um auch noch mal auf das Thema IMK 
zurückzukommen - ich meine, es war ja of-
fensichtlich, wenn es in der ND-Lage berich-
tet worden ist, ein paarmal offensichtlich -, 
diese feindliche Übernahme, die Sie im Hin-
blick auf § 4 Abs. 2 Ziffer 2 BKA-Gesetz ja 
beim Bundesinnenminister vorgelegt haben, 
nie auf der Tagesordnung der Innenminister-
konferenz? 

Zeuge Bernhard Falk: Auf der eigent-
lichen Tagesordnung der eigentlichen In-
nenministerkonferenz - 

Hartfrid Wolff (Rems-Murr) (FDP): Ich 
meine, bei der ND-Lage - - 

Zeuge Bernhard Falk: - war es meines 
Wissens nicht, sondern die Sache sollte am 
Kamin vorbesprochen werden. Das ist ja 
dann eher eine informelle Runde, in der sich 
die Minister oder auch die Staatssekretäre 
oder auch die Abteilungsleiter oder alle zu-
sammen auf eine Linie verständigen. 

Hartfrid Wolff (Rems-Murr) (FDP): Und 
da hat sich auch keiner dafür eingesetzt, 
dass es möglicherweise auf der Tagesord-
nung hätte sein können? 

Zeuge Bernhard Falk: Das kann ich 
Ihnen nicht sagen. Das sind Fragen, die mit  
 

dem Bundesministerium des Innern geklärt 
werden müssten. 

Hartfrid Wolff (Rems-Murr) (FDP): Und 
es wurde auf Beamtenebene erörtert - das 
haben Sie vermutet -, aber auf Politikerebene 
wurde darüber nicht gesprochen? 

Zeuge Bernhard Falk: Ich weiß es nicht. 
Ich habe immer, am Anfang jedenfalls immer, 
nach dem Anruf von Herrn Krause bei mir 
über das Ergebnis schon vermutet, dass die 
Minister auch eingeschaltet waren. Ob sie es 
tatsächlich waren, weiß ich nicht. Es gibt, 
soweit ich weiß, ein Fernschreiben oder was 
auch immer von Herrn Kindler aus den Wo-
chen nach der IMK, aus dem man schließen 
könnte, dass möglicherweise auch „nur“ - in 
Anführungszeichen - auf Abteilungsleiter-
ebene dieses Einvernehmen hergestellt wor-
den ist: Es bleibt so, wie es war. 

Hartfrid Wolff (Rems-Murr) (FDP): Ha-
ben Sie denn in der ND-Lage auch über das 
Verfahren, also zum Beispiel in der IMK, 
gesprochen, oder nicht vor IMK oder die 
Abstimmung dort? 

Zeuge Bernhard Falk: Eine Verbindung 
zwischen ND-Lage und IMK? Ich jedenfalls 
nicht. Ich weiß nicht, ob Herr Ziercke das 
getan hat. 

Hartfrid Wolff (Rems-Murr) (FDP): Also 
dass Sie zum Beispiel gesagt haben: „Es ist 
schon bedauerlich, dass es eben nicht zu 
einer Hinzuziehung des BKA bzw. Über-
nahme des BKA gekommen ist“? 

Zeuge Bernhard Falk: Das kann ich 
heute nicht mehr sagen, ob ich so etwas 
eingeflochten habe. Aber ich halte es eher 
für nicht wahrscheinlich. 

Hartfrid Wolff (Rems-Murr) (FDP): Also 
in schriftlichen Berichten an die ND-Lage? 

Zeuge Bernhard Falk: An den Kreis der 
ND-Lage? Nein. 

Hartfrid Wolff (Rems-Murr) (FDP): Also 
das nicht ganz unbedeutend, auch im Hin-
blick auf das Thema IMK noch mal. Sie sag-
ten vorhin ja, dass es einen mündlichen Er-
lass von Hessen gab, dass das BKA - - den 
Vorstellungen nicht gefolgt werden darf we- 
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gen Länderhoheit. Und Hessen hat deswe-
gen auch keine Daten an die Lage- und In-
formationsstelle geliefert und wollte das auch 
nicht tun. Wie haben Sie denn auf diese Mit-
teilung reagiert? 

Zeuge Bernhard Falk: Also, so hat das 
Herr Hoppe festgehalten in einem Vermerk. 
Und über diesen Umstand bin ich damals 
vom Abteilungsleiter Maurer mündlich infor-
miert worden, dass das so ist. 

Hartfrid Wolff (Rems-Murr) (FDP): Und 
sonst haben Sie nicht darauf reagiert, als Sie 
die Information bekamen? 

Zeuge Bernhard Falk: Es war ja bereits 
eine Folge der Entscheidung, die am Kamin 
getroffen worden ist, dass Hessen und dann 
auch Bayern so reagiert haben. 

Hartfrid Wolff (Rems-Murr) (FDP): Da 
war das BMI dabei, bei dieser Entscheidung 
dann am Kamin, wo dann auch gesagt 
wurde: „Länderhoheit, - 

Zeuge Bernhard Falk: Ja, klar. 

Hartfrid Wolff (Rems-Murr) (FDP): - und 
deswegen wird auch überhaupt nicht zu-
sammengearbeitet“? 

Zeuge Bernhard Falk: Deswegen konnte 
Herr Krause mich ja anschließend auch über 
das Ergebnis informieren. 

Hartfrid Wolff (Rems-Murr) (FDP): Und 
weitere Vorgänge haben Sie dann an der 
Stelle auch nicht mehr unternommen? 

Zeuge Bernhard Falk: Nein. 

Hartfrid Wolff (Rems-Murr) (FDP): Kann 
es sein, dass die Hausspitze des BMI damals 
Angst vor den Ländern hatte? 

Zeuge Bernhard Falk: Weiß ich nicht. 
Das kann ich nicht sagen. 

Hartfrid Wolff (Rems-Murr) (FDP): Feh-
lender politischer Wille? 

Zeuge Bernhard Falk: Ich müsste jetzt 
spekulieren. Weiß ich nicht. 

 

 

Hartfrid Wolff (Rems-Murr) (FDP): Wel-
che Begründung hat Ihnen denn das BMI 
gegeben, nachdem Sie so insistiert haben, 
dass Sie gesagt haben: „Wir wollen die 
Übernahme“? Haben Sie da ein Feedback 
bekommen? 

Zeuge Bernhard Falk: Es ist keine aus-
führliche Begründung abgegeben worden, 
sondern dass eben eine Verständigung in 
dieser Weise stattgefunden hat, das war das 
Ergebnis der Mitteilung. Und das war für 
mich auch nicht ungewöhnlich, weil es viele 
solcher Vorgänge gab - nicht mit dieser 
Tragweite -, über die man sich auf diese Art 
und Weise informell - so will ich es mal sa-
gen - verständigt hat, ohne einen förmlichen 
Beschluss jetzt in der Innenministerkonferenz 
zu fassen. 

Hartfrid Wolff (Rems-Murr) (FDP): Mich 
würde interessieren, weil Sie vorhin auch 
noch sehr deutlich sagten, dass für die Über-
nahme gerade die Internationalität sprach. 
Wie weit haben Sie das denn in der ND-Lage 
insbesondere angesprochen, dass gerade 
das Thema der Internationalität eine Rolle 
gespielt hat und da möglicherweise auch 
besondere Punkte noch eine Rolle spielen 
können, dass sich ja auch das Bundeskabi-
nett bzw. das Bundeskanzleramt und die ND-
Lage dafür interessieren könnten? 

Zeuge Bernhard Falk: Also, wir haben 
auf die Internationalität - - Im Mittelpunkt - ich 
muss es noch mal wiederholen - stand ja 
auch eben der Verdacht: Rauschgiftgruppie-
rungen, die international agieren. Auf diesen 
Aspekt haben wir hingewiesen, aber ohne 
ihn jetzt - - 

Hartfrid Wolff (Rems-Murr) (FDP): Auch 
in der ND-Lage? 

Zeuge Bernhard Falk: Auch in der ND-
Lage, ja - aber ohne ihn jetzt besonders he-
rauszustreichen. Es ist in fast allen Ermitt-
lungen, die das Bundeskriminalamt - außer 
im Staatsschutzbereich - führt, der Fall, dass 
Internationalität gegeben ist. Insofern ist das 
Alltag. 

Hartfrid Wolff (Rems-Murr) (FDP): Also, 
die Internationalität spielt natürlich gerade im 
Hinblick auf die Waffe nach wie vor eine 
große Rolle. Und der Kollege Binninger hatte  
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ja schon darauf hingewiesen, dass es hier 
mehrfach ja Hinweisgeber gab, die auch 
gerade im Hinblick auf die Schweiz - - einen 
Hinweisgeber, der mehrfach, einmal beim 
BKA 2006 und dann 2007 bei der BAO, an-
gegeben hatte, er möchte gerne hier etwas 
mitteilen. Und die BAO hat es dann aufge-
griffen. Wie würden Sie das bewerten? Das 
würde mich schon interessieren. Ist das eine 
Schlamperei innerhalb des BKA gewesen, 
dass man hier dem Hinweisgeber nicht ge-
folgt ist, ein Versäumnis? Oder warum ist aus 
Ihrer Sicht dem nicht nachgegangen wor-
den? 

Zeuge Bernhard Falk: Ich kann das nicht 
beurteilen, weil ich - ich sagte das ja eben - 
von diesem Hinweisgeber selber nichts ge-
wusst habe. Ich habe gehört, dass die Er-
mittlungen, die ursprünglich in Tschechien 
beim Hersteller angestellt worden waren, 
dazu geführt haben, in der Schweiz neu ein-
zusetzen oder anzusetzen, weil ein Kontin-
gent von Waffen, das für die Herkunft der 
Tatwaffe infrage kam, dorthin geliefert wor-
den war. Der Hinweisgeber ist mir nicht be-
kannt gewesen. 

Hartfrid Wolff (Rems-Murr) (FDP): Wie 
häufig kommt es nach Ihrer kriminalistischen 
Erfahrung denn eigentlich vor, dass man aus 
der Schweiz ausgerechnet Waffen beschafft? 
Also, ich meine, ehrlich gesagt, so eine 
Waffe kriegt man wahrscheinlich irgendwo 
hier auf dem Schwarzmarkt auch in 
Deutschland. 

Zeuge Bernhard Falk: Also, ich kann 
Ihnen jetzt nicht sagen, wie häufig das vor-
kommt. Es ist immer wieder vorgekommen. 
Es ist übrigens auch in rechtsextremistischen 
Kreisen schon in den 80er-Jahren vorge-
kommen. Die sogenannte Hepp-Kexel-
Bande, damals im Frankfurter Raum, hat 
Waffen aus der Schweiz beschafft. Und einer 
der Täter ist dann auch mit Waffen an der 
deutsch-schweizerischen Grenze gestellt 
worden. Ich will damit nur sagen: Es ist nicht 
völlig weit hergeholt. 

Hartfrid Wolff (Rems-Murr) (FDP): Nun 
haben wir in der Schweiz ja die Situation - 
Herr Kollege Binninger hat ja auch darauf 
abgehoben -, dass die betreffende Person, 
die eine dieser Waffen gekauft hatte, viermal 
vernommen worden ist. Und diese Person 
hat auch immer behauptet, die Waffen nie  
 

gekauft zu haben. Jetzt hat aber diese Per-
son eine deutsche Frau. Das ergibt sich je-
denfalls aus den Akten. Da würde mich mal 
interessieren: Hat man denn angesichts der 
zehn Morde, die wir hier haben, nicht nur die 
Person viermal, sondern vielleicht auch mal 
die familiären Beziehungen, also insbeson-
dere auch die Frau dieser Person - - Ist man 
dem nachgegangen? 

Zeuge Bernhard Falk: Ich würde Ihnen 
gerne eine Antwort geben, aber ich weiß das 
nicht. Ich habe die Information nicht. 

Hartfrid Wolff (Rems-Murr) (FDP): Das 
ist auch sehr bedauerlich, weil wir bisher in 
den Akten dazu noch gar nichts gefunden 
haben. - Gibt es denn sonst andere Erkennt-
nisse, wie diese Waffe nach Deutschland 
gekommen sein könnte? 

Zeuge Bernhard Falk: Ich habe vorhin 
auf die Frage von Herrn Binninger alles ge-
sagt oder alles dargelegt, was mir zu der 
Waffenspur bekannt ist. Weitere Einzelheiten 
kenne ich da nicht. 

Hartfrid Wolff (Rems-Murr) (FDP): Aber 
auch gerade hinsichtlich der Waffe natür-
lich - - Ich meine, eine tschechische Waffe, 
aus der Schweiz. Gut; Schweiz scheint ja 
offensichtlich - - Zumindest sagten Sie, Sie 
kennen auch andere Fälle, wo die Verbin-
dung in die Schweiz da war. Das ist ja doch 
etwas unüblich, um es mal so auszudrücken, 
betrachtet man die Frage, wo man sonst 
noch Waffen herbekommen könnte. Benötigt 
man denn gerade bei dieser Ceska aus Ihrer 
Sicht besondere Fähigkeiten, besondere 
Übungen, besondere Schießübungen, um 
damit umgehen zu können? 

Zeuge Bernhard Falk: Auch dazu kann 
ich Ihnen nichts sagen. Ich kenne mich mit 
Waffen in dieser Hinsicht nicht aus. 

Hartfrid Wolff (Rems-Murr) (FDP): Und 
eine besondere militärische Ausbildung oder 
Ähnliches auch nicht? 

Zeuge Bernhard Falk: Weiß ich nicht. 

Hartfrid Wolff (Rems-Murr) (FDP): Gut. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Damit 
ist das Zeitkontingent der FDP ausge- 
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schöpft. - Das Fragerecht hat die Linksfrak-
tion. Herr Petermann, bitte. 

Jens Petermann (DIE LINKE): Vielen 
Dank. - Ich möchte zunächst an die letzte 
Frage von Herrn Binninger anknüpfen. Herr 
Falk, als Ihre Kollegen in NRW versucht ha-
ben, den Tatort zu besichtigen, haben die 
NRW-Kollegen sie ja regelrecht wegtreten 
lassen. So entnehme ich das Ihren Schilde-
rungen. Warum haben Sie sich eigentlich 
damit abgefunden? 

Zeuge Bernhard Falk:
21

 Ob man sich 
das jetzt tatsächlich so vorstellen kann und 
darf, dass sie sozusagen weggetreten 
wurden, das wage ich jetzt eher zu 
bezweifeln, sondern das kriegt man natürlich 
gesprächsweise vermittelt, dass das nicht für 
nötig erachtet wird oder möglicherweise auch 
unerwünscht sei, dass der Tatort besichtigt 
wird. Jedenfalls ist das das Ergebnis 
gewesen, das mir mitgeteilt worden ist. Wir 
haben uns natürlich damit abfinden müssen, 
weil wir als BKA keinerlei Möglichkeit haben, 
gegenüber dem Land so etwas 
durchzusetzen. 

Und nach einem gewissen Zeitablauf 
macht eine Tatortbesichtigung auch keinen 
Sinn mehr. Also jetzt in große Verhandlun-
gen, nachdem das bei mir bekannt geworden 
ist - zwei, drei Tage später oder so -, mit dem 
Land, mit dem Landeskriminalamt beispiels-
weise, einzusteigen und zu sagen: „Aber jetzt 
wollen wir doch mal sehen, ob wir es nicht 
schaffen, an den Tatort zu kommen“, hätte 
einfach vom Zeitablauf her auch keinen Sinn 
mehr gemacht. 

Jens Petermann (DIE LINKE): Und poli-
tisch zu intervenieren, haben Sie damals 
ausgeschlossen? 

Zeuge Bernhard Falk: Bitte? 

Jens Petermann (DIE LINKE): Politisch 
zu intervenieren, haben Sie ausgeschlos-
sen? 

Zeuge Bernhard Falk: Wir haben es 
nicht ausgeschlossen; wir haben es aber 
auch nicht in die nähere Erwägung gezogen. 

Jens Petermann (DIE LINKE): Können 
Sie sich daran erinnern, dass in Ihrem Haus 
von Herrn Hoppe am 17. August 2006 eine 
konkrete Synopse verfasst wurde, in der die  

                                                      
21

 siehe Anmerkungen des Zeugen (Anlage) 

Organisationstheorie der zweiten Fallanalyse 
gegenübergestellt wurde - das ist MAT A 
BKA-2/23, Seite 144 -, mit dem erklärten Ziel, 
diese zweite Fallanalyse für sinnlos zu erklä-
ren? 

Zeuge Bernhard Falk: Ich weiß, dass da 
eine Synopse erstellt worden ist - wohl für ein 
Gespräch, soweit ich weiß, das Herr Ziercke 
mit Herrn Kindler führen wollte. Das ist aber 
jetzt mehr eine Vermutung von mir, ohne 
dass ich das sicher weiß. Ich habe die Sy-
nopse auch nicht vor Augen. Ob das Ziel von 
Herrn Hoppe war, die sogenannte Einzel-
tätertheorie ad absurdum zu führen oder zu 
widerlegen, weiß ich auch nicht. Das müsste 
man Herrn Hoppe fragen. Ich habe da-
mals - - 

Jens Petermann (DIE LINKE): Es geht ja 
darum, ob Sie sich daran erinnern können, 
ob Sie damit irgendwas anfangen, mit der 
Information. 

Zeuge Bernhard Falk: Ja, ich meine, ich 
habe die damals gesehen. Aber ich sagte ja 
heute Morgen schon: „Einzeltäter“ habe ich 
buchstäblich genommen, weil es mir so ver-
mittelt worden ist. 

Jens Petermann (DIE LINKE): Also, 
vielleicht noch mal zur Erinnerung: Herr 
Hoppe hat sich darin beschwert, dass in die 
zweite Fallanalyse die Ermittlungsergebnisse 
der Ermittlungsgruppe „Ceska“, die ja in 
Ihrem Haus angesiedelt war, nicht mit einbe-
zogen wurden. Das ist ja doch schon sehr 
prononciert. 

Zeuge Bernhard Falk: Ja, aber was ihn 
dazu bewogen hat, was für ihn die Gründe 
waren, das kann ich Ihnen hier nicht sagen; 
das weiß ich nicht. 

Jens Petermann (DIE LINKE): Okay. - 
Nächste Frage: Am 28. August 2006 hat Herr 
Hoppe einen Sprechzettel für Herrn Ziercke 
verfasst für ein Gespräch mit Herrn Kindler 
vom bayerischen Innenministerium. Inhalt 
des Sprechzettels ist eine Beschwerde da-
rüber, dass die Einzeltätertheorie zu stark 
gewichtet würde und zu viele Ermittlungs-
ressourcen binde. Das ist MAT A BKA-2/23, 
Blatt 222 ff. Der Sprechzettel macht deutlich, 
dass Ihre eigenen Ermittler zu dem Zeitpunkt 
kein anderes Thema kannten, als sich gegen  
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die zweite Fallanalyse zu wehren. Wie erklä-
ren Sie sich, dass Sie das gar nicht mitbe-
kommen haben wollen? 

Zeuge Bernhard Falk: Also, ich be-
zweifle, dass man diesen Schluss ziehen 
kann, dass sie kein anderes Thema kannten. 
Herr Hoppe hat möglicherweise da einen 
solchen Sprechzettel verfasst. Ich kenne ihn 
nicht. Er ist auch inhaltlich mit mir nicht ab-
gestimmt worden. Also, ich kann mich zu-
mindest nicht daran erinnern, dass das der 
Fall gewesen wäre. Deswegen kann ich das 
schlecht kommentieren. 

Jens Petermann (DIE LINKE): Könnte 
das im Rahmen der Inneren Führung des 
BKA nicht eigentlich ein Thema sein? Gehört 
das nicht auch zu Ihren Aufgaben, da in so 
einer schwerwiegenden Angelegenheit viel-
leicht etwas genauer hinzugucken, was die 
Kollegen machen, die zuständig sind? 

Zeuge Bernhard Falk: Also, soweit es 
möglich ist, habe ich das getan. Das BKA hat 
eine ganze Bandbreite von Aufgaben zu 
erledigen. Und es ist auch nicht so, dass 
entweder der Herr Ziercke oder ich oder der 
zweite Vizepräsident nun zu jeder Tageszeit 
und Stunde im BKA vor Ort sein können, um 
alle Akten zu lesen, die dort produziert wer-
den. Dort bitte ich also um Nachsicht. Das 
geht nicht. 

Jens Petermann (DIE LINKE): Das ver-
langt sicher niemand. 

Zeuge Bernhard Falk: Ich kann zu den 
Dingen was sagen, die mir auf den Tisch 
gekommen sind. Ich kann mich nicht erin-
nern, dass ich dieses Papier gesehen habe. 
Es ist durchaus möglich, dass das durchge-
laufen ist, als ich abwesend war. Das kann 
sein. Ich weiß es nicht. 

Jens Petermann (DIE LINKE): Können 
Sie mit dem sogenannten Familienstreit der 
Profilerszene was anfangen? Das ist jetzt 
durch die Medien bekannt geworden. Da war 
ja auch das BKA beteiligt. 

Zeuge Bernhard Falk: Familien…? Nein, 
damit kann ich jetzt nichts anfangen. 

Jens Petermann (DIE LINKE): Familien-
streit der Profiler. Also, die Profiler hatten  
 

sich ja ein bisschen gestritten. Das ist durch 
die Medien jetzt auch hochgekommen. Kön-
nen Sie mit diesem Streit was anfangen? 
Sagt Ihnen das was? 

Zeuge Bernhard Falk: Ja, ganz allge-
mein. Es ist das Wesen, glaube ich, der Er-
stellung solcher Fallanalysen, dass da auch 
Meinungen konträr einmal aufeinandertreffen 
und irgendwelche Hypothesen am Ende ent-
wickelt werden. Was anderes kann ich mir 
darunter jetzt nicht vorstellen. Also ich weiß 
nicht, ob da tatsächlich - - 

Jens Petermann (DIE LINKE): Also viel-
leicht noch mal zur Konkretisierung: Es gab 
in Ihrem Haus am 24./25. April 2007 ein so-
genanntes Familientreffen der Profiler - das 
ist MAT A BKA 13/, kann ich jetzt nicht genau 
lesen, Blatt 42 ff.

*
 -, zu dem in Ihrem Haus 

seitenlange Papiere, Protokolle, Protokoll-
notizen und dann auch das Ergebnisprotokoll 
verfasst wurden. Es ging also hier um einen 
Streit, wenn man so will, der Crème de la 
Crème der Ermittler. Haben Sie davon nie 
etwas erfahren seinerzeit? Ist das an Ihnen 
komplett vorbeigegangen? Das kann man 
sich gerade nicht vorstellen. Deswegen will 
ich ja auch noch mal insistieren. 

Zeuge Bernhard Falk: Also, ich kann mir 
das schon vorstellen, dass mich solche In-
formationen nicht erreicht haben. Die hat 
mich nicht erreicht damals. 

Jens Petermann (DIE LINKE): Da sind 
wir wieder bei der Frage: Gehört es nicht zu 
Ihrer Aufgabe der Inneren Führung, sich da 
irgendwie - bei so einer schwerwiegenden 
Mordserie auch, wo Sie selber sagen, das 
haben Sie selber noch nicht erlebt - zu be-
fassen mit den Dingen, die in Ihrem Haus 
laufen, und das vielleicht auch zur Chefsache 
zu machen? 

Zeuge Bernhard Falk: Es gehört ganz 
sicher nicht zu meinen Aufgaben oder zu 
denen des Präsidenten, jedes einzelne Do-
kument, das in dieser Sache entsteht, zu 
kennen. Und es gehört auch nicht zu meiner 
Aufgabe, den Inhalt jeder Besprechung, die 
auf Arbeitsebene geführt worden ist - und die 
Operative Fallanalyse ist Arbeitsebene - zu 
kennen. Eine Amtsleitung ist da natürlich  
 

                                                      
*
 Anmerkung Stenografischer Dienst: Korrekte 

Fundstelle lautet: MAT A BKA-2/13, Blatt 42 ff. 
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auch darauf angewiesen, dass in den Ar-
beitsebenen erkannt wird, was wichtig ist und 
was einer Behördenleitung vorzulegen ist. 
Und im Allgemeinen funktioniert das im Bun-
deskriminalamt auch - was nicht ausschließt, 
dass das eine oder andere Dokument, das 
entsteht, eben nicht vorgelegt wird. Ich kann 
das bedauern, aber ich kann das nicht … 
(akustisch unverständlich) 

Jens Petermann (DIE LINKE): Würden 
Sie das in dem Vorgang, um den es hier 
geht, auch bejahen: dass die Arbeit so ge-
macht wurde, wie Sie erwarten? 

Zeuge Bernhard Falk: Meinen Sie das 
jetzt ganz pauschal für den Gesamtvorgang? 

Jens Petermann (DIE LINKE): Ja. 

Zeuge Bernhard Falk: Ich sagte ja: Ich 
bin durchaus anderer Auffassung gewesen, 
was die Übernahme der Ermittlungen durch 
das BKA zu einem frühen Zeitpunkt angeht. 
Ich war skeptisch, was die Fallanalyse an-
geht - jedenfalls mit dem Ergebnis, wie es 
mir vermittelt worden ist. Ich hätte mir ge-
wünscht, nachdem ich das jetzt weiß, dass 
mir auch ein Hinweis gegeben worden wäre; 
beispielsweise, dass in der Fallanalyse - Sie 
sagen, es war die zweite - die Rede davon 
war, dass theoretisch auch ein Hintergrund 
aus der rechten Szene infrage kommt. Das 
wusste ich nicht. Das hätte ich mir schon 
gewünscht. Insofern ist nicht alles gut ge-
laufen. 

Jens Petermann (DIE LINKE): Danke. - 
Kollegin Pau macht weiter. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: In der 
nächsten Runde dann allerdings erst wieder, 
Kollege Petermann. 

Jens Petermann (DIE LINKE): Okay. - 
Vielen Dank. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Das 
Fragerecht geht an die Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen. Herr Wieland. 

Wolfgang Wieland (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Herr Falk, ich möchte noch mal in 
das Jahr 2004 zurückkommen, wo wir vorhin 
abbrechen mussten. Sie haben ja die An-
mutung des Kollegen Wolff zurückgewiesen,  
 

dass das BKA zu dem Zeitpunkt im Zustand 
innerer Kündigung gewesen wäre oder Ihre 
Mitarbeiter schwerst traumatisiert gewesen 
wären bei der Vorstellung, nach Berlin straf-
versetzt zu werden; halbe Strecke nach Sibi-
rien von Wiesbaden aus. Sie waren also alle-
samt voll fit. 

Deswegen nun meine Frage: Alle Polizei-
dienststellen treffen sich in Wiesbaden in 
Ihrem Haus und treffen sich mit der Arbeits-
ebene von Ihnen und machen ein Ergebnis-
protokoll, wo im Grunde das drinsteht, was 
Sie für richtig gehalten haben, was Sie uns 
geschildert haben: Wir übernehmen, wir 
sammeln zentral die Nachrichten beim BKA. 
Es wird ein Einleitungsvermerk geschrieben 
von uns, vom BKA. Und in Nürnberg wird ein 
Verfahren gegen unbekannt wegen Bildung 
einer kriminellen Vereinigung eingeleitet, 
aufgrund dessen wir dann Strukturermittlun-
gen machen können. - Das wäre es doch 
gewesen, was Sie wollten. Oder ist nach 
diesem Besprechungsprotokoll noch ein 
Wunsch von Ihnen offengeblieben? 

Zeuge Bernhard Falk: Die Dinge haben 
sich ja überschnitten. Also meine Absicht, die 
Ermittlungen zentral beim BKA zu konzen-
trieren, war letzten Endes schon vorher erle-
digt durch dieses - was ich nicht wusste - 
Einvernehmen, das auf der, wie ich es ge-
nannt habe, Arbeitsebene hergestellt worden 
ist. 

Wolfgang Wieland (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Das kann nicht sein, Herr Zeuge. 
Da muss ich Ihnen mal vorhalten: Am 20.04. 
waren die doch alle dabei. Da war Nürnberg 
dabei; da war München dabei; da war Ham-
burg dabei; da war Rostock dabei. 

Zeuge Bernhard Falk: Aber ich wusste 
von der ganzen Angelegenheit zu dem Zeit-
punkt nichts. Meine Erstbefassung datiert 
exakt vom 04.06.2004. 

Wolfgang Wieland (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Dann wissen Sie möglicherweise 
auch nicht, was dann dazwischengekommen 
ist? 

Zeuge Bernhard Falk: Nein. Ich sagte 
das vorhin ja schon oder habe - - 

Wolfgang Wieland (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Sie sagten vorhin die Vermutung:  
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Dass wir nur teilzuständig wurden und dass 
es nicht so gut lief, hätte daran liegen kön-
nen, dass es aus den Ländern Hamburg und 
Mecklenburg-Vorpommern da Widerstand 
gab. - Nun muss ich Ihnen sagen, Mecklen-
burg-Vorpommern wollte sogar die Über-
nahme, und Hamburg hat anderthalb Jahre 
später zu Protokoll gebracht: „Das BKA hat 
sich gesträubt, zu übernehmen“, sodass das, 
was Sie vorhin gesagt haben, nicht richtig 
sein kann, Herr Falk. Ja, das muss ich Ihnen 
einfach mal vorhalten. 

Zeuge Bernhard Falk: Gut. - Ich komme 
noch mal auf das Datum. Am 4. Juni 2004 
bekam ich eine Vorlage auf den Tisch mit 
einem Schreiben des Bayerischen Staats-
ministeriums des Innern - es datierte vom 
Tag vorher -, das dem BKA wohl in Kopie 
zugegangen war. Es war gar nicht ans BKA 
gerichtet, sondern eben an die beteiligten 
Bundesländer und an das bayerische Jus-
tizministerium. Und darin kündigte Bayern, 
das Innenministerium, an, man wolle ein 
Ersuchen an das BKA richten, diesen Teil-
ermittlungsauftrag der Staatsanwaltschaft 
Nürnberg, ergänzende Strukturermittlungen 
zu führen - - dem BKA das anzutragen. Das 
war für mich die Erstinformation über die 
gesamte Ceska-Serie überhaupt. Und das, 
was vorher passiert ist, das habe ich danach 
erfahren - in Gesprächen, die ich, nachdem 
dieses Ersuchen dann da war, mit der Abtei-
lung OA geführt habe. Also insofern überlap-
pen sich die Vorgänge. Sie sind nun mal so 
gewesen. Ich kann das nicht ändern. Es war 
so. 

Wolfgang Wieland (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Und Sie wissen auch nicht und 
haben auch aus Gesprächen dann nicht her-
ausgefunden, an wem es letztlich gescheitert 
ist, dass zwischen 20. April und Juni dieses 
zunächst dem Protokoll nach einvernehm-
liche Ergebnis „Wir übergeben ans BKA“ 
nicht umgesetzt wurde? 

Zeuge Bernhard Falk: Nein. Ich gehe 
davon aus - das ist das, was hier jetzt auch 
schon angeklungen ist -, dass die BKA-Be-
amten, die damals die Verhandlungen mit 
den Ländern geführt haben, die Gespräche 
mit den Ländern geführt haben - ich habe ja 
zwei Namen und auch deren Funktionen 
heute Morgen genannt -, schlussendlich die 
Haltung eingenommen haben: Wir überneh-
men es nicht; wir beteiligen uns in der Form,  
 

um die Bayern dann ersucht hat. - Das ist 
wohl so gewesen. Das ist mir allerdings erst 
nach dem 04.06. mitgeteilt worden. 

Wolfgang Wieland (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Ja, das Bild ist noch nicht rund. 
Also gehen Sie davon aus, dass auf bayeri-
scher Ebene - - Es muss ja dann höher als 
Polizeidirektion Nürnberg und höher als 
München gewesen sein. PP München und 
KPD Nürnberg und PP Mittelfranken waren 
alle Teilnehmer dieser Besprechung bei 
Ihnen im Haus und haben da offenbar ge-
sagt: So machen wir es; wir geben ab an das 
BKA. - Dann muss ja irgendjemand - - 

Wir haben hier einen Staatsanwalt ge-
habt. Der war tatsächlich aus Nürnberg. - Ja, 
Ihre Mimik sagt alles. Ja, wir sehen das auch 
so. Nur, er kann es ja - - Er hat ja dann im-
merhin - das hat er uns geschildert - ein 
schon laufendes §-129-Verfahren, so hat er 
gesagt, eine Spur, die es da schon gab, ge-
gen drei Verdächtigte, die in Nordrhein-
Westfalen in Haft saßen - - Diese Spur hat er 
sozusagen freigegeben für das BKA und 
gesagt: Da leite ich 129 ein. - Damit hätte er 
aber doch diesen Plan noch nicht verhindert, 
den es gab. Er hätte ihn zwar nicht so schön 
umgesetzt, dass Sie insgesamt nach § 129 
ermitteln können. Aber die Strukturermittlun-
gen ins Ausland und so hätten Sie auch mit 
dieser Hilfskonstruktion und haben Sie ja 
letztendlich - - 

Zeuge Bernhard Falk: Das ist ja auch 
getan worden. 

Wolfgang Wieland (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Ja. Aber Sie sollten auch die 
zentrale Ermittlungsführung bekommen. Alle 
Wünsche sollten wahr werden. Und nun sa-
gen Sie, Ihnen wurde mitgeteilt, so ist es 
nicht, und dann hat es Sie nicht so richtig 
interessiert. 

Zeuge Bernhard Falk: Nein, nein. 

Wolfgang Wieland (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Nein? Na, wie war es denn? 

Zeuge Bernhard Falk: Nein, dann hätten 
wir uns aber missverstanden. Mir ist dann 
schon - nach dem 04.06. wohlgemerkt - mit-
geteilt worden, dass das BKA oder BKA-Mit-
arbeiter - um genauer zu sein - diesem An-
gebot oder dieser Überlegung, das Verfahren  
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zentral beim BKA zu führen, nicht näher-
getreten sind, sondern das abgelehnt haben. 
Und insofern bestand da auch Einvernehmen 
auf der Arbeitsebene. Vielleicht so: Hätte ich 
zu diesem Zeitpunkt überhaupt davon erfah-
ren und wäre ich vorher gefragt worden, wie 
wir uns denn verhalten sollen, dann hätte ich 
entschieden: Wir übernehmen das. - Und das 
ist das Ergebnis von Gesprächen gewesen. 
Ich sage noch mal: Die zuständige Landes-
behörde nach der Gesetzeslage, wenn 
Bayern es wirklich als so dringend angese-
hen hätte, war nicht das Polizeipräsidium 
Mittelfranken, sondern das wäre das Bayeri-
sche Staatsministerium des Innern gewesen. 
Und das hat es ja dann auch ein paar Tage 
später so praktiziert mit dem Teilermittlungs-
ersuchen. Und dieses Papier, dieser Schrieb, 
der kam nie - bis zum heutigen Tag nicht. 

Wolfgang Wieland (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Also diesen Vermerk hier hat 
Herr Unger zur Kenntnis genommen und war 
damit offenbar einverstanden. Es steht in 
dem Vermerk - ich hatte es Ihnen vorgele-
sen -: 

Vorbehaltlich der Entscheidung im 
BKA, die bis Mitte Kalender-
woche 18 erfolgen wird, ist ge-
plant, … 

Und dann kam dieser völlig richtige Plan. 
Nun gibt es mehrere Möglichkeiten. Eine 

wäre ja auch, dass noch eine Zwischen-
ebene - 

Zeuge Bernhard Falk: Kann sein. 

Wolfgang Wieland (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): - zwischen Herrn Unger und 
Ihnen Njet gesagt hat im BKA. 

Zeuge Bernhard Falk: Kann sein. 

Wolfgang Wieland (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Davon gehen Sie jetzt aus? 

Zeuge Bernhard Falk: Davon gehe ich 
aus. Also, er hat das sicher - das weiß ich 
auch, dass das passiert ist - mit seinem 
Gruppenleiter, also der nächsten Instanz, mit 
Herrn Reuß - 

Wolfgang Wieland (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Das wäre dann der Herr Reuß in 
Person. 

 

Zeuge Bernhard Falk: - ja, mit Herrn 
Reuß - abgestimmt. Ob das mit dem Abtei-
lungsleiter besprochen worden ist, weiß ich 
nicht. Ich gehe davon aus, dass hier die ent-
scheidende Ebene dann die des Gruppen-
leiters gewesen ist. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Herr 
Wieland. 

Wolfgang Wieland (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Ist schon wieder die Zeit um? 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Schon 
wieder zwei Minuten überzogen. 

Wolfgang Wieland (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Ach. Eigentlich sollte der Kollege 
Ströbele jetzt übernehmen. Was machen wir 
denn da? 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Das 
wird er in der nächsten Runde auch tun, 
vermute ich. 

Wolfgang Wieland (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Gut. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Wir 
kommen in die dritte Berliner Runde und 
beginnen wie immer mit der Unionsfraktion. 
Kollege Binninger. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Herr 
Falk, ich habe nur noch zwei Fragen. Noch 
mal zurück zu dem Sprengstoffanschlag in 
Köln: Da habe ich jetzt eine vom Fall losge-
löste fachliche Frage, die Sie mir, hoffe ich, 
beantworten können. Bei Waffen- und 
Sprengstoffdelikten gibt es ja einen Kriminal-
polizeilichen Meldedienst. Jedes Delikt, das 
mit Waffen und Sprengstoff begangen wird, 
wird ja an das BKA gemeldet und dann auch 
irgendwo erfasst, nehme ich an. Wissen Sie 
jetzt aus der Erinnerung heraus noch, wie 
lange dann solche Fälle verfügbar oder auch 
recherchierbar oder abrufbar sind?  

Ich will auf Folgendes hinaus: Wenn man 
2004 mit Ihrer richtigen Vermutung, dass das 
in Köln ein fremdenfeindlicher Hintergrund 
ist - und man hat x Videoaufnahmen von den 
beiden Tätern erfasst; besser geht es ja 
nicht; es wird ja kaum Straftaten geben, wo 
man Videoaufnahmen der Täter hat; hier 
hatte man welche -, eingestiegen wäre in die 
Recherche, wo es in den letzten fünf oder in  
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dem Fall letzten sechs Jahren Sprengstoff-
delikte gab, die polizeilich bekannt wurden, 
mit fremdenfeindlicher Motivation, wäre man 
dann aufgrund der Speicherfristen solcher 
Deliktsdatenpools auf das Sprengstoffdelikt 
in Jena in der Garage mit diesem Trio ge-
kommen? Wäre das gegangen? Ich meine 
jetzt rein technisch. Also hat da jemand einen 
Überblick? So viele Fälle können es ja nicht 
sein; so viele Sprengstoffanschläge haben 
wir in Deutschland erfreulicherweise nicht. 

Zeuge Bernhard Falk: Ich kann da nur 
sagen: Ich weiß es nicht, und zwar deshalb, 
weil zum einen nicht alle Fälle tatsächlich 
gemeldet werden, die eigentlich in diesen 
Meldedienst gehörten. Das ist ein Defizit, das 
nun mal da ist. Und zum anderen kommt es 
natürlich auch auf die Qualität der Informa-
tionen an, die dann mitgeliefert werden. Das 
Bundeskriminalamt kann das nicht beeinflus-
sen. Wir nehmen dann nur entgegen, was 
die Bundesländer tatsächlich melden, und 
führen sozusagen die Statistik. Ob und wie-
weit das - in Ihrem Sinne jetzt - recherche-
fähig gewesen wäre, weiß ich nicht, kann ich 
nicht beurteilen. Da müsste man wirklich 
einen Fachmann hören, der sich mit diesem 
Meldedienst befasst. Ich wage es aber eher 
zu bezweifeln. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Aber 
ich kann doch davon ausgehen - hier werden 
ja auch Fälle erfasst, also nicht unbedingt 
personenbezogene Daten, sondern auch 
Fälle, wo man die Täter nicht hat -, dass 
solche Fälle eigentlich nicht nach fünf Jahren 
gelöscht sind, weil es ja nur um die Fallschil-
derung geht. Also zunächst mal ist ja die 
Vermutung, man wäre, sofern es recherche-
fähig ist, durchaus auf ein Sprengstoffdelikt 
auch in Thüringen gekommen, wo drei 
Rechtsextreme dabei waren, die jetzt ge-
sucht werden, nicht ganz von der Hand zu 
weisen. 

Zeuge Bernhard Falk: Ja. Das hätte das 
Ergebnis auch sein können

22
, ja. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Ich 
meine, für mich ist der Nagelbomben-
anschlag in Köln - - Der Kollege Ströbele 
stellt immer gern die Frage, man hätte ja nur 
nach rechtsextremen Gewaltbereiten mit 
Waffen suchen müssen. Das, glaube ich, ist 
sehr viel schwieriger, weil es diese Datei bis 
heute nicht gibt. Die wird es vielleicht erst ab  
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der Sommerpause geben. Aber einen Mel-
dedienst Sprengstoffdelikte, den gab es? 
Das ist richtig, ja? 

Zeuge Bernhard Falk: Den gab es, ja, 
natürlich. Ich sagte aber schon, der wird in 
der Qualität unterschiedlich bedient von den 
Bundesländern, und was da an Informatio-
nen kommt, ist nicht beeinflussbar. Man hätte 
es ausprobieren müssen. Man müsste wirk-
lich den Test machen, um zu sagen, es war 
möglich oder es war nicht möglich. Ich kann 
das nicht definitiv beantworten. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Aber 
wenn es jetzt technisch möglich gewesen 
wäre, wäre es, glaube ich, keine unlösbare 
Aufgabe gewesen, zu sagen: ein Spreng-
stoffdelikt im Jahr 2004 in Köln mit vermute-
tem rechtsextremen Hintergrund, von Ihnen 
richtigerweise angenommen, und ein 
Sprengstoffdelikt - oder vielleicht auch zehn; 
je nachdem, wie viele es gab, auch Versu-
che - 1998 in Jena mit drei Rechtsterroristen, 
die noch gesucht werden. Und dann hat man 
noch die Bilder und kann sie jemandem zei-
gen. Also ich finde, da sind genügend An-
knüpfungspunkte da. 

Zeuge Bernhard Falk: Ja, möglicher-
weise.

23
 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Oder 
würden wir uns da widersprechen? 

Zeuge Bernhard Falk: Nein. Man hätte 
das so denken können, ja. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Okay. - 
Ich habe eine letzte Frage. Da würde mich 
jetzt nur interessieren, wie lange es diese 
Austauschformen und Kooperationen schon 
gibt. Da geht es in den Akten um Zusam-
menarbeit im Phänomenbereich „rechts-
gerichtete Gewalt“ mit dem GBA. Und da gibt 
es die Kooperationsformen IGR - Informa-
tionsgruppe zur Beobachtung und Bekämp-
fung rechtsextremistischer/-terroristischer, 
insbesondere fremdenfeindlicher Gewalt-
akte - und die Arbeitsgruppe OIREX - Ar-
beitsgruppe „Operativer Informationsaus-
tausch Rechtsextremismus“ - institutiona-
lisiert. Das wird berichtet an das BMI im Jahr 
2008. Kennen Sie diese beiden Koopera-
tionsformen? Und waren die damals erst 
2008 installiert worden? Oder gab es die  
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auch schon zu der Zeit, als man die Ermitt-
lungen noch auf Hochdruck betrieben hat? 

Zeuge Bernhard Falk: Die OIREX ist - 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Oder 
sind es nur temporäre Formen gewesen? 

Zeuge Bernhard Falk: - ja, ja - eher neu, 
und das sagt mir auch nicht viel. Aber die 
IGR gibt es schon lange. Die gibt es seit den 
90er-Jahren und läuft unter der Federführung 
des BfV. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Und 
wie häufig tagen die dann, ein- oder zweimal 
im Jahr, oder? 

Zeuge Bernhard Falk: Ich glaube, die 
hat keinen festen Tagungsrhythmus, sondern 
wird nach Anlass, nach Bedarf zusammen-
gerufen. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Und ist 
eine Arbeitsform, wo sich Verfassungsschutz 
und Polizei treffen? 

Zeuge Bernhard Falk: Verfassungs-
schutz und Polizei. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Nur von 
Bundesebene oder auch - - 

Zeuge Bernhard Falk: Und Bundes-
anwaltschaft, soweit ich weiß. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Und 
Staatsanwaltschaften? 

Zeuge Bernhard Falk: Bundesanwalt-
schaft. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Bun-
desanwaltschaft. Und auch Länderbehör-
den? 

Zeuge Bernhard Falk: Ich glaube nicht 
grundsätzlich, sondern von Fall zu Fall, wenn 
Sachverhalte behandelt werden, die ein Land 
betreffen oder mehrere Länder betreffen. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Durch 
wen ist das BKA da vertreten? 

 

 

Vorsitzender Sebastian Edathy:
24

 Das 
Bundeskriminalamt ist vertreten durch die 
Abteilung Staatsschutz. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Gut. 
Danke. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Wei-
tere Fragen aus der Unionsfraktion gibt es, 
zumindest derzeit, nicht. Dann wechselt das 
Fragerecht zur SPD-Fraktion. - Keine Fra-
gen. FDP? - Herr Tören. 

Serkan Tören (FDP): Eine kurze Nach-
frage im Zusammenhang mit § 4 des BKA-
Gesetzes: Da haben Sie ja gesagt, dass es 
durchaus Auslandskontakte gegeben hat, 
dass auch Sicherheitsbehörden aus dem 
Ausland Kontakt mit Ihnen hatten, unter an-
derem auch eine Hisbollah-Theorie, und 
auch die Generalsicherheitsdirektion in An-
kara. Mit der hatten Sie dann in der türki-
schen Botschaft wohl auch Kontakt. Können 
Sie dazu was Näheres sagen und das kon-
kretisieren? Was ist Ihnen da gesagt wor-
den? Gab es auch andere Theorien? Und 
haben Sie sich denn damit auch näher be-
schäftigt? Ich will darauf hinaus: Haben Sie 
damit auch unnötigerweise Kräfte gebunden? 

Zeuge Bernhard Falk:
25

 Also, diese His-
bullah

26
-Spur ist für eine gewisse Zeit im 

Ceska-Komplex mit bearbeitet worden. Aber 
ich sagte schon, sie war relativ schnell erle-
digt, weil die Ermittlungen nicht ergeben ha-
ben, dass das eine begründete Spur ist, um 
die Urheber der Ceska-Morde zu finden. 
Daneben hat es ein eigenes Ermittlungsver-
fahren gegeben bei der Staatsanwaltschaft 
Karlsruhe. Das ist eingeleitet worden, nach-
dem Hisbullah

26
-Mitglieder, die in Deutsch-

land lebten, in die Türkei gelockt worden 
waren und dort als Bestrafungsmaßnahme 
umgebracht wurden. Das sind Informationen, 
die wir aus der Türkei damals erhalten 
hatten, nachdem in der Türkei ein Zugriff der 
Sicherheitsbehörden auf die Organisation der 
Hisbullah

26
 vorgenommen worden war. Man 

müsste jetzt einen Exkurs über die His-
bullah

26
 machen, um die Bedeutung dieses 

Zugriffs in der Türkei darzulegen. Das würde 
jetzt sicher zu weit führen. 

Das Ermittlungsverfahren hat sich dann 
damit befasst, ob hier in Deutschland krimi-
nelle oder terroristische Strukturen der His-
bullah

26
 entstanden sind, die als Organisa-

tionsdelikt zu verfolgen gewesen wären. Und  
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die Spur „Hisbullah“
27

 im Ceska-Komplex, 
also eine gesonderte Angelegenheit, hat sich 
nur daran festgemacht, dass es Hinweise 
gab, dass im Umfeld von Opfern - mir ist in 
Erinnerung, dass der Tatort Dortmund 
genannt worden ist - sich irgendein Bezug 
zur türkischen Hisbullah

27
 ergeben könnte. 

Um nichts auszulassen, ist diese Spur 
damals im Einvernehmen mit der Staatsan-
waltschaft ausermittelt worden. Aber, wie 
gesagt, sie war schnell erledigt. Sie hat 
natürlich auch für eine gewisse Zeit - weil 
das Ihre Frage war - Kräfte gebunden, aber 
jetzt nicht so, dass andere Sachverhalte 
dadurch vernachlässigt worden wären. 

Serkan Tören (FDP): Kurze Nachfrage 
noch: Sind Sie denn im Zusammenhang mit 
diesen Ermittlungen dann auf die Idee ge-
kommen, da irgendwie auch mal das dem 
GBA zu übertragen? 

Zeuge Bernhard Falk: Den Hisbullah-
Komplex

27
? 

Serkan Tören (FDP): Ja. 

Zeuge Bernhard Falk: Solche Gesprä-
che sind mit in dem Fall Karlsruhe, Bundes-
anwaltschaft, geführt worden. Die Bundes-
anwaltschaft hat auch geprüft, ob ihre Zu-
ständigkeit hier gegeben sein könnte. Sie hat 
das verneint. Das Verfahren ist dann bei der 
Staatsanwaltschaft Karlsruhe anhängig ge-
macht worden. Es kann sogar so sein, dass 
die Staatsanwaltschaft Karlsruhe es bei der 
Bundesanwaltschaft vorgelegt hatte. Da bin 
ich mir jetzt nicht mehr sicher. Aber GBA war 
jedenfalls kurzzeitig damit befasst. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Herr 
Kurth. 

Patrick Kurth (Kyffhäuser) (FDP): Ich 
habe immer noch eine obligatorische Frage, 
Herr Falk. Ich habe die Frage: Kennen Sie 
die Verhältnisse in Thüringen? Wie haben 
Sie die damals eingeschätzt? Und wie haben 
Sie vor allen Dingen, wenn Sie die zur 
Kenntnis genommen haben, die Auswertun-
gen des Untersuchungsausschusses in Thü-
ringen beurteilt, die in den letzten zwei Sit-
zungen aus Thüringen bekannt geworden 
sind? 
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Zeuge Bernhard Falk: Ich kann Ihnen 
die Frage leider nicht beantworten, weil ich 
da keine Kenntnis habe. Ich habe auch in 
den Medien wenig dazu gefunden. 

Patrick Kurth (Kyffhäuser) (FDP): Also, 
ich will es vereinfachen: Gerade das LKA 
hatte erhebliche Schwierigkeiten durch un-
terschiedliche Präsidentenwechsel, ver-
schiedenen Dienstverpflichtungen nachzu-
kommen. Hat das im BKA eine Rolle ge-
spielt? 

Zeuge Bernhard Falk: Wir haben diese 
Wechsel an der Spitze des Landeskriminal-
amtes mitbekommen, klar, weil der LKA-Ver-
treter ja Mitglied in der sogenannten AG 
Kripo ist, der der Präsident des BKA vorsitzt. 
Aber ob und welche Auswirkungen das auf 
die Arbeit des Amtes gehabt hat, dazu kann 
ich nichts sagen, weiß ich nichts. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Vielen 
Dank. - Dann die Linksfraktion. Frau Pau. 

Petra Pau (DIE LINKE): Ich möchte noch 
mal auf unser Gespräch vorhin zurückkom-
men. Ich hatte Ihnen ja zwei Aktenstücke 
vorgehalten. Auf dem Artikel aus der Welt 
vom 8. August im Jahre 2006 haben Sie ja 
sehr viele Unterstreichungen getätigt. Und 
nach dem Satz „Das Motiv des Täters ist 
Hass, Frust oder Enttäuschung“ haben Sie 
dann den Kommentar geschrieben: „Kaffee-
satzleserei“. - Das finden wir alles in MAT A 
BKA-2/14, Seite 229 f.  

Auf diesen Kommentar hin haben Sie 
dann am 9. August von Herrn KHK Deetz, 
der Ihnen von der Einzeltätertheorie berich-
tete, einen Vermerk bekommen; den haben 
Sie jetzt dort auch vorliegen. Sagen Sie, 
haben Sie damals eigentlich nicht nachge-
fragt, was jetzt der konkrete Inhalt dieser 
zweiten Theorie ist, außer dass man einen 
Einzeltäter sucht, also nach Motivation oder 
anderen Geschichten? 

Zeuge Bernhard Falk: Also, zunächst 
mal zu der Kaffeesatzleserei: Ich habe das 
bezogen - da ist auch ein Fragezeichen von 
mir dran - vor allen Dingen auf den Satz, 
dass die Polizei jetzt erstmals eine konkrete 
Vorstellung von dem Killer hätte. Das hatte 
sie beileibe nicht. Das hatte sie nicht bis zum 
November 2011. Wir haben uns gewundert, 
wie Einzelheiten hier in die Presse kommen  
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wie beispielsweise, dass durch eine Plastik-
tüte geschossen wird. Die Anhaltspunkte 
waren tatsächlich da. Aber so was gehörte 
natürlich überhaupt nicht in die Medien zu 
diesem Zeitpunkt, weil das ein wichtiger An-
satz für weitere Ermittlungen hätte sein kön-
nen. Und auch, dass der Täter einen starken 
Bezug zu Nürnberg haben würde: Dazu la-
gen uns keine Informationen vor. Und ich 
sagte ja schon, „Einzeltäter“ habe ich buch-
stäblich genommen. Das hat mich dazu ge-
bracht, das so zu formulieren und die Fach-
abteilung zu bitten, das zu kommentieren. 
Das hat - Sie haben es mir ja hier noch mal 
gegeben - Herr Deetz dann auch gemacht. 

Petra Pau (DIE LINKE): Danke schön. - 
Vorhin haben Sie gesagt, es hat nie einen 
wirklich konkreten Ermittlungsansatz in 
Richtung Rechtsextremismus gegeben. Nun 
heißt es bei uns in den Materialien - MAT A 
BKA-2/13, Blatt 9 - ausweislich eines Proto-
kolls der Steuerungsgruppe, in der ja das 
BKA vertreten war, wie wir wissen, die EG 
„Kormoran“ überprüfe derzeit verschiedene 
Hinweise, darunter einen auf einen Robert 
R., 

der eine rechtsorientierte Einstel-
lung und außerdem Probleme mit 
Türken habe. 

Dieser Hinweis kam genau zu dem Zeit-
punkt, als diese zweite OFA aus Bayern ge-
rade diskutiert wurde. Auch wenn sich der 
Hinweis auf die konkrete Person als ergeb-
nislos erwies: Meinen Sie nicht, dass es da 
auch noch mal eine Offenheit hätte geben 
müssen, dass man auch vonseiten des BKAs 
sagt: „Wir haben hier noch eine Spur in eine 
andere Richtung - also Rechtsextremismus -, 
und wir schauen einmal, was wir auch an 
eigener Expertise zur Überprüfung dieser 
Spur beitragen können“? 

Zeuge Bernhard Falk: Also, erste Be-
merkung: Ich kenne das nicht. 

Petra Pau (DIE LINKE): Ah. 

Zeuge Bernhard Falk: Also, ich persön-
lich kenne das nicht. 

Petra Pau (DIE LINKE): Ja, ist klar. 

Zeuge Bernhard Falk: Zweite Bemer-
kung: Diese Offenheit, von der Sie sprechen, 
die muss in solchen Komplexen da sein;  
 

vollkommen klar. Solange man kein über-
zeugendes Ermittlungsergebnis hat, muss 
die da sein. Wir haben ja auch darauf hinge-
wiesen, dass sie da sein müsste. 

Dritte Bemerkung: Ermitteln konnte das 
BKA - ich sagte das vorhin - in diesen Dingen 
nicht. Unser Ermittlungsauftrag war eng be-
grenzt. Wir hätten keine eigenen Daten er-
heben können. Wir hätten natürlich Einfluss 
nehmen können über die Steuerungsgruppe 
oder über die BAO, dass man diesen Dingen 
nachgeht. Das ist vielleicht auch geschehen. 
Ich weiß es nicht. 

Petra Pau (DIE LINKE): Also dazu haben 
Sie keine Kenntnis, - 

Zeuge Bernhard Falk: Nein. 

Petra Pau (DIE LINKE): - dass über die 
Steuerungsgruppe, was weiß ich, das Ange-
bot „Wir gucken mal, was wir an Expertise 
haben“ da mit hineingekommen ist? 

Damit komme ich zu einer letzten und in 
dem Fall auch noch mal grundsätzlicheren 
Frage. In Ihrem Haus ist ja tatsächlich sehr 
viel Fachkenntnis zu diesen Dingen da. Ich 
kann mich erinnern an eine Tagung, an der 
wir beide teilgenommen haben, nämlich die 
BKA-Herbsttagung im Jahr 2000. 

Zeuge Bernhard Falk: Ja. 

Petra Pau (DIE LINKE): Damals gab es ja 
eine verstärkte Diskussion, ob wir mit der 
Herausbildung von rechtsterroristischen 
Strukturen rechnen müssen. Auf dieser 
Herbsttagung sprach der Präsident Fromm 
von der Gefahr der Herausbildung rechtster-
roristischer Strukturen. Und in einer Agen-
turmeldung zur BKA-Tagung werden Sie 
persönlich mit der Einschätzung zitiert, es 
gebe unübersehbare Ansätze von Militanz, 
aus denen sich eine terroristische Bedrohung 
ergeben könnte; konkrete rechtsterroristische 
Strukturen oder Zusammenhänge seien der-
zeit jedoch nicht feststellbar. Heute wissen 
wir, dass genau in diesem Umfeld sich min-
destens diese Truppe dort konstituiert hat. 
Wir wissen natürlich aus anderen Fällen, 
dass es auch andere Zusammenschlüsse 
von Neonazis gegeben hat.  

Können Sie mir sagen, ob an irgendeiner 
Stelle tatsächlich das, was da ja auch an 
Fachwissen angesammelt wurde, in diese 
Ermittlungen eingeführt wurde? 
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Zeuge Bernhard Falk: Ich weiß nicht, ob 
das in die Ceska-Ermittlungen an irgendeiner 
Stelle eingeführt wurde. 

Es ist völlig richtig, was Sie aus der 
Herbsttagung 2000 erwähnen. Es war eine 
Phase, die setzte eigentlich so 1998 schon 
ein, bis zum Jahr 2000, in der zwischen den 
Sicherheitsbehörden, auch in der IGR, die 
eben nachgefragt wurde, verstärkt über die 
Frage diskutiert worden ist, ob es einen 
braunen Terrorismus in Deutschland gibt 
oder nicht. Und die Bundesbehörden waren 
damals - jedenfalls BfV und auch BKA - der 
Auffassung, dass man in bestimmten Ent-
wicklungen Ansätze sehen könnte und die 
auch im Auge behalten muss. Das waren 
etwa vermehrte Waffensicherstellungen, 
Wehrsportübungen, die auch über die Gren-
zen hinweg gemacht worden sind, und an-
dere Indikatoren. Das prallte - ich sage das 
so deutlich - zum Teil auf Meinungen in den 
Ländern, die dadurch stark geprägt waren, 
dass man von Terrorismus eine bestimmte 
Vorstellung hatte, nämlich das Bild der RAF. 
Das hat über lange Jahre in den Sicherheits-
behörden und auch in der Justiz das Bild 
dafür geprägt, wie Terrorismus aussehen 
müsste. Das ist nicht zuletzt auch auf die 
Rechtsprechung zu §§ 129, 129 a zurückzu-
führen.  

Und das war die Diskussion damals: Gibt 
es einen Terrorismus, den man in diese 
Richtung interpretieren muss? Wir waren uns 
einig, dass dieses Stadium noch nicht er-
reicht ist. Aber die Bundesbehörden haben 
damals den Standpunkt vertreten: Es gibt 
Ansätze für eine solche Entwicklung. 

Petra Pau (DIE LINKE): Dann hätte ich 
genau an der Stelle eine Nachfrage; denn wir 
wissen ja sowohl aus öffentlich zugänglichen 
Materialien als auch aus den Akten, dass es 
da auch unterschiedliche Einschätzungen 
zum Beispiel des Präsidenten des Bundes-
amtes für Verfassungsschutz gab, wie der 
Terrorismusbegriff in diesem Bereich zu fas-
sen ist, oder von Herrn Ziercke, der ja auf 
dieser Tagung auch gesprochen hat.  

Fest steht aber, dass es im Jahre 2003 
auf der Grundlage von vermehrten Waffen- 
und Sprengstofffunden bei Rechtsextremis-
ten ja auch noch einmal eine Information an 
die Länder zu diesem Thema gab. Ich 
glaube, auf 17 Seiten hintereinander wurden 
diese Waffenfunde aus den Jahren 2000 bis 
2003 und Sprengstofffunde auch aufgelistet. 

 
 
 

Zeuge Bernhard Falk: Aus dem BKA. 

Petra Pau (DIE LINKE): Ja, richtig; aus 
dem BKA. - Und dann kam man aber an der 
Stelle zu der Mitteilung, dass man keinerlei 
Anhaltspunkte hat, dass diese Waffen bzw. 
dieser Sprengstoff durch die Rechtsextre-
misten, bei denen das aufgefunden wurde, 
irgendwie in Zukunft eingesetzt werden 
könnten.  

Können Sie mir nur erklären - denn das 
erschließt sich mir die ganze Zeit nicht -, was 
Sie damals unterstellt haben, was die, die 
solche Dinge horten, eigentlich damit vorha-
ben? Also, bei Waffen kann ich mir ja noch in 
gewissem Maße vorstellen, dass man sich 
die an die Wand hängt. Aber bei Spreng-
stoff - - 

Zeuge Bernhard Falk: Das sehe ich ge-
nauso. Also, den Schluss teile ich nicht, der 
da niedergelegt ist. Das ist ganz klar. Das 
sehe ich ganz genauso. Also, wer sich das 
Zeug zulegt und auf illegalen Wegen be-
schafft, der legt es sich zu, um es auch zu 
nutzen. 

Worüber wir damals geredet haben: Wir 
haben weniger darüber nachgedacht oder 
befürchtet, dass beispielsweise Straftaten mit 
rassistischem Hintergrund begangen werden. 
Es gab damals eine ziemlich harsche Aus-
einandersetzung zwischen Antifaschisten auf 
der einen Seite, und dann gab es die Anti-
Antifa auf der rechtsextremen Seite. Es gab 
Drohungen gegen Mitglieder von Sicher-
heitsbehörden aus der rechtsextremen Ecke. 
Dahin gingen die Befürchtungen in erster 
Linie, dass dort Terrorismus entstehen 
könnte. 

Petra Pau (DIE LINKE): Das ist ja völlig 
richtig. Es sind ja leider in den letzten Jahren 
oder nun schon Jahrzehnten auch andere 
Menschen Opfer von rechtsextremer Gewalt 
geworden. Also ich denke an den Fall Kay 
Diesner: erst ein Buchhändler hier in Berlin, 
dann ein Polizist in Schleswig-Holstein er-
schossen. Aber da stellt sich ja die Frage: 
Wozu werden diese Waffen gehortet? 

Zeuge Bernhard Falk: Ja, das sehe ich 
genauso; völlig klar. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Das 
Fragerecht geht dann zur Fraktion Bünd- 
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nis 90/Die Grünen. Wie bereits in Aussicht 
gestellt, hat der Kollege Ströbele das Wort. 

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN): Danke sehr. - Herr Falk, 
ich bin auf der Suche nach einer Erklärung 
dazu, warum Herr Beckstein mit einem Punkt 
der Bewertungen des BKA in seiner Aus-
sage, die er hier gemacht hat, recht hat oder 
haben könnte. Er hat nämlich gesagt, wenn 
das BKA die Ermittlungen übernommen 
hätte - ich zitiere das -: 

Das BKA hätte die Einzeltätertheo-
rie noch weniger verfolgt als die 
bayerischen Behörden … 

Dafür gibt es ja nun Anhaltspunkte. 
Und jetzt frage ich mich: Wie konnte es 

dazu kommen? Und da finde ich das, was 
Ihnen jetzt hier ja ausführlich vorgehalten 
worden ist: dass Sie, als Sie in der Welt von 
dieser Einzeltätertheorie lesen, auch einige 
Punkte lesen - „Hass“, die Opfer „willkürlich 
ausgewählt“; alles, was da so steht, was Sie 
dann unterstrichen haben -, dann dazu ver-
merkt haben: „Kaffeesatzleserei“. Das bringt 
mich auf die Frage: Halten Sie solche Profi-
lings als Ermittlungsgrundlage für Kaffee-
satzleserei? 

Zeuge Bernhard Falk: Also, noch mal, 
um zu erklären, wie es dazu kam, dass ich 
diesen Begriff gewählt habe: Ich kannte die 
Analyse ja nicht im Detail. 

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN): Das hatten Sie gesagt. 

Zeuge Bernhard Falk: Das Ergebnis, 
das mir mitgeteilt worden war, war: Einzel-
täter - und zwar musste ich es so verstehen, 
dass ich es wörtlich zu nehmen hätte: ein 
Täter ohne jeden weiteren Hintergrund. Und 
dann war für mich da einiges Kaffeesatzlese-
rei. 

Aber zweiter Punkt: Wenn das BKA die 
Ermittlungen zentral übernommen hätte, 
dann bin ich mir ziemlich sicher - ich kann 
das natürlich nicht beweisen, aber ich bin mir 
ziemlich sicher -, dass mir dann auch das 
Ergebnis der Profiler vorgelegt worden wäre. 
Wahrscheinlich hätte ich es dann irgendwann 
auch angefordert, weil wir dann eben ganz 
anders in der Verantwortung gewesen wä-
ren, als wir es so waren. Und das kann ich 
Ihnen garantieren: Wenn ich dann gelesen 
hätte, möglicherweise in der rechten Szene  
 

 

verwoben bis zum Jahr 2000, was ich heute 
weiß, oder dass da ein Vorschlag gemacht 
wird, man sollte auch die Ermittlungen in 
diese Richtung fortführen, dann hätte ich 
reagiert. Aber das ist bei mir halt nie ange-
kommen. 

Und zu Ihrem dritten Punkt - ich hatte ja 
auch das schon gesagt -: Ich habe eine ge-
wisse Skepsis immer entwickelt gegen die 
unkritische - so will ich es mal sagen - Über-
nahme von OFA-Ergebnissen oder Profiler-
Ergebnissen, vor allen Dingen, wenn sie, wie 
ich vorhin gesagt habe, faktenfrei sind. Wenn 
Hypothesen vernünftig begründet werden, 
dann kann ich damit was anfangen. Wenn 
sie kritisch gesehen werden, dann kann ich 
im Ermittlungsverfahren damit auch was 
anfangen. Ich darf sie aber nicht, wenn sie 
nicht belegbar sind oder belegt sind, ermitt-
lungsleitend einsetzen. Also man muss mit 
diesen Dingen sicherlich sehr vorsichtig um-
gehen. Das kann helfen.  

Es gibt aber keine Garantie, dass Profiler 
sich nicht irren. Und sie haben sich hier ja 
auch geirrt - beispielsweise mit dem Hinweis, 
dass der Täter oder die Täter einen starken 
Bezug zum Raum Nürnberg haben sollten. 
Das steht ja, glaube ich, auch da drin. Also 
man darf es nicht für bare Münze nehmen; 
man muss es abklopfen. 

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN): Also dass das jemand für 
bare Münze nehmen sollte, das hat ja noch 
nie jemand - jedenfalls in diesem Raum - 
gesagt. 

Da steht in diesem Artikel auch drin, der 
Herr Horn, 33 Jahre, sei Deutschlands ge-
fragtester Profiler. Sie sind ja ein paar Jahre 
älter. Kann das damit zu tun haben, dass Sie 
als gestandener Kriminalbeamter, der ja 
wahrscheinlich nicht mit Profiling aufgewach-
sen ist, diese - ich sage einmal - neuere 
Methode, die aus den USA kommt, sehr kri-
tisch sehen und so ein bisschen als Kaffee-
satzleserei ansehen? 

Zeuge Bernhard Falk: Nein, nicht gene-
rell. Aber es ist natürlich schon so, wie Sie 
sagen. Ich bin damit nicht aufgewachsen, 
sondern das ist irgendwann eingerichtet wor-
den - also nicht nur im BKA; im BKA, glaube 
ich, noch nicht mal als Erstes, sondern ir-
gendwo im Land. Kann sein, dass Bayern 
sogar da vorneweg war. Aber wir haben es 
natürlich auch im Bundeskriminalamt einge-
richtet, und auch in meiner Mitverantwortung  
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eingerichtet. Ich bin nicht dagegen, so was 
zu machen. Ich bin nur sehr dafür, dass die 
Ergebnisse äußerst kritisch in die Hand ge-
nommen werden und für die Ermittlungen 
herangezogen werden - mehr nicht, weniger 
auch nicht. 

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN): Wenn wir das aus heuti-
ger Sicht mit den vermutlichen Tätern ver-
gleichen, die nicht mehr leben, und sehen, 
was da aufgeschrieben worden ist, da hat 
man in einigen Punkten ein Aha-Erlebnis - 

Zeuge Bernhard Falk: Teilweise ja. 

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN): - und denkt: genau richtig, 
genau getroffen. Also vielleicht hat sich das 
inzwischen bei Ihnen auch verändert nach 
dieser Erfahrung. 

Warum haben Sie denn eigentlich - Sie 
haben ja einen Kommentar dazu erbeten - 
sich damals nicht mal dieses Profiling, dieses 
Profil dann besorgt und gesagt: „Also da ist 
einer, der ...“? Hatte das mit Ihrer etwas kriti-
schen Haltung dazu zu tun, - 

Zeuge Bernhard Falk: Nein, nein. Das 
hatte damit nichts zu tun. 

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN): - dass Sie sagten: „Wenn 
irgend so ein junger Spund meint, er wüsste 
alles“? 

Zeuge Bernhard Falk: Nein, nein. Ich 
fühlte mich ja schon richtig informiert durch 
die Mitarbeiter des BKA, die mir - 

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN): Das wussten Sie doch 
gar nicht. Sie haben es ja gar nicht gelesen. 

Zeuge Bernhard Falk: - über diese Ein-
zeltätertheorie mündlich berichtet hatten. Das 
habe ich aber schon mehrfach hier gesagt, 
wie das gelaufen ist. Und in all den Gesprä-
chen, die ich dazu geführt habe oder die mit 
mir geführt worden sind, musste ich davon 
ausgehen, dass es wörtlich zu nehmen ist: 
Einzeltäter. Mir ist nichts davon gesagt wor-
den, dass diese OFA-Analyse auch diesen 
Aspekt Rechtsextremismus in irgendeiner 
Weise erwähnt. 

 

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN): Hass? 

Zeuge Bernhard Falk: Hass ist mir nicht 
gesagt worden. 

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN): Hass auf willkürlich - - 

Zeuge Bernhard Falk: Nein, Einzeltäter. 
Mir ist nur von dem Einzeltäter berichtet wor-
den und als abwegig dargestellt worden. 
Deshalb habe ich keinen Anlass gesehen, zu 
sagen: Die will ich jetzt aber auf dem Tisch 
haben. - Ich weiß auch nicht, ob unsere 
Leute damals über das Papier selbst verfügt 
haben oder ob das erst später in das BKA 
gekommen ist. Dazu kann ich heute nichts 
sagen. Das weiß ich nicht. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Die 
Fragezeit der Grünen ist zunächst ausge-
schöpft. Herr Ströbele, ich muss jetzt formal 
die weiteren Fraktionen noch mal fragen, ob 
sie jetzt Fragebedarf haben. Union? - Nicht. 
SPD? - Auch nicht. Dann würde ich auf das 
Kontingent der SPD-Fraktion noch zwei Fra-
gen stellen. 

Ist Ihnen erinnerlich oder hat man Sie in-
formiert, ob es nach dem Ergebnis der In-
nenministerkonferenz, das ja offenkundig 
darin bestanden hat, dem BKA nicht die Fe-
derführung der Ermittlungszuständigkeit zu-
zuordnen, vom BKA weitere Bestrebungen 
gegeben hat, etwa im Jahr 2007, auf eine 
Zentralisierung hinzuwirken? 

Zeuge Bernhard Falk: Nein, das ist mir 
nicht bekannt - also jedenfalls keine Aktivität, 
die von der Amtsleitung des BKA ausgegan-
gen oder unterstützt worden wäre. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Dann 
darf ich Ihnen einen Vorhalt machen. Und 
zwar gibt es - das haben wir in den Hambur-
ger Akten gefunden - einen Vermerk des 
Herrn Schwarz, der auch noch kommen 
wird - das war der Leiter der Sonderkommis-
sion, die in Hamburg nach dem Mord gebil-
det worden ist - vom 13.09.2007. Das ist in 
MAT A HH-5/1 d zu finden. Da geht es um 
eine Sitzung des AK II am 18.09.2007 im 
Bundesratsgebäude in Berlin, also eines 
Arbeitskreises der Innenministerkonferenz. 
Und da schreibt Herr Schwarz in seinem  
 

 



2. Untersuchungsausschuss 60 
[19. Sitzung am 14.06.2012 - Zeugenvernehmung: Öffentlich] - Endgültig 

 DEUTSCHER BUNDESTAG - STENOGRAFISCHER DIENST 

Vermerk für das Landeskriminalamt Ham-
burg wörtlich: 

Eine Übernahme der Ermittlungen 
durch das BKA gemäß § 4… steht 
gegenwärtig nicht im Raum. 

Also gut anderthalb Jahre nach der Innenmi-
nisterkonferenz in Garmisch-Partenkirchen. - 
Dann heißt es aber weiter: 

Durch das BKA wurde auf die Mög-
lichkeit des § 18 BKAG … hinge-
wiesen. 

Der Unterschied ist ja: Der § 4 beinhaltet 
Federführung BKA entweder durch Bitte der 
Länder oder durch Anordnung des Bundes-
innenministers, und § 18 - das werden Sie 
viel besser wissen als ich - bedeutet, dass, 
wenn eine Straftat den Bereich mehrerer 
Länder berührt, das Bundeskriminalamt im 
Einvernehmen mit einem Generalstaats-
anwalt festlegen kann, dass ein Land, eine 
Landesbehörde die Ermittlungen übernimmt. 

Ihnen ist also jetzt nicht bekannt, dass 
das sozusagen auch noch im September 
2007, deutlich über ein Jahr nach der IMK, 
weiterhin Bestreben des BKA war, auch im 
Arbeitskreis II der Innenministerkonferenz 
zum Ausdruck gebracht worden ist, auch 
2007 unverändert die Position, ganz unver-
ändert nicht, aber: „Wenn schon nicht § 4 in 
Betracht gezogen werden kann, könnte man 
nicht § 18 in Betracht ziehen“? 

Zeuge Bernhard Falk: Das wäre ja keine 
Übernahme durch das BKA gewesen, son-
dern eine Zuweisung durch das BKA. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Das 
wäre aber eine Zentralisierung gewesen. 

Zeuge Bernhard Falk: Ja, an einer 
Stelle; schon richtig, ja. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Sie ha-
ben vorhin gesagt, es hätte nicht zwingend 
so sein müssen, dass das Bundeskriminal-
amt die Federführung übernimmt. 

Zeuge Bernhard Falk: Ja, ist ja richtig. - 
Wir haben intern sicherlich darüber gespro-
chen. Ich weiß nicht, wie und auf welcher 
Grundlage und durch wen das im AK II zur 
Sprache gebracht worden ist. Aber nach 
meiner Erinnerung haben wir das relativ 
schnell als Möglichkeit verworfen, weil das ja 
vorausgesetzt hätte, dass nicht nur die be- 
 

troffenen Generalstaatsanwälte zugestimmt 
hätten, nämlich in fünf Bundesländern, son-
dern auch die obersten Landesbehörden, 
das heißt, die Innenminister. Und die hatten 
nun gerade 2006 - jedenfalls nach dem, was 
mein Wissensstand war - eine andere Auf-
fassung vertreten, nämlich dass alles so 
bleiben sollte, wie es war. Deshalb haben wir 
gar keinen Raum gesehen, tatsächlich diese 
Möglichkeit des § 18 in Angriff zu nehmen - 
übrigens ein zeitlich sehr aufwendiges Ver-
fahren. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Wer 
vertritt denn das BKA im AK II oder hat es 
vertreten in der Zeit, 2007? 

Zeuge Bernhard Falk: Das BKA ist ja 
nicht förmlich Mitglied im Arbeitskreis II. Der 
Präsident ist aber regelmäßig Gast dort. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Also 
wird es dann mutmaßlich Herr Ziercke selber 
gewesen sein, auf den sich Herr Schwarz 
hier bezieht. 

Zeuge Bernhard Falk: Könnte sein, dass 
das Herr Ziercke war. Könnte auch sein - - 
BMI ist da übrigens auch nur Gast, aber Ab-
teilungsleiter BMI ist vertreten. 

(Clemens Binninger (CDU/CSU): 
Herr Schwarz kann doch gar nicht 

dabei sein!) 

Ich kann es nicht sagen. Ich weiß es nicht. 
Aber möglicherweise hat er es vom Hambur-
ger Vertreter gehört. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Wir 
werden ihn ja gleich fragen können. Aber 
jedenfalls vermittelt er ja den Eindruck, dass 
das so vom BKA vorgeschlagen worden sei 
mit § 18. Aber das entzieht sich jetzt Ihrer 
konkreten Kenntnis? 

Zeuge Bernhard Falk: Entzieht sich mei-
ner Kenntnis. Höre ich zum ersten Mal. Ich 
hätte es, wie gesagt, auch nicht für erfolgs-
trächtig gehalten. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Gut. 
Ich habe dann auch keine weiteren Fragen 
mehr.  

Dann darf ich noch mal die FDP fragen. - 
Nein. Die Linksfraktion? - Herr Petermann. 
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Jens Petermann (DIE LINKE): Eine 
Nachfrage zu den Lagebesprechungen im 
Bundeskanzleramt: Sie hatten ja vorhin ge-
schildert, welche Informationen dort - das 
ergibt sich auch aus den Sprechzetteln - 
jeweils gegeben wurden. Das war ja in erster 
Linie eigentlich immer ein Bericht über die 
Misserfolge, dass also die Spuren, die Sie 
verfolgten, eben nicht erfolgreich waren. 
Insofern stellt sich für uns die Frage, ob denn 
aus Sicht der politischen Spitze, die dort im 
Bundeskanzleramt vertreten war, nicht viel-
leicht auch mal die Idee aufkam, mal im 
rechtsextremen Spektrum zu suchen; denn 
es waren nun neun Morde an ausländischen 
Mitbürgern, und da stellt sich diese Frage ja 
möglicherweise auch einem Spitzenpolitiker. 
Ist das mal thematisiert worden von dieser 
Seite? 

Zeuge Bernhard Falk: Nicht dass ich 
wüsste, nein. 

Jens Petermann (DIE LINKE): Danke. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Herr 
Ströbele oder Herr Wieland, haben Sie noch 
Fragen? - Bitte. 

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN): Herr Falk, noch zu einem 
Punkt: Sie haben vorhin bei den Vorhalten, 
dass die Bayern ja im Jahr 2004 durchaus 
versucht haben, die Kompetenz an das BKA 
abzugeben, mehrfach gesagt: Na ja, das 
haben die auf Arbeitsebene gemacht; die 
hätten doch mal ein bisschen höher gehen 
können. 

Zeuge Bernhard Falk: Ja. 

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN): Und wenn das bei Ihnen 
dann gelandet wäre, dann wäre das ganz 
anders ausgegangen. Das ist eben die Ar-
beitsebene, in der das ist. 

Nun kann man ja die gleiche Überlegung 
auch beim BKA anstellen. Wenn das auf der 
unteren Ebene, Arbeitsebene - da haben Sie 
sich 2006 intensiv bemüht; wir kennen ja die 
Schriftstücke, sind Ihnen vorgehalten wor-
den -, nicht klappt, dann könnte man doch 
auch auf einem höheren und ganz hohen 
Level möglicherweise versuchen, das, was 
Sie für richtig und zwingend notwendig ge-
halten haben, auch durchzusetzen. Sind Sie  
 

 
 

in dem Jahr 2006 oder da, als diese Überle-
gungen angestellt waren, möglicherweise in 
anderem Zusammenhang, mal mit dem Bun-
desinnenminister zusammengetroffen, also 
bei Veranstaltungen oder Sicherheitslagen 
oder Ähnlichem? Ich nehme mal an, als 
BKA-Vize war das so. 

Zeuge Bernhard Falk: Sicherlich hat es 
da die eine oder andere Begegnung gege-
ben. Es kann sogar sein, dass wir - den Zeit-
punkt weiß ich gar nicht mehr - die Ermittlun-
gen auch mal in einem Sicherheitsgespräch 
mit dem Minister dargestellt haben. Aber 
nach der IMK hat es jetzt keine Initiative 
mehr gegeben, das alles, was da vereinbart 
worden ist, noch mal ins Wanken zu bringen, 
aus dem BKA heraus. 

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN): Ja, das habe ich ja vorhin 
schon verstanden. Nur meine Frage ist: Ha-
ben Sie da nicht - Sie waren ja nicht befrie-
digt worden in dem, was Sie für richtig hiel-
ten, und haben es sogar auch für einen 
schweren Fehler gehalten, dass das nicht 
zentralisiert wurde, möglichst beim BKA - in 
so einem Gespräch mit dem Minister noch 
mal angesprochen, dass das sehr schade ist 
und dass man es vielleicht im nächsten Jahr 
noch mal wieder versuchen sollte, wenn man 
nicht weiterkommt, oder Ähnliches? Ist das 
nie - 

Zeuge Bernhard Falk: Ich persönlich 
nicht. Für Herrn Ziercke kann ich da nicht 
sprechen. Das weiß ich nicht. 

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN): - in Ihrer Gegenwart an-
gesprochen worden? 

Zeuge Bernhard Falk: Nein. Also, ich 
wüsste es nicht. Ich habe es nicht getan. 

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN): Aber Sie meinen, sich zu 
erinnern, dass diese Verbrechensserie 
durchaus mal Gegenstand einer Bericht-
erstattung gewesen ist? 

Zeuge Bernhard Falk: Ja. 

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN): Auch damals bei dem 
Innenminister Dr. Schäuble? 
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Zeuge Bernhard Falk: Ob das in der Zeit 
von Herrn Schäuble war oder noch in der 
Zeit von Herrn Schily, weiß ich nicht. Das 
kann ich jetzt nicht sagen. 

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN): Ja, das liegt ja auch 
nahe. Diese Serie hat ja ganz Deutschland 
bewegt. - Gut. Danke sehr. 

Wolfgang Wieland (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Herr Falk, ich will da nur noch 
mal nachfragen, weil ich es einfach nicht 
glauben kann. Oder ich will ja auch nichts 
Falsches nach draußen berichten. Der Zeuge 
Geier hat uns, wie gesagt, hier gesagt: 2004, 
wir wollten übergeben ans BKA, das BKA 
lehnte ab. - Nun sagten Sie uns, ganz so war 
es nicht; man habe sich auf Arbeitsebene 
anders geeinigt. Diese Einigung habe ich 
dargestellt. Sie war eine, das BKA über-
nimmt. Dann sagten Sie, da muss noch eine 
Zwischenebene dann zu einem anderen 
Ergebnis gekommen sein, wahrscheinlich 
sozusagen mit der Staatsanwaltschaft - das 
sage ich jetzt -, Generalstaats- oder Leiten-
den Oberstaatsanwaltschaft in Nürnberg 
zusammen. Kann ich denn richtig zusam-
menfassen: „Das BKA lehnte auf Zwischen-
ebene ab, und die Führung des BKA wusste 
davon gar nichts“? 

Zeuge Bernhard Falk: Ja. 

Wolfgang Wieland (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Und als die Führung des BKA es 
dann erfuhr, ließ sie es laufen - gegen Ihre 
fachliche Überzeugung? 

Zeuge Bernhard Falk: Als ich davon er-
fahren habe, - 

Wolfgang Wieland (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Ja, gibt es denn - - 

Zeuge Bernhard Falk: - nach dieser Ab-
lehnung auf der Zwischenebene, wenn Sie 
das so bezeichnen wollen, haben wir uns 
dann verständigt: Wir rühren an diesem 
mühsam gefundenen Einvernehmen jetzt 
nicht. 

Wolfgang Wieland (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Ja, noch mal: Die Länder haben 
nicht gebremst, wirklich nicht. Nein, das ha-
ben die wirklich nicht. Die Bayern hatten  
 

vorher klargemacht - - Ich kann Ihnen das 
vorhalten. In einer Telefonkonferenz des 
Innenministeriums hatten sie das klarge-
macht mit allen Beteiligten in Bayern. Im 
Ergebnis dieser Besprechung wurde festge-
halten, 

dass das Bayer. Staatsministerium 
des Innern, IC 5, bei Bereitschaft 
des BKA zur Übernahme der zen-
tralen Ermittlungen einen Antrag 
hierzu stellen wird. 

Die haben das richtig hierarchiemäßig 
gemacht. Bei Ihnen habe ich da wirklich 
meine Zweifel. Das muss ich sagen. 

Zeuge Bernhard Falk: Aber dieser An-
trag - - 

Wolfgang Wieland (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Kam dann nicht. 

Zeuge Bernhard Falk: Der kam dann 
nicht. 

Wolfgang Wieland (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Ja, weil Sie nicht bereit waren; 
weil Ihre Zwischenebene, wahrscheinlich nur 
eine Person, gebremst hat, ja. 

Zeuge Bernhard Falk: Es kann sein. - 
Was dann kam, war der Teilermittlungsauf-
trag, - 

Wolfgang Wieland (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Ja. 

Zeuge Bernhard Falk: - ergänzende 
strukturelle Ermittlungen zu führen. 

Wolfgang Wieland (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Ja, das ist ja richtig. 

Zeuge Bernhard Falk: Was nicht be-
deutete, dass alle Verfahren an einer Stelle 
geführt wurden. 

Wolfgang Wieland (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Ja. Aber wir wissen, dass dieser 
Teilauftrag nur kam, weil ganz offensichtlich 
Ihr Herr Reuß es so wollte, - 

Zeuge Bernhard Falk: Möglicherweise, 
ja. 

Wolfgang Wieland (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): - es von Anfang an nicht wollte  
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und es dann mit der Staatsanwaltschaft in 
Nürnberg in diesem beschränkten Maße 
durchgesetzt hat. 

Zeuge Bernhard Falk: Aber Herr Ab-
geordneter, ich bleibe trotzdem dabei: Wenn 
Bayern, wenn Hamburg, wenn Mecklenburg-
Vorpommern es für richtig und wichtig er-
achtet hätten, dass das BKA einsteigt, hätten 
sie sich mit Herrn Reuß nicht zufriedengeben 
dürfen. Dann hätten sie das Ersuchen an das 
BKA … (akustisch unverständlich)

28
. 

Wolfgang Wieland (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Ja, die hätten Sie zu dem Glück 
zwingen müssen, zu dem das BKA selber 
nicht in der Lage war. Ganz offensichtlich 
braucht man die Länder, um überhaupt an 
den Präsidenten und den Vizepräsidenten 
ranzukommen. 

Zeuge Bernhard Falk: Nein, nein, nein. 
Natürlich nicht. 

Wolfgang Wieland (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Ja, wie denn sonst? Also, es ging 
hier doch nicht um Petitessen, Herr Falk. Ich 
weiß ja auch, dass das immer eine Frage ist: 
Was melde ich nach oben? Die Berliner Ver-
waltung hat den glorreichen Grundsatz: Mel-
den macht frei. Ich melde alles; dann bin ich 
nie verantwortlich. 

Hier haben Sie gesagt - und das war ja 
auch glaubwürdig; Frau Högl hat es gesagt -, 
dass Sie auch immer daran geknabbert ha-
ben: Wer könnte das sein? Wer steckt da-
hinter? - Und dann sagen Sie aber: Mein 
Haus hat mich darüber erst - Sie waren ja 
schon lange Vizepräsident bis 2004 - relativ 
spät unterrichtet. - Ich nehme mal an, den 
Präsidenten dann auch nicht, weil das ja 
wohl über Ihren Schreibtisch gegangen wäre. 
Ja, fast hätte ich gesagt, Ihre mittlere Ebene 
macht Politik. Das macht sie natürlich nicht. 
Aber sie macht entscheidende Weichenstel-
lungen in dieser Frage. Und Sie sagen: Wir 
ganz oben wussten davon aber nichts. Erst 
als dann mal im Juni ein Schreiben aus 
Bayern kam, da hat man uns netterweise 
dieses Schreiben vorgelegt. 

Zeuge Bernhard Falk: Ja. Ich habe das 
aber nie bestritten, dass das so war. Das war 
so im Ablauf. 

 

                                                      
28

 siehe Anmerkungen des Zeugen (Anlage) 

Wolfgang Wieland (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Ja, ich glaube es. Jetzt muss ich 
es - - Ich denke, Sie haben die Wahrheit 
gesagt. Aber eine gewisse Fassungslosigkeit 
bleibt. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Gibt es 
weitere Fragen? - Das ist nicht der Fall. Dann 
darf ich mich im Namen des Ausschusses 
bei Herrn Falk dafür bedanken, dass er uns 
so lange zur Verfügung gestanden hat.  

Herr Falk, Sie sind dann, jedenfalls vor-
läufig, als Zeuge entlassen, auf jeden Fall für 
den heutigen Tag. Die abschließende Ent-
lassung muss noch beraten werden, aber 
auch nicht heute. 

Ihnen, Herr Falk, wird nach Fertigung des 
Protokolls, wie heute Morgen angekündigt, 
dieses für mögliche Korrekturen vom Sekre-
tariat des Ausschusses übermittelt.  

Noch mal herzlichen Dank und einen an-
genehmen Resttag. 

Wir unterbrechen für zehn Minuten. Krie-
gen wir das hin? 

(Clemens Binninger (CDU/CSU): 
15!) 

- Wir unterbrechen für null Minuten c. t.; das 
ist, glaube ich, realistischer. Also in spätes-
tens 15 Minuten hören wir dann Herrn 
Schwarz. Aber dann bitte pünktlich sein, 
nicht wieder Zeit drauflegen! 

(Unterbrechung von  
15.57 bis 16.18 Uhr) 
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Vorsitzender Sebastian Edathy: Sehr 
geehrte Kolleginnen und Kollegen! Sehr ge-
ehrte Damen und Herren! Wir setzen die 
öffentliche Zeugenvernehmung fort. Ich darf 
Herrn Kriminaloberrat Felix Schwarz begrü-
ßen. 

Vernehmung des Zeugen  
Felix Schwarz 

Herr Schwarz, herzlich willkommen! Ich 
darf Sie zunächst darauf hinweisen, dass von 
Ihrer heutigen Vernehmung durch den Bun-
destag eine Tonbandaufnahme gefertigt wird, 
die allerdings ausschließlich dem Zweck 
dient, die Vorbereitung des Stenografischen 
Protokolls zu erleichtern; das heißt, wenn 
das Protokoll gefertigt ist, wird diese Auf-
nahme gelöscht.  

Ihnen wird das vorläufige Protokoll nach 
Fertigstellung zugesandt. Sie haben dann die 
Möglichkeit, innerhalb von zwei Wochen 
dazu Korrekturbedarf geltend zu machen. 
Also, falls Sie da irgendwo nicht richtig wie-
dergegeben worden sein sollten oder sprach-
liche Glättungen vornehmen möchten, wäre 
das möglich. 

Ich stelle fest, dass bezüglich Ihrer Ver-
nehmung als Zeuge eine Aussagegenehmi-
gung des Polizeipräsidenten der Freien und 
Hansestadt Hamburg vorliegt, welche vom 
31. Mai 2012 datiert. 

Vor Ihrer Aussage habe ich Sie zunächst 
formal zu belehren. Sie sind als Zeuge gela-
den worden. Sie sind verpflichtet, die Wahr-
heit zu sagen. Ihre Aussagen müssen richtig 
und vollständig sein. Sie dürfen nichts weg-
lassen, was zur Sache gehört, und nichts 
hinzufügen, was der Wahrheit widerspricht.  

Ich habe Sie auf die strafrechtlichen Fol-
gen eines Verstoßes gegen die Wahrheits-
pflicht hinzuweisen. Derjenige, der vor dem 
Untersuchungsausschuss uneidlich falsch 
aussagt, kann nämlich gemäß § 153 des 
Strafgesetzbuches mit Freiheitsstrafe von 
drei Monaten bis zu fünf Jahren oder mit 
Geldstrafe bestraft werden. 

Nach § 22 Abs. 2 des Untersuchungsaus-
schussgesetzes können Sie die Auskunft auf 
solche Fragen verweigern, deren Beantwor-
tung Sie selbst oder Angehörige im Sinne 
von § 52 Abs. 1 der Strafprozessordnung der 
Gefahr aussetzen würde, einer Untersu-
chung nach einem gesetzlich geordneten 
Verfahren, insbesondere wegen einer Straf-
tat oder einer Ordnungswidrigkeit, aber auch  

 
 

einem dienstlichen Ordnungsverfahren, aus-
gesetzt zu werden. 

Sollten Teile Ihrer Aussage aus Gründen 
des Schutzes von Dienst-, Privat- oder Ge-
schäftsgeheimnissen nur in einer nichtöffent-
lichen oder eingestuften Sitzung möglich 
sein, bitte ich Sie um einen Hinweis, damit 
der Ausschuss dann gegebenenfalls einen 
entsprechenden Beschluss fassen kann. 

Haben Sie zu dem, was ich bisher vorge-
tragen habe, Fragen? 

Zeuge Felix Schwarz: Nein. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Nach 
diesen notwendigen Vorbemerkungen darf 
ich Sie zunächst bitten, sich dem Ausschuss 
mit vollständigem Namen, Alter und Beruf 
vorzustellen und uns kurz mitzuteilen, ob die 
von uns verwendete Ladungsanschrift nach 
wie vor aktuell ist. 

Zeuge Felix Schwarz: Gerne. - Mein 
Name ist Felix Schwarz. Ich bin 47 Jahre alt. 
Ich bin von Beruf Polizeibeamter bei der 
Hamburger Polizei. Die Ladung hat mich 
über die Anschrift der Hamburger Polizei 
erreicht, und das wird auch in Zukunft so 
möglich sein. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Vielen 
Dank. - Zunächst möchte ich Ihnen, wenn 
Sie es wünschen, gemäß § 24 Abs. 4 des 
Untersuchungsausschussgesetzes Gelegen-
heit geben, sich einleitend im Zusammen-
hang zum Gegenstand Ihrer Vernehmung zu 
äußern. Ich hatte Sie vorher kurz gefragt, ob 
Sie das möchten, und Sie haben das bejaht. 
Insofern haben Sie jetzt zunächst, bevor wir 
Fragen an Sie richten, das Wort. 

Zeuge Felix Schwarz: Vielen Dank. - Ich 
möchte das insgesamt kurz halten. Ich hoffe, 
dass es bei 10 bis maximal 15 Minuten 
bleibt. Ich möchte zunächst dem Ausschuss 
meine Aufgabe beschreiben, aus meiner 
Sicht kursorisch den Werdegang, die Chro-
nologie zunächst der EG 061 oder EG 
„Netz“, wie wir sie genannt haben, dann der 
Soko 061 beschreiben, an geeigneter Stelle 
wenige Worte über das Opfer verlieren, zur 
Motivlage kurze Ausführungen machen und 
auf die Ermittlungsschwerpunkte hinweisen, 
die sich für uns in Hamburg ergeben haben 
und denen wir im Wesentlichen gefolgt sind. 
Auf Ihre Bitte hin ergänze ich dann auch  
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gerne im Vorwege bereits meine Wahrneh-
mung vom Charakter der Zusammenarbeit in 
der BAO „Bosporus“. 

Ich bin Mitte Januar 2006 in das LKA ge-
wechselt; ich war vorher Leiter eines Polizei-
kommissariats in der Hamburger Innenstadt. 
Im LKA übernahm ich die stellvertretende 
Abteilungsleitung der Abteilung 6. Das ist die 
Abteilung „Organisierte Kriminalität“ in Ham-
burg. Ich war in einer Doppelfunktion dort 
tätig: zum einen als stellvertretender Abtei-
lungsleiter und als Leiter der Rauschgift-
ermittlungen. 

Wenige Wochen, genau zwei Wochen 
nach Aufnahme meiner dortigen Aufgabe, 
genau am 01.02.2006, ergab sich der erste 
Termin mit der BAO „Bosporus“. Herr Geier 
war mit zwei weiteren Kollegen dort, um uns 
darzustellen, was sie im Laufe des zurücklie-
genden guten halben Jahres des Bestehens 
der BAO „Bosporus“ über den Hamburger 
Komplex ermittelt hatten. Sie haben uns dar-
gestellt, dass weitreichende Ermittlungsbe-
darfe bestehen. Darauf werde ich noch ein-
gehen. 

Es ging um weitergehende Ermittlungen 
in Sachen des Tötungsdeliktes zum Nachteil 
des türkischen Staatsangehörigen Süleyman 
Tasköprü. Zum Tatzeitpunkt am 27.06.2001 
war er 31 Jahre alt. Süleyman Tasköprü 
lebte in einem westlich gelegenen Stadtteil 
von Hamburg, in Bahrenfeld, einer, wie wir 
wiederholt sagten, Arbeitersiedlung, und 
betrieb seit wenigen Monaten vor der Tat den 
elterlichen Gemüsemarkt in der Schützen-
straße des Hamburger Stadtteils Bahrenfeld. 
Süleyman Tasköprü war das, was wir im 
Landeskriminalamt „einen ganz normalen 
türkischen Mann“ genannt haben: leiden-
schaftlich, sehr energisch und dominant vom 
Wesen. Er war nennenswert auch polizeilich 
in Erscheinung getreten. Wir haben uns auch 
aus Rücksicht auf sein Elternhaus stets be-
müht, sein Ansehen auch zu schützen. Des-
wegen möchte ich nicht detailliert, wenn es 
nicht weiter nachgefragt wird, auf seine Vor-
strafen zu sprechen kommen. Es war aber 
so, dass er sich in seinem Leben einiger 
Vergehen schuldig gemacht hatte, die ich 
nicht als Bagatellkriminalität beschreiben 
würde. 

Die Motivlage, die geprüft wurde zum 
damaligen Zeitpunkt, war sehr breit angelegt. 
Wie in den weiteren Fällen der BAO „Bospo-
rus“ zu dem Zeitpunkt, zu dem sie mir be-
kannt wurde, wurde zum einen geprüft, ob es 
sich um eine Beziehungstat handelt, ob Ehr- 
 

 

verletzungen zugrunde liegen, ob Schulden 
oder Glücksspiel durch das Opfer den Hin-
tergrund bieten können. Auch politisch-reli-
giöse Hintergründe wurden überprüft. 
Schutzgelderpressungen kamen infrage, 
aber auch illegale Drogengeschäfte. Frem-
denfeindliche Hintergründe waren auch 
schon zu Beginn der Ermittlungen sehr wohl 
im Fokus. Es ergaben sich aber im Hambur-
ger Fall keinerlei Hinweise darauf. Aller-
dings - das war das Besondere an dem 
Hamburger Fall und an dem Opfer - gab es 
bei unserem Opfer Bezüge zum Rotlicht-
milieu, zu BtM-Händlern, und es gab in sei-
ner Vergangenheit auch Waffendelikte in 
seinem Umfeld. So ist zum Beispiel in einem 
Fall auch er selbst Opfer von zwei Bein-
schüssen geworden. - Das zur Motivlage. 

Die Schwerpunkte der Hamburger Er-
mittlungen richteten sich auch auf Ersuchen 
der bayerischen Kollegen daher primär in 
Richtung Umfeldermittlungen im Bereich der 
organisierten Kriminalität, da die bayerischen 
Kollegen der BAO „Bosporus“ uns dargestellt 
haben, dass Süleyman Tasköprü, unser Op-
fer, Kontakt hatte zu sehr vielen namhaften 
Straftätern, die uns auch in der OK-Abteilung 
des Hamburger LKA sehr gut bekannt waren. 
Er selbst war kein OK-Täter, wie wir das sa-
gen würden. Ich würde ihn eher als Kleinkri-
minellen beschreiben und als Randfigur. Er 
versuchte aber, sich mit Freunden im Milieu, 
auch in Hamburg-St. Pauli, zu etablieren. 

Der Auftrag, den wir mit der BAO „Bospo-
rus“ für unsere Ermittlungsgruppe formuliert 
haben, lautete daher zunächst Aufhellung im 
Umfeld des Opfers, zum einen, um weiterge-
hende Erkenntnisse zu gewinnen, und zum 
Zweiten Unterstützung der BAO - das erklärt 
sich von selbst - bei der Identifizierung und 
Festnahme der Täter und Auftraggeber des 
Tötungsdeliktes, also ausdrücklich OK-Er-
mittlungen, auch mit verdeckten Maßnah-
men. Diese Zielsetzung wurde formuliert in 
der Einrichtungsverfügung der EG 061 - wir 
haben sie intern EG „Netz“ genannt - vom 
27.03.2006. 

Nächster Schritt war dann nach den Ta-
ten 8 und 9 der Serie am 4. und 6. April 2006 
die Eingliederung in die dann entstehende 
BAO „Bosporus“, zunächst ausgerichtet über 
Telefonkonferenzen des BKA, eine Strate-
giesitzung beim BKA am 19. April. Es mün-
dete schließlich in die Gründung der Soko 
061 oder Soko „Netz“. Diese Umbenennung, 
die ab dem 01.06. Gültigkeit hatte, hat die 
Bewandtnis, dass wir die Ermittlungsgruppe  
 

 



2. Untersuchungsausschuss 66 
[19. Sitzung am 14.06.2012 - Zeugenvernehmung: Öffentlich] - Endgültig 

 DEUTSCHER BUNDESTAG - STENOGRAFISCHER DIENST 

zunächst verdeckt aufgebaut haben, ohne 
Kenntnis, auch polizeiintern, betrieben ha-
ben, und erst mit der Gründung und Entste-
hung der BAO „Bosporus“ haben wir dann 
diese Ermittlungseinheit offen aufgestellt - 
beide Ermittlungseinheiten mit unveränderter 
Personalstärke von neun Ermittlern zuzüglich 
meiner Person als Verantwortlichem. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Nur 
ganz kurz dazwischengefragt, Herr Schwarz: 
Wann war die Einsetzung dieser nichtoffi-
ziellen EG? 

Zeuge Felix Schwarz: 27.03.2006. Das 
erklärt sich so, dass die BAO „Bosporus“ am 
1. Februar zum ersten Mal bei uns war. Es 
wurde Unterstützung vonseiten des Hambur-
ger LKA, von unserer Seite, zugesagt; die 
Ermittlungsrichtungen sollten aber konkreti-
siert werden. Und am 07.03. hat ein zweiter 
Besuch der BAO „Bosporus“ stattgefunden, 
wo eine Ermittlungskonzeption vorgebracht 
wurde, die dann Grundlage für die Einrich-
tung unserer Ermittlungsgruppe war. Ab Mitte 
März war ich dann mit dieser Aufgabe be-
traut und habe diese Ermittlungsgruppe 
schon aufgebaut, und offiziell eingerichtet 
war sie dann am 27. März 2006. - Das viel-
leicht bis hierher zum Werdegang. Zu der 
weiteren Geschichte über die Jahre kommen 
wir vielleicht noch. Dazu nehme ich gerne 
Stellung, wenn ich dazu befragt werde. 

Dann, Herr Edathy, zur Arbeit der BAO. 
Da würde ich jetzt eigentlich in der Chronolo-
gie ein wenig vorgreifen; aber ich fasse dann 
mal zusammen, wie es sich mir dargestellt 
hat. Ich habe persönlich schon zu Beginn 
aufgrund der einzigartigen und sehr indivi-
duellen Konstellation, dass Länderermitt-
lungseinheiten von verschiedenen Landes-
kriminalämtern und des BKA in einem Er-
mittlungsverbund arbeiten, auch ohne dass 
es eine eindeutige Leitung mit Weisungs-
recht über die anderen Ermittlungseinheiten 
gab - - Das war etwas sehr Besonderes, und 
ich habe das als große Chance begriffen und 
auch als Beispiel für überregionale Ermitt-
lungseinheiten, wie sie arbeiten könnten. 

Ein wichtiger Punkt, schon bei Einrichtung 
der BAO, war natürlich auch die Frage des 
Weisungsrechtes durch einen Leiter. Das 
wurde so nicht vereinbart - meines Wissens 
auf übergeordneter Ebene; durch wen per-
sönlich, weiß ich nicht -, weil die Länder 
eigenständig ihre Tatorte grundsätzlich wei-
ter ermitteln sollten und keinem Weisungs- 
 

 

recht einer anderen Ermittlungsbehörde un-
terliegen sollten. 

Für mich hat diese Arbeit gut funktioniert. 
Der zwangsläufige Konsens, der jeweils er-
zielt werden musste, um sich auf die Ermitt-
lungsrichtungen oder wesentliche Ermitt-
lungsschritte zu einigen, hat nach meiner 
Wahrnehmung dazu geführt, dass insbeson-
dere keine Ermittlungsmaßnahmen ausge-
lassen wurden, dass nichts negiert wurde 
oder ausfiel, weil es eine Minderheitenmei-
nung war. Eigentlich wurden alle Ermitt-
lungsschritte, die fachlich auch sehr kompe-
tent und gutwillig und von hoher Qualität in 
der Gruppe getragen wurden, dann auch 
umgesetzt.  

Es hat an mehreren oder an einzelnen 
Stellen, auf die wir wohl zu sprechen kom-
men, auch Diskussionen und Situationen 
gegeben, wo sozusagen nicht alle einver-
standen waren. Aber schlussendlich wurde 
eigentlich solidarisch alles getragen, was in 
dieser BAO erörtert und entschieden wurde. 
Also, insgesamt war es für mich ein Faktor, 
der zu der Qualität der Arbeit und auch zur 
Vollständigkeit der Arbeit beitragen hat, dass 
wir einen Konsens jeweils erzielen mussten 
und dass es nicht eine Ermittlungseinheit 
gab, die die Strategie und die Ermittlungs-
maßnahmen vorgegeben hat. - So weit 
meine grundsätzliche Wahrnehmung der 
Arbeit in der BAO. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Sie 
sind damit am Ende Ihrer Einleitung? 

Zeuge Felix Schwarz: Ja. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Dann 
darf ich mit einigen Fragen an Sie beginnen, 
Herr Schwarz. Sie haben ja ausgeführt, der 
Mord an Herrn Tasköprü hat sich ereignet im 
Juni 2001. Die von Ihnen geleitete Soko 061 
ist allerdings deutlich später eingerichtet 
worden, nämlich im März 2006, das heißt 
fast - bis auf ein Vierteljahr, das man abzie-
hen muss - fünf Jahre nach dem Mord. Wie 
ist denn die Behandlung dieses Mordfalls in 
der Zwischenzeit bewerkstelligt worden? 

Zeuge Felix Schwarz: Nun, für Tötungs-
delikte ist auch in Hamburg die Mordkom-
mission zuständig. Das ist das LKA 41. Das 
LKA 41, also eine Parallelabteilung, hat das 
Morddelikt damals verfolgt, den Tatort aufge-
nommen, die Ermittlungen durchgeführt, 
zahlreiche - fast 200 - Spuren auch verfolgt.  
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Nach wenigen Tagen war auch durch einen 
Munitionsabgleich der am Tatort aufgefunde-
nen Munition sicher, dass es einen Serienzu-
sammenhang gab, dass dies die dritte Tat 
der Serie war. Das LKA 41 hat meines Wis-
sens für circa eineinhalb Jahre diesen Fall 
intensiv bearbeitet und gegen Ende 2007 die 
Ermittlungen ohne Ermittlung eines Täters 
zunächst eingestellt. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Das 
heißt, es gab zwischen 2006 und 2007 pa-
rallele Ermittlungen, also durch Ihre Soko 
und durch die Mordkommission? Oder hat 
Ihre Soko - - 

Zeuge Felix Schwarz: Nein, Verzeihung; 
ich habe mich in der Jahreszahl geirrt. Das 
LKA 41 hat bis Ende 2002 für eineinhalb 
Jahre nach der Tat ermittelt. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Ja. 
Und danach? 

Zeuge Felix Schwarz: Danach hat dieser 
Fall zunächst geruht. Das hat sich geändert, 
als die BAO „Bosporus“ eingerichtet wurde, 
Mitte 2005. Durch die BAO „Bosporus“ wurde 
der Hamburger Fall neu betrachtet - es sind 
auch Ermittler in Hamburg tätig gewesen -, 
und die BAO „Bosporus“ hat im zweiten 
Halbjahr 2005 wiederholt und im letzten 
Quartal zunehmend auch Anfragen und Er-
mittlungsersuchen an Hamburg gerichtet. Die 
sind zum Teil durch die damaligen Sach-
bearbeiter des LKA 41 erledigt worden und 
zum Teil durch Analysten des LKA 68. Die 
Analyse der OK-Abteilung arbeitet organisa-
tionsübergreifend für die gesamte Hambur-
ger Polizei. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Ich 
muss noch mal nachfragen: Das heißt, die 
eigentlichen Ermittlungen bezüglich des 
Mordes an Herrn Tasköprü - der war im Juni 
2001 - wurden Ende 2002 eingestellt? 

Zeuge Felix Schwarz: Vorübergehend, 
ja. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Ja, vo-
rübergehend für ungefähr drei Jahre. 

Zeuge Felix Schwarz: So weit ist mir das 
bekannt, ja. 

 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Also, 
drei Jahre ist nicht weiterermittelt worden in 
Hamburg? 

Zeuge Felix Schwarz: Mir ist nicht be-
kannt, ob es zwischendurch einzelne Anfra-
gen, einzelne Ermittlungsersuchen gab. Für 
mich sind die intensiven Ermittlungen aus 
meiner Kenntnis erst Mitte 2005 wieder in-
tensiver aufgenommen worden. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Ab 
wann sind Sie denn persönlich befasst ge-
wesen mit dem Vorgang? 

Zeuge Felix Schwarz: Ab dem 1. Fe-
bruar 2006. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Das 
heißt also, Sie hatten vorher mit den Ermitt-
lungen selber gar nichts zu tun gehabt? 

Zeuge Felix Schwarz: Nein. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Nun 
sagen Sie selber, Sie sind im Wesentlichen 
Experte für das Thema Drogenkriminalität. 

Zeuge Felix Schwarz: Geworden - durch 
meine Tätigkeit in der OK-Abteilung im LKA 
Hamburg. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Genau; 
das war ja vorher. - Und glauben Sie, das 
war auch der Anlass, also sozusagen Ihre 
Expertise im Bereich Drogenkriminalität, 
dass man Sie zum Leiter der Soko 061 ge-
macht hat? 

Zeuge Felix Schwarz: Die Leitung der 
Soko hatte ein sehr erfahrener Sachbe-
arbeiter der Dienststelle LKA 63, ein Krimi-
nalhauptkommissar, der in der Ermittlung von 
Sachverhalten organisierter Kriminalität sehr 
erfahren ist. Die Sonderkommission ist bei 
mir angebunden worden. Ich war der Ver-
antwortliche für die Arbeit der Sonderkom-
mission, und diese Aufgabe ist mir zuge-
wachsen aus meiner Funktion als stellver-
tretender Abteilungsleiter. Die Entscheidung 
dazu hat der Abteilungsleiter des LKA 6 ge-
troffen. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Das 
heißt also, Sie waren dem Leiter der Soko 
übergeordnet, - 
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Zeuge Felix Schwarz: Richtig. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: - hie-
rarchisch, - 

Zeuge Felix Schwarz: Ja. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: - als 
stellvertretender Abteilungsleiter? 

Zeuge Felix Schwarz: Ja. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Sie wa-
ren aber gleichwohl dann ab 2006 intensiv 
eingebunden in die weitere Bearbeitung. 

Zeuge Felix Schwarz: Ja. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Jetzt 
haben Sie gesagt, es sei auch der Überle-
gung nachgegangen worden: Möglicherweise 
hatte der Mord einen rechtsextremistisch 
motivierten Hintergrund. - Das Nachgehen 
dieser Überlegungen, fiel das in die Zeit der 
ersten Ermittlungen? Oder war das auch 
Gegenstand der Soko 061? 

Zeuge Felix Schwarz: Ich habe mit dem 
Soko-Leiter diese Frage im Vorwege zu die-
ser Anhörung jetzt auch noch mal kurz erör-
tert. Er sagte, dass er das nachgefragt habe 
bei den Ermittlern der Mordkommission, die 
den Fall 2001 bis Ende 2002 bearbeitet ha-
ben. Die sagten: Ja, es ist zwar im Sach-
bearbeiterkreis erörtert worden, dass das 
auch eine Möglichkeit ist; aber es gab kei-
nerlei Anhaltspunkte dafür. - Man habe da-
mals nicht eine Spur identifiziert, keinen Hin-
weis bekommen, der dies belegt hätte oder 
Ermittlungen in diese Richtung hätte aus-
lösen können. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Haben 
Sie denn selber, als Sie die Leitung der Soko 
übernommen haben, sich die Ermittlungs-
akten aus den Jahren 2001 bis Ende 2002 
angeschaut? 

Zeuge Felix Schwarz: Nein. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Das 
heißt, wenn Sie sagen: „Man hat die Überle-
gung geprüft, ob es einen rechtsextremisti-
schen Hintergrund geben könnte“, beruht das 
auf Hörensagen? 

 

 

Zeuge Felix Schwarz: Ja. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Hat 
während des Bestehens der Soko 061 diese 
Überlegung noch eine Rolle gespielt? 

Zeuge Felix Schwarz: Ja. Auch für uns 
war das natürlich wieder ein Thema. Wir 
wussten zu dem Zeitpunkt ja, dass es wei-
tere Taten gegeben hatte; zu dem Zeitpunkt, 
als ich das erste Mal mit diesem Fallkomplex 
konfrontiert wurde, sieben. Da war es natür-
lich für jeden von uns augenfällig, dass die-
ser Fall, diese Serie besonders brisant ist 
und dass der Umstand, dass die Opfer eben 
ausschließlich türkischstämmig bzw. im Fall 
von Herrn Boulgarides griechischstämmig, 
also südländisch, südländischer Herkunft, 
waren, ein besonders sensibler Umstand war 
und dass von daher auch ein fremdenfeind-
licher Hintergrund für die Tat infrage kam. 

Allerdings war es auch zu dem Zeitpunkt 
so, dass es keinerlei Hinweise darauf gab. 
Auch vonseiten der BAO „Bosporus“ war zu 
dem Zeitpunkt, als sie mit dem Ermittlungs-
ersuchen an uns herantraten, nichts derglei-
chen bekannt. Nichtsdestotrotz haben wir die 
Möglichkeit eines solchen Tathintergrundes 
berücksichtigt in unseren Ermittlungen und 
sind schon relativ frühzeitig auch an den 
Staatsschutz und das Landesamt für Verfas-
sungsschutz herangetreten. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Mit der 
Frage: Habt ihr Hinweise aus der rechten 
Szene? Ist da Wissen vorhanden? - Oder wie 
muss ich mir das vorstellen? 

Zeuge Felix Schwarz: Anfang Juli 2006 - 
der genaue Tag: 5., 6., 7. Juli - hat eine Be-
sprechung durch den Leiter der Soko statt-
gefunden mit dem LKA 7; das ist bei uns der 
Staatsschutz, der für politisch motivierte De-
likte zuständig ist. Es war ein Vertreter des 
Landesamtes für Verfassungsschutz anwe-
send, und, wenn ich das recht erinnere, so-
gar ein Hospitant des BfV; aber, wie gesagt, 
ohne dass er eine aktive Rolle gespielt hätte. 
In dieser Besprechung hat der Soko-Leiter 
die Serie vorgestellt und auch an den Staats-
schutz, der das dann weiterleitete an das LfV 
Hamburg, die Frage weitergeleitet, ob Er-
kenntnisse in diese Richtung vorliegen 
könnten. Hintergrund dieser Frage ist, dass 
verdeckte Maßnahmen bei politisch moti-
vierter Kriminalität - - also zum Beispiel, dass 
die Führung von Vertrauenspersonen durch  
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das LfV ausschließlich durchgeführt wird. 
Deswegen sind solche Quellen auch nur von 
dort zu beziehen. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Es fin-
det sich ein Hinweis zu dieser Besprechung 
von Soko 061 und dem Landesamt für Ver-
fassungsschutz in Hamburg in den Akten; 
das ist der Ordner MAT A HH-5/1 h. Da gibt 
es einen Vermerk aus dem Bereich der Soko 
von Herrn Blöcker. War Herr Blöcker Mit-
arbeiter in der Soko? 

Zeuge Felix Schwarz: Herr Blöcker war 
der Soko-Leiter - 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Der 
Büroleiter. 

Zeuge Felix Schwarz: - und von daher 
mein wichtigster Mitarbeiter und profundester 
Kenner des Falles. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Der 
Vermerk datiert vom 6. Juli 2006. 

Zeuge Felix Schwarz: 6. Juli, aha. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Haben 
Sie selber teilgenommen an der Bespre-
chung? 

Zeuge Felix Schwarz: Nein. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Sie ha-
ben sich berichten lassen darüber. 

Zeuge Felix Schwarz: Ja. Ich habe auch 
überlegt, was zu dem Zeitpunkt für Aufgaben 
angelegen haben könnten, konnte das aber 
nicht mehr rekapitulieren, weil ich ja neben 
der Soko-Leitung, wie gesagt, Rauschgift-
Leiter für Hamburg war und stellvertretender 
Leiter der Abteilung, sodass ich zwar täg-
lichen Kontakt zu der Soko hatte, aber nicht 
ausschließlich für die Soko tätig war. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Dann 
will ich mal kurz dazwischenfragen, gewis-
sermaßen im Sinne einer Parenthese. Wenn 
Sie rückblickend die Zeit sich anschauen, 
während die Soko bestand: Wie viel Prozent 
Ihrer Arbeitszeit haben Sie denn investiert in 
diese Soko 061? 

 

 

Zeuge Felix Schwarz: Eine Schätzfrage. 
Also - - 

Vorsitzender Sebastian Edathy: War 
das so die Hälfte? 

Zeuge Felix Schwarz: Wie hoch der Ar-
beitszeitanteil war? 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Genau. 
War es so ein halber Arbeitstag jeden Tag? 
Oder war das weniger? War es mehr? 

Zeuge Felix Schwarz: Es gab Phasen, 
da war es mehr als ein halber Arbeitstag. Es 
gab aber auch Tage, wo ich keinen Kontakt 
zur Soko hatte. Insgesamt würde ich insbe-
sondere in der Anfangszeit sagen: 30 bis 
50 Prozent meiner Arbeitszeit. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Ja. - 
Aber der Leiter hatte das sozusagen Vollzeit 
betrieben, und Sie als stellvertretender Ab-
teilungsleiter hatten nur eine Mitzuständigkeit 
für die Soko, aber noch andere Aufgaben. 
Das heißt, es war nicht Ihre volle Arbeitskraft 
damit gebunden? 

Zeuge Felix Schwarz: Richtig. Er und 
acht weitere Mitarbeiter waren in Vollzeit dort 
tätig. Die Zusammensetzung der Sonder-
kommission halte ich auch für relevant. Sie 
bestand aus sechs Mitarbeitern verschiede-
ner Dienststellen der OK-Abteilung, also des 
LKA 6, und zwei Mitarbeitern des LKA 4, 
einer Mitarbeiterin der Mordkommission und 
einem des Raubdezernates. Im Juli kam 
dann ein weiterer, ein zehnter Mitarbeiter in 
die Soko dazu, vom Staatsschutz, und zwar 
zur Datenerfassung und auch, um den Kon-
takt und die Informationen zum Staatsschutz 
zu gewährleisten. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Ihrer 
Erinnerung nach - also demzufolge, was 
Ihnen damals von den Anwesenden mitge-
teilt worden ist, wenn sie aus der Soko 061 
stammten -: Ging es bei diesem Gespräch 
mit dem Landesamt für Verfassungsschutz 
im Juli 2006 um die Erörterung des Themas 
eines möglichen rechtsextremistischen Hin-
tergrunds oder um einen Hintergrund aus 
dem Bereich der organisierten Kriminalität 
oder beides? 
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Zeuge Felix Schwarz: Nein, da ging es 
um etwaige politisch motivierte Täter, die 
damit etwas zu tun haben könnten, und ob 
dazu etwas aus Quellen des LfV bekannt ist. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Das ist 
eine hilfreiche Auskunft, weil sich das aus 
dem Vermerk selber nicht ergibt. Aus dem 
Vermerk ergibt sich aber eine Frage, die ich 
Ihnen gerne stellen möchte, und zwar die 
Frage, wie gut und professionell Ihrer Auffas-
sung nach und Ihrer Erfahrung nach das 
Landesamt für Verfassungsschutz in Ham-
burg aufgestellt ist. Ich will Ihnen das nicht 
ohne Vorhalt als Frage stellen. Ich darf aus 
diesem Vermerk - die Quelle hatte ich schon 
genannt - zitieren: 

LfV war zu einzelnen Personen un-
seres Interesses nicht aussage-
fähig. … Die Serie war bei LfV nur 
aus Presse bekannt. Ein bundes-
weiter Infoaustausch der Dienste zu 
diesem Thema oder Einbindung 
des LfV durch Ermittlungsdienst-
stellen gebe es nicht/sei ihm unbe-
kannt. 

Und dann heißt es auch noch später: 

LfV erklärte … unter Hinweis auf 
dessen finanzielle Mittel, dass LfV 
sich auch über eine „Übergabe“ von 
Informanten pp. freut, die von der 
Polizei nicht weiter ausgeschöpft 
werden können. 

Also, das macht auf mich folgenden Ein-
druck: Die Soko 061 zur Aufklärung des 
Mordes an Herrn Tasköprü hat sich an das 
Landesamt für Verfassungsschutz gewandt - 
wie Sie gesagt haben, um Erkenntnisse zu 
bekommen, was einen möglichen rassisti-
schen, fremdenfeindlichen Hintergrund be-
trifft. Das Landesamt sagt: Uns ist nichts 
bekannt; wir kennen den Fall gar nicht, nur 
aus der Hamburger Presse. Und wenn ihr als 
Polizei da irgendwie Informanten habt, die 
dazu was sagen können, meldet uns die 
doch ruhig. Wir haben nicht so viele Kon-
takte. Wir haben auch wenig Geld. - Ist das 
die Situation in Hamburg? 

Zeuge Felix Schwarz: Also, ich kann die 
Situation und die Aufstellung - wie professio-
nell sie ist; um auf Ihre Frage einzugehen - 
des LfV in Hamburg nicht einschätzen. Das 
kann ich nicht beurteilen. Mir ist jetzt, wo Sie 
das vorlesen, der Inhalt dieses Vermerkes 
auch bekannt. Ich möchte aber ergänzen,  
 

weil Sie mich danach gefragt haben: Es ging 
nicht nur um etwaige fremdenfeindliche Mo-
tive, sondern insgesamt um etwaige mög-
licherweise politische Gründe, die für ein 
solches Delikt verantwortlich sein könnten, 
weil es auch andere politische Zusammen-
hänge gab - kurdische politische: PKK, 
MHP -, von denen wir im Laufe der Ermitt-
lungen erfahren haben, dass dort Personen 
auftauchten im Umfeld, im Rahmen unserer 
Ermittlungen. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Also, 
nach diesem Gespräch vom Juli 2006 habe 
ich jedenfalls in den Akten keine weiteren 
Hinweise gefunden, dass man seitens der 
Polizei sich mit dem Verfassungsschutz in 
Hamburg weiter verständigt hätte. Ist das 
dann damit ergebnislos abgebrochen wor-
den? 

Zeuge Felix Schwarz: Herr Blöcker hat 
bei dieser Besprechung den Verfassungs-
schutz gebeten, unaufgefordert Informatio-
nen, die im Zusammenhang mit unserer Se-
rie, mit unserer Tat stehen könnten, mitzu-
teilen. Und wir haben vom Landesamt für 
Verfassungsschutz über den Staatsschutz 
keinerlei Hinweise erhalten, auch in Zukunft 
nicht. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Weder 
in die eine noch in die andere Richtung? 

Zeuge Felix Schwarz: Nein. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Das 
heißt, es gab einen Kontakt mit dem Verfas-
sungsschutz in Hamburg. Dann hat man 
sich - - Also, da sagt der Verfassungsschutz: 
Wenn ihr als Polizei für uns interessante 
Informanten habt, sagt uns Bescheid. Wir 
haben nichts und können auch zu Leuten, 
die euch interessieren, nichts sagen. - Und 
dann hat die Polizei darum gebeten: Bitte 
informiert uns ohne Aufforderung, wenn ihr 
was habt. - Und dann kam nichts. 

Zeuge Felix Schwarz: Richtig. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Ich 
habe noch einige Fragen zum Thema BAO 
„Bosporus“. Herr Schwarz, Sie tauchen dort 
in den Protokollen insbesondere der Steue-
rungsgruppe relativ häufig auf, also jedenfalls 
mehr als viele andere Ländervertreter, was  
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durchaus bei der Aktenlektüre den Eindruck 
entstehen lässt, dass Sie sich dort häufiger 
zu Wort gemeldet haben und auch bisweilen 
sehr deutlich eine abweichende Meinung 
vertreten haben. Ich will Ihnen einige Vor-
halte machen. 

Es war ja so, dass in der ersten Jahres-
hälfte 2006 die Operative Fallanalyse von 
Herrn Horn von der bayerischen Polizei er-
stellt worden ist, der die Idee entwickelt hat - 
nachdem man jahrelang der Überlegung 
nachgegangen ist, es könnte einen Hinter-
grund geben aus dem Bereich der soge-
nannten organisierten Kriminalität -, dass es 
vielleicht einen politisch motivierten Hinter-
grund geben könnte. Und dann gibt es zum 
Beispiel das Protokoll vom 17. Mai 2006, 
Quelle: MAT A BKA-2/20, Blatt 509 ff., kons-
tituierende Sitzung der Steuerungsgruppe. 
Dort wurde die Analyse vorgestellt. Und dann 
heißt es in dem Protokoll - Zitat -: 

Von Herrn Schwarz wurde die 
Frage erhoben, inwieweit der neue 
Ermittlungsansatz (Einzeltätertheo-
rie) Relevanz für die Ermittlungen 
habe, ohne dass das Ergebnis einer 
erneuten Analyse durch eine OFA 
bestätigt bzw. negiert worden ist. 

Und dann heißt es weiter: 

Herr Schwarz gibt zu bedenken, 
dass aufgrund der Abstraktions-
ebene eine Einengung der Ermitt-
lungen stattfinden könnte, die zu 
erheblichen Problemen führen 
würde. Zudem stellt sich die Frage, 
inwieweit die Staatsschutzdienst-
stellen zum jetzigen Zeitpunkt in 
den Ermittlungsauftrag involviert 
werden sollen. Die Frage der Ein-
zeltätertheorie wurde vor dem Hin-
tergrund einer möglichen Zustän-
digkeit des Generalbundesanwalts 
kritisch hinterfragt. Da sich konkrete 
Anhaltspunkte für eine politische 
Motivation aus dem OFA-Ergebnis 
nicht zwingend ableiten lassen, soll 
bis auf weiteres im Rahmen von 
Darstellungen nach außen auf ent-
sprechende Hinweise verzichtet 
werden. 

Dazu habe ich zwei Fragen. Warum wa-
ren Sie gegenüber dieser sogenannten Ein-
zeltätertheorie so ausgesprochen skeptisch 
eingestellt? Und die zweite Frage in dem 
Zusammenhang wäre: Wie ist das zu verste-
hen, Sie hätten nach dem Protokoll diese 
Theorie auch wegen einer - Zitat - „mög- 
 

 

lichen Zuständigkeit des Generalbundes-
anwalts“ kritisch hinterfragt? 

Zeuge Felix Schwarz: Also, dazu müsste 
ich weiter ausführen. Ich fange mal mit dem 
zweiten Teil Ihrer Frage an, was die Aussage 
angeht, die Möglichkeit der Zuständigkeit des 
GBA hätte eine Rolle gespielt bei der Rele-
vanz, die man der Einzeltätertheorie zurech-
net. Das ist keine Äußerung, die ich mir zu-
rechne oder an die ich mich erinnere, dass 
ich sie getätigt hätte. Ich konnte jetzt natür-
lich nicht exakt den Text mitlesen. Der erste 
Teil, also was die Relevanz der Einzeltäter-
theorie für die Ermittlungen angeht und dass 
die Abstraktionsebene, wie das dort etwas 
verklausuliert geschrieben ist, zur Einengung 
der Ermittlungen führen könnte, das sind 
Inhalte, an die ich mich erinnere, von denen 
ich sagen würde, dass ich sie eingebracht 
habe; das, was darüber hinausgeht, was die 
Zuständigkeit des GBA angeht und dass das 
eine Rolle spiele, nicht. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Nicht 
erinnerlich jedenfalls; im Protokoll könnte 
man es so interpretieren. Aber Sie sagen, 
wenn Sie sich da an die Sitzung im Mai 2006 
erinnern, das war nicht von Ihnen so ge-
äußert worden. 

Zeuge Felix Schwarz: Nein. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Diese 
Skepsis gegenüber der sogenannten Ein-
zeltätertheorie, haben Sie die geteilt mit dem 
Leiter der Soko in Hamburg? 

Zeuge Felix Schwarz: Ja. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Wa-
rum? 

Zeuge Felix Schwarz: Ich habe ja schon 
zu Beginn ausgeführt, dass das Besondere 
am Hamburger Opfer war, dass es sehr weit 
reichende Kontakte - - Wir haben damals 
gesagt, als wir das Chart, also diese Über-
sicht der BAO, gesehen haben, dass er 
Kontakte hatte zum Who is who der organi-
sierten Kriminalität in Hamburg. Das Netz-
werk, das uns die BAO dort aufgeführt hat, 
hat unsere Augen aufgehen lassen und das 
Opfer durchaus in ein interessantes Licht 
gestellt, allerdings - auch an der Stelle noch  
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einmal - nicht eng verflochten, nicht tief in-
volviert in die organisierte Kriminalität.  

Das war das Umfeld, in dem wir unser 
Opfer gesehen haben, und deswegen war 
aus unserer Sicht auch sehr naheliegend, in 
dem Bereich eine Motivlage zu suchen. Da 
weder der Mordkommission 2001/2002 noch 
der BAO „Bosporus“ zum späteren Zeitpunkt 
irgendwelche Anhaltspunkte für ein politi-
sches Motiv für die Tat sich erschlossen hat, 
lag diese Einzeltätertheorie für uns in Ham-
burg, mich eingeschlossen, fern. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Wir 
hatten vor etlichen Wochen Herrn Geier hier 
als Zeugen zu Gast. Wie Sie wissen, ist er 
der Leiter der BAO. Wenn Sie an den ganzen 
Sitzungen teilgenommen haben, ist er Ihnen 
ja auch bestens bekannt, nehme ich an. 

Zeuge Felix Schwarz: Ja, ja; sicher. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Herr 
Geier hat hier dargestellt, es sei die Haltung 
in der BAO gewesen nach der Analyse von 
Herrn Horn, dass man beiden Theorien 
gleichwertig, gleichrangig nachgeht, also der 
Theorie „organisierte Kriminalität“ und der 
Theorie „Einzeltäter“; mit dieser Einzeltäter-
theorie ist ja gemeint, dass auch zwei Täter 
beteiligt gewesen sein könnten. Den Akten 
ist zu entnehmen, dass Sie dieser Einschät-
zung, dass man beide Theorien gleichge-
wichtig betrachten sollte, nicht gefolgt sind, 
weil Sie offenkundig ein Sonderstellungs-
merkmal gesehen haben für den Fall in 
Hamburg. Kann man das so sagen? 

Zeuge Felix Schwarz: Nicht ganz genau. 
Das würde eine verfälschte Wahrnehmung, 
denke ich, erzeugen. Wir sind dieser Theorie 
nicht gefolgt. Sie stand für uns nicht im Vor-
dergrund, für alle Taten nicht, insbesondere 
für unsere auch nicht. Was mir aber wichtig 
ist, ist - das auch zur Struktur der Arbeit in 
der BAO -: Wir haben alle Ermittlungsmaß-
nahmen, die in Richtung der Einzeltätertheo-
rie zu treffen waren, ohne Einschränkung 
geteilt, mit durchgeführt, in einzelnen Maß-
nahmen sogar mit sehr hohem Aufwand, mit 
sehr viel höherem Aufwand als andere Er-
mittlungsdienststellen. Das heißt, wenn wir 
denn persönlich nicht von der Einzeltäter-
theorie überzeugt waren - ich auch nicht; das 
gebe ich offen zu -, dann haben wir das den-
noch natürlich als Möglichkeit im Raum be-
lassen. Wir haben es nicht komplett abge- 
 

lehnt, negiert, gesagt, dass das nicht sein 
kann, sondern wir haben diese Theorie be-
stehen lassen und haben die Ermittlungen in 
diese Richtung auch unterstützt, die feder-
führend durch die BAO „Bosporus“ in Nürn-
berg geführt wurden. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Was 
haben Sie denn seitens der Hamburger Poli-
zei veranlasst, dieser Theorie nachzugehen, 
außer diesem bereits erwähnten Treffen im 
Juli 2006 mit wenig informierten Vertretern 
des Verfassungsschutzes aus Hamburg? 

Zeuge Felix Schwarz: Also, wir haben 
alle Ermittlungen der BAO „Bosporus“ in 
Nürnberg unterstützt, die zur Verfolgung die-
ser Theorie beigetragen haben. So haben wir 
zum Beispiel allein in Hamburg über 14 000 
Daten von Übernachtungsgästen rund um 
die Tatzeit erhoben, um diese vergleichen zu 
können mit Übernachtungsgästen an ande-
ren Tatorten zu den relevanten Tatzeiten. Wir 
haben in größerem Umfang Einwohnerdaten 
erhoben. Dahinter stand der Gedanke, dass 
Zuzüge von und nach Nürnberg und zu den 
anderen Tatortstädten eine Rolle spielen 
könnten. Wir haben auch in Hamburg die 
meisten Daten von Haftzeiten erhoben, das 
heißt von Menschen, die zwischen den Tat-
zeiten in Haft waren, und weitere Spuren. Ich 
könnte das noch fortführen, zum Beispiel 
Suizide, Suizidversuche.  

Das heißt, wir haben sehr umfänglich 
Maßnahmen, die uns auch sehr viel Zeit ge-
kostet haben, zugunsten der Einzeltätertheo-
rie eingesetzt. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Das 
heißt aber, Sie haben da nicht noch mal spe-
zifiziert: möglicher rechtsextremer Hinter-
grund? 

Zeuge Felix Schwarz: Wie ich schon 
sagte, hatten wir in Hamburg keinerlei Hin-
weise darauf, dass ein rechtsextremistischer 
Hintergrund Motiv sein konnte. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Ja. Das 
heißt also, Sie haben das nachvollzogen, 
was bei den BAO-Besprechungen festgelegt 
worden ist, aber Sie haben nicht selber Vor-
schläge gemacht, was diese Richtung Ein-
zeltätertheorie betrifft? 
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Zeuge Felix Schwarz: Ich habe bei der 
Frage, was Sinn macht, um Ermittlungen zu 
tätigen in Richtung der Einzeltätertheorie, 
mitdiskutiert und habe dann die Ergebnisse 
mitgetragen und auch umgesetzt. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Dann 
will ich Ihnen noch ein paar Vorhalte ma-
chen, weil wir Ihre Skepsis auch in den Akten 
wiederfinden. 

Zeuge Felix Schwarz: Ja. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Es gibt 
einen Vermerk eines BKA-Mitarbeiters - 
Dr. Baurmann  ist das - vom 30. Mai 2006. 
Das ist BKA-2/14, Blatt 113. Zitat: 

Der Vertreter HH 

- gemeint sind offenkundig Sie - 

habe zusätzlich noch einmal vorge-
schlagen, den Hamburger Fall se-
parat zu analysieren. Dies wurde 
von allen sonstigen Anwesenden 
als abwegig bewertet und es wurde 
davon abgeraten. 

Im Protokoll der ersten periodischen Be-
sprechung der Steuerungsgruppe vom 
7. Juni 2006 ist zu lesen - Zitat -: 

Herr Schwarz problematisiert die 
geplante Neuanalyse des Gesamt-
komplexes und verweist auf Ana-
lysekonzeptionen, die in der vorlie-
genden Situation eine Neuanalyse 
der Einzelfälle erforderten. 

Dann finden wir ferner am 11. Juli 2006 - - 
Da haben Sie offenkundig eine eigene Ana-
lyse vorgelegt, die wir auch in den Akten 
durchaus finden. Da heißt es in einer Stel-
lungnahme von Herrn Geier als Leiter der 
BAO „Bosporus“ - Quelle ist BKA-2/22, 
Blatt 58 -: 

Im Ergebnis handelte es sich bei 
der Präsentation des Einzelfalles 
Tasköprü, der unter Mitwirkung 
eines Rechtsmediziners aus HH zu 
Stande kam, um eine nochmalige 
Tathergangsanalyse. … In Bezug 
auf ein detailliertes Täterprofil und 
sich aus der Analyse ergebende 
konkrete Ermittlungshinweise auf 
die oder den Täter reichten die Er-
kenntnisse aus dieser Einzelana-
lyse natürlich nicht aus. 

Und ein letzter Vorhalt: 19. Juli 2006, 
3. Sitzung, außerordentliche Sitzung, der  
 

 

Steuerungsgruppe. Das ist BY-2/3 c, Blatt 41 
und 42. Ich zitiere: 

Die Umsetzung des Medienkon-
zepts in Sachen Einzeltätertheorie 
wird … von allen TN mit Ausnahme 
von Herrn Schwarz akzeptiert. … 
Herr Schwarz trägt für das LKA 
Hamburg und in Übereinstimmung 
mit der StA Hamburg die Umset-
zung des vorgestellten Konzepts 
aus fachlichen Gründen nicht mit. 
Ferner erinnert er an die im Kon-
zept noch nicht berücksichtigte 
Prüfung der möglichen Auswirkun-
gen auf die türkische Bevölkerung 
sowie zur mutmaßlichen Wirksam-
keit einer Veröffentlichung ... 

Ich könnte das jetzt fortsetzen; das will ich an 
der Stelle gar nicht machen.  

Vielleicht noch ein Letztes: 11. August 
2006, ein Vermerk BKA, Herr Dr. Baurmann, 
bezüglich Ihnen, Herr Schwarz: BKA-2/14, 
Blatt 264. Da schreibt das BKA: 

Wir bemühen uns weiter um ein 
entkrampfendes Gespräch mit 
Hamburg … 

Was war denn da so verkrampft, dass es 
was zu entkrampfen gab? Also gab es offen-
kundig - das ist zumindest mein Eindruck; 
das wäre meine Frage - erheblich abwei-
chende Positionen der Polizei Hamburg ge-
genüber dem, was in Sachen Horn-Analyse 
diskutiert worden ist? 

Zeuge Felix Schwarz: Im Grundsatz 
handelte es sich um eine methodische Aus-
einandersetzung zum Umgang und zum Vor-
gehen mit der Operativen Fallanalyse. Ich 
müsste dazu jetzt in der Tat ein wenig aus-
holen, um es nachvollziehbar zu machen, 
was wir für eine Position zu diesem Thema 
vertreten haben. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Das 
interessiert uns schon. Also, vielleicht kön-
nen Sie mal kurz sagen: Sie halten das, was 
da gemacht worden ist mit den OFAs, für 
nicht ausreichend. Oder wie ist das zu ver-
stehen? 

Zeuge Felix Schwarz: Zunächst einmal: 
Ich bin kein Spezialist für die Operative Fall-
analyse. Wir haben das aber mit unseren 
Spezialisten des Hamburger LKA erörtert, 
und hauptsächlich durch ihre fachliche Mei-
nung und die Auseinandersetzung mit ihnen  
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bin ich dann auch selbst zu der Wertung 
gekommen, die ich trage, dass aus unserer 
Sicht methodisch die Operative Fallanalyse - 
Klammer auf - nach den Fällen 7 und 8, also 
die zweite Operative Fallanalyse, die Herr 
Horn durchgeführt hat - Quatsch, nach den 
Fällen 8 und 9, also nach den Fällen im April 
2006 -, nicht den Anforderungen standhielt, 
die an Operative Fallanalysen zu stellen sind. 
Operative Fallanalysen - -  

Vorsitzender Sebastian Edathy: Inwie-
fern? 

Zeuge Felix Schwarz: Bitte? 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Inwie-
fern? 

Zeuge Felix Schwarz: Ja, das erst ein-
mal als Statement vorweg.  

Die Operative Fallanalyse ist ein wichti-
ges Instrument aus unserer Sicht in Ermitt-
lungen bei Kapitalkriminalität, bei Tötungs-
delikten, bei Sexualdelikten. Es ist deswegen 
auch wichtig, mit diesem Instrument sehr 
behutsam umzugehen.  

Das, was ich damals von Operativer Fall-
analyse lernen konnte, geht dahin, dass 
Grundlage für eine Operative Fallanalyse 
eine sehr eingehende Befassung mit dem 
Fall ist, mit dem Tatort, mit dem Opfer, mit 
dem Opferumfeld, der Familie, der Persön-
lichkeit, den wirtschaftlichen Verhältnissen, 
dem Charakter, also ein sehr tiefgehender 
Blick in das Opfer und eine sehr tiefgehende 
Befassung mit dem Tatort. Grundlage einer 
jeden vergleichenden Fallanalyse muss je-
weils eine Einzelfallanalyse sein. So war ich 
dann auch, nachdem die Experten des Ham-
burger LKA mir das so angetragen hatten, 
der Meinung, dass dies sein müsste. 

Herr Horn ist im März - also das muss 
noch nach dem 20. März gewesen sein, kurz 
vor der offiziellen Einrichtung - in Hamburg 
gewesen und hat seine erste Operative Fall-
analyse unter Einbeziehung der Taten 1 bis 7 
in Hamburg vorgestellt. In dieser Operativen 
Fallanalyse, die nach meiner Wahrnehmung 
fachlich fundiert war, die auch hinterlegt war 
mit entsprechenden Untersuchungen, war er 
sehr entschieden zu dem Ergebnis gekom-
men, dass es eine Auftragstat einer Organi-
sation oder auf jeden Fall aus dem Bereich 
der organisierten Kriminalität hat sein müs-
sen. Das war eine ganz klare und deutliche 
Aussage, die er kurz vor offizieller Einrich- 
 

 

tung der EG in Hamburg vorgetragen hat. 
Das war, wie gesagt, die erste OFA. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Müs-
sen oder können? 

Zeuge Felix Schwarz: Bitte? 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Müs-
sen oder können? 

Zeuge Felix Schwarz: Müssen? Können 
Sie die Frage vollständig stellen, bitte? 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Ihre 
Interpretation der ersten Fallanalyse von 
Herrn Horn war: Es muss OK gewesen sein. 

Zeuge Felix Schwarz: Er hat uns das so 
vorgetragen. Das war das Ergebnis der ers-
ten Fallanalyse der OFA Bayern. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Also 
nicht „es kann“, sondern „es muss“? 

Zeuge Felix Schwarz: Darauf möchte ich 
mich nicht festlegen. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Okay, 
das war die Nachfrage. 

Zeuge Felix Schwarz: Okay. - Deswegen 
war es für uns überraschend und, wie ge-
sagt, aus Kenntnis der Arbeitsabläufe bei 
Operativen Fallanalysen auch schwer nach-
vollziehbar, dass er so kurze Zeit, nachdem 
er bei uns war und das so vorgetragen hat - 
relativ kurze Zeit nach den Taten 8 und 9 -, 
eine Fallanalyse präsentierte. Ich habe sie 
meines Erachtens am 11. Mai in Nürnberg 
das erste Mal gehört. - Richtig, so habe ich 
mir das hier notiert: dass er so relativ kurze 
Zeit nach diesen Taten 8 und 9 eine Fall-
analyse präsentierte mit einer komplett ande-
ren Hypothese.  

Aus den Gesprächen, an denen ich nicht 
persönlich teilgenommen habe, sondern 
auch vom Hörensagen meiner Mitarbeiter in 
der Soko mit Ermittlern aus Nürnberg von 
den Bayern und von der OFA, ist bei mir die 
Wahrnehmung erwachsen, dass man nun 
jahrelang in Richtung einer Organisations-
hypothese ermittelt hat, man nach wie vor 
keine bestandskräftige Motivlage hat fest-
stellen können und dass man dann nach 
einem alternativen Denkansatz gesucht hat.  
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Wir haben dann, nachdem uns diese 
Operative Fallanalyse vorgestellt war, auch 
einzelne Hypothesen und die daraus getä-
tigten Ableitungen der Operativen Fallana-
lyse nach den Taten 8 und 9 - die zweite von 
Herrn Horn - angeschaut und sind zu der 
Überzeugung gelangt, mich eingeschlossen, 
dass sie methodischen Ansprüchen nicht 
standhält und dass die Ableitungen nicht 
fundiert waren. Wir waren von dem Ergebnis 
der Operativen Fallanalyse und von dem 
Weg, auf dem man zu diesen Erkenntnissen 
gekommen ist, nicht überzeugt. 

Ich möchte dafür ein oder zwei Beispiele 
nennen. Ich tue das eigentlich ungerne, weil 
wir ja, wie gesagt, die Ergebnisse letzten 
Endes als Hypothesen dann auch mitgetra-
gen und auch in diese Richtung ermittelt 
haben. Wenn mir aber Vorhaltungen ge-
macht werden, dass ich, wie gesagt, diese 
Operative Fallanalyse so ins Mark kritisiere, 
dann möchte ich das auch gerne nachvoll-
ziehbar machen. - Ist das in Ordnung? 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Ja, 
natürlich, deswegen sind Sie ja hier, Herr 
Zeuge. 

Zeuge Felix Schwarz: In Ordnung. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Bitte. 

Zeuge Felix Schwarz: Ja, ich komme mir 
unangenehm dabei vor, weil ich - - Es steht 
mir nicht an und ich tue es ungerne, jetzt 
ganz aktiv Kritik an irgendwelchen Ermittlun-
gen zu üben. Das ist es nicht. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Warum 
denn das nicht? Also, Sie sind hier zur 
Wahrheit verpflichtet, und wenn wir Sie da-
nach fragen, wie Sie bestimmte Einschät-
zungen von Kollegen bewerten, dann bitten 
wir Sie auch, wahrheitsgemäß dazu Auskunft 
zu geben. 

Zeuge Felix Schwarz: Nun gut, ich 
werde das machen, aber ich fühle mich nicht 
gut dabei. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Okay. - 
Also, die zweite Operative Fallanalyse von 
Horn hat nichts getaugt? 

 

 

Zeuge Felix Schwarz: Das sind Ihre 
Worte. Ich habe das qualitativ geprüft und 
werde noch weitere Aussagen dazu tätigen. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Bitte. 

Zeuge Felix Schwarz: Herr Horn hat zum 
Beispiel in dieser zweiten Operativen Fall-
analyse festgestellt, dass der oder die Täter 
einen sogenannten Ankerpunkt in Nürnberg 
haben. Er ist sogar so weit gegangen, dass 
er als Wohnort für den oder die Täter den 
Südosten Nürnbergs angenommen hat.  

Er hat die Tatortlage aller Tatorte be-
trachtet und hat festgestellt und formuliert in 
einer Powerpoint-Präsentation zu dieser 
Fallanalyse, dass die Tatorte in Nürnberg 
besondere Ortskenntnisse voraussetzten, 
während die Tatorte an anderen Tatorten an 
Hauptein- oder -ausfallstraßen der jeweiligen 
Städte gelegen haben sollen. Da habe ich 
auch persönlich die Stirn gerunzelt, weil zum 
Beispiel nicht zuletzt auch unser Tatort in 
Hamburg zwar 100 oder 150 Meter von einer 
Haupteinfallstraße in die Stadt im Westen 
liegt, von dort aber nicht einsehbar ist und 
das ein purer Zufall wäre, wenn man dort ein 
türkisches Gemüsegeschäft suchen wollte. 
Ich glaube sogar, der einzige wirkliche Dö-
nerstand - nein, zwei gab es - in Rostock, wo 
das Opfer 4, Yunus Turgut, zu Tode gekom-
men ist, war nur Eingeweihten bekannt; er 
befand sich mitten in einer Plattenbausied-
lung, die in keinster Weise einem Ortsunkun-
digen bei oberflächlicher Suche vorgekom-
men wäre.  

Das ist ein Beispiel, warum wir eigentlich 
dieser Hypothese, dass die Täter einen An-
kerpunkt, also entweder Arbeit oder Le-
bensmittelpunkt, in Nürnberg haben muss-
ten, nicht gefolgt sind. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Darf 
ich kurz fragen, Herr Schwarz? 

Zeuge Felix Schwarz: Ja. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Sie ha-
ben also dieser Interpretation widersprochen. 
Waren Sie damit isoliert, mit dieser Meinung, 
in der Steuerungsgruppe? 

Zeuge Felix Schwarz: Also, ich könnte 
keinen Namen nennen von Steuerungsgrup-
penmitgliedern, die diese Kritik mitgetragen 
haben. Insgesamt war das Meinungsbild in  
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der Steuerungsgruppe allerdings so, dass die 
Einzeltätertheorie nachrangig betrachtet 
wurde und der Organisationshypothese der 
Vorrang eingeräumt wurde - das von aus-
nahmslos allen Ermittlungseinheiten mit 
Ausnahme der Bayern. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Das 
heißt, nur die Bayern und Geier waren der 
Auffassung: Man muss das gleichrangig 
verfolgen? 

Zeuge Felix Schwarz: Das habe ich 
akustisch leider nicht verstanden. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Nur die 
Bayern, zum Beispiel Herr Geier als Leiter 
der BAO, waren der Auffassung, beide Theo-
rien sollte man gleichmäßig verfolgen? 

Zeuge Felix Schwarz: Herr Geier hat 
nach Vorliegen der Fallanalyse 2 von Herrn 
Horn dieser Hypothese Priorität eingeräumt, 
und bei der erneuten Verstärkung seiner 
BAO, die kurz vor den Taten 8 und 9 redu-
ziert worden war, darauf Rücksicht genom-
men in der Form - - oder das berücksichtigt 
in der Form, dass er - so ist mir das erinner-
lich - auch Personal des Staatsschutzes zur 
Verstärkung der BAO „Bosporus“ heran-
gezogen hat, die sich schwerpunktmäßig auf 
die Verfolgung der Einzeltätertheorie kon-
zentrieren sollten. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Also 
Geier hat sogar Ihrer Erinnerung nach ge-
sagt: Der zweiten Theorie, Einzeltätertheorie, 
ist mehr Bedeutung beizumessen als der 
OK-Theorie? 

Zeuge Felix Schwarz: Er ist, nachdem er 
mit seinen Mitarbeitern jahrelang oder über 
einen sehr langen Zeitraum der Organisa-
tionstheorie gefolgt ist, aus meiner Erinne-
rung umgeschwenkt und hat gesagt: Wir 
müssen die Möglichkeit eines aus persön-
lichen Motiven handelnden Täters mit einkal-
kulieren und das intensiv ermitteln. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Okay. - 
Also Sie hat es jedenfalls nicht überzeugt. 
Haben Sie denn, wenn ich das noch fragen 
darf, bei den Besprechungen, als Herr Horn 
da seine Theorie dargestellt hat, es auch 
artikuliert, dass Sie gesagt haben, mindes-
tens die Eingrenzung des möglichen Le- 
 

bensmittelpunkts des oder der Täter auf 
Nürnberg erscheine Ihnen relativ willkürlich? 
Haben Sie das so gesagt? 

Zeuge Felix Schwarz: Nein. Bei der Prä-
sentation, wie gesagt, am 11. Mai - so habe 
ich mir das hier notiert - habe ich mir diese 
Darstellung zunächst angehört, und ich 
musste das auch erst auf mich wirken las-
sen. Insbesondere habe ich das dann im 
Anschluss mit unseren Spezialisten des 
Hamburger LKA auch erörtert und gemein-
sam bewertet und dann an der Systematik 
einer Operativen Fallanalyse entlang geprüft. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Aber 
für Hamburg nur? 

Zeuge Felix Schwarz: Bitte? 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Aber 
nur für Hamburg? Sie haben dann im Juli 
2006 - - Da gibt es ja noch mal eine geson-
derte Analyse zu Hamburg. 

Zeuge Felix Schwarz: Wir sind - - Blei-
ben wir bei der OFA Bayern. Nachdem ich 
mir diese Meinung, diese fachliche Meinung, 
gebildet hatte, gab es ja weitere Steuerungs-
gruppensitzungen, aus denen Sie selbst zi-
tiert haben, in denen das Thema erneut er-
örtert wurde. Dort habe ich - - 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Da ha-
ben Sie das dann angesprochen? 

Zeuge Felix Schwarz: Bitte? 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Da ha-
ben Sie angesprochen, dass Sie zum Bei-
spiel bezweifeln, dass die Theorie „Lebens-
mittelpunkt Bayern, Lebensmittelpunkt Nürn-
berg, Großraum Nürnberg“ haltbar ist? 

Zeuge Felix Schwarz: Ich könnte, ehrlich 
gesagt, hier nicht beschwören, dass ich das 
ausdrücklich artikuliert habe in der Steue-
rungsgruppensitzung. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Weil 
die Suche hat sich ja in der Tat auf den 
Großraum Nürnberg konzentriert, wie wir 
heute wissen. Man hat dann wirklich diese 
Theorie „Mögliche Täter aus der rechten 
Szene“ sehr stark eingegrenzt: Lebensmittel-
punkt Großraum Nürnberg. 
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Zeuge Felix Schwarz: Das haben die 
Bayern getan, richtig. Sie haben sich sehr 
dezidiert die Einwohnerdaten der entspre-
chenden Bereiche vorgenommen. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Ge-
nau. - Jetzt sagen Sie ja aber, das hat Sie 
fachlich nicht überzeugt. Dann wäre es doch 
relativ nahe liegend gewesen für ein Mitglied 
der Steuerungsgruppe der BAO, bei einer 
Sitzung ausdrücklich zu sagen, beispiels-
weise mit dem Hinweis darauf, auch in Ham-
burg bräuchte man Ortskenntnisse, auch in 
Rostock hätte man Ortskenntnisse ge-
braucht: Liebe BAO „Bosporus“, wenn ihr 
jetzt nur in Bayern und dann auch noch nur 
in einem kleinen Teil Bayerns sucht, macht 
ihr möglicherweise einen großen Fehler. - 
Haben Sie das so angesprochen oder nicht? 

Zeuge Felix Schwarz: Nicht in den Wor-
ten, wie Sie das formuliert haben. Ich habe 
die Operative Fallanalyse methodisch kriti-
siert, weil sie eben nicht von einzelnen Fall-
analysen ausging und weil die Ergebnisse 
der Fallanalyse eben aus meiner Sicht un-
sicher waren. Mir fehlen da noch ein oder 
zwei Argumente oder Punkte, die aus meiner 
Sicht wichtig sind, zum Thema Fallanalyse. 

Die Fallanalyse kommt, nachdem sie all 
diese Erhebungen durchgeführt hat, wie ich 
sie bereits beschrieben habe, im Ergebnis 
vor allen Dingen dann zu einer Bewertung 
des Täterhandelns und versucht, aus dem 
Täterhandeln auf dessen Charakter, Motiva-
tion und ähnliche Dinge Rückschlüsse zu 
ziehen. Die gesamte Serie zeichnet sich - 
das ist allgemein akzeptiert - dadurch aus, 
dass eigentlich kaum analysierbares Täter-
handeln vorhanden war, weil die Täter nur 
jeweils - einmal nachgemessen - wenigstens 
19 Sekunden bis maximal eine Minute am 
Tatort waren. Das ist auch der Grund - Sie 
hatten das vorhin schon angesprochen -, 
weswegen die Einzelfallanalyse des Falles 
Hamburg nicht zu Ergebnissen gekommen 
ist, die fahndungsrelevant oder hilfreich ge-
wesen wären, wie das Herr Geier in dem 
Protokoll festgestellt hat, weil die Fallanalys-
ten in Hamburg festgestellt haben: Es gibt 
kein Täterhandeln, das wir feststellen könn-
ten, aus dem wir Rückschlüsse auf die Per-
sönlichkeit oder den Charakter des Täters 
ziehen könnten. 

Das heißt, das ist eine zurückhaltende 
und sozusagen gesicherte Methode, weil es 
uns auch - das waren auch einleitende Worte  
 

 

von mir - um das Instrument der Fallanalyse 
geht. Sie ist wichtig, aber sie ist sensibel, sie 
ist allgemein anerkannt - in der Öffentlichkeit 
gerne „Profiling“ genannt -, aber wenn man 
sich nicht an die festgelegten methodischen, 
wissenschaftlichen Wege hält, zu den Er-
gebnissen zu kommen, dann wird die Fall-
analyse anfechtbar, und sie verliert an Ge-
wicht.  

Uns in Hamburg ging es bei der Position, 
die wir aufgemacht haben, auch darum, den 
Wert dieses Instruments zu schützen; denn 
die Fallanalyse ist auf dem Weg, auch juris-
tisch anerkannt zu werden, auch vor Gericht 
berücksichtigt zu werden. Das Ergebnis, das 
wir dann am Ende hatten zum Thema OFA, 
hat aus meiner Wahrnehmung leider genau 
diese Gefahr heraufbeschworen, dass es 
nämlich konträre Ermittlungsergebnisse gab, 
was dann auch sich bestätigt fand in der 
serienübergreifenden Analyse der OFA Ba-
den-Württemberg. 

Insgesamt also methodisch für mich nicht 
sauber, auch dokumentiert zum Beispiel am 
Umfang der Fallanalyse. Die Einzelfallana-
lyse aus Hamburg umfasste - - Ich weiß 
nicht, ob es 20 oder 30 Seiten waren in der 
Darstellung, in der Analyse der jeweiligen 
Faktoren. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: 21. 

Zeuge Felix Schwarz: Bitte? 

Vorsitzender Sebastian Edathy: 21. 

Zeuge Felix Schwarz: 21 Seiten. - Aus 
der Fallanalyse Baden-Württemberg, also die 
Taten 1 bis 9, erinnere ich die Seitenzahl 
103.  

Die Fallanalyse, die Herr Horn nach den 
Taten 8 und 9 angestellt hat - ich sage das 
jetzt mal pointiert -, erschöpfte sich in der 
Powerpoint-Präsentation, die wir gesehen 
haben. Entsprechende Ausführungen, die 
diesem Standard von Fallanalysen entspre-
chen, sind mir zumindest nicht bekannt. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Nur 
ganz kurz, weil die Fraktionen ja auch noch 
fragen wollen: Sie würden also sagen, im 
Grunde genommen hat - - 

(Wolfgang Wieland (BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN): Ja, das wollen 

wir!) 
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- Ja, das ist ja ein interessanter Zeuge, Herr 
Wieland. - Würde ich Sie überinterpretieren, 
wenn ich Folgendes sage: Sie hatten damals 
Zweifel an der Seriosität der zweiten Fall-
analyse von Herrn Horn? 

Zeuge Felix Schwarz: Ja [sic!]. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Dann 
haben Sie festgestellt, andere Leute hat das 
überzeugt, und die sind dann auch so weit 
gegangen, zu sagen: „Wir sind auch über-
zeugt, wir müssen nur im Großraum Nürn-
berg suchen“, und da haben Sie dann nicht 
mehr groß interveniert, weil Sie die Theorie 
an sich für falsch hielten? 

Zeuge Felix Schwarz: Ich bin, weil die 
Präsentation - die Meinung der BAO hat ja 
eine gewisse Wucht - - Ich will nicht verheh-
len, dass das auch einen Eindruck auf mich 
gemacht haben kann, und ich bin schluss-
endlich, auch nachdem wir das intern im 
Hamburger LKA erörtern hatten, wie denn 
das zu bewerten und wie damit umzugehen 
ist, zu dem pragmatischen Schluss gekom-
men: „Wir fügen uns ein und unterstützen 
das“, weil dort ja Ableitungen oder Hypothe-
sen aufgestellt waren, die nicht vordergrün-
dig von der Hand zu weisen waren. Zu kriti-
sieren war aus unserer Sicht die Methodik, 
wie man zu diesen Schlüssen gekommen ist, 
und deswegen sind wir auch in diese Ermitt-
lungen eingestiegen und haben sie insge-
samt nachher auch unterstützt, sehr intensiv 
sogar. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Okay, 
wir wissen ja auch heute: So verkehrt hat 
Herr Horn nicht gelegen. 

Zeuge Felix Schwarz: Bitte? 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Wir 
wissen ja heute: So verkehrt hat der Herr 
Horn mit seiner zweiten Analyse ja nicht ge-
legen. Es waren ja letztendlich Täter mit 
einem rechtsextremistischem Motiv. 

Zeuge Felix Schwarz: Ja, ich habe mir 
den einen oder anderen Faktor dann auch im 
Nachhinein noch mal reflektiert und habe 
natürlich an den Gang in die Kirche gedacht, 
wo ich doch, als ich rauskam, immer wieder 
schlauer war, als ich reingegangen bin. 

 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Ich 
dachte, das ist das Rathaus, aber wenn das 
bei Ihnen die Kirche - - 

Zeuge Felix Schwarz: Na gut, die einen 
sagen so, die anderen sagen so; ich will 
auch gar nicht werten. - Ich schätze Herrn 
Horn. Er ist kreativ, er ist ein guter Fallanaly-
tiker. Mit diesem Urteil bin ich nicht alleine. 
Ich habe aber nicht zuletzt auch um des In-
struments OFA willen das Werturteil meiner 
Spezialisten im LKA Hamburg dort als eine 
Position vertreten. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Ich 
hätte noch eine Bitte, bevor die Union die 
Fragerunde für die Fraktionen eröffnet: Wir 
haben festgestellt, gerade mit Blick auf die 
BAO „Bosporus“, dass man zum Beispiel in 
Nürnberg durch das eigene Betreiben eines 
Döner-Imbisses sehr viel Kreativität im Be-
reich der Ermittlungsarbeit an den Tag gelegt 
hat. In den Akten von Hamburg finde ich 
auch, dass Sie an einer Stelle sehr kreativ 
waren. Das ging los im Jahr 2008. Können 
Sie das mal erörtern, wieso es ausweislich 
unserer Unterlagen so war? Das ist - fürs 
Protokoll - die Quelle MAT A HH-5, Seiten 
139 bis 150.

*
 

Also im Januar 2008 hat sich offenkundig 
eine als Perserin bezeichnete Dame an die 
Polizei in Hamburg gewandt und hat darauf 
hingewiesen, es gebe einen iranischen 
Staatsbürger, der auch im Iran leben würde, 
das sei ein sogenannter Metaphysiker, und 
der könne über ein Medium Kontakt zum 
Mordopfer aufnehmen. Da hat es dann auch 
ausweislich der Akten mehrere Treffen ge-
geben zwischen Vertretern der Polizei und 
der Dame. Der gute Mann ist dann auch tat-
sächlich eingeflogen aus dem Iran nach 
Hamburg, hat dann offenkundig eine soge-
nannte Sitzung durchgeführt mit einer deut-
schen Staatsbürgerin, die dem Metaphysiker 
aus dem Iran als Medium diente, und will 
nach einem Vermerk der Polizei Hamburg 10 
bis 15 Minuten Kontakt zu Herrn Tasköprü 
gehabt haben, also dem bereits Toten. Dann 
sei über das Medium durch den Metaphysi-
ker Herr Tasköprü gefragt worden, was denn 
seine Todesursache gewesen sei.  

Dann gibt es hier über eine Seite, was 
dann da in Erfahrung gebracht worden sei,  
 

 

                                                      
*
 Anmerkung Stenografischer Dienst: Die korrekte 

Fundstelle lautet: MAT A HH-5/2, Blatt 139 bis 
150. 
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also im Gespräch mit dem toten Mordopfer. 
Also: polizeibekannte Bande, eine Person 
heiße Armin oder Amin, lose Organisations-
form, eher südländische Typen. Dann ist am 
Ende das so der Polizei mitgeteilt worden, 
und dann hat die Polizei in Hamburg nach 
unseren Unterlagen im März 2009 allen 
Ernstes diese Angaben aus dem Gespräch 
mit einem Toten, herbeigeführt durch einen 
Metaphysiker, in das Informationssystem der 
Polizei eingespeist, um zu schauen, ob man 
Treffer erreicht. 

Ich bin durchaus sehr fantasiebegabt, 
Herr Schwarz, aber dass die Polizei in Ham-
burg auf Informationen oder vermeintliche 
zurückgreift, die auf Geisterbeschwörung 
beruhen, 

(Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN): Aus dem 

Jenseits!) 

das verwundert mich schon. Können Sie das 
erklären? 

Zeuge Felix Schwarz: Mit einem kurzen 
Gedanken davor: Wir waren uns alle in der 
BAO bewusst, was das für ein herausragen-
der Fall ist, eine europaweit herausragende 
Mordserie; die Hintergründe sind alle geläu-
fig. Das ist ein Gedanke, den ich selbst auch 
in der Steuerungsgruppe mal ausgesprochen 
habe; ich bin mir allerdings nicht sicher, ob er 
protokolliert wurde. Ich habe den Gedanken 
ausgesprochen, dass wir keine Ermittlungs-
maßnahme unversucht lassen sollten, wenn 
wir sie uns aufgrund unserer Ressourcen 
ermöglichen können und wenn ihr ein Sinn 
abzugewinnen ist. Wir wollten also nichts 
unterlassen, nicht zuletzt auch, was uns 
später unter Umständen vorgeworfen werden 
könnte, und wir wollten nichts unterlassen, 
was Sinn machen könnte. Das war die gene-
relle Linie, und das hat uns auch dazu ge-
bracht, in einem Maße Maßnahmen zu täti-
gen, wie es nur selten zuvor in einem Krimi-
nalfall der Fall gewesen ist. 

Von dieser Maxime weicht diese Ermitt-
lung, die Sie gerade zitiert haben, ab. Zu mir 
kam der erste Sachbearbeiter - das ist sozu-
sagen der zweite Mitarbeiter in der Sonder-
kommission - und hat mir diesen Sachverhalt 
vorgetragen: Eine Perserin kennt einen 
Metaphysiker und so, wie Sie es geschildert 
haben. Wir haben uns beraten. In der Son-
derkommission war man der Meinung: Wa-
rum soll man das nicht versuchen? Ich habe 
gefragt: Kostet uns das was? Der Mann ist  
 

 

im Iran. Gibt es ein Visumsproblem, ja, 
nein? - Im Ergebnis wurde festgestellt, es 
entstünden uns keinerlei Kosten. Zu dem 
Zeitpunkt der Ermittlungen war das leistbar, 
ohne anderes zu vernachlässigen. Ich habe 
dann, weil es seine persönliche Absicht war, 
dem Ermittler den Freiraum gegeben, das 
durchzuführen. 

Er hat sich dann mit dieser Frau getroffen. 
Ich habe hinterher nur das Ergebnis abge-
fragt, und er sagte mir, dass es nichts ge-
bracht habe. Also, ich habe diese Aktennoti-
zen, die Sie dort eben zitieren, nicht gelesen 
oder zur Kenntnis bekommen. Ich habe das 
mit einem, ja, leichten Lächeln im Mundwin-
kel dann auch zur Kenntnis genommen, und 
damit war das abgeschlossen. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Er hat 
es Ihnen aber geschrieben auf einer ganz-
seitigen E-Mail im Ausdruck. 

Zeuge Felix Schwarz: Das Ergebnis 
habe ich dann von ihm bekommen und gele-
sen. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Nein, 
nein, die Anfrage, ob sie einverstanden sind 
mit der Maßnahme. 

Zeuge Felix Schwarz: Ja. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: 18. Ja-
nuar 2008: Hallo Felix, hier ist Lemmi. 

Zeuge Felix Schwarz: Ja. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: An-
dreas Lemke war das? 

Zeuge Felix Schwarz: Ja. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Jetzt 
aber mal ernsthaft - ich will das gar nicht so 
weit vertiefen -: Aber Sie haben dann seitens 
der Polizei Hamburg auf Wunsch dieses so-
genannten Metaphysikers ihm da die Daten 
zu den Mordopfern und die vollständigen 
Namen der Mütter übermittelt und auch noch 
zwei Fragen, die er irgendwie im Gespräch 
mit dem Toten klären sollte, nämlich: Was 
verbindet die Opfer, was ist das Motiv für die 
Morde? - So richtig seriös finde ich das nicht. 
Oder ist sozusagen der Glaube an das Über-
sinnliche Bestandteil guter polizeilicher Pra-
xis? 
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Zeuge Felix Schwarz: Gut, die Frage-
form finde ich tendenziös und wertend; aber 
das ist legitim bei so einem Thema. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Ja, ich 
meine, Entschuldigung - - 

Zeuge Felix Schwarz: Ja, ja, ich ver-
stehe das. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Lassen 
Sie öfter Mordopfer durch Geisterbeschwörer 
befragen, was der Hintergrund ihres Ab-
lebens ist? 

Zeuge Felix Schwarz: Nein, das war aus 
meiner Erinnerung einmalig. 

(Sönke Rix (SPD): Im wahrsten 
Sinne des Wortes!) 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Okay, 
das will ich auch hoffen. - Das Fragerecht für 
die Unionsfraktion hat der Kollege Schuster. 

Armin Schuster (Weil am Rhein) (CDU/ 
CSU): Vielen Dank, Herr Vorsitzender. - Herr 
Schwarz, auf die OFA will ich nachher noch 
mal zurückkommen, damit wir auf ein ande-
res Thema kommen. Sie sind Beamter des 
höheren Dienstes und daher als Profi die 
Frage gewöhnt: Lessons learned? Das kam 
mir jetzt in der letzten Stunde noch etwas zu 
wenig. Was haben Sie gelernt aus diesem 
Fall? 

Deshalb möchte ich auch mal vielleicht 
auf die strategische Ebene Ihrer Behörde 
gehen. Im Jahr 2000 stand im Verfassungs-
schutzbericht des BMI, dass Hamburg beim 
Thema rechtsextremistische Straftaten auf 
Platz 4 vorrutscht in der Statistik je 100 000 
Einwohner. Am 11. August 2000 wurde die 
Gruppierung „Hamburger Sturm“ verboten. 
Man konnte im Verfassungsschutzbericht 
lesen, dass sie den Nationalsozialismus ver-
herrliche, rassistische, ausländerfeindliche 
Positionen hatte usw. Das Thema Rechtsex-
tremismus war in Hamburg seinerzeit ein 
Thema, übrigens 2005 noch mal. Dort stand 
sogar im Verfassungsschutzbericht des 
Landes Hamburg: ein gravierender Anstieg 
rechtsextremistisch motivierter Kriminalität, 
und zwar um 64,7 Prozent; die Anzahl der 
Gewalttaten stieg von 9 auf 20 im Jahr. 

Angesichts dieser Kriminalitätslage in 
Hamburg gab es keine Erwägungen bei dem 
von Ihnen zu behandelnden Mord bzw. den  
 

 

bereits bekannten Zusammenhängen zu 
anderen Morden? So habe ich Sie bisher 
verstanden. Das verstehe ich nicht, wenn 
Hamburg in der inneren Sicherheit sagt: „Wir 
haben dieses Problem“, und ich bisher bei 
Ihnen nicht raushören kann, dass es in die-
sem Fall eine Rolle gespielt hat bis auf den 
einen Punkt - den hat der Vorsitzende he-
rausgearbeitet -, dass einmal dieser Kontakt 
zum LfV entstand. 

Zeuge Felix Schwarz: Ich muss dabei 
bleiben, was ich vorhin schon gesagt habe: 
dass wir das erwogen haben, erörtert haben. 
Auch nicht alles, was mündlich gesagt und 
miteinander besprochen wird, findet einen 
schriftlichen Niederschlag, wenn es keine 
Bedeutung entfaltet. Aber da wir keinerlei 
Ansatzpunkte für eine entsprechende Motiv-
lage hatten, bestand kein Anlass für Ermitt-
lungen in diese Richtung. 

Armin Schuster (Weil am Rhein) (CDU/ 
CSU): Heißt das, dass auch bei der Zu-
sammensetzung zunächst im LKA 41 und 
später in der Ermittlungsgruppe 061 nicht 
bewusst darauf geachtet wurde, dass dort 
Mitarbeiter eingesetzt wurden, die einen Er-
fahrungshintergrund haben beim Thema 
rechtsextremistische Straftaten? Bei Ihnen 
war es zum Beispiel ja jetzt nicht der Fall. 
Wie war es denn beim Leiter der EG, wie war 
es bei den LKA-41ern? Gab es irgendwelche 
Mitarbeiter dort, die von Haus aus hätten 
einen Fokus in diesem Bereich legen kön-
nen, weil sie vielleicht diesen beruflichen 
Erfahrungshintergrund haben? 

Zeuge Felix Schwarz: Wir haben im Juli 
2006 einen Mitarbeiter des Staatsschutzes in 
die Sonderkommission einbezogen, der ins-
besondere für die Datenarbeit auch mit zu-
ständig war mit den Analysten, der dann 
auch Zugang zu den entsprechenden Da-
teien hatte und den Erfahrungshintergrund 
hat einbringen sollen, darüber hinaus nicht. 

Armin Schuster (Weil am Rhein) (CDU/ 
CSU): Jetzt müssen wir ja auch immer be-
leuchten - das tun wir auch -, welchen Ein-
fluss eigentlich der Minister, Staatssekretäre 
etc. hatten. Wir sprachen also auch schon 
über Herrn Beckstein hier und mit ihm über 
Herrn Schily oder Herrn Schäuble. Jetzt 
würde mich das interessieren, weil ich Ihren 
damaligen Innensenator auch als jemanden 
kenne wie Herrn Beckstein, der sich ganz  
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stark gegen Rechtsextremismus wendet. Bei 
Beckstein konnte man sagen - das konnte 
man erkennen -, er hat das Thema Rechts-
extremismus von sich aus - von sich aus so-
gar! - zum Thema gemacht. Gab es denn in 
Ihrer Behörde, sagen wir jetzt salopp, von 
oben Hinweise: „Darauf müsst ihr mehr ach-
ten; ich möchte mal Erkenntnisse zu dieser 
Fallrichtung“, oder gab es bei Ihnen auch auf 
strategischer Ebene Diskussionen darüber, 
dass Sie beispielsweise Horns OFA, wo das 
ja eher die Richtung war, verworfen haben? 

Zeuge Felix Schwarz: Also zum ersten 
Teil Ihrer Frage: Nein, entsprechende Hin-
weise gab es nicht aus dem politischen 
Raum. Es gab keinerlei Einmischung aus 
dem politischen Raum in die Ermittlungen 
der Soko 061, zu keinem Zeitpunkt. Die ein-
zige Berührung mit der Politik hatte ich da-
durch, dass ich Führungsinformationen ge-
schrieben habe, die - in wenigstens einem 
Fall ist es mir geläufig - auch an den Innen-
senator adressiert waren. In umgekehrter 
Richtung ist mir da nichts erinnerlich, gab es 
nichts, nein. 

Armin Schuster (Weil am Rhein) (CDU/ 
CSU): Mussten Sie Ihren Senator vorbereiten 
für die IMK? 

Zeuge Felix Schwarz: Das ist die Füh-
rungsinformation, zu der ich gerade zuvor 
gesagt habe, dass ich denke, dass sie an ihn 
adressiert war zur Vorbereitung der IMK-
Sitzung, ja. 

Armin Schuster (Weil am Rhein) (CDU/ 
CSU): Wie haben Sie ihn vorbereitet? 

Zeuge Felix Schwarz: Indem ich ihm den 
Fallkomplex dargestellt habe und den Stand 
der Ermittlungen. 

Armin Schuster (Weil am Rhein) (CDU/ 
CSU): Waren Sie aufgefordert oder haben 
Sie von sich aus ein Votum abgegeben 
„Abgabe ans BKA“? 

Zeuge Felix Schwarz: Ich weiß nicht, ob 
ich dazu aufgefordert wurde. Wenn Sie das 
vorhalten, meine ich aber, dass ich dort ein 
Votum abgegeben habe. - Ja. Das ging da-
hin, dass ich der Meinung war, dass eine 
Übernahme des Ermittlungskomplexes durch 
das BKA zu Verzögerungen führen könnte,  
 

die vermeidbar sind, weil nach meiner Wahr-
nehmung bis dahin die BAO in Nürnberg 
gute Arbeit leistete auch in der koordinieren-
den Funktion. Deswegen habe ich mich dort 
so geäußert. 

Armin Schuster (Weil am Rhein) (CDU/ 
CSU): Okay. Kann ich davon ausgehen, dass 
es zwischen den Mitarbeitern des LKA 41 
und der EG 061 keine Personenidentität 
gab? Das heißt, ein völlig neues Team hat 
mit der EG 061 angefangen zu arbeiten? 

Zeuge Felix Schwarz: Die Ermittlerin, die 
vom LKA 41 in die EG gekommen ist, hatte 
mit diesem Fall zuvor keine Berührungs-
punkte. Eine Mitarbeiterin aus der Analyse-
abteilung des LKA 6, Dienststelle LKA 68, 
war allerdings damals Tatortmitarbeiterin im 
Fall Tasköprü, weil sie zu diesem Zeitpunkt 
noch bei der Mordkommission LKA 41 war. 

Armin Schuster (Weil am Rhein) (CDU/ 
CSU): Aber ansonsten ein frisches Team, 
kann man sagen? 

Zeuge Felix Schwarz: Ja. 

Armin Schuster (Weil am Rhein) (CDU/ 
CSU): Jetzt hätte ich mal gern Ihre Bewer-
tung. Sie müssen doch damals - - Nein, Sie 
haben damals gesehen, die Mordserie ging 
weiter, der Zusammenhang war klar, und der 
Fall ruhte in Hamburg drei Jahre, bis man auf 
die Idee kam, auf die richtige Idee kam, eine 
Soko einzusetzen. Welche Gedanken hatten 
Sie da rückwärts? 

Zeuge Felix Schwarz: Also, meine Ge-
danken waren da nicht rückwärts gerichtet. 
Ich habe ja gesagt, zu welchem Zeitpunkt ich 
in diese Ermittlungen eingestiegen bin, wann 
mir das erste Mal dieser Fall vor Augen kam. 
Was in diesem Zeitraum drei Jahre davor, 
vor Mitte 2005, geschehen war oder nicht 
geschehen war, damit habe ich mich nicht 
befasst. 

Armin Schuster (Weil am Rhein) (CDU/ 
CSU): Also, Sie haben sich nicht gewundert, 
dass bei der von Ihnen gerade eben be-
zeichneten überragenden Bedeutung dieses 
Falls - Sie haben sogar von europäischer 
Bedeutung gesprochen - in Hamburg drei 
Jahre lang Stillstand der Rechtspflege war? 
Das glaube ich nicht. 
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Zeuge Felix Schwarz: Also, ich habe ja 
angedeutet, dass ich davon ausgehen 
muss - allerdings könnte ich das jetzt nicht 
beeiden mit bestimmten Aktenbestandteilen 
oder Spuren -, dass auch über diesen Zeit-
raum hinweg wiederholt einzelne Hinweise 
zu der Tat eingegangen sind, die dann auch 
in der Mordkommission abgearbeitet worden 
sind. Aber ich muss dazu sagen: Das ist eine 
Mutmaßung, die durch die Erfahrung ge-
speist wird, dass während der gesamten 
Ermittlungszeit durch uns auch immer wieder 
einzelne Ermittlungen neu entstanden und 
bis zuletzt auch neue Spuren noch entstan-
den sind, auch nach Beendigung der BAO. 

Armin Schuster (Weil am Rhein) (CDU/ 
CSU): Ich habe jetzt - Sie waren damals 
nicht aktiv beteiligt; aber vielleicht können Sie 
das aus Ihrem Aktenstudium beantworten - 
etwas, was mir unklar ist. Aus den Akten 
geht hervor - das ist der Sachstandsbericht 
der Soko „Halbmond“, Januar 2002, MAT A 
GBA-4/7 a, sehr interessant -, dass wenige 
Tage nach dem Mord an Herrn Tasköprü 
vonseiten der Nürnberger Polizei - wenige 
Tage nach diesem Mord - mit dem 
Hamburger LKA Kontakt aufgenommen 
wurde, weil die Nürnberger bemerkten - we-
nige Tage später! - die Ähnlichkeit oder den 
Zusammenhang. In Ihrem Ermittlungsbe-
richt - nicht in Ihrem -, im Ermittlungsbericht 
der Staatsanwaltschaft Hamburg steht, der 
Tatzusammenhang wäre dort erst klar ge-
worden, nachdem das BKA die Waffenana-
lyse schickte. Das war aber zwei Monate 
später. Ich kann jetzt aus den Akten nicht 
nachvollziehen, was denn da der Ge-
sprächsgegenstand gewesen ist. Das finde 
ich jetzt sehr überraschend, dass da Nürn-
berger, bei denen der Mord gar nicht passiert 
ist, der aktuelle, feststellen - das muss ja aus 
der Zeitung oder woher auch immer gewesen 
sein -, da gibt es eine Ähnlichkeit, und in 
Hamburg anrufen. Das heißt, Hamburg weiß 
dann wenige Tage später: Hier gibt es einen 
Zusammenhang oder einen vermuteten. Ha-
ben Sie dazu etwas in den Akten gefunden? 
Können Sie uns das erklären? 

Zeuge Felix Schwarz: Nein. 

Armin Schuster (Weil am Rhein) (CDU/ 
CSU): Ist Ihnen auch nicht geläufig aus Un-
terredungen? 

Zeuge Felix Schwarz: Nein. 

 

Armin Schuster (Weil am Rhein) 
(CDU/CSU): Gab es Verwunderung darüber, 
dass das BKA zwei Monate brauchte für eine 
Waffenanalyse, während es in derselben 
Mordserie andere Morde gab, bei denen es 
binnen weniger Tage ging? 

Zeuge Felix Schwarz: Dieser Umstand 
ist mir nicht bewusst. Das ist mir nicht be-
kannt, dieser Ablauf, den Sie dort schildern. 

Armin Schuster (Weil am Rhein) (CDU/ 
CSU): Waren Sie an dem Aktenstudium 2001 
bis 2005 aktiv beteiligt, oder hat das aus-
schließlich in Ihrem Team stattgefunden, also 
Ermittlungsleiter plus Ermittlungsteam? 

Zeuge Felix Schwarz: So ist es. Das ge-
hört auch nicht zu meinen Aufgaben, Akten 
zu lesen und aufzubauen, zu füllen und Ähn-
liches. 

Armin Schuster (Weil am Rhein) (CDU/ 
CSU): Okay, dann gehen wir mal auf die Zeit, 
wo Sie beteiligt waren, Stichwort OFA. Jetzt 
bin ich mal ganz gerade heraus - Sie haben 
es eben immer sehr präzise auch so formu-
liert -: Mir drängt sich der Eindruck auf, als 
sei die Methodik der OFAs wichtiger gewe-
sen als der Fall. Sie können jetzt sagen: Der 
Fragensteller bewertet. - Ja, genau. Ich 
musste sogar ein wenig Verärgerung unter-
drücken beim Lesen dieser ganzen Vor-
gänge. Mag sein, dass der Herr Horn aus 
Ihrer Sicht jetzt methodisch nicht sauber ge-
arbeitet hat; aber es ist die einzige Richtung, 
die zu einer Trefferlage hätte führen können. 

Jetzt bringe ich zwei Gedanken nicht zu-
sammen: Sie haben recht; das mit dem An-
kerpunkt Nürnberg war nix. Aber die grund-
sätzliche Richtung war richtig. Wenn es 
stimmt, was Sie gesagt haben - „wir haben 
nach jeder denkbaren Möglichkeit gesucht, 
etwas tun zu können“ -, nach immerhin sechs 
Jahren und neun Morden, dann verstehe ich 
nicht - das müssen Sie mir erklären -, wie 
man nach so vielen Morden und so vielen 
Jahren erfolgloser OK-Ermittlungen dann 
einen methodischen Streit vom Zaun bricht, 
der hier Seiten füllt. Das ist geradezu un-
glaublich. Das verstehe ich nicht; das müs-
sen Sie mir erklären. Das hätte ich gerade 
eben auch erwartet unter der Rubrik 
„Lessons learned“. Sie müssen sich auch 
gefragt haben: Was hätten wir besser ma-
chen können? 
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Zeuge Felix Schwarz: Also, wenn ich 
das recht erinnere, doch, haben sich die 
Fallanalytiker nach Fertigung der gesamten 
Fallanalyse durch Baden-Württemberg zu-
sammengesetzt ein oder zwei Tage lang in 
Wiesbaden und haben diese methodische 
Auseinandersetzung noch mal durchgekaut. 
Sie sind dann in ihren Empfehlungen auch zu 
Ergebnissen gekommen, die zum Beispiel 
lauteten, dass Grundlage von vergleichenden 
Fallanalysen jeweils eine Einzelfallanalyse 
sein sollte. 

Ich stimme Ihnen allerdings zu, dass also 
die Methodik nicht vor dem Fall kommen 
darf. Ich glaube auch nicht, dass diese 
Wahrnehmung hat entstehen können aus 
meiner Schilderung; denn ich habe ja gesagt, 
dass wir das Vorgehen oder das Ergebnis 
zwar kritisiert haben, dass wir aber die Er-
mittlungsrichtungen und -möglichkeiten mit-
getragen haben und dann auch diese Spur 
verfolgt haben. Wir haben die Ergebnisse 
nicht komplett ins Abseits gestellt und igno-
riert. 

Armin Schuster (Weil am Rhein) (CDU/ 
CSU): Ich bin Laie, was OFA anbelangt. Ver-
zeihen Sie mir, Sie werden es besser wissen; 
aber ich habe jetzt natürlich alle drei gelesen. 
Ich kann es nicht so methodisch bewerten 
wie Sie. Aber die Hamburger Analyse, sage 
ich mal, die mit einem gewissen Selbstbe-
wusstsein, vielleicht sogar mit einer gewissen 
Dominanz die gesamte Vorgehensweise 
doch beherrscht hat - also, der Ordner ist voll 
davon - schließt aber ohne eine vorwärts 
gewandte Hypothese. Für mich ist das eine 
Tathergangsanalyse, über die man wenig 
streiten kann, weil sich der Verfasser nicht 
auf die Theorie versteigt, von mir aus Einzel-
täter, Organisation oder sonst was. Das ist 
der Unterschied zu den beiden bayerischen. 
Wenn Ihre Fallanalytiker nicht mal OK oder 
Organisation als Hypothese deutlich am 
Ende in den Raum stellen, dann habe ich 
nicht verstanden, warum Sie so hartnäckig 
dabei geblieben sind. Wenn Ihre Fallanalyti-
ker Ihnen gesagt hätten: „Bleibt bei OK, das 
ist die Organisationstheorie“, dann würde ich 
verstehen, dass Sie so mächtig Ihre Ham-
burger Position vertreten haben. Aber diese 
Fallanalyse schließt eigentlich mit keinem 
Ergebnis ab, sondern ich bezeichne es mal 
als eine Tathergangsanalyse und nicht eine 
Fallanalyse mit abschließender Hypothese. 
Das müssten Sie mir erklären. Also eigentlich  
 

 

erkenne ich auch kein Argument für Ihre 
starke Position. 

Zeuge Felix Schwarz: Ich hatte ja schon 
dargestellt, wie die Hamburger Analyse vor-
gegangen ist und dass sie sich eben nicht zu 
Hypothesen verstiegen hat, die nicht auf 
soliden Informationen basierten. Da mag 
auch eine unterschiedliche Auffassung vor-
liegen zwischen Hamburg und Bayern. Da 
gab es Unterschiede, fachliche Differenzen, 
methodische Differenzen, die dann ja auch 
ausgetragen wurden. Die Hamburger Fall-
analytiker sind da sozusagen zurückgenom-
mener, weniger gewagt, wenn Sie das so 
sagen wollen, vorgegangen, weil es eben 
kein nennenswertes Täterhandeln gab, aus 
dem sie entsprechende Hypothesen hätten 
ableiten können. Sie waren fachlich davon 
überzeugt, dass dies nicht zulässig wäre. 

Armin Schuster (Weil am Rhein) (CDU/ 
CSU): Wie viel Energie wurde im LKA Ham-
burg aufgewandt, die Taten an den anderen 
Tatorten mit zu beleuchten, bevor man die 
Einzeltätertheorie so vehement ablehnte? 
Sie haben es ja gerade eben gesagt: Es hat 
Ihnen sehr gut gefallen, dass es keine zen-
trale Leitung gab, kaum Weisungsbefugnis 
usw.; jeder konnte unter Umständen auch 
seinen eigenen Kirchturm pflegen. Entkräften 
Sie mal den Gedanken, dass jede Tatort-
behörde auf ihren Tatort geguckt hat, daraus 
eine Fallanalyse gemacht hat, aber vielleicht 
niemand ausreichend alle, und vielleicht 
deshalb auch keine richtige zustande ge-
kommen ist. 

Zeuge Felix Schwarz: Also, ich habe 
auch nach Beratung mit unseren Fachleuten 
für Einzelfallanalysen plädiert und eine Ge-
samtanalyse. Das war ja ein Prozess, der 
auch aus der Steuerungsgruppe angestoßen 
wurde, was dann ja auch in die Fallanalyse 
der Baden-Württemberger mündete. Es gab 
ja vier Analysen: zwei aus Bayern, Hamburg 
und Baden-Württemberg. 

Armin Schuster (Weil am Rhein) (CDU/ 
CSU): Ist es richtig, dass die baden-württem-
bergische eigentlich beauftragt wurde, weil 
Bayern und Hamburg sich nicht auf eine der 
vorliegenden einigen konnten? 

Zeuge Felix Schwarz: Nein, diese Wahr-
nehmung habe ich nicht. Das war aus unse- 
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rer Sicht eben notwendig, das einmal insge-
samt noch einmal unabhängig zu betrachten. 
Darin war ich aus meiner Erinnerung auch 
nicht alleine, dass eine Fallanalyse die ge-
samte Serie nochmals unabhängig betrach-
ten sollte. 

Armin Schuster (Weil am Rhein) (CDU/ 
CSU): Haben wir noch Zeit? 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Ja, 
noch vier Minuten. 

Armin Schuster (Weil am Rhein) (CDU/ 
CSU): Würden Sie heute Ihre fast erste Aus-
sage bestehen lassen, dass es günstig war, 
keine zentrale Leitung zu haben in dem Ge-
samtfall, und würden Sie heute auch noch 
bestätigen Ihre Aussage, dass das dazu ge-
führt hätte, dass man in alle Richtungen in 
Ruhe ermitteln konnte, angesichts der Tat-
sache, dass wir ja nun krass gescheitert 
sind? 

Zeuge Felix Schwarz: Ich glaube, ich 
habe es etwas anders formuliert. Dass es 
keine zentrale Leitung gab, stimmt so ja auch 
nicht. Herr Geier und die BAO haben geleitet. 
Also alles, was Koordination angeht, alles, 
was sie getan haben, sind Leitungsaufgaben. 
Das Einzige, was es nicht gab, war das Wei-
sungsrecht einer Ermittlungseinheit über die 
andere. Ich hatte als Ergebnis dessen voran-
gestellt, dass dadurch kein Vorschlag unter-
schlagen wurde, dass niemand untergebut-
tert wurde und dass deswegen im Zweifel 
eher breiter ermittelt wurde, als wenn es eine 
Stelle gegeben hätte, die diese Ermittlungen 
vorgegeben hätte. Das war meine Wahr-
nehmung. 

Armin Schuster (Weil am Rhein) (CDU/ 
CSU): Können Sie dann noch mal etwas 
ausführen zu dem Thema Medienstrategie? 
Weil Sie ja sagen, da gab es eigentlich im-
mer Konsens. Ich habe jetzt verstanden, es 
gab meistens Konsenslösungen, unterge-
buttert wurde sowieso niemand. 

Zeuge Felix Schwarz: Bitte, was war die 
letzte Anmerkung? 

Armin Schuster (Weil am Rhein) (CDU/ 
CSU): Untergebuttert, sagten Sie, wurde 
sowieso niemand. 

 

 

Zeuge Felix Schwarz: Ach so, nein. 

Armin Schuster (Weil am Rhein) (CDU/ 
CSU): Wie verhielt sich das denn im 
Verhältnis zum BKA, als es um die Frage 
Einzeltätertheorie und Medienstrategie ging? 
Da waren Sie ja auch - ich glaube, sogar als 
Einziger - anderer Auffassung. 

Zeuge Felix Schwarz: Wenn ich das 
recht entsinne vom zeitlichen Zusammen-
hang her, müsste das mit dem Komplex 
Temme zusammengefallen sein aus Hessen. 
Das Protokoll, das ich entsinne zu diesem 
Thema, führt sinngemäß, meine ich, dazu 
aus, dass dem Druck der Presse, weil über 
Temme zunehmend mehr bekannt wurde, 
entgegengetreten werden sollte durch eine 
aktive Medienstrategie, die die Einzeltäter-
theorie voranstellt. Ist das möglich? 

Armin Schuster (Weil am Rhein) (CDU/ 
CSU): Ja. 

Zeuge Felix Schwarz: Ich weiß jetzt nicht 
genau, worauf Sie sich beziehen. 

Armin Schuster (Weil am Rhein) (CDU/ 
CSU): Ich suche jetzt noch gerade die 
Stelle. - Warten Sie mal! 

(Abg. Armin Schuster (Weil am 
Rhein) (CDU/CSU) blättert in seinen 

Unterlagen) 

Nein, ich bin sowieso am Ende. Das kön-
nen wir in der zweiten Runde machen. Ich 
finde es jetzt so schnell nicht. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Das 
Fragerecht hat jetzt die SPD-Fraktion. Frau 
Dr. Högl. 

Dr. Eva Högl (SPD): Danke schön. - Herr 
Schwarz, ich möchte Sie zu Beginn fragen: 
Als Sie im November 2011 erfahren haben, 
dass die Morde von der Zwickauer Terror-
zelle verübt wurden und dass beides zu-
sammengebracht wurde, was waren da Ihre 
ersten Gedanken? 

Zeuge Felix Schwarz: Mein erster Ge-
danke war, dass ich mich wie vom Donner 
gerührt fühlte. Das hat mich sehr betroffen, 
auch sehr betroffen gemacht im übertrage-
nen Sinne, weil dies bei uns in unserer Bun-
desrepublik passiert ist. Da kann es mir nicht 
anders gegangen sein als Ihnen, würde ich  
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unterstellen. Zweiter Gedanke waren erste 
Reflexionen, die dahin gingen: Ja, was ist mit 
unseren Ermittlungen? Die waren alle sub-
stanziell. Es gab wichtige Spuren, Spuren, 
die nicht vernachlässigt werden konnten, die 
zeitweise heiß waren, in die wir so viel inves-
tiert haben. 

Unter dem Strich habe ich zu diesem 
Zeitpunkt erkennen müssen, dass dies alles 
von vornherein umsonst hat sein müssen, bis 
hin zu - jetzt benutze ich mal meine Worte -, 
dass ich annahm, dass wir von sehr vielen 
Leuten massiv verarscht worden sind, fulmi-
nant, allerdings auch sehr geschickt, sub-
stanziell eingebettet in Informationen, die wir 
wichtig nehmen mussten. Ich kann einige 
Kernspuren hier nicht nachvollziehbar ma-
chen; es sind ja auch reale Strafermittlungs-
verfahren in anderen Deliktsbereichen er-
wachsen aus unseren Ermittlungen. Von 
daher hatten die schon Substanz. Aber ins-
gesamt, ja, habe ich die Schultern gezuckt, 
war ein wenig fassungslos, weil dies so weit 
weg war von dem, was wir ermittelt haben. 

Dr. Eva Högl (SPD): Haben Sie auch ge-
dacht, dass Sie alles getan hatten, um in 
Richtung fremdenfeindlichen Hintergrund und 
Rechtsextremismus zu ermitteln, oder ist 
Ihnen da auch der Gedanke gekommen, 
dass man da an der einen oder anderen 
Stelle noch eine Schippe hätte drauflegen 
können? 

Zeuge Felix Schwarz: Ich sagte ja wie-
derholt - etwas anderes kann ich dazu nicht 
sagen -, dass wir, hätten wir den geringsten 
Anhaltspunkt oder irgendeine Spur in diese 
Richtung gehabt, in diese Richtung ermittelt 
hätten. Wir waren ja offen dafür und haben, 
wie gesagt, dann auch die Ermittlungen un-
terstützt, soweit es in diese Richtung ging. 
Aber uns bot sich nicht ein einziger Hinweis, 
der substanziell genug war, um Ermittlungen 
daran zu knüpfen. 

Dr. Eva Högl (SPD): Herr Schwarz, ich 
habe noch mal eine Frage zu der Pause. Sie 
haben geschildert, dass in Hamburg bis 
Ende 2002 ermittelt wurde und dann die Er-
mittlungen ruhten, bis die BAO „Bosporus“ 
eingerichtet wurde. Die BAO „Bosporus“ 
wurde eingerichtet nach dem siebten Mord-
fall. Nach Hamburg gab es vier Mordfälle, 
also nach Hamburg gab es noch München, 
und nach dem Ruhen gab es noch drei 
Mordfälle. Haben Sie eine Erklärung dafür,  
 

dass, wenn weitere Morde begangen werden 
mit derselben Mordwaffe, dann ein Fall ruht? 

Zeuge Felix Schwarz: Das Ruhen hatte 
ich ja bereits relativiert. Ich glaube nicht, 
dass das gegeben war; das wäre ungewöhn-
lich. Des Weiteren haben wir auch noch nicht 
angesprochen - ich habe es hier auch noch 
nicht eingebracht -, dass zum einen die 
Bayern ja, die den fünften Fall dann ja auch 
hatten, den ersten, zweiten und den fünf-
ten - - 

Dr. Eva Högl (SPD): Der fünfte war Ros-
tock, den vierten nach Hamburg. 

Zeuge Felix Schwarz: Gut; der dritte war 
Hamburg. Auf jeden Fall haben die Bayern ja 
schwerpunktmäßig ermittelt, und es stieß 
dann ja nach dem fünften Fall - deswegen 
kam ich eben drauf - die EG „Ceska“, das 
BKA, dazu, die dann Ermittlungen in Rich-
tung einer kriminellen Vereinigung führte. Die 
EG „Ceska“ hat auch Ermittlungen in Rich-
tung Norddeutschland geführt, in Richtung 
Hamburg und Rostock, weil es dort auch 
zeitliche und örtliche Zusammenhänge gab, 
weil auch das Rostocker Opfer längere Zeit 
in Hamburg gelebt hat, bis wenige Wochen 
vor der Tat, der es zum Opfer gefallen ist. 
Von daher gab es auch von anderen Einhei-
ten Ermittlungen in Richtung auch unseres 
Tötungsdeliktes. 

Dr. Eva Högl (SPD): Eben war bei Herrn 
Schuster, bei der Befragung von einem Se-
nator aus Hamburg die Rede, der sich sehr 
für Rechtsextremismus engagiert hat. Ich 
weiß nicht, ob Sie Herrn Senator Nagel 
meinten, der sich engagiert hat, oder wer da 
angesprochen ist, wen Sie vorbereitet haben. 
Ich wollte nur sagen: Ich habe gerade mal 
hier so ein bisschen geschaut; mit den mo-
dernen Medien ist das ja möglich. Am 11. 
November 2011, am 17. November 2011 
äußert sich Herr Nagel, damals Senator - 
2006, wie gesagt -, dass die Akten in Ham-
burg nie - - dass die Fälle nie zu den Akten 
gelegt wurden. Das passt natürlich nicht mit 
dem zusammen, was Sie berichtet haben. 
Was wurde denn in der Zeit - auch wenn Sie 
da nicht selber damit befasst - - aber Sie 
haben sich das ja noch einmal angeschaut -, 
was wurde denn gemacht? Der Senator a. D. 
sagt, die Fälle wurden nie zu den Akten ge-
legt; Sie haben gesagt, es hat geruht, und  
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andere haben ermittelt, die Bayern und das 
BKA. 

Zeuge Felix Schwarz: Ich habe vorhin 
auch schon gesagt, dass ich nur davon aus-
gehen kann, dass es in dieser Phase auch in 
Hamburg vereinzelte Ermittlungen gab. Aber 
ich kann das nicht mit Gewissheit sagen, weil 
mir entsprechende Akten nicht bekannt sind. 

Dr. Eva Högl (SPD): Haben Sie sich die 
Akten denn nicht mal angesehen? Also, 
wenn Sie - - Ich muss mir das nur vorstellen, 
ja; ich mache normalerweise keine polizei-
lichen Ermittlungen, ja. Wenn ich mir das so 
vorstelle, Sie übernehmen einen Fall in einer 
bundesweiten Mordserie, schauen Sie sich 
dann nicht mal die Akten an, was bisher ge-
schehen ist? Also, ich habe auch ein biss-
chen den Eindruck, dass Sie da noch mal 
ganz von vorne angefangen haben, ja, aber 
die Mordserie ging weiter, und dass Sie so 
ein bisschen den Anspruch hatten, diese 
ganzen Fehler noch mal neu zu machen, die 
die Bayern schon jahrelang gemacht haben. 
Haben Sie sich mal die Akten angeguckt? 

Zeuge Felix Schwarz: Verzeihung - - 

Dr. Eva Högl (SPD): Ich will es einfach 
verstehen, wie Sie drangegangen sind. 

Zeuge Felix Schwarz: Eine kurze Nach-
frage: „Fehler noch mal ... zu machen, die die 
Bayern ... gemacht hatten“? 

Dr. Eva Högl (SPD): Ja, die Bayern ha-
ben ja seit 2000 ermittelt. 

Zeuge Felix Schwarz: Ja. 

Dr. Eva Högl (SPD): Sie sind dann in 
Hamburg zu den Ermittlungen gekommen; 
Sie haben das übernommen. 

Zeuge Felix Schwarz: Ja. 

Dr. Eva Högl (SPD): Schauen Sie sich 
dann die Akten noch mal an, was gewesen 
ist in Hamburg? 

Zeuge Felix Schwarz: Ich persönlich 
nicht; das machen die ermittelnden Beamten 
in der Sonderkommission bis hin zu ihrem 
Leiter. 

 

Dr. Eva Högl (SPD): Wie kamen Sie 
denn dann dazu, vorhin zunächst zu sagen, 
der Fall hat geruht? Also, was war denn da in 
Hamburg los? 

Zeuge Felix Schwarz: Ich habe ja dazu 
ergänzt, dass, so wie es mir beschrieben 
wurde, die Ermittlungen der Mordkommission 
nach circa eineinhalb Jahren, also Ende 
2002, mit einem ungeklärten Fall abge-
schlossen wurden und dass ich dann davon 
ausgehen muss, weil das polizeiliche Praxis 
ist, dass in der Zeit danach gelegentlich ein-
zelne Hinweise, Spuren, Nachfragen ergän-
zend ermittelt wurden, dass ich das aber 
nicht mit Bestimmtheit sagen kann. 

Dr. Eva Högl (SPD): Herr Schwarz, ich 
halte nur hier noch mal fest: Es war kein 
Einzelfall in Hamburg, den man ermittelt hat, 
sondern es war eine bundesweite Mordserie, 
die sich fortgesetzt hat, und in der Zwischen-
zeit sind weitere Morde geschehen - nur, da-
mit wir das hier gemeinsam klar haben, ja. 

Zeuge Felix Schwarz: Ja. 

Dr. Eva Högl (SPD): Also, es war kein 
Einzelfall in Hamburg. Dann möchte ich 
Ihnen etwas vorhalten, was Sie selber aufge-
schrieben haben, am 2. Mai 2006. Das ist 
MAT A HH-5/1 d, Seite 278 ff. Da führen Sie 
aus, plädieren Sie dafür, die Beibehaltung 
der eingerichteten EG 61, EG „Netz“ - das 
haben Sie uns ja eben erläutert - 

in der derzeitigen Organisations-
form mit dem bisherigen Kernauf-
trag, OK-Initiativermittlungen im 
Umfeld des Opfers mit dem in-
direkten Ziel zu führen, bisher nicht 
zugängliche Erkenntnisse im Milieu 
zu gewinnen und dadurch zur Tat-
aufklärung beizutragen. 

Das wirkt auf mich so, als ob es Ihnen doch 
sehr stark um OK-Ermittlungen gegangen 
sei, und es wirkt auf mich so, als ob die 
Mordermittlungen nicht so ganz im Fokus 
stehen.  

Wenn ich dann Ihre Bewertung der OFA 
dazu nehme, die zweite OFA aus Bayern, 
dann habe ich den Eindruck, dass die OFA 
mit dem Stichwort „Verbindung zur rechten 
Szene“ ein bisschen störte bei der Hambur-
ger Konzentration auf organisierte Kriminali-
tät. Können Sie das bitte mal erhellen? 
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Zeuge Felix Schwarz: Das würde ich zu-
rückweisen, diese Wahrnehmung. Dieser 
Schluss, den halte ich nicht für legitim, weil 
wir uns ja, wiederholt ausgesprochen, auch 
den Ermittlungen angeschlossen haben, die 
in diese Ermittlungsrichtung gingen. 

Dr. Eva Högl (SPD): Also, dann hake ich 
da noch mal ganz gezielt nach. 

Zeuge Felix Schwarz: Ja. 

Dr. Eva Högl (SPD): Sie haben uns ja 
geschildert, warum Sie methodisch die 
zweite Fallanalyse aus Bayern nicht nach-
vollziehen konnten. Aber es wird jahrelang 
erfolglos ermittelt. Der Hamburger Mord war 
27.06.2001. Es wird also jahrelang erfolglos 
ermittelt in Richtung organisierte Kriminalität. 
Dann kommt eine neue Fallanalyse, die man 
vielleicht methodisch - Ankerpunkt Nürnberg, 
dies und das - ablehnt. Aber es kommt der 
Gedanke, es könnte Rechtsextremismus 
sein. 

Jetzt hake ich noch mal nach - Herr 
Schuster hat es eben auch gesagt -: Ich kann 
mir das einfach nicht vorstellen, dass man 
dann als ermittelnder Beamter nicht sagt: 
Ach, ja, da können wir aber noch mal nach-
haken, das haben wir bisher nicht gedacht. - 
Was haben Sie denn genau gemacht in 
Richtung Rechtsextremismus, nicht nur, um 
die Bayern bei Nürnberg zu unterstützen, 
sondern selber für den Hamburger Fall eige-
ne Erkenntnisse zu gewinnen? 

Zeuge Felix Schwarz: Die Entscheidung 
in der Steuerungsgruppe war auch auf Vor-
schlag der Bayern so, dass die Ermittlungs-
einheit in Nürnberg, die Herr Geier dort neu 
sortiert und zusammengestellt hat, aus-
schließlich die Spuren, die der Einzeltäter-
theorie folgen, ermittelt und dass alle ande-
ren Ermittlungseinheiten sie dabei unterstüt-
zen. Das heißt, ich habe dort nichts unterlas-
sen oder nicht bedacht, sondern wir haben 
gemeinsam diese Ermittlungsrichtung in der 
Steuerungsgruppe entwickelt; die Nürnberger 
haben das federführend betrieben, und wir 
haben sie darin unterstützt. 

Dr. Eva Högl (SPD): Herr Schwarz, wir 
finden in den Akten nicht an einer einzigen 
Stelle und auch nicht in dem Vermerk vom 
06.07.2006, dass es um Rechtsextremismus, 
fremdenfeindlichen Hintergrund oder irgend- 
 

 

was - - gegeben hat. Deshalb frage ich Sie 
noch mal: Ist das üblich, dass Sie sagen: „Im 
Fokus stand fremdenfeindlicher Hintergrund 
der Täter; wir haben alles getan in Richtung 
Rechtsextremismus“, dass wir dazu nicht 
eine Silbe in den Unterlagen haben? Ist das 
üblich? Wir finden aber jeden Krümel, alles, 
und wirklich, bis zum Medium oder was auch 
immer da in der Polizeiarbeit eine Rolle ge-
spielt hat, in den Akten, sehr detailliert. Ist 
das üblich? 

Zeuge Felix Schwarz: Was ist üblich? 
Dass nichts davon in den Akten steht, ob-
wohl man schwerpunktmäßig auch nach 
rechts ermittelt? 

Dr. Eva Högl (SPD): Ja, ja. 

Zeuge Felix Schwarz: Die Aktenbe-
standteile oder die Ermittlungsergebnisse, 
die wir zur Ermittlung in Richtung der Ein-
zeltätertheorie beigetragen haben, sind von 
uns erstellt worden und nach Nürnberg ge-
gangen, weil dort diese Ermittlungen geführt 
wurden - ich habe ja ein paar Beispiele ge-
nannt -, sehr aufwendige Ermittlungen, die 
wir beigetragen haben zu diesem Komplex. 

Dr. Eva Högl (SPD): Wir reden aber 
heute über Hamburg, und wir reden über die 
Frage „rechter Hintergrund des Hamburger 
Mords“. 

Zeuge Felix Schwarz: Ja. 

Dr. Eva Högl (SPD): Ich möchte jetzt ab-
geben für weitere Fragen an meine Kollegin. 
Bitte sehr. 

Aydan Özoğuz (SPD): Ja, danke. - Viel-
leicht schaffe ich noch zwei in dieser ersten 
Runde. Ich möchte vielleicht Folgendes vor-
weg sagen: Es ist schon - - Es drängt sich 
schon ein doch sehr trauriger Eindruck auf, 
nämlich im Grunde der, dass, wenn Rechts-
extremisten - das sage ich jetzt zynisch - sich 
das richtige Opfer suchen, haben sie eben 
auch die besten Chancen davonzukommen. 
Also, dieser Eindruck drängt sich mir hier auf, 
weil, wenn ich jemanden nehme, der ganz 
viele Anhaltspunkte bietet - leider ist es ja in 
diesem Fall weit darüber hinausgehend, 
nicht? Sondern jetzt auf den Hamburger Fall 
bezogen -, irgendwo im Bereich Drogen, 
organisierte Kriminalität, was auch immer,  
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dann werde ich sozusagen die Organe damit 
schon lahmlegen, und am Ende kommen die 
irgendwie nicht weiter. Also, dieser Eindruck 
drängt sich mir gerade auf. Ich wollte deswe-
gen noch mal eine Nachfrage auch stellen. 

Ich muss die Stelle jetzt leider schuldig 
bleiben, aber ich erinnere aus den Akten, 
dass gesagt wurde, das Landesamt für Ver-
fassungsschutz hätte bemerkt, dass in der-
selben Straße, in der Schützenstraße, ein 
dem Landesamt bekannter Rechtsextremist 
wohnhaft war. Gleichzeitig wurde ja immer 
wieder auch an mehreren Stellen darauf 
hingewiesen, dass Ortskenntnisse notwendig 
seien. So. Das ist ja jetzt beispielsweise 
durchaus ein Punkt, der nicht weniger inte-
ressant sein kann als all die anderen Punkte, 
denen da sehr detailliert nachgegangen 
wurde. Das Eigenartige ist nur: Es findet sich 
dann nichts weiter. Also: Was ist tatsächlich 
da gemacht worden? Was wurde dort analy-
siert, oder konnte man es ausschließen, dass 
da irgendein Zusammenhang besteht? Aber 
wenn man es ausschließen konnte, wenn ja, 
warum? Also: Ist Ihnen dazu irgendetwas 
bekannt? 

Zeuge Felix Schwarz: Nein, dieser Hin-
weis ist mir nicht bekannt. 

Aydan Özoğuz (SPD): Haben Sie nicht 
gehört und auch nicht gelesen? 

Zeuge Felix Schwarz: Nein, und es ist 
mir auch nicht mündlich vorgetragen worden. 
Das wüsste ich und würde ich erinnern. 

Aydan Özoğuz (SPD): Okay. - Dann 
schaffe ich jetzt noch eine kleine Frage in der 
ersten Runde, und zwar dann vielleicht doch 
noch mal zu diesem Ruhen des Falles. Ich 
würde das gern noch mal ganz genau hören; 
denn ich stelle mir das ja so vor: Es gibt ja 
wohl regelmäßige Besprechungen, vermut-
lich, wo man immer wieder alles, was anliegt, 
ja auch einmal durchgeht. 

Zeuge Felix Schwarz: Für den Zeitraum, 
in dem ich für die Ermittlungen verantwortlich 
war, kann ich das sagen, ja. 

Aydan Özoğuz (SPD): Ich nehme jetzt 
mal an, ich unterstelle mal, dass das auch 
früher schon so war; ich weiß es natürlich 
nicht. Aber Sie waren ja vorher auch schon in 
irgendeiner Form in diesem Bereich tätig. 

 

Zeuge Felix Schwarz: Nein. 

Aydan Özoğuz (SPD): Gar nicht? Also: 
Sie waren jedenfalls nicht an solchen Ge-
sprächen beteiligt? 

Zeuge Felix Schwarz: Nein. 

Aydan Özoğuz (SPD): Und Sie haben 
keine Kenntnis davon, wie es plötzlich dazu 
gekommen ist, dass das kein Thema mehr 
war? 

Zeuge Felix Schwarz: Wie meinen Sie 
das: „dass das kein Thema mehr war“? 

Aydan Özoğuz (SPD): Ja, dass es dann 
nach 2002 - - Wir hatten ja ein paar Sena-
torenwechsel in Hamburg - muss man sa-
gen - an der Stelle. Bevor dann Herr Nagel 
kam, war es ja ein bisschen turbulenter auch. 
Sie wissen nicht, warum eigentlich an der 
Stelle - also, zwischen 2001 und 2002 ist ja 
offensichtlich darüber gesprochen worden 
und auch etwas getan worden - dies dann 
plötzlich nun nicht mehr Gegenstand von 
Besprechungen war? Das haben Sie sich 
auch nicht im Nachhinein noch mal erläutern 
lassen? 

Zeuge Felix Schwarz: Nein, weil ich die 
Aussage dazu erhalten habe, dass die Mord-
kommission Ende 2002 ihre Ermittlungen 
diesen Fall betreffend zunächst ohne die 
Ermittlung eines Täters eingestellt hat. So 
wurde mir das gesagt. 

Aydan Özoğuz (SPD): Aha. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Das 
Fragerecht wechselt dann in die FDP-Frak-
tion. 

Aydan Özoğuz (SPD): Ja, ich mache 
nachher weiter. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Herr 
Tören. 

Serkan Tören (FDP): Herr Schwarz, ent-
schuldigen Sie vielleicht, wenn ich erst mal 
mit einer Bemerkung anfange, noch mal zu 
diesem Sachverhalt mit dem Metaphysiker, 
weil das auch zur allgemeinen Belustigung 
hier geführt hat. Also, ich fand daran gar 
nichts lustig, muss ich ehrlich sagen. Und ich  
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finde das sogar eher als eine - - Ich betrachte 
das auch als eine Verhöhnung der Opfer, so 
etwas überhaupt durchzuführen, für mich 
völlig unverständlich. Und jetzt haben Sie 
gesagt, für diese Dienstleistung hätte es 
nichts gegeben. Da würde mich trotzdem mal 
ganz kurz interessieren: Gab es denn ir-
gendwie außerhalb finanzieller Unterstützung 
irgendwas anderes? Es steht doch so im 
Raume. 

Zeuge Felix Schwarz: Das tut mir ein 
wenig weh, dass Sie beschreiben, dass ein 
Ermittlungsschritt, für den ich Verantwortung 
trage, zur Verhöhnung der Opfer beitragen 
würde. Nichts läge mir ferner. Wir haben 
immer größten Wert auf den Respekt gegen-
über den Opfern gelegt und haben das auch 
den Hinterbliebenen gegenüber ausgelebt. 
Diese Ermittlungsmaßnahme, auf die Sie 
Bezug nehmen, war von dem Gedanken 
getragen, nichts unversucht zu lassen und 
alles zu tun, um den Fall aufzuklären. Dass 
ich dann dieses Risiko eingegangen bin, mir 
abhängig vom Ergebnis dieses Schrittes 
dann auch solche Vorhaltungen anzuhören, 
okay, das akzeptiere ich dann. Dafür über-
nehme ich dann auch die Verantwortung. 
Aber es war von dem Gedanken getragen, 
nichts unversucht zu lassen, um die Fälle 
aufzuklären. 

Das war jetzt eine Vorbemerkung. War 
das mit einer konkreten Frage verbunden? 

Serkan Tören (FDP): Die Frage war die 
nach der Gegenleistung. 

Zeuge Felix Schwarz: Nein, es gab 
keine Gegenleistung. Für den Metaphysiker, 
meinen Sie jetzt? 

Serkan Tören (FDP): Also, heute ist ir-
gendwie im Spiegel auch noch mal ein Artikel 
erschienen, vor kurzem, gerade vor einigen 
Stunden, und da stand irgendetwas von 
einer Visumserteilung oder so was. 

Zeuge Felix Schwarz: Also, das ist mir 
nicht bekannt, dass wir da involviert gewesen 
wären, wie der Mann nach Deutschland ge-
kommen ist. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Da fin-
det sich aber in den Unterlagen der Hinweis 
Ihres Kollegen Lemke, dass die Behörde 
signalisiert habe, hilfreich sein zu wollen bei  
 

der Beschaffung eines Visums für diesen 
iranischen Staatsbürger, damit er möglichst 
schnell nach Hamburg kommt. 

Zeuge Felix Schwarz: Okay, das mag 
sein. 

Serkan Tören (FDP): Vielleicht auch 
ganz kurz noch mal zu dem Ruhen des Ver-
fahrens; das haben Sie auch noch mal rela-
tiviert. Normalerweise ist es ja so, dass auch 
was verfügt wird, bevor irgendwie was ste-
hen gelassen wird bei Ermittlungen. Ist Ihnen 
irgendwie eine Verfügung bekannt, oder sind 
Ihnen auch irgendwelche Gründe dann für 
das Ruhenlassen bekannt, nur mal jetzt naiv 
gefragt? 

Zeuge Felix Schwarz: Nein. 

Serkan Tören (FDP): In diesen drei Jah-
ren, sind da denn irgendwie Hinweise noch 
mal gekommen, die dann irgendwie dazu 
geführt hätten, dass das Verfahren wieder 
aufgegriffen wird? 

Zeuge Felix Schwarz: Das ist mir nicht 
bekannt. Vom LKA 41 haben wir 185 Spuren 
übernommen aus dem Zeitraum ihrer Er-
mittlungen, und davon haben wir, so habe ich 
noch mal rausgesucht, 157 Spuren wieder 
aufgenommen und neu durchermittelt. 

Serkan Tören (FDP): Am Anfang Ihres 
Vortrages haben Sie auch davon gespro-
chen, dass gleich zu Beginn Sie wohl auch 
fremdenfeindliche Motive geprüft hätten. Sie 
haben ja auch noch mal kurz dazu was ge-
sagt. Können Sie das noch mal näher erläu-
tern und auch die Fragestellung, die Ge-
wichtung im Verhältnis dann zu OK-Krimina-
lität? 

Zeuge Felix Schwarz: Ich hatte gesagt, 
dass wir den Aspekt einer politisch motivier-
ten Tat dadurch abgedeckt haben, dass wir 
zum Staatsschutz - - und in Anwesenheit des 
Verfassungsschutzes aus Hamburg unseren 
Fall dargestellt haben und um Erkenntnis-
mitteilung gebeten haben, wenn es relevante 
Informationen für uns gibt. 

(Dr. Eva Högl (SPD): 2006!) 

- 2006, ja. 
 
 
 



2. Untersuchungsausschuss 90 
[19. Sitzung am 14.06.2012 - Zeugenvernehmung: Öffentlich] - Endgültig 

 DEUTSCHER BUNDESTAG - STENOGRAFISCHER DIENST 

Serkan Tören (FDP): Dann will ich auch 
noch mal auf das - - 

Zeuge Felix Schwarz: Also, zu der Zeit 
der Mordermittlungen beim LKA 41 hatte ich 
gesagt - auch das ist mir so gesagt worden -, 
dass zwar in Ermittlerkreisen über eine sol-
che Motivlage gesprochen wurde, dass es 
aber keinerlei Anhaltspunkte dafür gab und 
es daher auch keine Ermittlungen in diese 
Richtung gegeben hat. 

Serkan Tören (FDP): Kurz noch auf die 
Frage, das Gespräch Juli 2006 mit dem Lan-
desamt für Verfassungsschutz: Können Sie 
das noch mal konkretisieren? Was ist da 
ganz genau in dem Gespräch gesagt worden 
und gefragt worden? 

Zeuge Felix Schwarz: Das kann ich 
Ihnen nicht sagen, weil ich an dem Gespräch 
nicht persönlich teilgenommen habe, son-
dern der Soko-Leiter. 

Serkan Tören (FDP): Vom Hörensagen, 
ist Ihnen da was bekannt? 

Zeuge Felix Schwarz: Nein. Von dem 
Gespräch ist mir das Ergebnis bekannt, das 
in dem Vermerk niedergelegt ist, das Herr 
Edathy zitiert hat. 

Serkan Tören (FDP): Ja, zu den Fall-
analysen sind ja schon viele Fragen von den 
Kollegen gestellt worden und dort zu den 
Abweichungen und dann auch unterschied-
lichen Auffassungen. Gab es denn sonst 
irgendwie mit der BAO andere Auffassungen 
in der Ermittlung, außerhalb der Fallanaly-
sen? 

Zeuge Felix Schwarz: Abweichende 
Auffassungen innerhalb der BAO? 

Serkan Tören (FDP): Ja. 

Zeuge Felix Schwarz: Also, ein Beispiel 
ist schon angesprochen worden, die Frage 
einer Medienstrategie im Anschluss an die, 
sage ich mal, offenkundig werdenden Er-
mittlungen gegen einen Mitarbeiter des Lan-
desamtes für Verfassungsschutz in Hessen. 

Serkan Tören (FDP): Auch über ver-
schiedene Auslegungen zu Rechtsvoraus-
setzungen für Ermittlungsmethoden, und  
 

zwar - ich will das hier kurz noch mal vorhal-
ten - findet sich in MAT A HH 5/1 h, Seite 36, 
eine E-Mail von Stefan Blöcker an Sie, und 
dort wird dann von einem Gespräch mit der 
zuständigen Hamburger Staatsanwältin 
Mönke berichtet. Und dort heißt es, dass es 
durchaus auch Meinungsverschiedenheiten 
mit Bayern gegeben hätte über die Ausle-
gung zu den rechtlichen Voraussetzungen 
von bestimmten TKÜ-Maßnahmen. 

Zeuge Felix Schwarz: Könnte ich so 
nicht konkretisieren, welche Auseinanderset-
zungen das haben sein sollen. 

Serkan Tören (FDP): Aus den Akten geht 
auch noch hervor - jetzt will ich zu einem 
anderen Komplex übergehen - eine Zusam-
menarbeit mit Mecklenburg-Vorpommern, mit 
der Soko „Kormoran“. Können Sie zu der 
Zusammenarbeit mit denen noch etwas sa-
gen? Wie sah die aus? Es gab wohl auch 
irgendein Amtshilfeersuchen in dem Fall 
Mordermittlungen, Mord an Herrn Turgut. 
Können Sie dazu noch mal etwas sagen? 

Zeuge Felix Schwarz: Was für ein Amts-
hilfeersuchen meinen Sie bezüglich des Fal-
les Turgut? 

Serkan Tören (FDP): Sagen Sie es ein-
fach mal generell: Wie sah die Zusammen-
arbeit dort mit Mecklenburg-Vorpommern 
aus? 

Zeuge Felix Schwarz: Also, zu den Er-
mittlungen im Fall Mecklenburg-Vorpommern 
kann ich bei Übernahme der Ermittlungen 
sagen, dass dies eigentlich ausschließlich 
durch die EG „Ceska“ zu dem Zeitpunkt er-
mittelt wurde. Das nahm dort sehr breiten 
Raum ein. In dem Zusammenhang ist auch 
die EG „Ceska“ des BKA wiederholt in Ham-
burg aktiv gewesen, weil das Opfer Yunus 
Turgut aus Rostock bis wenige Wochen vor 
der Tat zu seinem Nachteil in Hamburg ge-
lebt hat und auch vorher längere Zeit in 
Hamburg lebte und deswegen auch das 
Umfeld des Opfers, Freunde und Bekannte, 
in Hamburg anzutreffen war. Es gab von 
daher eine engere Verbindung zu diesem 
Fall. 

Serkan Tören (FDP): Es ging aus den 
Akten auch noch die Auflösung der BAO und 
der Sokos hervor. Da würde mich der Vor- 
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gang vom 27.12.2007 interessieren. Da fin-
det sich ein Vermerk der Hamburger Polizei 
in den Akten, und darin heißt es, dass die 
BAO „Bosporus“ zum 01.02.2008 in eine 
Alltagsorganisation als dritte Mordkommis-
sion überführt werden soll. Ähnliche Um-
wandlungen und Rückführungen - auch, was 
die Personalstärke angeht - wurden auch in 
den anderen Bundesländern geplant, so 
auch in Hamburg. In Hamburg war die Auflö-
sung der Soko 061 dann zum 30.06.2008 
verfügt worden. Können Sie denn noch ein-
mal sagen, warum ausgerechnet zu diesem 
Zeitpunkt, was der Grund war? 

Zeuge Felix Schwarz: Also, eine Ermitt-
lungsgruppe oder eine Sonderkommission 
wird standardmäßig für sechs Monate einge-
richtet. Das haben wir bei der Soko von 
vornherein für ein Jahr eigentlich angedacht, 
und das war dann ja auch schon wiederholt 
verlängert worden. Das heißt, mit Start 
01.06.2006 dann über einen Zeitraum von 
zwei Jahren war das eine außergewöhnlich 
lange Zeit, in der die Soko aufrechterhalten 
wurde. 

Es war aber für uns nie eine Frage, die 
Ermittlungen zurückzufahren oder die Soko 
zurückzufahren allein aus kapazitären Grün-
den, ob aus Ressourcen- oder personellen 
Gründen, sondern weil es aufgrund des noch 
abzuarbeitenden Ermittlungsaufwandes ver-
antwortbar war. Das war dann so, und wir 
haben zu dem Zeitpunkt auch die Sonder-
kommission zwar eingestellt, aber mit vier 
Sachbearbeitern, dem Kernermittlerteam der 
Dienststelle, die die Ermittlungen im LKA 63 
getragen hat, auch die Ermittlungen noch 
fortgeführt, die zu tätigen waren. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Die 
Fragezeit ist zunächst ausgeschöpft, Herr 
Kollege. - Das Fragerecht wechselt zur 
Linksfraktion. Das Wort hat Frau Pau. 

Petra Pau (DIE LINKE): Ja, Herr 
Schwarz, ich würde gern dort fortsetzen, wo 
der Kollege Schuster vorhin begonnen hat. 
Sie haben auf mehrfache Nachfrage nicht 
nur bei ihm geantwortet, dass Sie natürlich 
einem fremdenfeindlichen oder rechtsextre-
men Motiv oder Spuren nachgegangen wä-
ren, wenn Sie auch nur eine einzige Spur 
gehabt hätten, was heißt, Sie hatten keinen 
Hinweis, sagten Sie. Nun finde ich in den 
Akten, und zwar bei uns unter MAT A HH-
5/2, Blatt 159, ein Flugblatt bzw. einen Brief,  
 

welches einer Hamburger Moschee-Gemein-
de zugegangen ist. Ich darf diese Scheuß-
lichkeit hier mal kurz zitieren: 

Überschrift: TÜRKEN-HASSER 

Das sind wir alle!  

Ihr habt euch hier eingeschlichen 
und bleibt Multikulti und Verbrecher. 
Es ist doch gut, dass mal einer ein 
paar Türken abknallt. Ich habe mich 
darüber gefreut. Denn langsam füh-
ren die Türken die Spitze an für 
Überfälle auf Frauen und Kinder 
usw. 

Die Regierung muss die Ausbürge-
rung beschleunigen. Die sollen in 
die Türkei zurück, haben hier nichts 
zu suchen. Es ist ja nicht mehr aus-
zuhalten mit dem Kopftuchgesindel. 
Also, Hitler hätte so was nie gedul-
det, nach einem 1/2 Jahr müssten 
die wieder raus. 

08.08.2006, Unterschrift ist nicht lesbar. - 
Können Sie sich an dieses Flugblatt erinnern, 
und können Sie uns was dazu sagen, inwie-
weit man zumindest dieser Sympathiebekun-
dung für die Mordserie nachgegangen ist? 

Zeuge Felix Schwarz: Mir ist diese Un-
terlage bekannt aus dem Umstand, dass sie 
von den Untersuchungsausschussmitglie-
dern aus den Akten in Hamburg entnommen 
und mit hierher genommen wurde. Das ist 
mir jetzt bekannt geworden. Vorher kannte 
ich diesen Hinweis nicht. Ich habe meinen 
Soko-Leiter auf diesen Hinweis angespro-
chen, was da getätigt wurde, und er konnte 
mir dazu lediglich sagen, dass der Verfasser 
nicht hat ermittelt werden können. 

Petra Pau (DIE LINKE): Ich frage das 
auch vor einem anderen Hintergrund: Es 
wurde schon nach der Medienstrategie und 
der allgemeinen Auseinandersetzung, was 
Bestandteil der Medienstrategie sein sollte, 
gefragt. Sie haben das vorhin in den Zu-
sammenhang gebracht mit der Bericht-
erstattung über Herrn Temme, der aus der 
Öffentlichkeit heraus soll. Wir haben aus 
unseren bisherigen Befragungen eher den 
Befund gehabt, dass das Thema Rechtsex-
tremismus und möglicher fremdenfeindlicher 
Hintergrund nicht in den Vordergrund ge-
spielt werden sollte, um eine gewisse Panik 
unter türkischstämmiger Bevölkerung zu 
vermeiden oder aber - meine Vermutung und 
Hypothese, zumindest im Jahre 2006 - um im  
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Umfeld der Fußballweltmeisterschaft keine 
Verunsicherung hervorzurufen. 

Nun finde ich hier in den Unterlagen unter 
MAT A HH 5/1 e, Blatt 161 und 171, einen 
Hinweis zur Vorbereitung von angefragten 
Interviews mit türkischen Satelliten-TV-Sen-
dern in Deutschland. Die sollten sich am 
5. September 2006 ereignen. Und unter den 
generellen Empfehlungen findet sich der 
Satz: 

Aber unbedingte Vorbereitung des 
Interviewgebers für den zu erwar-
tenden Fall, dass sich das türkische 
Fernsehen auf einen ausländer-
feindlichen Hintergrund der Taten 
festlegt.

*
 

Ähnlich lautet eine Mail des Polizeipresse-
sprechers vom 1. Mai 2006, 1. September - 
Entschuldigung - 2006. Meine Frage ist: Was 
sollte denn in einem solchen Fall, wenn die 
türkischen Journalisten einen fremdenfeind-
lichen Hintergrund vermuten, geantwortet 
werden? 

Zeuge Felix Schwarz: Bei diesem Hin-
weis ist es nicht darum gegangen, einen 
möglichen ausländerfeindlichen Hintergrund 
zu negieren, kleinzumachen oder zu vermei-
den, dass er öffentlich gemacht wird. Wir 
haben ja immer beides betrachtet als mög-
liche Motivlage, und es kann ein Problem 
daraus erwachsen, dass eine Ermittlungs-
richtung nicht mehr wahrgenommen wird und 
dass man dann aus diesem Bereich keine 
Hinweise mehr erhält. Das ist die fachliche 
Begründung, weswegen beides auf jeden 
Fall zum Tragen kommen sollte. 

Petra Pau (DIE LINKE): Darf ich nachfra-
gen? Was hätten Sie, wenn Sie in diese Si-
tuation gekommen wären, interviewt zu wer-
den, geantwortet bei einer solchen Frage? 

Zeuge Felix Schwarz: Dass ein auslän-
derfeindlicher Hintergrund denkbar ist, dass 
genauso aber eine Organisation aus dem 
Bereich der organisierten Kriminalität als Auf-
traggeber denkbar ist, ungefähr in der Art 
und Weise. 

Petra Pau (DIE LINKE): Das hätten Sie 
geantwortet, obwohl Sie keine solche Spur 
und keinen solchen Hinweis hatten? 

 

                                                      
* 

Anmerkung Stenografischer Dienst: Die Fund-

stelle lautet MAT A HH-5/1 e, Blatt 163. 

Zeuge Felix Schwarz: Nun, es ist eine 
sehr hypothetische Frage, weil ich nicht in 
die Verlegenheit gekommen wäre, in keinem 
Fall, mich dieser Frage auszusetzen, weil wir 
in der Pressearbeit uns anders aufgeteilt 
haben, nämlich, dass zur Gesamtserie die 
BAO in der Öffentlichkeit agiert bzw. interna-
tional das BKA und wir nur unseren Fall be-
treffend. Aber das wäre inhaltlich das gewe-
sen, worum es ging, weswegen das nicht 
stärker betont werden sollte. 

Petra Pau (DIE LINKE): Danke. - Der 
Kollege Petermann macht weiter. 

Jens Petermann (DIE LINKE): Ja, Herr 
Schwarz, die fachliche Beurteilung der Ent-
scheidung, als polizeiliche Maßnahme ein 
Medium zu befragen, müssen wir jetzt si-
cherlich nicht vornehmen. Aber es wundert 
einen doch, wenn wir auf der einen Seite 
eine lehrbuchreife Fallanalyse aus Bayern 
haben - die zweite meine ich damit -, die, 
wenn man sie ernst genommen hätte, doch 
vielleicht eine Spur auch in Hamburg er-
bracht hätte, und man auf der anderen Seite 
das aber überhaupt nicht zugrunde legt und 
stattdessen quasi Sternguckerei betreibt. 
Also, ich denke, das ist eine Sache, die ist 
schon wirklich sehr, sehr bedenklich. 

Es ist ja so - das hatte die Kollegin eben 
schon gesagt -, dass aus uns vorliegenden 
Unterlagen - also, soweit mir das erinnerlich 
ist, haben wir da etwas gefunden; ich kann 
aber jetzt die Quelle momentan nicht nen-
nen - - jedenfalls ein behördenbekannter 
Rechtsextremer in der Nähe des Tatortes 
wohnte. Sie hatten vorhin gesagt, das wuss-
ten Sie nicht. Würden Sie das jetzt noch mal 
auch so bestätigen, auch auf Nachfrage hin? 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Aber 
dann bitte nachreichen, Herr Petermann. 

Jens Petermann (DIE LINKE): Ja. 

Zeuge Felix Schwarz: Ja, das bestätige 
ich Ihnen. 

Jens Petermann (DIE LINKE): Ist Ihnen 
bekannt, dass die bayerischen Fallanalytiker 
aus dem aufgrund der vorhandenen Informa-
tionen entwickelten Täterprofil Hypothesen 
zu geografischen Ankerpunkten der Täter 
abgeleitet haben? 
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Zeuge Felix Schwarz: Ja. 

Jens Petermann (DIE LINKE): Wäre das, 
wenn Sie das auf den Fall in Hamburg an-
gewandt hätten, diese Hypothese, nicht 
möglicherweise von Erfolg gewesen? 

Zeuge Felix Schwarz: Also, die Hypo-
these, die die Bayern auf die Nürnberger 
Taten angewandt hätten, wenn wir Ver-
gleichbares in Hamburg getan hätten, ob wir 
dann zu einem mutmaßlichen Wohnort in 
Hamburg gekommen wären? 

Jens Petermann (DIE LINKE): Ja. 

Zeuge Felix Schwarz: Das glaube ich 
nicht, dass uns das gelungen wäre, nein. 

Jens Petermann (DIE LINKE): Hatten 
Sie überhaupt Fallanalysen in Auftrag gege-
ben? 

Zeuge Felix Schwarz: Wir haben uns 
entschieden, unseren eigenen Fall auch 
noch mal von der Operativen Fallanalyse 
betrachten zu lassen, und eine Einzelfall-
analyse beauftragt. 

Jens Petermann (DIE LINKE): In Ham-
burg? 

Zeuge Felix Schwarz: Ja. 

Jens Petermann (DIE LINKE): Mit wel-
chem Ergebnis? 

Zeuge Felix Schwarz: Dass zu wenig 
Informationen aus dem Tatort und dem Tä-
terhandeln aus der Fallanalyse zu erlangen 
sind, um konkrete Täterhinweise daraus ab-
zuleiten. 

Jens Petermann (DIE LINKE): Können 
Sie das noch ein bisschen - - 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Ich 
muss Sie leider darauf hinweisen, Herr Kol-
lege, dass Ihre Zeit schon deutlich über-
schritten ist und das Fragerecht nun zur Grü-
nen-Fraktion wechselt. Herr Wieland. 

Wolfgang Wieland (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Vielen Dank. - Im Anschluss da-
ran: Sie kommen ja nun von der Waterkant, 
anders als die Nürnberger, die Landratten  
 

sind. Deswegen frage ich Sie mal: Kennen 
Sie noch das Lied „Das ist die Liebe der Ma-
trosen“? Sie sind ja nun ein bisschen jünger 
als ich. Da gibt es den schönen Refrain „Auf 
die Dauer, lieber Schatz, ist mein Herz kein 
Ankerplatz“, was heißen soll: Ankerplätze 
gibt es mal hier, mal da. Kein Schiff ankert 
immer an derselben Stelle; sonst hätte es 
keine Funktion, es sei denn, ein Restaurant-
schiff oder so etwas. 

(Hartfrid Wolff (Rems-Murr) (FDP): 
Das ist die neue Liebe!) 

- Herr Kollege Wolff, ich bitte meine Fragen 
ernst zu nehmen. - Verstehen Sie? Sie sa-
gen, Sie haben darüber geredet und fanden 
unlogisch bei der bayerischen zweiten OFA, 
dass die sagen: bei diesen vielen Tatorten - 
Ankerplatz Nürnberg. Ich finde es nicht un-
logisch. Ich fand dann nur ganz unlogisch, 
daraus zu schließen, die Täter müssten da 
einen legalen Wohnort haben, weil eben 
Ankerpunkt im Grunde alles sein kann, nur, 
dass man dort irgendeine Beziehung dazu 
hat. Haben Sie darüber denn mal geredet 
und gesagt: „Interpretiert das anders, diesen 
Ankerpunkt“? 

Zeuge Felix Schwarz: Nein. Herr Horn 
hat zur Interpretation dessen, was mit Anker-
punkt gemeint ist, genau das auch ausge-
führt, was Sie eben umrissen haben: dass es 
ein Wohnort sein kann, aber auch eine Be-
ziehung, Bekannte, Freunde, eine Arbeit, die 
ihn dorthin führt. Eine Hypothese war auch 
die, dass die Täter beruflich durch die Bun-
desrepublik reisen würden, und zwar von 
Nürnberg aus. 

Wolfgang Wieland (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): In dieser Interpretation wäre es 
doch okay gewesen. Dann könnte es doch 
für Sie kein Grund gewesen sein, zu sage: 
Das Ganze ist suspekt. 

Zeuge Felix Schwarz: Ich hatte ja auch 
wiederholt betont, dass die OFA, über die wir 
reden, methodisch nicht sauber zustande 
gekommen ist, dass wir aber die Ergebnisse 
oder die Hypothesen und die Ableitungen, 
die er vorgenommen hat, auch verfolgt ha-
ben. Wir haben sehr große Mühe darauf 
verwendet, zum Beispiel die Einwohner-
daten, die Hoteldaten und ähnliche Dinge zu 
erheben und sie den Ermittlern in Nürnberg 
zur Verfügung zu stellen, um so, dieser Hy- 
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pothese folgend, auch Hamburg einzubezie-
hen. 

Wolfgang Wieland (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Na ja, das wäre ja für beide Hy-
pothesen sinnvoll gewesen, Meldedaten und 
anderes. Da ging es doch nur darum: Gibt es 
Treffer, dass jemand zur Tatzeit an den Tat-
orten war? Das ist ja nicht speziell zur Ein-
zeltätertheorie. 

Zeuge Felix Schwarz: Das wurde zum 
Beleg oder zur Ermittlung der Einzeltäter-
theorie entwickelt, dieser Ansatz, und auch 
dort verfolgt. Diese Ermittlung war primär für 
die Einzeltätertheorie gedacht. 

Wolfgang Wieland (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Auch die Funkzellenabfragen? 

Zeuge Felix Schwarz: Nein. 

Wolfgang Wieland (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Die waren für beide Theorien? 

Zeuge Felix Schwarz: Ja, die beziehen 
sich auf den ... (akustisch unverständlich) 

Wolfgang Wieland (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Jetzt haben Sie eben gesagt, Sie 
wären sozusagen den Medien gegenüber da 
ganz offen gewesen. Die Protokolle sprechen 
da eine andere Sprache. Ich will Ihnen mal 
vorhalten, was im Protokoll der Steuerungs-
gruppe vom 19.07.06 steht. Da geht es um 
die Medienkonzeption, und da wird vor allen 
Dingen gesagt: 

Vereinbarung 

Die Umsetzung des Medienkon-
zepts in Sachen Einzeltätertheorie  

wird  

angesichts der jüngsten Pres-
severöffentlichungen von allen TN 
mit Ausnahme von Herrn Schwarz  

akzeptiert. Sie ist insoweit  

unschädlich für die ... gleichrangig 
weiterverfolgte Organisationstheo-
rie. Soweit möglich soll diese 
Gleichwertigkeit bei der Öffentlich-
keitsarbeit berücksichtigt und trans-
portiert werden. 

... 

Herr Schwarz trägt für das LKA 
Hamburg und in Übereinstimmung  

mit der StA Hamburg die Um-
setzung des vorgestellten Konzepts 
aus fachlichen Gründen nicht mit.

 *
  

Ferner erinnert er an die im Konzept noch 
nicht berücksichtigte Prüfung der möglichen 
„Auswirkungen auf die türkische Bevöl-
kerung“ sowie „zur mutmaßlichen Wirksam-
keit einer Veröffentlichung“. 

Das kann man doch nur so verstehen, 
dass Sie auch im Rahmen dieser Steue-
rungsgruppe geradezu davor gewarnt haben, 
damit an die Öffentlichkeit zu gehen und 
irgendeinen Hinweis in Richtung Rechtsex-
tremismus, in Richtung Türkenhasser zu 
machen. 

Zeuge Felix Schwarz: Das diente nicht 
dazu, eine solche Motivation abzuwiegeln. 
Ich habe ein Risiko darin gesehen, also nach 
Erörterung im Hamburger LKA, dass eine 
Festlegung auf dieses Motiv in der Bevölke-
rung erfolgen könnte und dass tatsächlich 
eben Sorge und Angst bei den - ich sage 
mal - Menschen, die den bisherigen Opfer-
kriterien entsprachen, hätte entstehen kön-
nen. Da nach unserer Auffassung die Hypo-
these Einzeltäter nicht fundiert hat aufgestellt 
werden können - zu dem Zeitpunkt, mit den 
Informationen, die wir damals hatten -, haben 
wir es als Risiko wahrgenommen, damit an 
die Öffentlichkeit zu gehen, und insbeson-
dere dann auch auf Hinweise, die sich auf 
die Organisationstheorie beziehen, eben 
nicht mehr eingehen, weil der Blick sich da-
von abwendet und etwaige Zeugen dann 
sagen: Okay, die suchen einen Einzeltäter, 
dann ist die andere Richtung wohl nicht mehr 
interessant. 

Wolfgang Wieland (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Na ja, es war ja in Richtung Or-
ganisationstheorie schon über die Medien 
gefahndet worden. 

Zeuge Felix Schwarz: Jetzt hier, ja. 

Wolfgang Wieland (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Das hatten wir ja alles hinter uns. 
Jetzt wäre als zusätzlicher Punkt noch dazu-
gekommen: Es könnten auch ein oder meh-
rere Einzeltäter sein, die möglicherweise aus 
einem fremdenfeindlichen Motiv handeln. Ich 
will gar nicht ausschließen, dass dadurch die  
 

                                                      
* 

Anmerkung Stenografischer Dienst: Die Fund-

stelle lautet: MAT A HH-5 e, Blatt 229. 
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Beunruhigung größer geworden wäre. Aber 
heute wissen wir, dass es eine berechtigte 
Beunruhigung gewesen wäre, und heute 
wissen wir, dass man möglicherweise da-
durch weitere Spuren bekommen hätte, dass 
möglicherweise bei irgendjemandem in Thü-
ringen der Groschen gefallen wäre. Ich will 
es nicht ausschließen, ich weiß es nicht, aber 
man hat sich diese Möglichkeit ja dadurch 
verbaut. Und weil innerhalb der Steuerungs-
gruppe von allen Richtungen diese Warnun-
gen kamen, ist im Ergebnis nie in der Öffent-
lichkeit diesem Hinweis nachgegangen wor-
den bzw. dieser Hinweis gegeben worden. 

Zeuge Felix Schwarz: Im Ergebnis ja, 
weil wir damals die Informationen, die wir 
heute haben, natürlich noch nicht hatten. 

Wolfgang Wieland (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Letzte Frage: Ich räume Ihnen ja 
gerne ein, dass in Hamburg die Spuren ins 
Milieu möglicherweise sogar da waren. Das 
sage ich mal - - 

Zeuge Felix Schwarz: Sie waren tat-
sächlich da. 

Wolfgang Wieland (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Ja, ja, ja. Das schicke ich ja 
voraus. An anderen Tatorten habe ich beim 
besten Willen gar keine gefunden. Sie saßen 
ja nun auch in einer Steuerungsgruppe, die 
sich nicht nur mit Hamburg befasste, sondern 
saßen ja gerade da, weil es um eine Serie 
ging. Dann haben Sie in einem Vermerk, den 
Sie für Fragen des Landeskriminalamtes 
Schleswig-Holstein gemacht haben, die sich 
nämlich gefragt haben, was ist, wenn bei uns 
ein solcher Mord passiert, noch einmal ge-
schildert, dass diese Einzeltätertheorie nur 
von den Bayern getragen wird, und dann 
kommt es: 

Ein Rauschgift-Bezug ist bei 7 Op-
fern erwiesen; die Art, in der sie in-
volviert waren, war bislang nicht 
belegbar bzw. Angehörige/Zeugen 
haben sich dazu nicht eingelassen. 

Wie passen denn diese beiden Sätze zu-
sammen: Ein Rauschgiftbezug erwiesen, 
aber die Art, wie sie involviert waren, nicht 
belegbar, und keine Zeugenaussagen dazu? 

Zeuge Felix Schwarz: Am Tatort in 
Dortmund sind nach meiner Erinnerung Spu-
ren von Kokain gefunden worden. Sie haben  
 

aber niemandem Bestimmten zugeordnet 
werden können. 

Wolfgang Wieland (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Doch, doch, doch, dem Vorinha-
ber des Ladens. 

Zeuge Felix Schwarz: So, und intensiver 
bei unserem Opfer - - Er war ja zum einen 
selbst BtM-Konsument und hatte Kontakt zu 
in Rauschgiftgeschäfte objektiv tatsächlich 
verstrickten Tätern. Also, das ist die Band-
breite, in der in den jeweiligen Fällen das 
Thema BtM eine Rolle spielte. 

Wolfgang Wieland (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Da sehe ich immer noch nicht: 
bei sieben Opfern. 

Zeuge Felix Schwarz: Ja. 

Wolfgang Wieland (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Herr Zeuge, noch mal: Ich räume 
freimütig ein, dass es bei Hamburg durchaus 
sinnvoll war, ich sage mal, auch in Richtung 
Reeperbahn zu ermitteln. Ich sehe nicht ein, 
warum man Hamburg so hochrechnen kann 
und sagen: Bei sieben Opfern war da etwas, 
auch bei Opfern, wo man wirklich, wenn man 
die Akten liest, es nicht fasst. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Kön-
nen Sie noch einmal ganz kurz die Fund-
stelle sagen, Herr Wieland, zu dem, was Sie 
eben - - 

Wolfgang Wieland (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Aber gerne doch: MAT A 
HH 5/1 d, Blatt 121. 

Zeuge Felix Schwarz: Also, das ist ja 
nicht - - Bezogen auf die anderen Tatorte, 
waren es nicht meine oder die Feststellungen 
Hamburgs, was die Rauschgiftbezüge an-
geht, und ich bin auch nicht der Einzige, dem 
diese Feststellung bekannt ist. Es haben 
nicht zu allen Opfern Bezüge in Richtung 
Rauschgift hergestellt werden können, in 
unterschiedlicher Graduierung, aber eben in 
sieben Fällen, zum Teil nicht gravierend oder 
nachrangig, wie wir es gerade erörtert haben, 
zum Teil eben sehr deutlich. 

Wolfgang Wieland (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Wenn ich jetzt hier heute eine - - 
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Vorsitzender Sebastian Edathy: Sie 
sind, Herr Wieland - - Nein, nein, nein. 

Wolfgang Wieland (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Einen Vorhalt noch einmal. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Ja, das 
müssen wir in der nächsten Runde machen. 

Wolfgang Wieland (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Aber ich bin dann auch fertig, 
wirklich, nur noch ein Vorhalt. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Gut. 

Wolfgang Wieland (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Wenn ich heute hier ermordet 
werde und man findet in meinem Portemon-
naie einen 10-Euro-Schein mit Kokainanhaf-
tungen, bin ich dann auch ein Opfer mit 
Rauschgiftbezug? 

Zeuge Felix Schwarz: Nein. 

Wolfgang Wieland (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Na, da bin ich jetzt aber beruhigt. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Wir 
sind am Ende der ersten Berliner Runde. Ich 
habe festgestellt, es gibt vereinzelt noch 
Fragebedarf. Wir haben in 15 Minuten die 
namentliche Abstimmung zum Nachtrags-
haushalt. Deswegen wäre mein Vorschlag, 
jetzt keine neue Runde zu eröffnen, sondern 
bitte aber wirklich direkt nach der nament-
lichen Abstimmung wieder herzukommen. 
Wir fangen dann zehn Minuten nach Ende 
der namentlichen Abstimmung an, so oder 
so. Dann würde ich den Zeugen bitten, noch 
einmal hier zu erscheinen. 

Ich frage mal kurz: Welche Fraktionen 
haben denn noch Fragen? - Die Grünen 
auch, hörte ich, die Linksfraktion, Herr Pe-
termann hatte auch gesagt, er hat noch Fra-
gen. Das schaffen wir jetzt nicht. Gut, dann 
sehen wir uns gleich nach der Abstimmung. 

(Unterbrechung von  
18.42 bis 19.09 Uhr) 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Ja, ich 
bitte dann doch Platz zu nehmen. - Die un-
terbrochene Sitzung wird fortgesetzt. Wir 
kämen jetzt zu einer dritten [sic!] Berliner 
Runde. Ich will zunächst die Union fragen, ob 
sie noch Fragen an den Zeugen Herrn 
Schwarz hat. - Das ist nicht der Fall. Dann  
 

darf ich die SPD-Fraktion fragen. - Frau 
Özoğuz. 

Aydan Özoğuz (SPD): Vielen Dank, Herr 
Vorsitzender. Das ging jetzt so plötzlich. - 
Genau, vielleicht fange ich einfach noch ein-
mal - - Ich habe noch einmal so eigentlich 
nur drei kleine Komplexe. Das eine ist: Wel-
che Kontakte hatten Sie zu Ermittlern aus der 
Türkei? 

Zeuge Felix Schwarz: Ich war in Nürn-
berg dabei - - 

Aydan Özoğuz (SPD): Können Sie das 
Mikro bitte anmachen? Sonst versteht man 
das gar nicht. 

Zeuge Felix Schwarz: Oh, Entschuldi-
gung. - Ich war dabei, als in Nürnberg die 
OK-Abteilung der Ankaraer Polizei, die von 
der KOM Ankara, uns besucht hat, mit Herrn 
Keskinkilic und Herrn Ketenci, diesen beiden 
Ermittlern. Bei dieser Besprechung habe ich 
teilgenommen, und als Herr Ketenci - ich 
meine, zum wiederholten Male - Deutschland 
besucht hat und er in Hamburg war, habe ich 
ihn nur kurz getroffen. Meine Mitarbeiter der 
Sonderkommission hatten nach vorheriger 
Kontaktaufnahme dann mit ihm unter ande-
rem auch die Angehörigen besucht, und er 
hat dann mit ihnen gesprochen. 

Aydan Özoğuz (SPD): Das heißt, dann 
sind Ihnen aber doch sehr wahrscheinlich 
auch die Gesprächsprotokolle mit Herrn 
Ketenci bekannt gewesen. Sie waren ja so-
gar - - Also, bei diesem einen Gespräch am 
30.10.06 waren Sie, glaube ich, selber jetzt 
nicht dabei - zumindest stehen Sie da nicht 
als Teilnehmer -, aber Sie haben ja vermut-
lich von den Analysen gehört oder vielleicht 
die Protokolle zu sehen bekommen, wo Herr 
Ketenci seine Ergebnisse vorträgt. 

Zeuge Felix Schwarz: Ich habe das 
nachgelesen, was in Nürnberg besprochen 
wurde. Dort hat er aus meiner Erinnerung 
auch seine persönliche Einschätzung vorge-
tragen, mit der Betonung, dass dies nur 
seine persönliche Einschätzung wäre, wo er 
geäußert hat, dass er mehreren Taten aus 
dieser Serie auch einen politischen Hinter-
grund oder eine politische Motivation zurech-
net. So erinnere ich das grob. 
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Aydan Özoğuz (SPD): Also, aus diesem 
Gesprächsprotokoll vom 30.10., MAT A 
HH 5/2 - - da hat er erläutert, dass er die 
Familie Tasköprü in der Türkei ja auch 
besucht hat, also auch den Onkel Tasköprü - 

Zeuge Felix Schwarz: Angehörige, ja. 

Aydan Özoğuz (SPD): - in Şuhut, Afyon, 
was eine Kleinstadt in der Nähe von Ankara 
ist, und dass er zu der Erkenntnis kam - Ich 
kann diesen Satz ja auch vorlesen -: 

Offensichtlich war die Familie in der 
Türkei über das tatsächliche Betäti-
gungsfeld des TASKÖPRÜ in 
Deutschland nicht informiert. Man 
sprach von ihm nur in den höchsten 
Tönen. 

Er konnte sich einen finanziellen Hintergrund 
bei den Tötungsdelikten nicht vorstellen. Wie 
Sie schon gesagt haben, hat er ja auch noch 
einmal ausgeführt, dass das seine persön-
liche Schlussfolgerung ist. Ich frage mich: 
Inwiefern ist das dann in Ihre weitere Arbeit 
eingeflossen? 

Zeuge Felix Schwarz: Die persönliche 
Meinung von Herrn Ketenci? 

Aydan Özoğuz (SPD): Die ja immerhin 
im Protokoll festgehalten wurde. 

Zeuge Felix Schwarz: Ja. In dem Maße, 
in dem ich auch schon auf entsprechende 
Fragen aus anderer Richtung reagiert habe: 
Es war eine mögliche Ermittlungsrichtung, 
auf die wir ansonsten keine konkreten Hin-
weise hatten. 

Aydan Özoğuz (SPD): Sie haben auch 
eben noch einmal gesagt, Herr Ketenci hat 
dann mit einer Kollegin oder einem Kollegen 
gemeinsam die Familie besucht. 

Zeuge Felix Schwarz: Ein türkischer Mit-
arbeiter des LKA 6 ist nach meinem Wissen 
auch bei den Besuchen jeweils dabei gewe-
sen. 

Aydan Özoğuz (SPD): Also, ich habe 
auch mit der Familie gesprochen, und die 
haben mir auch gesagt, dass sie von jeweils 
zwei, drei Leuten besucht worden sind, im-
mer wieder mal. 

Was ich mich frage, ist: Da es offensicht-
lich in dieser Richtung erst mal so keine Er- 
 

 

kenntnisse gab, also, ob das jetzt irgendwie 
aus diesem Milieu herkommt oder so, gleich-
zeitig im Jahr 2006 die türkischen Zeitun-
gen - - beispielsweise die Hürriyet, die ja 
auch in Deutschland erscheint, also bei-
spielsweise am 18. April den Titel hatte - das 
ist jetzt von mir mal übersetzt - „Bei ‚Döner-
Morden„ Verdacht auf Neonazis“, oder sie 
schreibt am 30. April 2006: „Unglaubwürdig, 
dass sich die deutsche Polizei an die Drogen 
klammert“.  

Vorhin wurde noch einmal zitiert, dass Sie 
sich um die türkische Öffentlichkeit ein Stück 
Sorgen machen. Das haben Sie ja auch sel-
ber dann noch einmal gesagt, wie es denn 
wäre, wenn man noch einmal eine andere 
Theorie sagen würde. Das war in dem Proto-
kollentwurf der außerordentlichen Bespre-
chung der Steuerungsgruppe am 19.07.2006 
ja noch einmal nachzulesen. Da hatten Sie 
geschrieben: Ferner erinnert er an die im 
Konzept noch nicht berücksichtigte Prüfung 
der möglichen „Auswirkungen auf die türki-
sche Bevölkerung“ sowie „zur mutmaßlichen 
Wirksamkeit einer Veröffentlichung“. - Das 
haben Sie geschrieben.  

Nachdem in den türkischen Medien ja 
sozusagen schon lautstark infrage gestellt 
wurde, ob eigentlich die deutsche Polizei - 
also, da wurde nach meiner Kenntnis nicht 
so sehr unterschieden, welche jetzt 
eigentlich, aber sozusagen die deutsche 
Polizei - immer nur in eine Richtung ermittelt, 
schreiben Sie einige Monate später, dass 
das vielleicht eine schlechte Auswirkung hat. 
War das dann noch realitätsnah? 

Zeuge Felix Schwarz: Ja, weil das eine 
gemeinsame Intention der Steuerungsgruppe 
war, diese Kriterien noch zu beschreiben 
oder dass wir uns gemeinsam darüber Ge-
danken machen. Das war nicht nur meine 
Idee und mein Drängen. Ich habe es ausge-
sprochen, und von mir ist das wohl dann 
auch im Protokoll niedergelegt worden. Aber 
bei Ausarbeitung einer Medienstrategie in 
diese Richtung hatten diese Aspekte berück-
sichtigt werden sollen, und das war zu dem 
Zeitpunkt noch nicht geschehen, unabhängig 
von diesen Presseveröffentlichungen in den 
türkischen Medien, die Sie ansprechen. 

Aydan Özoğuz (SPD): Aber tatsächlich 
sind Sie dann gar nicht weitergekommen in 
diesen Gedankengängen. Sie sagen ja 
jetzt: - 
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Zeuge Felix Schwarz: Das verstehe ich 
jetzt nicht. 

Aydan Özoğuz (SPD): - „Das sollte noch 
einfließen in unsere Gedanken“, aber am 
Ende ist da eigentlich nichts richtig rüberge-
kommen.  

Zeuge Felix Schwarz: Nicht in unsere 
Gedanken, in das entsprechende Medien- 
oder Pressekonzept, ja. Das Ergebnis ist - - 
Also, in welcher Form sich das dann wieder-
fand in den Formulierungen - ich weiß, dass 
wir da Texte der Verlautbarungen abge-
stimmt haben, um das zu berücksichtigen -, 
in welcher Form das in Sätzen und Worten 
explizit zum Ausdruck kam, kann ich nicht 
mehr sagen, aber das sind Aspekte, die bei 
den Presseveröffentlichungen jeweils be-
rücksichtigt wurden. 

Aydan Özoğuz (SPD): Aber können Sie 
das auch erklären, warum man in einer Zeit, 
in der so etwas ja offensichtlich schon disku-
tiert wird und auch offensiv diskutiert wird - 
zumindest in türkischen Medien, sogar in 
Überschriften; ich nehme mal an, dass Sie 
darüber irgendwie Kenntnis bekommen ha-
ben -, nicht dazu übergehen mochte oder 
konnte, dies offensiver auch ein Stück selbst 
zu vertreten und die Möglichkeit auch für die 
Öffentlichkeit zu sagen: Da könnten auch 
ganz andere Hintergründe eine Rolle spie-
len? Haben Sie das als irgendwie beruhigen-
der empfunden, zu sagen: „Das muss schon 
irgendwie aus dem türkischen Drogenmilieu 
kommen“ - ein bisschen platt formuliert? 

Zeuge Felix Schwarz: Ich wollte mich 
nicht mit irgendeiner Information, die veröf-
fentlicht wird, beruhigen. Ich verantworte ja 
keine Ermittlungen, damit ich mich damit 
wohlfühle oder irgendwelche persönlichen 
Empfindungen befriedige. 

Aydan Özoğuz (SPD): Ja, das ist beruhi-
gend. 

Zeuge Felix Schwarz: Wie bitte? 

Aydan Özoğuz (SPD): Das ist beruhi-
gend. 

Zeuge Felix Schwarz: Es gab also zwei 
Gründe. Einen hatte ich vorher schon mal 
angeführt in der ersten Runde: dass eine  
 

Fokussierung auf eine Ermittlungsrichtung 
Zeugen oder etwaige Hinweisgeber dazu 
veranlasst, Hinweise in eine andere Ermitt-
lungsrichtung möglicherweise nicht mehr zu 
geben, das heißt, man verschließt sich die 
Möglichkeit, bestimmte Hinweise zu bekom-
men. 

Der zweite Grund, und das ist auch ein 
persönlicher Gedanke von mir dabei gewe-
sen: Es ist ein Unterschied, ob eine türkische 
Zeitung Fragen zur Ermittlungsrichtung der 
Polizei stellt oder ob die deutsche Polizei 
sagt: Wir ermitteln jetzt in diese Richtung. - 
Aber das ist jetzt hypothetisch. Aber um den 
Gedanken, der dahinter steht, deutlich zu 
machen, beschreibe ich das vielleicht den-
noch. Der Gedanke dabei ist: Ein türkischer 
Gemüsehändler mit einem kleinen Laden - 
davon gibt es sehr viele in Deutschland - 
könnte sich bedroht fühlen, wenn er in der 
Zeitung liest, dass ein Einzeltäter nach noch 
nicht bekanntem Muster Menschen wie ihn 
zum Opfer sucht. Das kann bei jemandem, 
der möglicherweise viele Opferkriterien er-
füllt, sehr wenig auslösen, weil er ein ganz 
entspannter Typ ist, der sagt: „Mich wird es 
schon nicht treffen“, bei jemandem, wo es 
eher fern liegt - aus verschiedenen Gründen, 
Örtlichkeit usw. -, eine sehr große Beunruhi-
gung auslösen. 

Dann kommen eben die Aspekte zusam-
men. Zum einen: Auf welcher Basis basieren 
die Informationen, die man veröffentlichen 
möchte? Zum anderen: Möchte man die 
Hinweise für die andere Ermittlungsrichtung 
komplett ersticken oder weiterhin offenhal-
ten? Das waren zumindest die Motive, wes-
wegen diese ausgewogene Pressearbeit 
nach wie vor fortgeführt wurde. 

Aydan Özoğuz (SPD): Also, der Punkt ist 
ja, dass das überhaupt nicht ausgewogen 
wirkt, und die Frage ist - - Ich meine, Sie 
haben es ja jetzt ganz ehrlich beantwortet; 
das ist ja auch das, was man ein Stück ver-
mutet, und im Nachhinein sind wir natürlich 
auch alle schlauer. Aber die Frage ist ja: Im 
Grunde ist es ja so, es waren ja alle in Ge-
fahr. Tatsächlich war ja die Lage so, dass im 
Grunde es hätte jeden treffen können. Nun 
frage ich eben auch wieder hypothetisch, 
denn wir versuchen ja hier Lösungen zu fin-
den, wie man es in Zukunft besser machen 
kann. Also, die Frage ist ja schon: Hätte es 
möglicherweise die Täter ein Stück auch 
mehr unter Druck gesetzt, wenn man offensiv 
auch diese Richtung öffentlich verfolgt hätte?  
 



2. Untersuchungsausschuss 99 
[19. Sitzung am 14.06.2012 - Zeugenvernehmung: Öffentlich] - Endgültig 

 DEUTSCHER BUNDESTAG - STENOGRAFISCHER DIENST 

Man wiegt jemanden ja ein Stück auch in 
Sicherheit, wenn man sagt: „In eure Richtung 
gucken wir nicht“, und womöglich merken die 
auch, dass es tatsächlich gar nicht getan 
wird. Das kann ein Stück Sicherheit sein, aus 
der heraus ich eben noch mehr Morde mögli-
cherweise begehe. Also, das ist natürlich 
jetzt hypothetisch. Aber die Frage ist ja: Kann 
das nicht auch ein Stück zur Verhinderung 
beitragen, wenn man offensiv diese Gefahr 
auch öffentlich anspricht? 

Zeuge Felix Schwarz: Ich vollziehe die-
sen Gedanken nach. Es ist aber nicht so, 
dass präventive Aspekte in unserem Me-
dienkonzept keine Rolle gespielt hätten. Wir 
haben uns wiederholt darüber unterhalten, 
auch eingedenk bestimmter Zeitabläufe, die 
eine Rolle gespielt haben. Wir hatten mehr-
fach sogenannte Doppelschläge, also zwei 
Taten in relativ kurzem Abstand. Wir haben 
versucht, eine Systematik zu suchen, und 
haben zum Teil Medienveröffentlichungen 
gezielt zu bestimmten Zeiten herausgebracht 
oder eine neue Information in Akte XY im 
Fernsehen ausgestrahlt, um die Wahrneh-
mung der Serie immer wieder wachzuhalten, 
auch mit dem präventiven Gedanken, dass 
die Täter, wenn sie spüren, man ist nach wie 
vor aktiv, die Polizei tut immer noch etwas, 
dann stillhalten. Ob es diese Wirkung tat-
sächlich gegeben hat, das wird niemand 
belegen können. Das war aber auch unter 
Einbeziehung der Fallanalysten und Psy-
chologen immer auch ein Gedanke beim 
Medienkonzept. 

Die Prävention in Richtung - ich mag nicht 
sagen, des Opferklientels; wie soll ich das 
beschreiben? - der Menschen, die sich po-
tenziell gefährdet fühlen könnten, fand sehr 
konkret statt, zum Beispiel, indem wir für alle 
Bundesländer, also auch die nicht betroffe-
nen, Flugblätter entwickelt haben, die wir vor 
Ort von den Dienststellen infrage kommen-
den Menschen übergeben wollten. In Ham-
burg haben wir das zum Beispiel getan, in-
dem wir zum einen diese Flugblätter auf die 
Hamburger Verhältnisse auch angepasst 
haben, indem wir Ansprechpartner bei der 
Polizei eingefügt haben und Ähnliches, und 
indem wir die bürgernahen Beamten, das 
heißt, Polizisten, die zu Fuß ihre Streife ver-
richten und ihr Viertel, ihr Revier sehr gut 
kennen und die Menschen kennen, die dort 
arbeiten, in die Serie eingewiesen haben und 
ihnen auch Handreichungen an die Hand 
gegeben haben, mit welchen Informationen  
 

 

sie an die Menschen herantreten sollen, um 
sie zu informieren und aufzuklären, ohne sie 
zu verängstigen, das heißt im persönlichen 
Kontakt. Diese Möglichkeit hätte man nicht, 
wenn man große Presseveröffentlichungen 
mit großen Schlagzeilen in die Medien bringt. 
Das ist insbesondere auch nicht mehr so 
detailliert steuerbar, wie es aus unserer Sicht 
notwendig war, um sensibel und differenziert 
genug auf die verängstigten oder möglicher-
weise sich als bedroht empfindenden Men-
schen zuzugehen. 

Aydan Özoğuz (SPD): Dabei wäre es 
aber natürlich dann auch relevant, zu wissen, 
was auf diesen Flugblättern stand; denn 
augenscheinlich haben Sie sich ja ganz stark 
auf eben eine Richtung beschränkt, also ein 
bisschen zu dieser eigenartigen Wahrsage-
rei, wo immer wieder der dunkle Türke oder 
so etwas als möglicher Täter herumkommt, 
und eben gar nicht die andere Seite. Was 
stand denn auf solchen Flugblättern darauf, 
mit denen sie da unterwegs waren? 

Zeuge Felix Schwarz: Zum einen 
möchte ich vorweg noch einmal auf diese 
Spur Wahrsagerei eingehen. Sie war nach-
rangig, sie war klein, sie hat uns kurze Zeit 
beschäftigt, und sie hat darüber hinaus keine 
Rolle für die Ermittlungen gespielt. 

Aydan Özoğuz (SPD): Man fragt sich, 
warum das überhaupt sein musste. 

Zeuge Felix Schwarz: Gut, diese Frage 
ist legitim, und dazu habe ich mich ja auch 
geäußert: Wir wollten alles tun, nichts aus-
lassen, und so bin ich dann diesen Weg auch 
eingegangen. Auf diesen Flugblättern waren 
keine Informationen drauf, die darauf ge-
münzt waren, für die eine oder für die andere 
Ermittlungsrichtung prägend Informationen 
zu sammeln, sondern dort standen vornehm-
lich Informationen drauf über die bisherigen 
Taten und dazu, wie sich die Menschen ver-
halten sollen. Es stand natürlich auch der 
Aufruf drauf, sich zu melden, wenn man zu 
bestimmten Beobachtungen etwas sagen 
kann, dass sich auffällige Personen dort be-
funden haben etc. 

Aydan Özoğuz (SPD): Ich würde gern 
auch noch einmal dann auf die Familie ein-
gehen, denn durch diese Arbeit und die Art 
der Arbeit hat es ja klare Konsequenzen für  
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die Familie gegeben. Die wurden stark iso-
liert, standen eben unter dem Verdacht, 
selbst irgendetwas mit diesem Mord zu tun 
haben. Das war im ersten Moment - das 
sagen sie selbst, was ich schon einen ganz 
wichtigen Schritt finde - richtig und normal. 
Wie Sie auch sagen: Der Vater wurde ja 
gefunden mit seinem Sohn, mit dem Kopf auf 
dem Schoß, und wurde dann ja stundenlang 
vernommen und so. Aber sie waren eben 
isoliert worden durch dieses Bild, was in der 
Öffentlichkeit war, durch das, was der Sohn 
ganz deutlich ja auch auf dem Kerbholz 
hatte. Das ist, glaube ich, auch oft bestätigt 
worden. Nur, mein Eindruck ist, wenn ich die 
Akten lese: Es ging ganz stark darum: Was 
sagt eben das Umfeld, was sagen vermeint-
liche Freunde und Nachbarn? Am Ende ging 
es vielleicht weniger darum: Wie strukturie-
ren wir jetzt eigentlich hier unsere Untersu-
chungen? 

Zeuge Felix Schwarz: Bei der Frage: 
„Wie intensiv ermittle ich im Umfeld?“ ist die 
Nationalität, die Herkunft oder die Ethnie von 
Opfern oder Angehörigen zunächst einmal 
irrelevant. Mordermittlungen, Ermittlungen in 
einem Tötungsdelikt, starten bei den Opfern, 
bei der Familie und bei dem Umfeld, um na-
türlich Kontaktpersonen, mögliche Konflikte, 
mögliche Motivlagen zu ergründen. Deswe-
gen ist es unvermeidlich, dass diese Ermitt-
lungen geführt werden. Das richtete sich 
nicht speziell, nicht verstärkt oder nicht ins-
besondere gegen die Familie. Die Wahrneh-
mungen, die dann in der Öffentlichkeit da-
raus erwachsen, sind, was das angeht, dann 
natürlich schwer einzufangen, wenn die Poli-
zei mit den Angehörigen spricht. Wir hatten 
ja auch viele Fragen zu dem Sohn, zu dem 
Bruder zu stellen, um über ihn möglichst viel 
zu erfahren. 

Aydan Özoğuz (SPD): Ja, aber es hat 
natürlich solche Konsequenzen, dass selbst 
die Tochter des Opfers ja lange Zeit kaum 
Kontakt zu anderen Kindern und in der 
Schule haben konnte. Kaum ist das mit den 
Nazis bekannt geworden, gehen alle ganz 
anders mit ihr um. Sie war drei damals. 
Wenn man sich das vorstellt, dann hat das 
natürlich unmittelbar Konsequenzen. 

Zeuge Felix Schwarz: Ja, wir haben - - 

Aydan Özoğuz (SPD): Vielleicht nur die 
letzte Frage auch dazu; das kann man ja  
 

miteinander bündeln. Sie waren nun damals 
noch nicht damit befasst und sagen auch, 
Sie haben nichts darüber gelesen und so. 
Trotzdem möchte ich die Frage stellen. Viel-
leicht können Sie sich das vorstellen. Mir hat 
die Familie berichtet, dass es so war: Als der 
Vater mitgenommen wurde auf die Polizei-
wache - - damals die Tochter, also die 
Schwester des Ermordeten, diese Verneh-
mung übersetzen musste. Also, sie musste 
übersetzen, dass sozusagen dem Vater ge-
sagt wurde, dass er es ja wohl gewesen sei, 
und wie er sich dann verteidigt hat. Ich fand 
es, ehrlich gesagt, psychisch schwer erträg-
lich, mir das anzuhören. Aber wie ist so et-
was möglich? 

Zeuge Felix Schwarz: Ich hätte, wenn 
ich Verantwortung für diese Ermittlung ge-
habt hätte zu diesem Zeitpunkt, das auf kei-
nen Fall zugelassen. Mehr kann ich nicht 
sagen. Das hilft uns nicht, auch rückblickend 
nicht; aber ich würde Ihre Auffassung teilen, 
dass das persönlich, wie ich finde, inakzep-
tabel ist, was die Tochter dort ertragen 
musste mental, emotional. Und fachlich finde 
ich es auch fragwürdig, wenn es denn so 
getan worden ist - ich glaube es, wenn Sie 
das so sagen -; denn die Schwester ist ja 
selbst eine unbefangene, unabhängige Zeu-
gin, die auch unabhängig hätte befragt sollen 
nach meinem Dafürhalten. 

Aydan Özoğuz (SPD): Okay. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Wir 
müssen noch eine neue Runde machen? 

Zeuge Felix Schwarz: Entschuldigen 
Sie, noch eine letzte Anmerkung, die ich 
eben schon habe anfügen wollen: Wir haben 
uns um die Familie unter anderem auch in 
der Form bemüht, dass wir sie nach der offi-
ziellen Einstellung der Ermittlung durch die 
Soko nach zwei Jahren zu uns ins Präsidium 
eingeladen haben. Dieser Einladung sind sie 
auch gefolgt. Wir haben ihnen dort dann alle 
Ermittler vorgestellt und haben ihnen be-
schrieben, was wir getan haben, wo wir es 
getan haben, wie die Akten sind, damit sie 
eine etwas konkretere Vorstellung auch da-
von haben. Wir haben auch, wie gesagt, zu 
den jeweiligen Jahrestagen ihnen zumindest 
Aufmerksamkeit geschenkt. Sie waren nicht 
immer in der Stimmung, um zu kooperieren 
oder etwas mit uns gemeinsam zu machen. 
Ich möchte das nur ausführen, weil wir uns  
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insbesondere um die Opferseite intensiv 
bemüht haben, um etwaige Wahrnehmun-
gen, wie sie zu Beginn der Ermittlungen 
vielleicht unvermeidbar waren oder fahrlässig 
verursacht wurden, ja, wiedergutzumachen 
oder zumindest darzustellen, dass es auch 
anders geht. 

Aydan Özoğuz (SPD): Das haben sie 
auch bestätigt. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Ich 
möchte die FDP-Fraktion fragen, ob sie wei-
tere Fragen hat. - Das ist nicht der Fall. 
Linksfraktion? - Herr Petermann. 

Jens Petermann (DIE LINKE): Ja, vielen 
Dank. - Herr Schwarz, eingangs stellte Ihnen 
die Kollegin Högl die Frage, wie es Ihnen 
ging, als Sie quasi den Misserfolg Ihrer Er-
mittlungen feststellen mussten, nachdem das 
Terrortrio aufgeflogen war. Sie sagten - ich 
will da mal Ihre Worte auch benutzen: Wir 
sind „massiv verarscht worden“ von Leuten. - 
Ich wollte einfach noch mal nachfragen an 
dieser Stelle: Wer hat Sie erstens „massiv 
verarscht“, und welche Leute meinen Sie 
zweitens? 

Zeuge Felix Schwarz: Wir haben, wie ich 
ausgeführt habe, sehr viele Hinweise erhal-
ten. Darunter waren Hinweise von Inhaftier-
ten, national und international, die die Täter 
und die Auftraggeber kennen wollten mit der 
zum Teil vordergründigen Interessenlage, 
sich Hafterleichterung oder Haftverkürzung 
oder Ortsveränderung nach Deutschland 
oder Ähnliches zu erhoffen, und andere In-
formationen aus kriminellen Kreisen, die 
durchaus nachvollziehbar waren und denen 
wir dann auch nachgehen mussten objektiv. 
Wir haben ja nicht ins Leere hinein ermittelt, 
sondern mit der Staatsanwaltschaft gemein-
sam in Abstimmung mit allen Ermittlern. Das 
heißt, wir haben nicht leichtfertig irgendwel-
che Spuren verfolgt, die man nicht hätte 
ernst nehmen müssen. Aber rückblickend 
betrachtet muss man eben deutlich sagen, 
dass man bestimmte Hinweisgeber weniger 
ernst hätte nehmen müssen. Die waren al-
lerdings in der Regel mit so viel Insiderwis-
sen aus der Szene und über Personen aus 
dem kriminellen Milieu versehen, dass diese 
Hinweise Glaubwürdigkeit gewannen. Wie 
gesagt, rückblickend betrachtet wären diese 
Hinweise natürlich anders zu bewerten ge- 
 

 

wesen. Daher auch meine flapsige Wertung 
dieser Hinweise. 

Jens Petermann (DIE LINKE): Ich frage 
mal salopp nach: Hat sich die Hamburger 
Polizei von Straftätern hinter die Fichte füh-
ren lassen? 

Zeuge Felix Schwarz: Nein, das würde 
ich nicht sagen. Wir haben diese Hinweise, 
so sie ernst zu nehmen waren, gewissenhaft 
geprüft, bis wir davon überzeugt waren, dass 
sie nicht mehr ergiebig sind, ja. 

Jens Petermann (DIE LINKE): Gut, noch 
eine zweite Frage: Sie sagten in Ihrem Ein-
gangsstatement, als Sie das Opfer beschrie-
ben, das sei ein ganz normaler türkischer 
Mann gewesen. Können Sie noch ein biss-
chen näher erläutern, was Sie darunter ver-
stehen? 

Zeuge Felix Schwarz: Also, ich sehe 
mich da wieder ein wenig in einem Konflikt, 
den ich Frau Özoğuz gegenüber angedeutet 
habe. Für die Familie ist das Andenken an 
ihren Sohn sehr wichtig. Wir haben deswe-
gen die kriminalpolizeilichen Erkenntnisse, 
die wir von ihm haben, nicht in den Vorder-
grund gestellt, wenn es um Öffentlichkeit 
oder Öffentlichkeitsarbeit ging. Deswegen 
fiele es mir schwer, das zu spezifizieren, was 
ich unter einem normalen türkischen Mann 
verstehe. Das wäre zum Teil eben auch be-
lastend, die Person des Opfers betreffend. 

Jens Petermann (DIE LINKE): Gut, vie-
len Dank, ich habe keine weiteren Fragen. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Wie ist 
das bei den Grünen? 

(Wolfgang Wieland (BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN): Keine Fragen!) 

- Nicht der Fall. Bei der Union? 

(Clemens Binninger (CDU/CSU): 
Keine Fragen!) 

- Keine Fragen. SPD? - Frau Högl. 

Dr. Eva Högl (SPD): Herzlichen Dank. - 
Herr Schwarz, ich habe eine Frage noch mal: 
Prüfen Sie in der Hamburger Polizei grund-
sätzlich, wenn eine Person mit Migrations-
hintergrund Opfer einer Straftat wird, frem-
denfeindlichen Hintergrund als Motiv des 
Täters, der Täterin? 
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Zeuge Felix Schwarz: Ja. 

Dr. Eva Högl (SPD): Routinemäßig? Was 
machen Sie dann, wenn Sie das prüfen rou-
tinemäßig? 

Zeuge Felix Schwarz: Also, wir prüfen, in 
welchem Umfeld das Opfer sich aufgehalten 
hat, ob es - das männliche oder weibliche 
Opfer - politisch aktiv war, in welchen Krei-
sen es verkehrt ist und ob es Kontakte hatte, 
aus denen sich ein Motiv herleiten ließe, 
warum es zum Opfer geworden ist. 

Dr. Eva Högl (SPD): Ich meinte jetzt aber 
speziell fremdenfeindlichen Hintergrund, also 
rechtsextremen Hintergrund, Täterin/Täter 
aus der rechten Szene. Wird das routinemä-
ßig geprüft? - Nein, Sie prüfen eher beim 
Opfer und dem Umfeld, haben Sie ja jetzt 
ausgeführt. Weil ich Ihnen das nur noch mal 
vorhalten will, - 

Zeuge Felix Schwarz: Ich habe - - 

Dr. Eva Högl (SPD): - frage ich jetzt noch 
mal: Ich habe mich spontan dazu noch mal 
gemeldet, weil Sie eben gesagt haben, die 
Nationalität, der Hintergrund des Opfers sei 
irrelevant. Wenn man aber routinemäßig bei 
einer Person, wenn sie Opfer einer Straftat 
wird, die Migrationshintergrund hat, dann 
einen fremdenfeindlichen Hintergrund unter-
sucht, dann kann die Nationalität, die Her-
kunft, die Religion nicht irrelevant sein, son-
dern dann muss man einen spezifisch ande-
ren Ermittlungsansatz wählen. Ist das bei 
Ihnen der Fall? 

Zeuge Felix Schwarz: Selbstverständlich 
ist es dann nicht irrelevant. Ich habe gesagt, 
vordergründig spielt die Nationalität, die Eth-
nie etc. keine Rolle bei der Frage: Wie inten-
siv betrachte ich das Umfeld, die Familie etc. 
des Opfers? Ich muss das Umfeld des 
Opfers in jedem Fall intensiv betrachten, 
unabhängig von seiner Herkunft. In der Tat, 
da kann ich nur das wiederholen: Wenn es 
sich um ein ausländisches Opfer oder eines 
mit Migrationshintergrund handelt, dann ist 
darauf natürlich besonderes Augenmerk zu 
richten, ob die Motivation daher rühren 
könnte. 

Dr. Eva Högl (SPD): Nur, dann hilft mir 
das Umfeld des Opfers nicht, um das mal  
 

ganz deutlich zu sagen, sondern dann muss 
ich aus dem Umfeld des Opfers raustreten 
und in die rechte Szene eintreten - 

Zeuge Felix Schwarz: Richtig. 

Dr. Eva Högl (SPD): - und da Ermittlun-
gen machen. Aber da haben Sie bisher 
nichts geschildert, was Sie da - - 

Zeuge Felix Schwarz: Nein, nein, ich 
wurde bisher gezielt auf das Umfeld ange-
sprochen. Aber da gehen Sie richtig in der 
Annahme. 

Dr. Eva Högl (SPD): So, dann stelle ich 
Ihnen noch eine abschließende Frage nach 
alldem, was Sie jetzt hier ausgeführt haben 
und was wir gefragt haben: Was ist Ihrer 
Meinung nach schiefgelaufen? Warum sind 
Sie den Tätern nie auf die Spur gekommen? 
Warum haben Sie nie vermutet, dass es 
rechter Hintergrund ist? Was ist bei Ihren 
Ermittlungsarbeiten schiefgelaufen, und wie 
hätte es besser laufen können? 

Zeuge Felix Schwarz: Also, schiefge-
laufen ist - das könnte ich sagen -, dass wir 
die entscheidenden Hinweise zur Zwickauer 
Zelle der NSU nicht erhalten haben. Das ist 
das Entscheidende. Wir haben sehr intensive 
Ermittlungen in viele andere Richtungen 
durchgeführt, die wir durchführen mussten, 
überregionale, internationale Ermittlungen. 
Ich könnte diese Spuren ausführen - aber 
das würde dann wiederum sehr lange 
dauern -, was uns gebunden hat: Ermittlun-
gen für anderen Dienststellen etc. Das heißt, 
wir haben, denke ich, gegeben, was wir 
konnten, gemeinsam abgestimmt die Ermitt-
lungen durchgeführt. Den entscheidenden 
Hinweis haben wir dabei nicht gehabt. Vor 
November 2011 hatte ich persönlich auch 
gegenüber einzelnen meiner Kollegen artiku-
liert, dass ich meine, dass insbesondere bei 
den intensiven Ermittlungen im kriminellen 
Milieu, bei den Millionen von Massendaten, 
von Kommunikationsdaten, die wir einge-
sammelt haben, irgendwo diese Spur dabei 
war oder dass wir sogar den Tätern nahe auf 
die Pelle gerückt waren. Das war eine sub-
jektive Wahrnehmung, mit der ich nicht allei-
ne war.  

Das bringt uns aber der Frage nicht nä-
her: Haben wir einen Fehler gemacht? Ich 
glaube nicht, dass wir ausdrücklich einen  
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Fehler gemacht haben, dass wir Informatio-
nen übersehen haben. Rückblickend be-
trachtet, wenn wir wissen, wie sich der Fall 
aufgelöst hat, müsste unser Blick dahin ge-
hen, dass wir rechtsradikale Kreise, Neo-
nazis intensiver hätten betrachten müssen. 
Dann ist es vorstellbar. Das ist aber alles rein 
hypothetisch. 

Dr. Eva Högl (SPD): Was lernen Sie 
denn aus diesem Fall und aus dieser Diskus-
sion jetzt für Ihre weitere Arbeit? 

Zeuge Felix Schwarz: Nun, dass der 
Blick nicht weit genug sein kann, dass man 
nicht offen genug sein kann für Motivlagen, 
für gesellschaftliche Fehlentwicklungen, für 
auch überraschende Thesen. Ich würde auch 
einräumen - da bin ich nicht vernagelt -, dass 
Methoden, mit denen man zu Ergebnissen 
kommt, die interessant sind, nicht sachlei-
tend, nicht entscheidend sein dürfen für die 
Frage, welchen Weg man geht. So weit 
würde ich auch noch gehen. Ich glaube aber 
nicht, dass durch die Einstellung und durch 
die Position, die wir als Hamburger LKA und 
ich auch persönlich dort vertreten haben, 
irgendwelche Ermittlungsschritte unterblie-
ben sind, nur weil wir diese Meinung oder 
diese Auffassung vertreten haben. 

Dr. Eva Högl (SPD): Ich habe keine wei-
teren Fragen. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Dann 
hätte ich noch zwei kurze Fragen, Herr 
Schwarz. Das eine wäre: Apropos vernagelt, 
hat sich denn der Innensenator Nagel mal 
bei Ihnen erkundigt nach dem Sachstand der 
Dinge oder - -  

Zeuge Felix Schwarz: Nein. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Hat er 
nicht. Weil er im November 2011 gegenüber 
der Bild-Zeitung gesagt hat, da wären die 
Dinge nie zu den Akten gegeben worden. 
Heute hören wir von Ihnen, drei Jahre lang 
ist nichts passiert. Also hat sich - - 

Zeuge Felix Schwarz: Das habe ich nicht 
gesagt. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Nein, 
das hat er selber gesagt. 

 

Zeuge Felix Schwarz: Nein, ich habe 
nicht das gesagt, was Sie eben von mir wie-
dergegeben haben, dass drei Jahre lang 
nichts passiert ist. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Herr 
Schwarz, Sie haben gesagt, dass Ende 2002 
die Ermittlungen in Sachen Mord eingestellt 
worden sind und dass dann 2006 die Soko 
gegründet wurde. 

Zeuge Felix Schwarz: Ja. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Was ist 
denn dann in den Jahren 2003 bis 2005 ge-
macht worden? 

Zeuge Felix Schwarz: Das habe ich 
schon zwei-, dreimal ausgeführt. Soll ich das 
noch mal wiederholen? 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Welche 
Aktivitäten hat die Polizei Hamburg in diesen 
Jahren 2003, 2004 und 2005 proaktiv ent-
faltet? 

Zeuge Felix Schwarz: Dazu kann ich 
Ihnen keine bestimmte Aussage treffen, son-
dern nur sagen, - 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Ja, das 
ist aber schon - - 

Zeuge Felix Schwarz: - wovon ich aus-
gehen muss, was ich wiederholt gesagt habe 
und was von den Ermittlungseinheiten be-
kannt ist. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Ja, 
aber sozusagen die Hamburger Polizei - - Da 
hat der See still geruht, oder sehe ich das 
falsch? 

Zeuge Felix Schwarz: Da würden wir 
uns im Kreis drehen, glaube ich, wenn ich 
mich jetzt noch mal dazu äußere. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Also, 
wenn Sie sagen - - Was denn nun? Waren 
die Ermittlungen eingestellt, oder waren sie 
nicht eingestellt? 

Zeuge Felix Schwarz: Die Ermittlungen 
der Mordkommission waren eingestellt. Ich 
habe aber betont - - 
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Vorsitzender Sebastian Edathy: Waren 
neue Ermittlungen 2003 aufgenommen wor-
den, oder wurden die erst 2006 aufgenom-
men, als es die Sonderkommission gab? 

Zeuge Felix Schwarz: 2006 wurden sie 
erneut sehr intensiv aufgenommen. In der 
Zwischenzeit, habe ich gemutmaßt, werden 
einzelne Hinweise eingegangen sein, ein-
zelne Spuren verfolgt worden sein. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Das ist 
gemutmaßt? 

Zeuge Felix Schwarz: Ja. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Also, 
Sie waren zuständig für eine Sonderkommis-
sion, bei der Sie die Vorgeschichte gar nicht 
kannten? 

Zeuge Felix Schwarz: Ich - - 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Ich 
habe noch eine letzte Frage. Sie haben ja 
gesagt, also anders als die zweite Fallana-
lyse Horn wäre das alles methodisch sauber, 
was Sie da in Hamburg gemacht hätten. Es 
gibt ja diese Fallanalyse vom Juli 2006. Die 
ist auch schon einmal angesprochen worden; 
Quelle ist MAT A GBA-4/4 b. Da will ich 
Ihnen einen Vorhalt machen aus Seite 6

*
. Da 

wird also eine Analyse des Opfers vorge-
nommen. Da heißt es auf Seite 6 der Ham-
burger Fallanalyse - - 

Zeuge Felix Schwarz: Verzeihen Sie, 
aus welcher OFA zitieren Sie jetzt? 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Aus 
der Operativen Fallanalyse des LKA 211 
Hamburg - 

Zeuge Felix Schwarz: Ah ja, okay. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: - vom 
13. Juli 2006. 

Zeuge Felix Schwarz: Ja. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Sach-
bearbeiter Andreas Lemke, das ist der Herr,  
 

 

                                                      
*
 Anmerkung Stenografischer Dienst: Die korrekte 
Fundstelle lautet: MAT A GBA-4/4 b, Blatt 74.  

der auch den Kontakt hatte zum Medium und 
zum Wahrsager, nicht? 

Zeuge Felix Schwarz: Der erste Ermitt-
lungssachbearbeiter, ja. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Also, 
Herr Lemke hat das bearbeitet. Sie haben 
vorhin gesagt, es wäre eine sehr gute Aus-
arbeitung. Was mich etwas wundert, ist die 
Bezeichnung des Opfers, die ich auf Seite 6 
finde. Da gibt es die Rubrik „Sozialverhalten“, 
und dann heißt es unter Bezugnahme auf 
das Mordopfer - ich zitiere - „Schmarotzer“. 
Können Sie mir sagen, wie eine solche Be-
grifflichkeit in eine professionelle Fallanalyse 
hineingerät? 

Zeuge Felix Schwarz: Ich könnte die 
Verhaltensweisen des Opfers beschreiben, 
die zu dieser groben Einschätzung führen, ja. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Ist 
„Schmarotzer“ ein im Hamburger Polizei-
sprachgebrauch übliches Wort? 

Zeuge Felix Schwarz: Nein. Die Opera-
tive Fallanalyse ist - - 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Wenn 
Sie über Opfer oder Täter sprechen bei Fäl-
len, dann sagen Sie: „Das ist ein Schmarot-
zer“? 

Zeuge Felix Schwarz: Nein, ich würde 
versuchen, das zu vermeiden, diese Voka-
bel, dieses Wort. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Wie 
kommt es denn dann, dass sich das in der 
Fallanalyse wiederfindet und Sie die Aufsicht 
über die Soko hatten? 

Zeuge Felix Schwarz: Die Fallanalyse ist 
ein internes Papier, das nicht veröffentlicht 
wird, und manchmal sind - - Ich nehme an, 
dort ist versucht worden, mit einem Wort 
etwas zum Ausdruck zu bringen, was man 
sonst mit mehr Aufwand oder feineren For-
mulierungen hätte beschreiben wollen. Die 
Formulierung selbst mag man unglücklich 
finden. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Sie fin-
den sie nicht unglücklich? 
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Zeuge Felix Schwarz: Ich finde sie auch 
unglücklich. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Gut, da 
sind wir uns einig. 

Gibt es noch weitere Fragen im Aus-
schuss? - Das ist nicht der Fall. - Doch, Herr 
Petermann, Entschuldigung. 

Jens Petermann (DIE LINKE): Ich habe 
nur noch mal eine kurze Nachfrage; das geht 
sicher auch schnell. - Als die Ermittlungs-
gruppe 061 installiert wurde, haben Sie das 
ja zunächst behördenintern so ein bisschen 
geheim gehalten. Können Sie uns erklären, 
warum? 

Zeuge Felix Schwarz: Weil wir OK-Er-
mittlungen durchführen wollten, weil das die 
Ermittlungen waren, die die BAO „Bosporus“ 
wünschte, und weil das Umfeld unseres Op-
fers es gebot, dass wir verdeckte Ermittlun-
gen führen. Deswegen haben wir diese Er-
mittlungsgruppe zunächst geheim halten 
wollen. 

Jens Petermann (DIE LINKE): Auch in-
nerhalb der Behörde? Ist es üblich, das dann 
so zu machen? 

Zeuge Felix Schwarz: Ja, auch innerhalb 
der Behörde, auch innerhalb des Landeskri-
minalamtes war für diese Phase die Existenz 
dieser Ermittlungsgruppe zumindest offiziell 
nicht bekannt. Also über den Rahmen hi-
naus, dass Kollegen, die sich kennen, mal 
miteinander reden, ist die Existenz dieser 
Ermittlungsgruppe nicht publiziert worden, 
auch polizeiintern nicht. 

Jens Petermann (DIE LINKE): Gut, 
danke. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Gibt es 
noch weitere Fragen? - Das ist nicht der Fall. 

Herr Schwarz, herzlichen Dank, dass Sie 
uns als Zeuge heute zur Verfügung gestan-
den haben. Wie bereits angekündigt, be-
kommen Sie, wenn das vorläufige Stenogra-
fische Protokoll fertiggestellt ist, ein Exemplar 
zugestellt mit der Möglichkeit - das wird dann 
auch noch schriftlich erläutert -, dort Korrek-
turen anzubringen. Dann noch einen ange-
nehmen Abend! 

Wir setzen in fünf Minuten die Zeugen-
befragung mit Herrn Deisting fort. 

 
 

(Unterbrechung von  
19.46 bis 19.57 Uhr) 
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Vorsitzender Sebastian Edathy: Sehr 
geehrte Damen und Herren, liebe Kollegin-
nen und Kollegen, die unterbrochenen Zeu-
genvernehmungen werden hiermit wieder 
eröffnet. 

Ich darf als Zeugen nunmehr begrüßen 
Herrn Ersten Kriminalhauptkommissar Jörg 
Deisting. 

Vernehmung des Zeugen  
Jörg Deisting 

Sehr geehrter Herr Deisting, ich darf Sie 
zunächst darauf hinweisen, dass vom Se-
kretariat des Ausschusses eine Tonbandauf-
zeichnung gefertigt wird, die allerdings nur 
dem Zweck dient, die Erstellung des Steno-
grafischen Protokolls zu erleichtern. Das 
heißt, wenn das Protokoll gefertigt ist, wird 
die Aufnahme gelöscht. Wenn das vorläufige 
Protokoll erstellt ist, wird Ihnen dieses posta-
lisch übermittelt. Sie haben dann eine Frist 
von zwei Wochen, innerhalb derer Sie Kor-
rekturen oder Änderungen reklamieren kön-
nen. 

Ich stelle fest, dass bezüglich Ihrer Aus-
sage eine Aussagegenehmigung des Direk-
tors des Landeskriminalamtes Mecklenburg-
Vorpommern vorliegt. Das Datum steht zwar 
nicht drauf, aber ich gehe davon aus, dass 
das irgendwo erfasst ist. 

Herr Deisting, vor Ihrer Aussage habe ich 
Sie zunächst zu belehren. Sie sind als Zeuge 
geladen worden. Sie sind verpflichtet, die 
Wahrheit zu sagen. Ihre Aussagen müssen 
richtig und vollständig sein. Sie dürfen nichts 
weglassen, was zur Sache gehört, und nichts 
hinzufügen, was der Wahrheit widerspricht. 

Ich habe Sie auf die möglichen strafrecht-
lichen Folgen eines Verstoßes gegen die 
Wahrheitspflicht hinzuweisen. Derjenige, der 
vor einem Untersuchungsausschuss des 
Deutschen Bundestages uneidlich falsch 
aussagt, kann gemäß § 153 des Strafge-
setzbuches mit Freiheitsstrafe von drei Mo-
naten bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe 
bestraft werden. Nach § 22 Abs. 2 des 
Untersuchungsausschussgesetzes des Bun-
des können Sie die Auskunft auf solche Fra-
gen verweigern, deren Beantwortung Sie 
selbst oder Angehörige im Sinne des § 52 
Abs. 1 der Strafprozessordnung der Gefahr 
aussetzen würde, einer Untersuchung nach 
einem gesetzlich geordneten Verfahren, ins-
besondere wegen einer Straftat oder einer 
Ordnungswidrigkeit, aber auch einem dienst- 
 

 

lichen Ordnungsverfahren, ausgesetzt zu 
werden. 

Sollten Teile Ihrer heutigen Aussage aus 
Gründen des Schutzes von Dienst-, Privat- 
oder Geschäftsgeheimnissen nur in einer 
nichtöffentlichen oder eingestuften Sitzung 
möglich sein, bitte ich Sie um einen Hinweis, 
damit der Ausschuss dann gegebenenfalls 
gemäß § 15 des Untersuchungsausschuss-
gesetzes des Bundes einen entsprechenden 
Beschluss fassen kann. - Haben Sie zu dem 
von mir bisher Vorgetragenen Nachfragen? 

Zeuge Jörg Deisting: Nein, keine. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Herr 
Deisting, dann darf ich Sie nach diesen not-
wendigen Vorbemerkungen zunächst bitten, 
zu Beginn Ihrer Ausführungen sich dem Aus-
schuss mit vollständigem Namen, Alter und 
Beruf vorzustellen sowie uns mitzuteilen, ob 
die verwendete Ladungsanschrift nach wie 
vor aktuell ist. 

Zeuge Jörg Deisting: Mein Name ist 
Jörg Deisting, ich bin 50 Jahre alt, von Beruf 
Polizeibeamter, und die ladungsfähige An-
schrift ist noch aktuell. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Herr 
Deisting, ich habe Sie bereits gefragt, ob Sie 
gemäß § 24 Abs. 4 des Untersuchungsaus-
schussgesetzes die Gelegenheit nutzen 
wollen, sich vor Ihrer Befragung im Zusam-
menhang zum Gegenstand Ihrer Verneh-
mung zu äußern. Das haben Sie bejaht. Ich 
erteile Ihnen hiermit zunächst für einleitende 
Bemerkungen das Wort. 

Zeuge Jörg Deisting: Danke schön. - 
Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr ge-
ehrte Mitglieder des 2. Untersuchungsaus-
schusses! Ich möchte zu Beginn meiner An-
hörung - - 

(Clemens Binninger (CDU/CSU): 
Ein bisschen näher ans Mikrofon, 
bitte, damit wir Sie besser hören!) 

Ich möchte zu Beginn meiner Anhörung 
die Gelegenheit nutzen, um zu den wesent-
lichen Ereignissen und Abläufen im Rosto-
cker Mordfall zum Nachteil Yunus Turgut zu 
berichten. 

Zu meiner Person möchte ich anführen, 
dass ich seit 28 Jahren bei der Kriminalpoli-
zei tätig bin. Seit 1992 arbeite ich im Landes-
kriminalamt Mecklenburg-Vorpommern in der  
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Abteilung zur Bekämpfung schwerer Krimi-
nalität. Dort leite ich seit mehreren Jahren die 
Gemeinsame Ermittlungsgruppe Rauschgift. 

In meinen Ausführungen werde ich mich 
zur Verfahrenschronologie, zur Zusammen-
arbeit der beteiligten Bundesländer und des 
Bundeskriminalamtes sowie zu den wesent-
lichen Ermittlungsrichtungen äußern. Ich bitte 
um Verständnis, dass ich in erster Linie nur 
über die Ereignisse sprechen kann, an denen 
ich beteiligt war. Dies betrifft die Arbeitzeit 
der Sonderkommission „Kormoran“ von 2006 
bis 2008. 

Ich möchte nun mit den Ausführungen zur 
Verfahrenschronologie beginnen. Am 25. 
Februar 2004 zwischen 10.10 und 10.20 Uhr 
wurde der türkische Staatsangehörige Yunus 
Turgut, auf dessen Identitätserklärung ich 
noch näher eingehen werde, in dem contai-
nerartigen Imbiss „Mister Kebap Grill“ in 
Rostock-Toitenwinkel erschossen. Der mit 
der Tatortaufnahme und weiteren Ermittlun-
gen zunächst befassten Morduntersu-
chungskommission der Kriminalpolizei-
inspektion Rostock stellte sich auf Grundlage 
ballistischer Untersuchungen des Bundes-
kriminalamtes 15 Tage nach der Tat ein Zu-
sammenhang mit vier weiteren in den Jahren 
2000 und 2001 in Nürnberg, Hamburg und 
München begangenen Morden, den ersten 
vier Fällen der Mordserie „Ceska“, dar. 

Alle bisherigen Opfer, durchweg Gewer-
betreibende türkischer Abstammung, wurden 
mit derselben Pistole Ceska 83, Kaliber 7,65 
Millimeter, und in übereinstimmender Tat-
begehungsweise in den Gewerbebetrieben 
während der Öffnungszeit durch einen oder 
mehrere unbekannte Täter erschossen. Bei 
den Mordfällen 1 und 3 in Nürnberg und 
Hamburg wurde neben der Ceska eine wei-
tere Schusswaffe mit dem Kaliber 6,35 Milli-
meter verwendet. 

Nach Bekanntwerden dieser Tatzusam-
menhänge kam es sofort zur ersten Abstim-
mung zwischen der Kriminalpolizeiinspektion 
Rostock und dem Polizeipräsidium Mittel-
franken in Nürnberg, in dem die mit den ers-
ten vier Mordfällen befasste Sonderkommis-
sion „Halbmond“ angegliedert war. Im weite-
ren Verlauf kam es zu einer engen Zusam-
menarbeit der beteiligten Dienststellen, auf 
die ich noch näher eingehen werde. 

Im Mai 2006 wurde vereinbart, die natio-
nalen und internationalen Ermittlungen zu 
intensivieren und durch die Einrichtung einer 
Steuerungsgruppe, in der die tatortbetroffe-
nen Bundesländer vertreten sind, sowie einer  
 

 

Lage- und Informationsdienststelle zu koor-
dinieren. Mit Wirkung vom 26.06.2006 wurde 
im Landeskriminalamt Mecklenburg-Vor-
pommern die Sonderkommission „Kormoran“ 
mit der Zielstellung eingerichtet, die Ermitt-
lungen im Mordfall Yunus Turgut weiterzu-
führen und die polizeilichen Aufgaben des 
Landes Mecklenburg-Vorpommern im Er-
mittlungsverbund zur Mordserie „Ceska“ 
wahrzunehmen. Ich wurde mit der Leitung 
dieser Sonderkommission beauftragt. 

Die Zahl der Morde war zu diesem Zeit-
punkt nach weiteren zwei Tötungsdelikten 
2005 wiederum in Nürnberg und München 
und zwei Taten am 4. und 6. April 2006 in 
Dortmund und Kassel bereits auf neun ge-
stiegen. 

Wie stellte sich bis zum Aufruf der Son-
derkommission „Kormoran“ die Zusammen-
arbeit der Polizeidienststellen dar? Die Tat-
ortaufnahme und die weiteren Ermittlungen 
im Mordfall Turgut wurden bis zur Einrichtung 
der Sonderkommission „Kormoran“ durch die 
zeitweise personell erweiterte örtlich und 
sachlich zuständige Morduntersuchungs-
kommission der Kriminalpolizeiinspektion 
Rostock durchgeführt. Aus der Ermittlungs-
akte geht hervor, dass die Kriminalpolizei-
inspektion Rostock am 11.03.2004, 15 Tage 
nach dem Mord an Yunus Turgut, durch das 
Landeskriminalamt Mecklenburg-Vorpom-
mern fernmündlich darüber informiert wurde, 
dass nach der Untersuchung der aus Ros-
tock übersandten Tatmunitionsteile im Bun-
deskriminalamt feststeht, dass die gesuchte 
Tatwaffe bereits bei vier Morden in den Jah-
ren 2000 und 2001 in Nürnberg, Hamburg 
und München verwendet wurde. Am gleichen 
Tag kam es zu einem ersten fernmündlichen 
Informationsaustausch zwischen dem dama-
ligen Leiter der erweiterten Morduntersu-
chungskommission in Rostock und dem 
ehemaligen Leiter der Soko „Halbmond“ des 
Polizeipräsidiums Mittelfranken in Nürnberg, 
die die Ermittlungen in den ersten vier 
Mordfällen koordinierte. 

Am 16.03.2004 fand bei der Mordunter-
suchungskommission in der Kriminalpolizei-
inspektion Rostock eine Besprechung mit 
Vertretern der Staatsanwaltschaft Rostock, 
des Bundeskriminalamtes und des Polizei-
präsidiums Mittelfranken zu den bislang ver-
übten fünf Morden statt. Themen waren unter 
anderen die Einsetzung der Sonderkommis-
sion „Halbmond“ als Koordinierungsstelle 
und die Gestaltung der zentralen Strafverfol-
gung nach Verifizierung des Tatzusammen- 
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hangs. Hierzu beabsichtigte das Polizeiprä-
sidium Mittelfranken, mit dem Bayerischen 
Staatsministerium des Innern Kontakt aufzu-
nehmen, um eine zentrale Bearbeitung durch 
das Bundeskriminalamt vorzuschlagen. Auf 
der Grundlage der ausgetauschten Ermitt-
lungsergebnisse wurde damals eingeschätzt, 
dass eindeutige Indikatoren der organisierten 
Kriminalität vorliegen und die erforderlichen 
Ermittlungen durch zentral arbeitende 
Dienststellen geführt und koordiniert werden 
sollten. 

Mit Verfügung vom 01.04.2004 über-
sandte die Staatsanwaltschaft Rostock ein 
Übernahmeersuchen für das Rostocker 
Mordverfahren an die Staatsanwaltschaft 
Nürnberg. Die Übernahme wurde mit Schrei-
ben vom 06.05.2004 abgelehnt. 

Bei einer weiteren Besprechung am 
20.04.2004 im Bundeskriminalamt stimmten 
die Vertreter des Bundeskriminalamtes, des 
Polizeipräsidiums Mittelfranken, des Polizei-
präsidiums München, des Landeskriminal-
amtes Hamburg und der Kriminalpolizei-
inspektion Rostock darin überein, dass die 
Übernahme der Ermittlungen, der Koordina-
tion und der Auswertung durch das Bundes-
kriminalamt vorbehaltlich dortiger Entschei-
dungen geboten erscheint. In diesem Zu-
sammenhang sollten zwischen dem Polizei-
präsidium Mittelfranken und der Staatsan-
waltschaft Nürnberg Gespräche zur Einlei-
tung eines Ermittlungsverfahrens gemäß 
§ 129 Strafgesetzbuch erfolgen. Bisherige 
und möglicherweise hinzukommende Mord-
verfahren sollten bei den örtlichen Polizei- 
und Justizbehörden verbleiben. Da aktuelle 
Ansätze zur Aufklärung der Mordserie haupt-
sächlich im Rostocker Mordverfahren gese-
hen wurden, wurde vereinbart, die laufenden 
verdeckten Maßnahmen nach Absprache mit 
der Staatsanwaltschaft Rostock und der Kri-
minalpolizeiinspektion Rostock an das Bun-
deskriminalamt zu übergeben. Eine entspre-
chende Verfügung der Staatsanwaltschaft 
Rostock erging am 6. Mai 2004. 

Mit Schreiben vom 03.06.2004 bat das 
Bayerische Staatsministerium des Innern das 
Innenministerium Mecklenburg-Vorpommern 
um eine Stellungnahme zu der beabsichtig-
ten Übernahme ergänzender Ermittlungen im 
Hinblick auf § 129 Strafgesetzbuch durch das 
Bundeskriminalamt gemäß § 4 BKA-Gesetz. 
Als Fazit der Darlegungen zu den bisherigen 
Taten wurde in dem Schreiben angeführt, 
dass eine international agierende kriminelle 
Vereinigung für die bundesweite Serie von  
 

 

Auftragsmorden verantwortlich zu sein 
scheint. Nach entsprechender Stellung-
nahme der Leiterin der Kriminalpolizei-
inspektion Rostock und in Absprache mit der 
Staatsanwaltschaft Rostock wurde dem 
Bayerischen Staatsministerium des Innern 
durch das Innenministerium Mecklenburg-
Vorpommern mit Schreiben vom 10.06.2004 
die Zustimmung erteilt. 

Am 23.06.2004 teilte das Bundeskrimi-
nalamt die Übernahme der Ermittlungen ge-
mäß § 4 BKA-Gesetz mit dem Ziel mit, er-
gänzende strukturelle Ermittlungen unter 
dem Gesichtspunkt des § 129 Strafgesetz-
buch gegen die Auftragnehmer und Hinter-
männer der Morde zu führen. 

Am 02.09.2004 fand eine gemeinsame 
Besprechung zwischen der Kriminalpolizei-
inspektion Rostock, dem Bundeskriminalamt, 
dem Zollfahndungsamt Hamburg und dem 
Landesamt für Verfassungsschutz Mecklen-
burg-Vorpommern statt. Dabei wurden Er-
kenntnisse zur Mordserie, insbesondere aber 
zum Rostocker Opfer Yunus Turgut, ausge-
tauscht. Durch den Verfassungsschutz 
Mecklenburg-Vorpommern wurde kein Hin-
weis auf einen fremdenfeindlichen Hinter-
grund, sondern ein konkreter Hinweis darauf, 
dass Yunus Turgut wegen Streitigkeiten im 
Rauschgiftmilieu erschossen wurde, gege-
ben. Dazu werde ich später näher ausführen. 

Im Rahmen einer turnusmäßigen Bespre-
chung der ermittlungsbeteiligten Dienststel-
len im Bundeskriminalamt Wiesbaden am 19. 
und 20.10.2004 wurde ein Ermittlungsverfah-
ren der Gemeinsamen Ermittlungsgruppe 
„Rauschgift Mecklenburg-Vorpommern“ vor-
gestellt. Das Verfahren richtete sich unter 
anderem gegen enge Verwandte des Rosto-
cker Opfers und eine weitere Person, die mit 
dem Rostocker Tatortimbissbetreiber entfernt 
verwandt ist. Die Tätergruppe stand im Ver-
dacht, Betäubungsmittel im Kilobereich über 
diverse Imbissläden im Bereich Rostock und 
Schwerin zu verkaufen. 

Das Bundeskriminalamt stellte im Rah-
men dieser Besprechung den Sachstand zu 
dortigen Finanzermittlungen im Fall Turgut 
dar. Demnach nahm der Imbissbetreiber in 
den zurückliegenden Jahren Finanztransfers 
in einer unteren sechsstelligen Höhe an eine 
Person in der Türkei vor. Zudem wurden 
damit im Zusammenhang stehende Ermitt-
lungsmaßnahmen im Mordfall Turgut be-
sprochen, darunter Nachvernehmungen und 
Durchsuchungen bei dem Arbeitgeber des 
Opfers und dessen geschiedener Ehefrau. 
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Im Februar 2005 vollzog das Bundeskri-
minalamt unter Einbeziehung der Staats-
anwaltschaft Rostock und der Kriminalpoli-
zeiinspektion die Durchsuchung gemäß 
§ 103 Strafprozessordnung. Die wurden also 
nicht als Täter oder Teilnehmer einer Straftat 
bewertet; vielmehr ging es darum, Spuren 
zum Hintergrund des Mordes an Yunus Tur-
gut zu finden. Grund für diese Maßnahmen 
war die Annahme, dass der Tatortimbiss-
betreiber die eigentliche Zielperson der Tat 
war bzw. die Tötung Turguts als Druckmittel 
bei der Einforderung von Geldbeträgen ge-
dient haben könnte. Die Annahme basierte 
unter anderem auch auf Zeugenaussagen zu 
verbalen Auseinandersetzungen des Imbiss-
betreibers mit anderen türkischen Personen 
kurze Zeit vor der Tat, in denen es um 
Schulden gegangen sein soll. 

Anfang August 2005 verfügte die Staats-
anwaltschaft Rostock die Übersendung der 
bisherigen Sachakten und Sonderbände zum 
Mordfall Turgut über die Staatsanwaltschaft 
Nürnberg an das Polizeipräsidium Mittelfran-
ken. Anlass hierfür war die vereinbarte Er-
fassung der Rostocker Verfahrensdaten im 
bayerischen ermittlungsunterstützenden 
EDV-System EASy. Damit wurden alle rele-
vanten Daten aus den Ermittlungen der ein-
zelnen Morde in einem Datenpool zusam-
mengefasst. 

Mit Wirkung vom 01.07.2005 wurde beim 
Polizeipräsidium Nürnberg die BAO „Bospo-
rus“ eingerichtet. Am 12.12.2005 erfolgte im 
Rahmen einer Arbeitstagung in Nürnberg die 
Vorstellung der ersten Fallanalyse der OFA 
Bayern zu den bis dato sieben Morden. Die 
OK-Dienststelle des Polizeipräsidiums 
Niederbayern/Oberpfalz in Regensburg 
wurde Ende 2005 durch die BAO „Bosporus“ 
mit den Finanzermittlungen im Fall Turgut 
beauftragt. Die Kriminalpolizeiinspektion 
Rostock stellte die hierfür notwendigen Un-
terlagen und Informationen zur Verfügung. 

Im Februar 2006 führten Aussagen eines 
türkischstämmigen Zeugen in Hamburg, an 
dessen Hochzeitsfeier Yunus Turgut im No-
vember 2003 teilgenommen hatte, zur Auf-
nahme umfangreicher Ermittlungen zu den 
Aufenthalten des Rostocker Opfers in Ham-
burg und im angrenzenden Alten Land. Hie-
ran waren im Wesentlichen die Ermittlungs-
gruppe „Ceska“ des Bundeskriminalamtes, 
die BAO „Bosporus“, später aber auch die 
Hamburger Tatortdienststelle und die Son-
derkommission „Kormoran“ beteiligt. Im Er-
gebnis dieser Ermittlungen war einzuschät- 
 

 

zen, dass Hamburg und das Alte Land einen 
Lebensmittelpunkt des Opfers Turgut zumin-
dest während seines ersten und zweiten 
Deutschlandaufenthaltes darstellten. 

Am 19.04.2006, wenige Tage nach den 
letzten beiden Morden in Dortmund und Kas-
sel, fand im Bundeskriminalamt Wiesbaden 
eine Strategiebesprechung statt. Dort wurden 
Fragen der weiteren Ermittlungsführung er-
örtert. Mecklenburg-Vorpommern war durch 
je einen Beamten des Landeskriminalamtes 
und der Kriminalpolizeiinspektion Rostock 
vertreten. In der Folge hat in Nürnberg bei 
der BAO „Bosporus“ am 17. und 18. Mai 
2006 eine Besprechung stattgefunden, in 
deren Ergebnis die Steuerungsgruppe einge-
richtet wurde. Im Rahmen dieser zweitägigen 
Besprechung erfolgten meiner Ansicht nach 
wesentliche Weichenstellungen für die künf-
tige Arbeit des Ermittlungsverbundes. Insbe-
sondere wurden die Grundzüge der Zusam-
menarbeit der beteiligten Dienststellen in den 
Gremien, bei der Verfahrensbearbeitung und 
in der Öffentlichkeitsarbeit sowie die aus der 
zweiten Fallanalyse der OFA Bayern aus 
dem Mai 2006 resultierenden Ermittlungs-
richtungen vereinbart. 

Am 30. und 31. Mai 2006 nahm ein Ver-
treter der Kriminalpolizeiinspektion Rostock 
an einer Besprechung der Tatortsachbe-
arbeiter teil, bei der die Sachstände und die 
Besonderheiten der kriminaltechnischen 
Spurenlagen der einzelnen Tatorte erörtert 
wurden. Anfang Mai 2006 erfolgten weiterhin 
Abstimmungen zwischen dem Bayerischen 
Staatsministerium des Innern und dem In-
nenministerium Mecklenburg-Vorpommern 
zur Gestaltung eines bundeseinheitlichen 
Fahndungsplakates unter Beteiligung an der 
Auslobung für Hinweise zur Aufklärung der 
Mordserie in Höhe von 300 000 Euro, was 
einer Verzehnfachung der bisherigen Summe 
entsprach. 

Ich möchte nun zu der Tätigkeit und den 
wesentlichen Ermittlungsrichtungen der Son-
derkommission „Kormoran“ kommen. Im 
Landeskriminalamt Mecklenburg-Vorpom-
mern wurde zum 26.06.2006 die Sonder-
kommission „Kormoran“ eingerichtet. Sie 
wurde zunächst in den Haupteinsatzab-
schnitten Analyse/Auswertung und Ermittlun-
gen personell besetzt und in weiteren Berei-
chen wie zum Beispiel Öffentlichkeitsarbeit, 
Finanzermittlungen und verdeckte Informa-
tionsgewinnung organisatorisch vorbereitet 
und lagebedingt in die Sonderkommissions-
arbeit einbezogen. Der damalige Leiter des  
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Dezernates 44 des Landeskriminalamtes 
Mecklenburg-Vorpommern, Kriminaloberrat 
Thomas Müller, fungierte fortan als Vertreter 
in der Steuerungsgruppe. Der Sonderkom-
mission wurden zeitweise bis zu zwölf Poli-
zeibeamte aus dem Landeskriminalamt, aber 
auch aus anderen Dienststellen des Landes, 
darunter ein Beamter, der in der Mordunter-
suchungskommission Rostock bereits vom 
Tattag an in die Ermittlungen zum Fall Turgut 
eingebunden war, zugeordnet. 

Anfang Juli 2006 erfolgten detaillierte Be-
sprechungen mit Vertretern der Staatsan-
waltschaft und der Kriminalpolizeiinspektion 
Rostock zum Stand und zur Fortsetzung der 
Ermittlungen. Die Verfahrensakten und die 
Asservate wurden übernommen. Parallel zu 
den aktuell anstehenden Aufgaben der Son-
derkommission, insbesondere der nahtlosen 
Fortführung weiterer umfangreicher Ermitt-
lungen und Bewertung der daraus gewonne-
nen Erkenntnisse, galt es nun, möglichst 
schnell die bereits umfangreichen Ermitt-
lungsergebnisse des Mordverfahrens Turgut 
und der anderen Serientaten zu verinner-
lichen und das Ermittlungskonzept in Form 
eines Maßnahmeplanes fortzuschreiben. 

Gleichzeitig wurde die Arbeit in den Gre-
mien Steuerungsgruppe, zentrale Sachbear-
beitung sowie Analyse- und Auswertegruppe 
aufgenommen und der Informationsaus-
tausch mit den anderen Polizeidienststellen 
im Ermittlungsverbund gewährleistet. Spe-
ziell betraf dies die Ermittlungsgruppe 
„Ceska“ des Bundeskriminalamtes, die im 
Fall Turgut umfangreiche Ermittlungen in 
Hamburg und im Alten Land betrieb. 

Durch das Landeskriminalamt Baden-
Württemberg wurde eine weitere Operative 
Fallanalyse der Mordserie vorgenommen. 
Das Ergebnis der Analyse wurde im Februar 
2007 präsentiert, wies Differenzen zur zwei-
ten Analyse der OFA Bayern vom Mai 2006 
auf und ging deutlicher in Richtung Organi-
sationshypothese. Die OFA Baden-Württem-
berg vermutete eine aus dem nichtwesteuro-
päischen Raum stammende Tätergruppie-
rung mit rigidem Ehrenkodex, die aufgrund 
einer allgemeinkriminellen Motivlage, zum 
Beispiel im Zusammenhang mit Rauschgift 
oder OK-Straftaten, hinter den Taten steht. 
Im Analyseergebnis wurde weiterhin emp-
fohlen, die Ermittlungsschwerpunkte auf den 
Hamburger und den Rostocker Fall zu legen. 
Ausschlaggebend war eine angenommene 
intensivere Interaktion zwischen dem Täter 
und dem Opfer Turgut bei der Tatausfüh- 
 

 

rung. Darüber hinaus hatte das Rostocker 
Opfer bei vorangegangenen Deutschland-
aufenthalten seinen Lebensmittelpunkt in 
Hamburg, wo der dritte Mord verübt wurde. 

Auch wenn einzelne Passagen des 
schriftlichen Analyseergebnisses der OFA 
Baden-Württemberg deutlich in Richtung 
Organisationstheorie wiesen, wurde durch 
den Ermittlungsverbund die Einzeltätertheo-
rie als gleichberechtigte Ermittlungshypo-
these weiterverfolgt. 

Mit der Staatsanwaltschaft Rostock führ-
ten wir in den Jahren 2006/2007 turnusmäßig 
monatliche und lagebedingte Besprechungen 
durch. Im Bereich Finanzermittlungen er-
folgte ab Januar 2007 eine direkte Abstim-
mung zwischen der zentral in der Mordserie 
mit den Finanzermittlungen beauftragten OK-
Dienststelle des Polizeipräsidiums Nieder-
bayern/Oberpfalz und Vertretern des Berei-
ches Finanzermittlungen des Landeskrimi-
nalamtes Mecklenburg-Vorpommern aus der 
Sonderkommission „Kormoran“. 

Mit Stand vom 30.01.2008 wurde ein 
umfassender Bericht zu den Finanzermittlun-
gen vorgelegt, die sich auf das Opfer Turgut, 
den Tatortimbissbetreiber und deren persön-
liche und geschäftliche Umfelder konzen-
trierten. Dabei wurden unter anderem auch 
die bereits erwähnten Geldtransfers in die 
Türkei festgestellt, die offensichtlich im Wi-
derspruch zur Wirtschaftlichkeit der Imbiss-
betriebe standen. 

Zu Ermittlungen mit internationalem Be-
zug ist zu erwähnen, dass die Federführung 
im Wesentlichen beim Bundeskriminalamt 
lag. Die Ermittlungsgruppe „Ceska“ koordi-
nierte Auskunftsersuchen der verschiedenen 
Tatortdienststellen an andere Länder bzw. an 
Europol und Interpol. Gemeinsam mit der 
BAO „Bosporus“ pflegte die Ermittlungs-
gruppe „Ceska“ die Kontakte zu einer Poli-
zeidienststelle in Ankara, die bei der Ermitt-
lungsarbeit zur Mordserie vonseiten der Tür-
kei Unterstützung leistete. Ein eingesetzter 
Verbindungsbeamter dieser türkischen 
Dienststelle suchte im Rahmen von Bespre-
chungen mit den beteiligten Dienststellen in 
Deutschland die einzelnen Tatorte auf und 
befragte Hinterbliebene sowie weitere 
Landsleute, die Auskunft zum Tatgeschehen 
im weitesten Sinne geben konnten. Für den 
Fall Turgut wurde dieser Arbeitsbesuch im 
April 2007 realisiert. 

Bereits einen Monat zuvor war ein Be-
amter der Sonderkommission „Kormoran“ mit 
Kollegen der Ermittlungsgruppe „Ceska“  
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nach Ankara gereist und hatte nochmals den 
Opferbruder zur Sache befragt. Dabei konn-
ten keine sachdienlichen Hinweise festge-
stellt werden. 

Im Juli 2007 richteten wir im Landeskrimi-
nalamt Mecklenburg-Vorpommern unter Teil-
nahme des zuständigen Dezernenten der 
Staatsanwaltschaft Rostock, von Vertretern 
der BAO „Bosporus“, der Ermittlungsgruppe 
„Ceska“ und aller Einsatzabschnitte unserer 
Sonderkommission eine Arbeitstagung zur 
Erörterung des Sachstandes und Abstim-
mung weiterer Ermittlungen im Fall Turgut 
aus. 

Eine weitere gesonderte Besprechung 
zum Fall Turgut führten wir im Dezember 
2007 in Hamburg mit Vertretern der für den 
Fall Tasköprü zuständigen Sonderkommis-
sion 061 durch. Hier ging es vorrangig um 
die Aufenthalte Turguts in Hamburg und im 
Alten Land, um die Feststellung möglicher 
Verbindungen zwischen dem Hamburger und 
Rostocker Fall sowie um die Abstimmung der 
herausgearbeiteten Ermittlungsmaßnahmen. 

Anfang 2008 machten sich aufgrund von 
ermittelten Widersprüchen weitere zum Teil 
wiederholte Vernehmungen von Zeugen er-
forderlich. 

Die Sonderkommission „Kormoran“ wurde 
im März 2008 in die Allgemeine Aufbauorga-
nisation im Landeskriminalamt Mecklenburg-
Vorpommern in die Abteilung Schwere Kri-
minalität überführt. Damit endete meine Tä-
tigkeit im Rostocker Mordfall. Die noch be-
stehenden Aufgaben wurden von mehreren 
Mitarbeitern weiterbearbeitet. 

Welche wesentlichen Erkenntnisse haben 
wir zum Mordopfer Turgut und seinem Um-
feld gewonnen? Der Mordfall Turgut war 
frühzeitig und zweifelsfrei aufgrund der ver-
wendeten Tatwaffe und des übereinstim-
menden Modus Operandi als Fall 5 der 
Mordserie „Ceska“ zuzuordnen. Der Rosto-
cker Fall weist jedoch auch eine Reihe von 
Besonderheiten auf. Nach geografischen 
Gesichtspunkten handelt es sich um den 
einzigen Fall im Nordosten und in den neuen 
Bundesländern. Es ist die einzige Tat in 
einem Wintermonat. 

(Zuruf: Nein!) 

Zudem liegt zwischen dem Fall 4 und 
dem Mord in Rostock die längste Tatzeit-
pause von circa zweieinhalb Jahren. Diese 
Umstände führten natürlich zu der Über-
legung, ob sie für die Serie eine signifikante 
Bedeutung haben könnten. Entsprechende  
 

 

Ermittlungsansätze, zum Beispiel die bun-
desweite Haftdatenerhebung und der Mas-
sendatenabgleich von Personen, die in min-
destens zwei Tatortstädten gelebt hatten, 
wurden verfolgt. 

Unter Berücksichtigung der Zeugenaus-
sagen zum Streitgespräch zwischen dem 
Tatortimbissbetreiber und anderen Personen, 
bei denen es möglicherweise um Geldforde-
rungen ging, und nach ersten Finanzermitt-
lungsergebnissen erschien es möglich, dass 
dieser die eigentliche Zielperson der Tat war 
und Yunus Turgut mit ihm verwechselt 
wurde. Die Ermittlungen wurden aufgrund 
dieses Aspektes entsprechend ausgeweitet. 

Eine weitere Besonderheit im Rostocker 
Fall stellte das Opferbild dar. Yunus Turgut 
war das einzige Mordopfer, das zur Tatzeit 
keinen legalen Aufenthaltsstatus in Deutsch-
land hatte. Er war weder Betreiber des Tat-
ortgeschäfts noch ein enger Verwandter des 
Inhabers. Zudem arbeitete der Ermordete 
erst wenige Wochen vor der Tat in dem Im-
biss, hatte somit keinen engen oder länger-
fristigen persönlichen Bezug hierzu. 

Ich möchte hier anführen, dass es er-
höhter Anstrengungen bedurfte, das Le-
bensumfeld des nicht legal in Deutschland 
aufhältigen Opfers aufzuhellen. Entspre-
chend hoch fiel der Aufwand aus, um ein 
möglichst detailliertes Bild von den persön-
lichen Kontakten, der Erwerbstätigkeit und 
sonstigen Lebensgewohnheiten Turguts in 
Deutschland zu erhalten. Insbesondere ging 
es darum, Umstände festzustellen, die ein 
Motiv für seine Ermordung darstellen könn-
ten. So ließ sich zum Beispiel bis Ende der 
Ermittlungen trotz umfassender Ermittlungen 
nicht mit Sicherheit sagen, ab welchem Da-
tum Yunus Turgut bereits im Imbiss in Ros-
tock beschäftigt war. 

An dieser Stelle möchte ich auf die Frage 
eingehen, ob es sich bei dem Rostocker 
Opfer um Yunus oder Mehmet handelte. 
Bereits im März 2004 lag ein Zeugenhinweis 
vor, wonach das Mordopfer Turgut tatsäch-
lich den Vornamen Mehmet hatte und des-
sen jüngerer Bruder Yunus heißen würde. 
Dieser Hinweis bestätigte sich im Laufe der 
Ermittlungen. Es stellte sich heraus, dass 
offenbar bei der gleichzeitigen Ausstellung 
der Ausweise für die Brüder in der Türkei 
eine Vertauschung der Lichtbilder unterlau-
fen war. Die Brüder erhielten danach den 
Ausweis mit dem jeweils zutreffenden Licht-
bild und waren quasi von staatlicher Seite 
einem Wechsel der Personalien unterworfen.  
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Eine Korrektur wurde nicht vorgenommen. 
So kam es dazu, dass das Opfer Turgut auch 
im deutschen Asylverfahren und bei erken-
nungsdienstlichen Behandlungen offiziell als 
Yunus Turgut geführt wurde, sein Bruder, der 
sich ebenfalls zeitweise in Deutschland auf-
hielt und bei den Ermittlungen eine nicht un-
wesentliche Rolle spielte, entsprechend als 
Mehmet. 

Für die Ermittlungen kam es darauf an, 
diesen Umstand angemessen zu berücksich-
tigen und eine Verwechselung zwischen 
Opfer und Opferbruder in jeder Hinsicht zu 
vermeiden. Wir entschieden uns dazu, die 
offizielle bzw. rechtmäßige Personalie in den 
Ermittlungsdokumentationen beizubehalten 
und den Namensgebrauch zum Beispiel bei 
Vernehmungen von türkischen Landsleuten, 
die die Brüder Turgut bereits aus der Heimat 
mit richtigem Vornamen kannten, entspre-
chend zu erklären. 

Die Ermittlungen ergaben schon kurz 
nach der Tat, dass sich das Opfer Turgut 
insgesamt dreimal in Deutschland aufgehal-
ten hatte. Er hatte die ersten beiden Male bei 
seinen Aufenthalten von 1994 bis 1996 und 
von 1998 bis 2000 Asyl- und Asylfolge-
anträge gestellt. Nach der Einreise 1994 
lebte er in Asylunterkünften der Stadt Ham-
burg und hielt sich anschließend im Alten 
Land auf. Auch nach seiner zweiten Einreise 
Ende 1998 lebte Yunus Turgut zunächst in 
Hamburger Asylunterkünften. Im April 2000 
wurde er an einem Imbiss in Bergen auf der 
Insel Rügen festgestellt. Unsere Ermittlungen 
ergaben, dass sich das Opfer zwischenzeit-
lich für mehrere Wochen Ende 1999, Anfang 
2000 bereits in Rostock im Stadtteil Lütten 
Klein aufgehalten hatte. Er lebte und arbei-
tete hier bei nahen Verwandten seines Ar-
beitgebers zur Tatzeit. 

Yunus Turgut reiste erneut Anfang 2003 
nach Deutschland ein und begab sich nach 
Hamburg bzw. ins Alte Land. Er stellte dieses 
Mal keinen Asylantrag. Langwierige Ermitt-
lungen der Ermittlungsgruppe „Ceska“, der 
Sonderkommission „Kormoran“ und anderer 
Dienststellen im Ermittlungsverbund ließen 
letztlich die einzelnen Aufenthaltsorte und 
Umstände nachvollziehbarer werden. Schon 
kurz nach seiner Ankunft in Hamburg bzw. im 
Alten Land begab sich Yunus Turgut in den 
Bereich Schleswig-Holstein, wo er bis Anfang 
August 2003 in verschiedenen Imbissen ar-
beitete. Am 30.08.2003 wurde er in einem 
durch seinen Cousin am Schweriner Haupt-
bahnhof betriebenen Imbiss bei einer Kon- 
 

 

trolle des Hauptzollamtes Stralsund festge-
stellt. Das Opfer soll sich zuvor circa zwei 
Wochen in Schwerin aufgehalten haben. 
Nach nochmaligem kurzen Aufenthalt in 
Schwerin begab sich das Mordopfer nach 
Hamburg. Er war Ende November 2003, wie 
schon erwähnt, Gast einer Hochzeitsfeier 
eines Landsmannes in Hamburg. Yunus Tur-
gut wurde auf dieser Feier von mehreren 
Zeugen gesehen und ist auf einem Videofilm, 
der während der Veranstaltung entstand, zu 
erkennen. 

Ende 2003 hielt sich Yunus Turgut dann 
wiederum im Rostocker Bereich auf. Er ar-
beitete zur Jahreswende circa zwei bis drei 
Wochen in einem Imbiss in Demmin, etwa 
60 Kilometer östlich von Rostock, der eben-
falls der Familie des Tatortimbissbetreibers 
zuzurechnen war. In der Folge, im Januar 
oder Februar 2004, muss er seine Tätigkeit 
im Tatortimbiss in Rostock-Toitenwinkel auf-
genommen haben. Die Angaben des Betrei-
bers, der Stammgäste und von Nahbereichs-
bewohnern zur dortigen Aufenthaltsdauer 
Turguts differierten und ergaben auch nach 
nochmaligen Befragungen durch die Sonder-
kommission „Kormoran“ kein genaueres zeit-
liches Fenster. 

Seit einem sehr frühen Zeitpunkt der Er-
mittlungen auffallend häufig und aus ver-
schiedenen unabhängigen Quellen ergaben 
sich während der Ermittlungen konkrete Hin-
weise auf Personenverbindungen bzw. Tat-
zusammenhänge zu Rauschgiftstraftaten. 

Am 02.09.2004 fand in der Kriminalpoli-
zeiinspektion Rostock auf Veranlassung des 
Bundeskriminalamtes eine Dienstbespre-
chung zu den bislang fünf Morden, insbe-
sondere zum Fall Turgut, statt. Teilnehmer 
waren Vertreter des Bundeskriminalamtes, 
des Landesamtes für Verfassungsschutz 
Mecklenburg-Vorpommern, des Zollfahn-
dungsamtes Hamburg, der Gemeinsamen 
Ermittlungsgruppe Rauschgift Mecklenburg-
Vorpommern und der Kriminalpolizeiinspek-
tion Rostock. Ein Vertreter des Ermittlungs-
bereiches des Bundeskriminalamtes teilte 
das Zwischenergebnis zu dortigen Finanz-
ermittlungen mit. Mitglieder der Familie des 
Tatortimbissbetreibers hatten demnach zwi-
schen 1997 und 2002 über die Pamukbank 
in Berlin mehrere Hunderttausend D-Mark in 
die Türkei überwiesen. 

Der Vertreter des Landesamtes für Ver-
fassungsschutz Mecklenburg-Vorpommern 
berichtete über Aussagen einer Quelle seiner 
Dienststelle, wonach Yunus Turgut in Ros- 
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tock für unbekannte Hintermänner Rauschgift 
verkauft hätte. Das aus dem Verkauf der 
Drogen stammende Geld habe Yunus Turgut 
jedoch nicht an die Hintermänner abgeführt, 
sondern an einen Verwandten weitergege-
ben, der es an die eigene Familie in der Tür-
kei transferiert habe. Aus diesem Grund sei 
Yunus Turgut erschossen worden. 

Dann erfolgte am 21.06.2005 die Fest-
nahme eines türkischen Rauschgiftkuriers in 
Mecklenburg-Vorpommern. Dieser Mann 
stand in Verbindung mit Kontaktpersonen 
zum Opfer des Rostocker Mordes. Die 
115 Gramm Kokain, die der Kurier bei sich 
führte, waren in einem Ausschnitt der türki-
schen Zeitung Hürriyet eingewickelt, der über 
den Fall 6 der Mordserie „Ceska“ am 
09.06.2005 in Nürnberg berichtete. Die in 
diesem Zusammenhang geführten Ermittlun-
gen führten damals weder zu einer eindeuti-
gen Bestätigung noch zu einem Ausschluss 
eines Tatzusammenhangs. 

Bei den Ermittlungen zum Aufenthalt des 
Opfers Ende 2003, Anfang 2004 in Demmin 
gaben zwei Zeugen Aussagen zu Protokoll, 
nach denen Yunus Turgut zu diesem Zeit-
punkt, also wenige Wochen vor dem Mord, 
Anlass gehabt haben könnte, sich Sorgen 
um das eigene Leben zu machen. Der Sach-
verhalt konnte trotz richterlicher Vernehmun-
gen der Hauptzeugen nicht widerspruchsfrei 
aufgeklärt werden. 

In einer weiteren Spur der Sonderkom-
mission „Kormoran“ machte ein türkischer 
Staatsangehöriger, der mit mehreren an den 
vorgenannten Sachverhalten beteiligten Per-
sonen enge Kontakte hatte, umfangreiche 
Aussagen zu Yunus Turgut. Eine Vielzahl der 
von diesem Zeugen zu Protokoll gegebenen 
Aussagen fand durch anderweitige Ermitt-
lungen Bestätigung, was seine Glaubwürdig-
keit stützte. Der Zeuge gab unter anderem 
an, dass er circa zwei Wochen vor dem Mord 
an Yunus Turgut in Schwerin ein Gespräch 
zwischen zwei Personen verfolgte, die da-
rüber sprachen, dass jemand nach Rostock 
abgehauen sei. Im weiteren Gesprächsver-
lauf hatten die zwei darüber gesprochen, ob 
einer die Pistole besorge oder den, der nach 
Rostock abgehauen ist, erschieße. Es wurde 
von einem Bezug zu Yunus Turgut und sei-
nem zeitlich damit zusammenfallenden Auf-
enthalt in Rostock ausgegangen. Letztlich 
gelang es nicht, diese Angaben durch wei-
tere Ermittlungen zu bestätigen. 

Der Opferbruder berichtete in einer Zeu-
genvernehmung vom 30.06.2004 unter ande- 
 

 

rem über den Eingang einer Droh-SMS bei 
einer türkischen Person im Rahmen einer 
kleinen Trauerfeier in Rostock kurz nach dem 
Mord. Darin habe es in etwa geheißen: Ich 
habe einen Türken getötet, und du bist 
dran. - Die umfangreichen Ermittlungen 
hierzu, bei denen einzelne beteiligte Zeugen 
den Sachverhalt bestätigten, führten auch 
nach richterlichen Vernehmungen nicht zur 
zweifelsfreien Klärung der Hintergründe. 

Ich habe die beschriebenen Spuren und 
Sachverhalte, die aber nur Beispiele sind und 
keinesfalls einen vollständigen Querschnitt 
der Ermittlungen aufzeigen, vorgestellt, um 
einen Eindruck zu vermitteln, welche kon-
kreten Anhaltspunkte für einen Mord aus 
einem kriminellen Milieu heraus sprachen. 

Welche Ermittlungen haben wir zur Ein-
zeltäterhypothese und damit auch zu einem 
politisch motivierten Tathintergrund geführt? 
Ich habe bereits darüber gesprochen, dass 
die Einzeltätertheorie, die auch ein oder zwei 
möglicherweise aus politischen Motiven han-
delnde Täter einschloss, den gleichen Stel-
lenwert wie die Organisationstheorie bei un-
seren Ermittlungen hatte. Im Rostocker 
Mordfall verfolgten wir diesen Ermittlungsan-
satz durch vielfältige Öffentlichkeitsmaßnah-
men, die Beteiligung an der Massendaten-
erhebung und -auswertung und den Informa-
tionsaustausch mit anderen Dienststellen. 
Allen diesbezüglichen Hinweisen, sei es zu 
türkischen bzw. kurdischen politischen Ver-
einigungen als auch zu mutmaßlich rechts 
motivierten Ermittlungsansätzen, gingen wir 
nach. 

Weiterhin möchte ich anführen, dass 
ebenfalls schon 2004 Informationen bekannt 
wurden, wonach das Opfer Kontakt zu Per-
sonen hatte, die im Zusammenhang mit Akti-
vitäten der Kurdischen Arbeiterpartei PKK 
2001 in Schleswig-Holstein auftraten. Auch 
diese Spuren wurden ausermittelt. 

Aufgrund der frühzeitig bekannt geworde-
nen Bezüge Yunus Turguts nach Hamburg 
richtete die Kriminalpolizeiinspektion Rostock 
auch eine entsprechende Anfrage an das 
Landeskriminalamt Hamburg und tauschte 
sich mit der dortigen Staatsschutzdienststelle 
aus. Dies erbrachte jedoch nur Erkenntnisse 
zu vordergründig nicht staatsschutzrelevan-
ten Sachverhalten, zum Beispiel zu seinem 
Asylverfahren. Beim Landesamt für Verfas-
sungsschutz Hamburg, das durch die Staats-
schutzdienststelle des Landeskriminalamtes 
Hamburg in den Informationsaustausch ein-
bezogen worden war, konnten ebenfalls  
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keine weiterführenden Erkenntnisse gewon-
nen werden. 

In der Sonderkommission „Kormoran“ la-
gen zwei Ermittlungsspuren zu möglichen 
Tätern aus dem rechtsextremistischen Be-
reich vor. In dem einen Fall hatte eine Hin-
weisgeberin aus Mecklenburg-Vorpommern 
2006 eine Ähnlichkeit zwischen den in der 
Sendung Aktenzeichen XY gezeigten Nürn-
berger Phantombildern und zwei Jugend-
lichen aus ihrem persönlichen Umfeld beim 
Landeskriminalamt Mecklenburg-Vorpom-
mern gemeldet. Bei einem der Jugendlichen 
habe sie im Laufe der Zeit eine zunehmend 
rechte Gesinnung festgestellt. Die Ermittlun-
gen zu diesem Hinweis führten bereits An-
fang 2007 zum sicheren Ausschluss eines 
Tatzusammenhangs. 

Im anderen Fall meldete sich Ende 2006 
ein in der JVA Tegel einsitzender Strafgefan-
gener telefonisch im Landeskriminalamt, um 
Angaben zu der hier gegenständlichen 
Mordserie zu machen. Der Hinweisgeber 
bezog sich bei einer späteren Vernehmung 
auf einen anderen Strafgefangenen, der an-
geblich einen Nazi hinter den Taten vermu-
tete, welcher aus Rache x-beliebige Türken 
tötet. Im Informationsaustausch mit der 
BAO „Bosporus“ stellten wir fest, dass Hin-
weisgeber und Hinweis dort bereits bekannt 
waren. Unsere Erkenntnisse wurden den 
dortigen Ermittlungen zugeordnet. 

Die Sonderkommission „Kormoran“ be-
arbeitete im Zeitraum von Juli 2006 bis März 
2008 über 100 Ermittlungsspuren unter-
schiedlichen Umfangs. Die Ansätze hierfür 
ergaben sich im Wesentlichen aus Ermitt-
lungsergebnissen der Kriminalpolizeiinspek-
tion Rostock, aus im Ermittlungsverbund 
erarbeiteten Maßnahmekonzepten, zum Bei-
spiel der Massendatenerhebung, aus Einzel-
hinweisen aus dem verdeckten Bereich, aus 
der Öffentlichkeitsarbeit sowie aus eigenen 
Auswerte- und Analyseergebnissen. 

Nach Bekanntwerden der Ereignisse im 
November 2011 in Eisenach und Zwickau 
wurde im Landeskriminalamt Mecklenburg-
Vorpommern die BAO „Trio MV“ gebildet. In 
dieser BAO arbeiteten ehemalige Kollegen 
der Sonderkommission „Kormoran“ mit und 
brachten ihre Sachkenntnis zum Rostocker 
Mordfall ein. 

Abschließend möchte ich zum Ausdruck 
bringen, dass die Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter der Sonderkommission „Kormoran“ 
allen Ermittlungsrichtungen mit großer Sorg-
falt und hoher Motivation nachgegangen  
 

 

sind. Umso mehr bedauere ich, dass wir trotz 
unserer sehr intensiv geführten Ermittlungen 
nicht den oder die Täter überführen konnten 
und somit die Angehörigen der Opfer sehr 
lange über die Hintergründe der Mordtaten 
im Ungewissen lassen mussten. 

Ich bedanke mich für die Aufmerksamkeit. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Vielen 
Dank, Herr Deisting, für die umfangreiche 
Einleitung. - Ich habe einige wenige Fragen 
an Sie. Was auffällt, auch im Vergleich zu 
Unterlagen aus anderen Ländern, ist, dass 
bezüglich des Mordes an Herrn Turgut in 
Rostock sowohl die Staatsanwaltschaft als 
auch das Landeskriminalamt sehr früh ange-
regt hatten, die Ermittlungsarbeit abgeben zu 
können. Können Sie das aus Ihrer Erinne-
rung, zumindest was den Polizeibereich be-
trifft, uns noch mal erläutern, was dazu ge-
führt hat? Wir finden beispielsweise - das ist 
im Ordner MAT A BKA-2/15, Blatt 117 - 
einen Vermerk, eine Gesprächsnotiz des 
Leitenden Kriminaldirektors Reuß aus dem 
Bundeskriminalamt über ein Gespräch mit 
einem Herrn Mainka vom Landeskriminalamt 
Mecklenburg-Vorpommern. Kennen Sie 
Herrn Mainka eigentlich? 

Zeuge Jörg Deisting: Ja, Herrn Mainka 
kenne ich. Er war damals der Abteilungslei-
ter 4 im Landeskriminalamt. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: In dem 
Vermerk heißt es - er ist bereits vom 
31. März 2004, also wenige Tage, nachdem 
die Polizei informiert worden ist, dass es sich 
um einen weiteren Mord in der schon festge-
stellten Serie handelt - wörtlich - ich zitiere -: 

H. Mainka teilte mit, dass die StA 
Rostock in Übereinstimmung mit 
LKA MV beabsichtige, ein Ersuchen 
um Übernahme des Ermittlungs-
verfahrens durch das BKA zu stel-
len. 

Zitatende. 
Was war der ausschlaggebende Grund 

für diese Positionierung? Ich sage es auch 
vor dem Hintergrund, dass wir aus vielen 
anderen Ländern die Information haben, 
dass man da eher großen Wert darauf gelegt 
hat, auch seitens der Staatsanwaltschaften, 
die Dinge selber in der eigenen Verantwor-
tung zu behalten. 
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Zeuge Jörg Deisting: Ich kenne diesen 
Vermerk nicht und kann dazu eigentlich rela-
tiv wenig anführen. Ich weiß, dass es Be-
sprechungen gegeben hat und letztendlich 
im Juni 2004 das Schreiben vom Innen-
ministerium Mecklenburg-Vorpommern an 
das Bayerische Staatsministerium des Innern 
gegangen ist, in dem seitens des Landes die 
Zustimmung für eine mögliche Übernahme 
erteilt wurde, und das bezog sich auf die 
Ermittlungen des Bundeskriminalamtes im 
Zusammenhang mit dem § 129 Strafgesetz-
buch. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Es ist 
ja dann doch nicht dazu gekommen, dass 
das Bundeskriminalamt oder die General-
bundesanwaltschaft dort die Zuständigkeit 
übernommen hätte. Wieso hat es nach Ihrem 
Dafürhalten über zwei Jahre gedauert - der 
Mord war, wie schon angeführt, am 
25. Februar 2004, die Einrichtung der Son-
derkommission am 26.06.2006 -, bis diese 
Sonderkommission gegründet worden ist? 

Zeuge Jörg Deisting: Also, ich kenne 
diese Absprachen zuvor nicht. Ich weiß, dass 
im Jahre 2006 Gespräche geführt worden 
sind auf Bundesebene, und dass in der 
Folge dann eine Strategiebesprechung im 
April 2006 im BKA stattgefunden hat. Im Mai 
2006 - so kenne ich das zumindest vom Hö-
ren her - soll es am Rande der Innenminis-
terkonferenz Gespräche zu diesem Thema 
gegeben haben, und in der Folge ist dann im 
Mai 2006 die Sitzung der Steuerungsgruppe 
einberufen worden. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Ja. 

Zeuge Jörg Deisting: Daraus ist dann, 
glaube ich, hier auch die Bitte entstanden, in 
Mecklenburg-Vorpommern die Soko „Kormo-
ran“ einzurichten. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Ja. - 
Eine Frage vielleicht zwischendurch: Wie ist 
man zu dieser Begriffswahl gekommen: 
„Kormoran“? 

Zeuge Jörg Deisting: Bei uns im Land 
Mecklenburg-Vorpommern oder bei uns in 
der Dienststelle ist es üblich, dass wir für 
entsprechende Sonderkommissionen oder 
Ermittlungsgruppen als Bezeichnung Tier-
namen verwenden, -  

 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Okay. 

Zeuge Jörg Deisting: - und so ist es zu 
diesem Namen gekommen. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Das ist 
zumindest plausibler als manche andere 
Namensgebung, die wir bisher hatten. 

Zeuge Jörg Deisting: Das ist nicht nur - -  

Vorsitzender Sebastian Edathy: Sie wa-
ren ja von Anfang bis Ende Leiter der Son-
derkommission. 

Zeuge Jörg Deisting: Ja. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Waren 
Sie denn mit dem Mordfall Turgut zwischen 
Februar 2004 und der Bildung der Sonder-
kommission befasst? 

Zeuge Jörg Deisting: Nein, erst mit Be-
ginn der Sonderkommissionstätigkeit. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Okay. - 
Was haben Sie vorher gemacht? 

Zeuge Jörg Deisting: Ich arbeite im 
Landeskriminalamt im Bereich Rauschgift-
kriminalität. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Im Be-
reich Rauschgiftkriminalität? 

Zeuge Jörg Deisting: Ja. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Ist das 
ein Zufall, dass das in Hamburg auch so 
gehandhabt worden ist, dass in dem Fall 
nicht der Leiter Sonderkommission, aber der 
stellvertretende Abteilungsleiter, der auch die 
Zuständigkeit für die Sonderkommission in 
Hamburg hatte - - Den haben wir gerade 
eben gehört, Herrn Schwarz; der ist eigent-
lich auch Experte für Drogenkriminalität. 
Glauben Sie, dass diese Personalauswahl 
eine bewusste war, weil man bei den Unter-
suchungen eben diesen Schwerpunkt hatte? 

Zeuge Jörg Deisting: Nein, das glaube 
ich nicht, weil wir auch Kollegen in der Son-
derkommission „Kormoran“ hatten, die den 
Fall vom ersten Tag her kannten. Der Kol-
lege hat bei uns mitgearbeitet. Dann ist der 
ganze Bereich der Kriminaltechnik durch  
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einen weiteren Kollegen der Kriminalpolizei-
inspektion Rostock betreut worden, und wir 
haben auch einen Kollegen gehabt, der 
langjährige Erfahrungen im Staatsschutzbe-
reich hatte, dort mit in der Sonderkommission 
tätig. Insofern hat man schon geguckt, dass 
man dort auch das entsprechende Personal 
gut vorhalten kann, egal jetzt, was dort als 
Hintergrund oder als Tatmotiv angenommen 
wurde. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Ich 
würde dann die erste Berliner Runde eröff-
nen wollen. Das Wort hat für die Unionsfrak-
tion zunächst der Kollege Clemens Binnin-
ger. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Herr 
Deisting, Sie waren zwar nicht von Anfang an 
bei den Ermittlungen dabei, aber sind Sie in 
der Lage, wenn ich Ihnen ein paar Fragen 
zur Tatortarbeit und zum Zeugenaufkommen 
etc. stelle, sie zu beantworten? 

Zeuge Jörg Deisting: Also, ich weiß, 
dass die Tatortaufnahme, der erste Angriff 
und die Folgemaßnahmen durch die Krimi-
nalpolizeiinspektion Rostock durchgeführt 
wurden. Ich kenne es eigentlich nur aus der 
Aktenlage. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Aber 
wenn ich Sie jetzt mit Spuren oder mit be-
stimmten Dingen vom Tatort konfrontiere, 
sind Sie in der Lage, die zu beantworten? 

Zeuge Jörg Deisting: Das kommt auf die 
Frage an. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Dann 
versuchen wir es mal zusammen. - Mir fiel 
auf, dass aufgrund von Zeugenaussagen - - 
Es gab ja einen Gast an dieser Imbissbude, 
der dort noch einen Kaffee getrunken hat 
und dann mit dem Fahrrad wegfuhr und im 
Wegfahren kurz danach den Besitzer, der ja 
irgendwie auf dem Großmarkt einkaufen war, 
schon wieder mit dem Auto Richtung Imbiss-
bude hat fahren sehen, etwa zwei Kilometer 
von der Imbissbude entfernt. Eine normale 
Geschwindigkeit zugrunde gelegt, dürfte er 
drei Minuten später an der Imbissbude ge-
wesen sein. Das heißt, den Tätern muss 
zwischen Verlassen des letzten Gastes oder 
des ja bisher einzigen an diesem Tage und 
dem Eintreffen des Besitzers gerade einmal  
 

ein Zeitfenster von wenigen Minuten für die 
Tat verblieben sein. War das für Sie irgend-
wie ein Ansatz, zu sagen: „Wir müssen ver-
stärkt nach Zeugen in Tatortnähe suchen“? 
Man muss ja in der Zeit auch noch hinkom-
men zum Tatort - die Tat wurde anders be-
gangen als die anderen Morde - und wieder 
wegkommen. Haben Sie daraufhin verstärkt 
gedacht: „Jetzt müssen wir nach potenziellen 
Zeugen im Tatortnahbereich suchen“, und 
was kam dabei heraus? 

Zeuge Jörg Deisting: Also, wir sind 2006 
mit den Ermittlungen eingestiegen als Son-
derkommission „Kormoran“. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Oder 
was hatten die Kollegen damals herausge-
funden? Es spielt jetzt keine Rolle, ob Sie es 
noch einmal nachermittelt haben oder ob es 
die Kollegen damals waren. Aber hat man 
das getan, verstärkt nach Zeugen im Nahbe-
reich gesucht? 

Zeuge Jörg Deisting: Ja, das hat man 
getan. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Aber 
ohne Erkenntnisse, oder? 

Zeuge Jörg Deisting: Das kann ich 
Ihnen jetzt so nicht sagen. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Mir fiel 
außerdem auf - ich kenne jetzt natürlich die 
Gegend überhaupt nicht und kann mir auch 
nur aus den Karten ein Bild machen -, dass 
50 Meter von der Imbissbude entfernt, so 
ausweislich der Akte, eine Stelle gewesen 
sein soll, wo so eine Art Tafel war, wo sozial 
schwächere Personen eben auch Essen 
bekommen können. An dem Tag kam dort 
die Anlieferung des Essens zu spät. Das 
heißt, die Personen waren nicht in dieser 
Tafel drin, wohl ein ehemaliges Schulge-
bäude, sondern standen davor, und das 
Ganze war nur 50 Meter vom Tatort entfernt. 

Hat denn aus diesem Personenkreis - - 
Ich stelle mir das so vor: Die Täter haben 
offensichtlich, wenn die Zeugenaussagen 
stimmen, maximal vier Minuten Zeit, den 
Tatort zu erreichen - sie müssen die Räum-
lichkeiten betreten; es muss auch einen 
Wortwechsel gegeben haben, weil das Opfer 
anders umgebracht wurde als die anderen -, 
ihn wieder zu verlassen und sich zu entfer- 
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nen, und gleichzeitig steht 50 Meter weiter 
eine ganze Gruppe von Leuten, die auf et-
was wartet. Da hat niemand etwas gesehen, 
oder Sie haben niemanden gefunden, der 
sich da als Zeuge melden konnte? 

Zeuge Jörg Deisting: Nein. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Hat 
man das dann versucht? 

Zeuge Jörg Deisting: Also, ich kenne 
das jetzt im Detail nicht. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Das 
wäre jetzt meine Erwartungshaltung gewe-
sen, dass Sie das kennen. 

Zeuge Jörg Deisting: Ja, nein. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Mich 
interessiert vor allem, was Sie vor Ort ma-
chen konnten. Die Zuständigkeitsstreitigkei-
ten haben wir hier schon mehrere Tage zur 
Genüge rauf und runter gewälzt; die will ich 
mit Ihnen jetzt eigentlich nicht besprechen, 
sondern Sie sind für mich der sachkundige 
Ermittler vor Ort. 

Zeuge Jörg Deisting: Ja, wir waren eben 
nicht mit der Tatortarbeit betroffen gewesen. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Aber 
aus den Akten ist Ihnen nicht mehr erinner-
lich, wie viele Zeugen man da hätte mög-
licherweise fragen können - also, nicht di-
rekte Tatzeugen, aber im Nahbereich -, die 
etwas gesehen hätten, was An- und Abfahrt 
oder Betreten und Verlassen des Tatortes 
betrifft? 

Zeuge Jörg Deisting: Ich weiß, dass 
Anwohner im Tatortbereich befragt worden 
sind. Das ist eine Standardmaßnahme, und 
die ist durchgeführt worden. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Ja, da 
gibt es eine Zeugin, glaube ich, von der auch 
ein Phantombild gemacht wurde. Aber ich bin 
über diese Tafel gestolpert, wo die Betreibe-
rin sagt: „An dem Tag kam die Essensliefe-
rung später, dadurch konnte ich auch nicht 
aufmachen, und bin dann irgendwann hi-
nausgetreten und habe die Polizei gesehen, 
aber da standen auch schon viele vor der 
Tafel und haben gewartet“, sodass ich spon- 
 

tan sagen würde: Da muss doch jemand 
etwas wahrgenommen haben.  

Der Tatort liegt in einer Sackgasse. Ist 
das richtig? 

Zeuge Jörg Deisting: Ja. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Das 
heißt, man kommt eigentlich mit dem Auto 
nur sehr auffällig hin und muss dann wieder 
wenden und wegfahren, oder zu Fuß oder 
mit dem Fahrrad. 

Zeuge Jörg Deisting: Ja, man kommt mit 
dem Pkw an dem Tatort vorbeigefahren. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Bei der 
Funkzellenauswertung, die Sie gemacht ha-
ben - vielleicht können Sie dazu etwas sa-
gen -, bin ich über eine Formulierung gestol-
pert, dass es zwei Treffer gegeben hätte 
auch mit anderen Tatorten, wenn ich das 
richtig gelesen habe. Können Sie zur Durch-
führung und Auswertung der Funkzellenaus-
wertung im Tatort etwas sagen? Was mir 
auffiel, war, dass man einen sehr kurzen 
Zeitraum gewählt hat. Man hat also ausge-
wertet, welche Handys zwischen, glaube ich, 
9.50 Uhr und 10.20 Uhr am Tatort einge-
schaltet waren, was ich für sehr, sehr kurz 
halte. Also a) was kam dabei heraus, und 
warum nur so einen kurzen Zeitraum? 

Zeuge Jörg Deisting: Dazu kann ich 
Ihnen keine Angaben machen, weil das eine 
Entscheidung der Kollegen war, die dort vor 
Ort waren oder zu diesem Zeitpunkt noch die 
Sachbearbeitung hatten. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Aber 
Sie würden mir zustimmen, dass es ein kur-
zer Zeitraum ist, wenn man eine Funkzellen-
auswertung macht, wenn man sagt: „Ich gu-
cke mir nur ein Zeitfenster von 20 Minuten 
oder einer halben Stunde an“? 

Zeuge Jörg Deisting: Ich weiß nicht, was 
die Kollegen dazu veranlasst hat. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Nein, 
jetzt Ihre Bewertung, dass es eigentlich ein 
sehr kurzer Zeitraum ist, wenn man ermitteln 
will, ob vielleicht Täter beim Ausspähen des 
Tatortes, am Tag zuvor oder zumindest zwei 
Stunden davor, sich am Tatort oder in der 
Nähe - deshalb ja Funkzellenauswertung -  
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aufgehalten hatten mit ihren Handys, dass 
man da eher drankommt, als wenn man sich 
auf den ganz kurzen Tatzeitraum bezieht. 

Zeuge Jörg Deisting: Ich kann darüber 
nur spekulieren, und das möchte ich nicht. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Nein, 
ich hätte nur eine fachliche Bewertung von 
Ihnen verlangt. Ich weiß nicht, ob Sie sonst 
schon mal bei anderen Verfahren eine Funk-
zellenauswertung gemacht haben, ob da die 
Zeiträume, die Zeitfenster ähnlich klein sind 
oder ob sie größer sind, weil man sich davon 
natürlich auch mehr Daten versprechen 
kann. 

Zeuge Jörg Deisting: Ich persönlich 
habe noch keine Funkzellenauswertung oder 
-maßnahme angeschoben. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Dann 
taucht bei der Beschreibung des Tatortes ein 
Satz auf, der auch leider nicht präzisiert ist. 
Ich hoffe, Sie können mir dazu etwas sagen. 

Neben der Eingangstür des Tatort-
Imbisses wurde ein „N“, umrahmt 
von einem Kreis, offenbar mit 
schwarzer Farbe aufgesprüht, fest-
gestellt. 

Über Alter etc. konnte man nichts sagen. 
Konnte man das zumindest aufklären, ob das 
vielleicht von was auch immer für Markie-
rungsarbeiten war, oder blieb das offen? 

Zeuge Jörg Deisting: Ich habe aus der 
Akte entnehmen können - das ist ja auf den 
Tatortbildern drauf -, dass es gleichwohl 
auch im Tatortbefundbericht aufgeführt 
wurde und dass ein Tatzusammenhang nicht 
hergestellt werden konnte, man gleichwohl 
dies dort aber festgestellt hat. Nachdem das 
auch jetzt in der Presse bekannt wurde, hat 
das ein Kollege auch noch mal sich angese-
hen, und er kommt zu der Auffassung, dass 
möglicherweise bei diesem „N“ dieser Auf-
strich über den Kreis hinausgeht, möglicher-
weise mit einer Pfeilspitze versehen war. Das 
lässt sich leider nicht mehr so deutlich sagen, 
weil das Symbol auch undeutlich ist aufgrund 
der undeutlichen Farbanhaftungen, und - - 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Wissen 
Sie, was mich jetzt wundert? Natürlich gibt 
es - - In jeder deutschen Stadt finden Sie 
Graffitis, - 

 

Zeuge Jörg Deisting: Ja. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): - Farb-
schmierereien, was auch immer. Manchmal 
finden Sie auch Markierungen von Bau-
arbeiten oder Kabelverlegungsarbeiten; die 
sehen dann wiederum anders aus und haben 
meistens auch eher eine leuchtende Farbe, 
damit sie von den Baufirmen gesehen wer-
den. 

Wenn an einem Tatort, von dem uns jetzt 
viele sagen, man müsste eigentlich Orts-
kenntnis haben, um ihn überhaupt zu entde-
cken und auszuwählen, unmittelbar bei der 
Tatortbefundsaufnahme ein markiertes „N“ - 
Sie sagen jetzt noch: mit Pfeilspitze - ent-
deckt wird, würde ich dem zumindest etwas 
mehr Beachtung schenken, zumindest 
schauen: Gab es im Umfeld ähnliche Markie-
rungen, dass man sagen kann, okay, Zufall, 
oder war es eine Markierung des Tatortes? 

Zeuge Jörg Deisting: Ich kann dazu 
ausführen, dass zumindest zum damaligen 
Zeitpunkt von keiner tatzeitnahen Aufbrin-
gung auszugehen war, aufgrund der Intensi-
vität des Bildes, von der Deutlichkeit her, 
dass es verwaschen war. Ich weiß, dass am 
Tatort selber weitere Flächen fast flächen-
deckend mit Graffiti besprüht wurden und 
dass man aus diesen Bildern letztendlich 
auch Buchstaben oder Buchstabenkombina-
tionen noch ableiten kann, unter anderem 
auch ein „A“. Das müsste sich aus diesen 
Bildern, die Sie vorliegen haben, auch erge-
ben. Also, es ist nicht nur diese Stelle, die 
dort mit Graffiti besprüht wurde, mit diesem 
undeutlichen Zeichen, sondern es gibt dort 
noch weitere Bereiche, die dort besprüht 
worden sind. 

Gestatten Sie mir auch die eine Bemer-
kung: Also, wenn das ein „N“ ist, was über 
den Kreis hinausgeht und möglicherweise mit 
einer Pfeilspitze verbunden ist, dann könnte 
das auch eine Symbolik sein, die den Links-
extremen bzw. der autonomen Szene zuzu-
ordnen ist, weil dadurch bestimmte Frei-
räume wie Szenetreffs oder andere Bereiche 
markiert werden. Es könnte sein; ich weiß es 
nicht. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Wie Sie 
jetzt gerade auf Linksextreme kommen, weiß 
ich zwar nicht - - Ist das ein übliches Zei-
chen, dieses „N“ mit der Pfeilspitze über den 
Kreis hinaus? 

 



2. Untersuchungsausschuss 119 
[19. Sitzung am 14.06.2012 - Zeugenvernehmung: Öffentlich] - Endgültig 

 DEUTSCHER BUNDESTAG - STENOGRAFISCHER DIENST 

Zeuge Jörg Deisting: Ja, also so ist mir 
das mitgeteilt worden. 

Clemens Binninger (CDU/CSU) (an DIE 
LINKE gewandt): Ich schaue jetzt nicht be-
wusst zu euch, 

(Vereinzelt Heiterkeit) 

aber vielleicht habt ihr eine Idee, ob das 
gängig ist. 

(Widerspruch bei der LINKEN) 

- Die Experten schütteln den Kopf. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU) 

Aber das war in der Sache gemeint, das war 
in der Sache ja gemeint. - Ein Getränk geht 
nachher auf mich da drüben, okay. 

Sie sind zu der Erkenntnis gelangt: Es hat 
keinen Bezug zur Tat. 

Zeuge Jörg Deisting: Ja, das ist damals 
so festgestellt worden, und wir haben auch 
während der Ermittlungen diesbezüglich 
keine weiteren Erkenntnisse gewinnen kön-
nen. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Ja. - 
Ich muss noch einmal kurz auf die Funkzel-
lendaten kommen. Da steht eben der Satz 
drin - - Ich zitiere ja überwiegend, dass man 
es weiß für das Protokoll, Zwischenbericht 
zum Ermittlungsverfahren. Ich habe hier lei-
der keine MAT-Nummer; die reiche ich nach. 
Da steht auf Seite 176 eben noch einmal: 
Funkzellenabgleich, der Zeitraum waren 
25 Minuten, von 10.00 Uhr bis 10.25 Uhr, 
sehr, sehr kurz, im Tatortbereich. Dann steht 
da: 

Die Bearbeitung zweier Treffer aus 
Abgleichen der Rostocker Funkzel-
lendaten mit den Daten anderer 
Tatorte und der A 44 

- das ist die Strecke Dortmund-Kassel, 
glaube ich - 

erfolgte in Spur 47.
 *
 

Wissen Sie noch, was das für Treffer 
waren und wie die dann aufgeklärt werden 
konnten? Treffer heißt - verstehe ich Sie da 
richtig -, diese Handynummer war zu einer 
anderen Tatzeit auch an einem anderen  
 

 
 

                                                      
* 

Anmerkung Stenografischer Dienst: Die Fund-

stelle lautet: MAT A GBA-4/2, Blatt 176. 

Tatort angemeldet und aktiv, oder was heißt 
Funkzellentreffer? 

Zeuge Jörg Deisting: Ja, dass diese 
Nummer in einer weiteren Funkzelle festge-
stellt wurde. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Genau. 
Also, ein Handy, das am Tattag zur engen 
Tatzeit am Tatort Rostock festgestellt wurde, 
wurde offensichtlich noch zweimal an ande-
ren Tatorten zur Tatzeit festgestellt. Kann 
man das so sagen, wenn es heißt, es gab 
zwei Treffer? 

Zeuge Jörg Deisting: Ja, das kann man 
so sagen. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Aber 
die haben sich eben nie aufklären lassen; 
sonst wüssten Sie es sicher, wenn es ein 
konkreterer Hinweis wäre. 

Zeuge Jörg Deisting: Also, ich habe das 
Ergebnis jetzt nicht parat. Aber auf alle Fälle 
ist der Sache nachgegangen worden. Wenn 
dort eine Spur angelegt wurde, dann muss 
es dazu auch eine Spurenauswertung ge-
ben. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Letzte 
Frage von mir, Herr Deisting. Sie haben auch 
noch versucht, Datensätze zu gewinnen - ich 
zitiere jetzt mal kurz -: 

Der polizeiliche Bestand an Daten-
sätzen zu Personen, die im Zeit-
raum vom 16. bis 24.02.2004 poli-
zeilich als Tatverdächtige/Beschul-
digte zu bestimmten Delikten, insb. 
Gewalt- und Waffendelikte, in M-V 
erfasst wurden...

 *
 

Ich meine, das ist ja so eine Grundfrage, 
die wir uns häufig hier im Ausschuss stellen, 
ob man nicht, wenn man mal über eine Re-
cherche gegangen wäre, wer bei der Polizei 
mit Gewalt bekannt bzw. registriert ist, Ge-
walt und Waffen, auf interessante Fahn-
dungsansätze gekommen wäre. 

Was mir jetzt hier nicht einleuchtet, ist, 
warum Sie nur die Personen herausbekom-
men wollten, die vom 16. bis 24.02. als Tat-
verdächtige im Zusammenhang mit Gewalt 
und Waffen in Mecklenburg-Vorpommern  
 

 

                                                      
* 

Anmerkung Stenografischer Dienst: Die Fund-

stelle lautet: MAT A GBA-4/2, Blatt 178. 
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aufgefallen sind. Ich hätte da eher die Ab-
frage gemacht, alle, die wir haben, uns zu 
zeigen, und dann gucken wir sie uns der 
Reihe nach an. Warum soll gerade jemand 
zufällig eine Woche vor der Tat auffallen, 
warum diese Einschränkung auf eine Woche 
vor der Tat? Oder gab es ein vergleichbares 
Delikt in Mecklenburg-Vorpommern, wo Sie 
sagen: „Da war auch eine Waffe im Spiel, da 
war ein versuchtes Tötungsdelikt oder ein 
Schusswaffengebrauch“? Gab es irgendeine 
Begründung, ähnlich wie bei dieser knappen 
Uhrzeit bei der Funkzellenauswertung, nur 
auf eine Woche vor der Tat die polizeilichen 
Dateien zu durchforsten? 

Zeuge Jörg Deisting: Kann ich Ihnen so 
nicht sagen, was letztendlich dazu geführt 
hat. Aber ich denke, dass das auch im Zu-
sammenhang zu sehen ist mit dem, was man 
vom Zeitraum her erheben kann und was 
man nachher auch handeln kann. Es sind ja 
weitere erhebliche Daten letztendlich in ver-
schiedenen Bereichen erhoben worden, und 
wir haben uns jetzt immer, auch bei den Ho-
teldaten, auf einen bestimmten Zeitpunkt 
oder Zeitraum festgelegt, und dann sind 
diese Daten in dieser entsprechenden Zeit 
erhoben worden oder für diese Zeit erhoben 
worden. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Wissen 
Sie noch, in welchem EDV-System der Poli-
zei Mecklenburg-Vorpommern dann die Ab-
frage durchgeführt wurde? Macht man das in 
INPOL oder einer Personenauskunftsdatei? 

Zeuge Jörg Deisting: Wir haben nur ein 
Landessystem. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Nur 
eines? 

Zeuge Jörg Deisting: Ja. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Und da 
sind alle bekannten Straftäter gespeichert, 
die mal Gegenstand eines Ermittlungsverfah-
rens waren? 

Zeuge Jörg Deisting: Ja. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Da 
können Sie recherchieren nach Waffe und 
Gewaltdelikten? 

 

Zeuge Jörg Deisting: Es gibt Speiche-
rungsfristen, und wenn diese Daten noch 
darin sind, dann kann man danach auch re-
cherchieren, ja. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Hätten 
Sie auch nach rechtsextremistischen Ge-
walttätern recherchieren können oder Ge-
walttätern mit Bezug Rechtsextremismus? 
Wäre das gegangen? 

Zeuge Jörg Deisting: Ich glaube schon. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Glaube 
hilft mir jetzt nicht ganz weiter. 

Zeuge Jörg Deisting: Man kann nach 
den entsprechenden Tatbeständen recher-
chieren im System, ja. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Wurde 
aber hier jetzt nicht gemacht ausweislich der 
Akten. 

Zeuge Jörg Deisting: Wurde nicht ge-
macht. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Ich 
habe keine Fragen mehr. - Die Kollegin hat 
aber noch Fragen. 

Elisabeth Winkelmeier-Becker (CDU/ 
CSU): Ja, ich hätte auch noch ein paar Fra-
gen an Sie und würde auch zunächst gerne 
beginnen mit einer Frage im Zusammenhang 
mit dem Namen, Yunus oder Mehmet. Sie 
haben sich dafür entschieden - das haben 
Sie ja auch ausgeführt mit Begründung -, von 
dem offiziellen, behördlichen Namen Yunus 
auszugehen. Wie wurde das von der Familie 
gesehen? Haben die das akzeptiert, oder 
wurde sich daran gestoßen? Das würde ich 
jetzt interessehalber noch gern wissen. 

Zeuge Jörg Deisting: Ich habe keinen 
Kontakt zur Familie gehabt. Wir haben das 
nur den türkischen Landsleuten erklärt, die 
wir letztendlich in die Ermittlungen mit einbe-
zogen haben, und für uns war es wichtig, 
dass man letztendlich eine einheitliche Re-
gelung hat, auch für die Ermittlungsakte und 
auch für die Eingabe der Daten; denn es ist 
ja schon ein Unterschied, ob ich Daten zu 
zwei Personen einer Person zuordne oder ob 
ich das ganz klar auseinanderhalte. 
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Elisabeth Winkelmeier-Becker (CDU/ 
CSU): Wurde er von seinem privaten Umfeld 
Yunus oder Mehmet genannt? 

Zeuge Jörg Deisting: Er ist als Mehmet 
bekannt. 

Elisabeth Winkelmeier-Becker (CDU/ 
CSU): Okay. - Als Sie die neue Aufgabe als 
Leiter der Gruppe „Kormoran“ übernommen 
haben, hatten Sie ja doch die Möglichkeit, 
auf einige Vorarbeit zurückzugreifen und 
konnten sich das mal alles so im Überblick 
anschauen und überlegen: Hätte ich das 
auch so gemacht? An welchen Punkten will 
ich jetzt ansetzen? Von daher dann doch 
noch mal die Frage: Wie haben Sie die Ar-
beit, die zuvor gemacht wurde, bewertet, und 
haben Sie dann eigene Schwerpunkte ge-
setzt? Was hat sich qualitativ geändert? Es 
reicht ja nicht, einen neuen Namen darüber-
zuschreiben, sondern da muss sich auch 
etwas ändern. Was hat da jetzt den qualita-
tiven Unterschied ausgemacht? 

Zeuge Jörg Deisting: Nachdem wir die 
Ermittlungsakten dann bei uns vorliegen 
hatten, ging es darum, auch die Akte noch 
einmal zu überarbeiten mit unserem Blick-
punkt. Zu diesem Zeitpunkt sind auch weitere 
Erkenntnisse schon durch die BAO „Bospo-
rus“ mit angeführt worden. Es sind weitere 
Recherchen gemacht worden. Das haben wir 
alles soweit mit in den Kontext eingebracht, 
und wir haben daraus auch von den Ermitt-
lungen, die zu diesem Zeitpunkt die Ermitt-
lungsgruppe „Ceska“ schon in dem Fall 
durchgeführt hat - - 

Elisabeth Winkelmeier-Becker (CDU/ 
CSU): Können Sie bitte ein bisschen lauter 
sprechen? 

Zeuge Jörg Deisting: Wir haben auch 
die Ergebnisse der Ermittlungsgruppe 
„Ceska“ mit in die Bewertung einbezogen, 
und von der BAO „Bosporus“ gab es auch so 
einen Maßnahmenplan, wo sie Maßnahmen 
festgelegt haben oder empfohlen haben, 
diese durchzuführen, und das alles ist letzt-
endlich von uns noch mal im Kontext mit 
diesen neuen Erkenntnissen bewertet wor-
den, und daraufhin ist dann ein Untersu-
chungsplan erstellt worden, aber nicht gleich 
zwei Monate nach Beginn der Sonderkom-
missionstätigkeit. 

 

Elisabeth Winkelmeier-Becker (CDU/ 
CSU): Hat das länger gedauert als zwei 
Monate, - 

Zeuge Jörg Deisting: Das hat etwas 
länger gedauert, ja. 

Elisabeth Winkelmeier-Becker (CDU/ 
CSU): - alle Vorarbeiten zusammenzuführen 
und etwas Eigenes zu entwickeln? 

Zeuge Jörg Deisting: Ja. 

Elisabeth Winkelmeier-Becker (CDU/ 
CSU): Was war dann die eigene Arbeits-
hypothese, wo Sie gesagt haben: „Okay, der 
eine Punkt ist vielleicht noch nicht so richtig 
ausermittelt, unser Schwerpunkt wäre jetzt 
mal ein anderer“? 

Zeuge Jörg Deisting: Der Schwerpunkt 
war nicht ein anderer. Es ging immer um 
diesen Fall. Wir haben bestimmte Maßnah-
men ja gleich mit Beginn der Sonderkommis-
sion „Kormoran“ vorgenommen. Insbeson-
dere auch in die Fragen der Öffentlichkeits-
arbeit sind viele Informationen mit eingegan-
gen, und insofern war zumindest ein weiterer 
Schwerpunkt, dass wir sehr große Anstren-
gungen unternommen haben, um ein Weg-
Zeit-Diagramm des Opfers aufzuführen, um 
daraus dann wieder Ermittlungsansätze ab-
leiten zu können, was möglicherweise für die 
Tat als Motiv infrage kommt. 

Elisabeth Winkelmeier-Becker (CDU/ 
CSU): Nun stellen wir uns hier die Frage, ob 
der letztendlich sich gezeigt habende rechts-
extreme Hintergrund mit der entsprechenden 
Bedeutung, auch mit der entsprechenden 
Anstrengung verfolgt worden ist. Deshalb 
noch einmal speziell unter diesem Blickwin-
kel: Haben Sie sich denn den Fall mal unter 
dieser Perspektive angeschaut und überlegt, 
ob vor allem dieser Ansatz ausreichend be-
dacht worden ist? In Mecklenburg-Vorpom-
mern gibt es ja durchaus auch eine entspre-
chende politische Szene. Ist das nicht eine 
Kontrollüberlegung, die bei vielen Fällen, 
sagen wir mal, angebracht ist, zumal in einer 
Mordserie mit bis dahin fünf ausländischen 
Opfern? Ist das nicht eine Standardfrage, die 
man sich stellt und der man dann auch mal 
ganz bewusst nachgeht? 
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Zeuge Jörg Deisting: Wir haben in alle 
Richtungen gedacht und haben auch ver-
sucht, daraus Ermittlungsansätze abzuleiten. 
Speziell in unserem Fall war es so gewesen, 
dass wir Informationen vorliegen hatten und 
auch konkrete Aussagen, dass das Opfer in 
Hamburg Mitte der 90er-Jahre mit Drogen 
gehandelt hat sowie auch Verwandte von 
ihm in Mecklenburg-Vorpommern mit Drogen 
gehandelt haben. 

Elisabeth Winkelmeier-Becker (CDU/ 
CSU): Das hatten Sie ja vorgetragen. 

Zeuge Jörg Deisting: Ja, aber das - - 

Elisabeth Winkelmeier-Becker (CDU/ 
CSU): Noch mal speziell den Gedanken, 
haben Sie zum Beispiel auch - - Ich meine, 
Sie haben da eine durchaus rechte Szene. 
Haben Sie da auch verdeckte Ermittler oder 
Vertrauenspersonen, die man mal fragen 
kann, wo man mal nachgehört hätte: „Habt 
ihr irgendwelche Informationen über diesen 
Fall, gibt es da irgendeinen Zusammen-
hang?“? Hat man den Ansatz zum Beispiel 
mal versucht? 

Zeuge Jörg Deisting: Nein, wir haben 
keine verdeckten Ermittler oder Vertrauens-
personen - 

Elisabeth Winkelmeier-Becker (CDU/ 
CSU): Haben Sie gar nicht? 

Zeuge Jörg Deisting: - in dem Vorgang 
zum Einsatz gebracht. Wir haben den Infor-
mationsaustausch mit unserer Staatsschutz-
dienststelle im LKA geführt und haben un-
sere Erkenntnisse dort zur Verfügung ge-
stellt, und dann ist dieser Bereich mit über-
prüft worden. Also, wenn es Erkenntnisse zu 
den aus dem Vorgang heraus bekannt ge-
wordenen Personen gegeben hätte, dann 
hätten wir diese Informationen auch bekom-
men. 

Elisabeth Winkelmeier-Becker (CDU/ 
CSU): Aber Sie selber haben da jetzt keine 
eigenen V-Leute oder so was oder einfach 
auch nur Kontakte genutzt, aus Ihrer Position 
heraus? 

Zeuge Jörg Deisting: Wir haben - - 

 

 

Elisabeth Winkelmeier-Becker (CDU/ 
CSU): Sie sagten, die Einzeltätertheorie ha-
ben Sie gleichberechtigt verfolgt wie die an-
dere auch. Wie haben Sie denn „Einzel-
tätertheorie“ verstanden? Hieß das aus Ihrer 
Sicht, es ist auch nur ein einziger Täter, oder 
war das einfach nur der Gegensatz zur OK-
Hypothese? Wie haben Sie das verstanden? 

Zeuge Jörg Deisting: Durch die Ausfüh-
rungen der Operativen Fallanalyse ist das ja 
näher beschrieben worden, und beim Ein-
zeltäter ist man davon ausgegangen, dass es 
nicht nur ein Täter sein kann, sondern auch 
möglicherweise zwei Täter, und dass bei 
diesen beiden Hypothesen auch in vielen 
Fällen eine Doppelausrichtung stattgefunden 
hat. Das haben wir natürlich versucht, mit 
den Ermittlungsergebnissen in unserem Vor-
gang abzugleichen und daraus dann die Ge-
danken, die Versionen abzuleiten. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Darf 
ich auf die Zeit hinweisen, Frau Kollegin? 

Elisabeth Winkelmeier-Becker (CDU/ 
CSU): Noch eine Frage: Gab es irgendwel-
che politischen Vorgaben nach Ihrem Emp-
finden in der Ausrichtung der Ermittlungs-
tätigkeit oder auch schon nur in der Frage, 
wann man endlich sozusagen zu Potte 
kommt mit der Gründung der Soko „Kormo-
ran“? Wir haben hier einen Vermerk des da-
maligen bayerischen Innenministers, der sich 
wohl etwas darüber echauffiert hat, dass 
nach so langer Zeit die Soko „Kormoran“ 
immer noch in Gründung war und immer 
noch nicht handlungsfähig war. Kurz darauf 
ist sie dann tatsächlich auch gegründet wor-
den, konstituiert worden. Gab es da irgend-
welche Nachhilfe, kleine Schubse aus der 
politischen Ebene, um das eine oder andere 
zu befördern oder auch irgendetwas auszu-
bremsen? 

Zeuge Jörg Deisting: Nein. Aus meiner 
Sicht - - Oder: Mir sind keine politischen Vor-
gaben bekannt. 

Elisabeth Winkelmeier-Becker (CDU/ 
CSU): Okay. Ich danke Ihnen. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Das 
Fragerecht wechselt zur SPD-Fraktion. Das 
Wort hat die Kollegin Högl. 
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Dr. Eva Högl (SPD): Vielen Dank. - 
Schönen guten Abend, Herr Deisting! Ich 
stelle zunächst einmal eine Frage. Sie haben 
ja jahrelang erfolglos ermittelt. Als dann im 
November 2011 bekannt wurde, dass der 
Mord in Rostock und die anderen Morde von 
der sogenannten Zwickauer Terrorzelle ver-
übt wurden, was war da Ihre erste Reaktion? 
Was haben Sie gedacht? Wie haben Sie 
einen Bezug zu Ihrer Arbeit hergestellt? 

Zeuge Jörg Deisting: Wir haben wäh-
rend unserer Soko-Tätigkeit und auch nach 
dieser Zeit immer daran gedacht, oder bei 
mir persönlich war es natürlich so gewesen: 
Sind wir auf der richtigen Spur, welche An-
sätze haben wir noch, und hätten wir in die 
Lage kommen können, die Täter zu ermit-
teln? Ich glaube ganz einfach, dass wir mit 
unseren Ermittlungsergebnissen, die wir 
festgestellt haben, nicht auf die Täter ge-
kommen wären. 

Dr. Eva Högl (SPD): Und Ihre Reaktion, 
als Sie dann gehört haben, dass das 
Rechtsextreme waren, war: „Ach, hätten wir 
auch darauf kommen können“, oder: „Das ist 
ja völlig erstaunlich, daran hatten wir ja gar 
nicht gedacht“, oder irgendetwas in dieser 
Richtung? Ich frage das aus purer Neugier, 
und ich frage das auch alle Zeugen - das ist 
schon bekannt -, weil mich das wirklich inte-
ressiert, was bei denjenigen, die so lange 
ermittelt haben, auch akribisch, fantasievoll, 
engagiert - das wird hier überhaupt nicht in 
Abrede gestellt -, in eine bestimmte Rich-
tung, dann die Reaktion war. Das finde ich 
wichtig, auch für die Beurteilung dessen, was 
wir hier zu untersuchen haben. 

Zeuge Jörg Deisting: Ich glaube, dass 
man in jeder Situation davon ausgehen kann, 
dass man froh ist, wenn diese Taten aufge-
klärt werden können, und dass sie aufgeklärt 
wurden, ist eine ganz große Sache, und die 
macht natürlich auch emotional sehr betrof-
fen. Man stellt sich ja selber auch persönlich 
die Frage, auch wenn man in der Verant-
wortung war: Hätte man damals etwas ande-
res machen können oder sollen, oder war 
man auf dem richtigen Weg? Die Ermittlun-
gen führten letztendlich bei uns und auch in 
der Serie nicht zur Überführung der Täter. 
Aber es ist, glaube ich, aus meiner Sicht, 
sehr viel - - und wenn es dort noch irgend-
welche Ermittlungsansätze gegeben hätte, 
dann wäre man denen auch nachgegangen. 

 

Dr. Eva Högl (SPD): Da möchte ich noch 
mal nachhaken, auch in Ergänzung zu dem, 
was die Kollegin Winkelmeier-Becker schon 
gefragt hat. Uns interessiert ja hier das 
Thema Verbindung der Täter zur rechten 
Szene, rechtsextremistischer Hintergrund, 
fremdenfeindlicher Hintergrund. Hier wird von 
niemandem in Abrede gestellt, dass die Er-
mittlungen auch engagiert geführt wurden, 
dass da - ich sage es noch mal - ein enormer 
Aufwand betrieben wurde. Sie haben das in 
Ihrem ausführlichen Eingangsstatement ja 
auch noch einmal deutlich gemacht. 

Wir wollen all diese Ermittlungswege hier 
nicht nachzeichnen, sondern uns interessiert 
die Frage, warum in viele Richtungen ermit-
telt wurde, aber in eine eben nicht. Da will ich 
Sie gerne noch einmal zitieren. Sie haben 
eben gesagt, das Thema rechts, Rechtsex-
tremismus, Verbindung zur rechten Szene 
war Ihrer Meinung nach ausermittelt; es gab 
keine Spuren. Dann haben Sie aber auf die 
Frage von Herrn Kollegen Binninger geant-
wortet, dass Sie die Abfragemöglichkeiten, 
die Sie gehabt hätten, auch unter dem Ge-
sichtspunkt rechte Szene, nicht genutzt ha-
ben. Können Sie uns das hier noch mal er-
läutern, warum Sie das beispielsweise nicht 
genutzt haben? 

Zeuge Jörg Deisting: Wir sind allen Er-
mittlungsrichtungen nachgegangen. Dort, wo 
wir Erkenntnisse haben, dort sind wir auch 
tätig geworden, und wir haben Erkenntnisse 
gehabt, die den politisch motivierten Tathin-
tergrund letztendlich darlegten. Wir haben 
Spuren gehabt, wo Rechtsradikale mög-
licherweise in den Fokus gekommen sind. 
Ich hatte das in meinem Eingangsstatement 
gesagt. 

Dr. Eva Högl (SPD): Zum Beispiel? Sa-
gen Sie das noch mal, bitte. Das habe ich 
vielleicht überhört oder nicht gefunden in den 
Akten. 

Zeuge Jörg Deisting: Wir haben zwei 
Spuren gehabt, wo angenommen wurde, 
dass möglicherweise zwei Leute, die Ähn-
lichkeit mit den Phantombildern haben und 
auch - - 

Dr. Eva Högl (SPD): Ja, das war die 
Hinweisgeberin nach der Sendung Akten-
zeichen XY. 
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Zeuge Jörg Deisting: Genau, ja. 

Dr. Eva Högl (SPD): Ich frage jetzt aber 
nach eigenen Erkenntnissen aus der - - Frau 
Winkelmeier-Becker hat das auch schon 
angesprochen. Zu Mecklenburg-Vorpom-
mern ist uns durchaus bekannt, dass es dort 
eine aktive rechte Szene gibt. Dort gibt es 
auch NPD-Abgeordnete im Landtag. Also, es 
ist durchaus naheliegend, dass da eigene 
Erkenntnisse sind. Ich meine jetzt mal nicht 
die Hinweisgeberin. Gab es da irgendetwas 
von Ihrer Seite? 

Zeuge Jörg Deisting: Wir haben keine 
Erkenntnisse in dieser Richtung gehabt. 

Dr. Eva Högl (SPD): Haben Sie etwas 
eingeholt, also beispielsweise Kontakt auf-
genommen zu Ihrem Landesamt für Verfas-
sungsschutz? 

Zeuge Jörg Deisting: Haben wir. Wir 
haben Kontakt - - 

Dr. Eva Högl (SPD): Unter dem Ge-
sichtspunkt Rechtsextremismus? Nicht unter 
dem Gesichtspunkt PKK oder sonst was, 
sondern unter dem Gesichtspunkt Rechtsex-
tremismus haben Sie Ihr Landesamt für 
Verfassungsschutz kontaktiert? 

Zeuge Jörg Deisting: Es gibt eine Be-
sprechung aus dem Jahre 2004, wo sich das 
Landesamt für Verfassungsschutz Mecklen-
burg-Vorpommern an die Kriminalpolizei 
Rostock gewendet hat und dort Informatio-
nen zum Fall Turgut mitteilte, zu dem Hinter-
grund, dass Rauschgiftschulden und 
Rauschgiftgeschäfte ursächlich für die Er-
mordung sein sollten. 

Dr. Eva Högl (SPD): Herr Deisting, ich 
frage nach dem Thema Rechtsextremismus, 
und meine Frage war: Haben Sie vor dem 
Hintergrund - - Sie haben ja gesagt, Sie ha-
ben in alle Richtungen ermittelt. Sie waren 
Leiter der Sonderkommission. Als Sie das 
übernommen haben, haben Sie da selber vor 
dem Hintergrund rechte Szene, Rechtsex-
tremismus Ihr Landesamt für Verfassungs-
schutz kontaktiert? 

Zeuge Jörg Deisting: Ich selber nicht. 

 

 

Dr. Eva Högl (SPD): Ist das, wenn man in 
alle Richtungen ermittelt und damit auch in 
Richtung Rechtsextremismus ermittelt, dann 
völlig unüblich, dass man das eigene Lan-
desamt für Verfassungsschutz fragt, ob es 
Erkenntnisse zur rechten Szene gibt?  

Zeuge Jörg Deisting: Man darf, glaube 
ich, vorausstellen, dass das Landesamt für 
Verfassungsschutz uns diesen Hinweis mit-
geteilt hat und sie sehr wohl über diesen 
Mord Bescheid wussten und auch über die 
Serie Bescheid wussten, und ich glaube 
ganz einfach, wenn dort weitere Informatio-
nen vorgelegen hätten, dann würden diese 
auch der Polizei mitgeteilt werden. 

(Clemens Binninger (CDU/CSU): 
Darf ich eine Zwischenfrage 

stellen?) 

Dr. Eva Högl (SPD): Bitte? - Sie dürfen 
eine Zwischenfrage stellen, ja. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Herr 
Binninger. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Herr 
Deisting, wie kann es sein, dass das Lan-
desamt für Verfassungsschutz Erkenntnisse 
über eine Person hat, was Rauschgifthandel 
angeht? Das ist ja eigentlich klassisch poli-
zeiliches Wissen. 

(Dr. Eva Högl (SPD): Ja!) 

Zeuge Jörg Deisting: Das kann ich 
Ihnen nicht beantworten. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Haben 
Sie nicht nachgefragt, warum? Wenn Sie 
jetzt gesagt hätten: „Wir haben Bezüge zu 
Extremismus“, was auch immer, wäre es na-
heliegend. Aber dass das LfV der Polizei 
sagt: „Das Opfer hatte Kontakte in die 
Rauschgiftszene“, ist etwas ungewöhnlich. 

Zeuge Jörg Deisting: Das kann ich nicht 
beantworten. 

Dr. Eva Högl (SPD): Das haben Sie aber 
eben ausgeführt, dass das die Informationen 
waren, die Sie vom Landesamt für Verfas-
sungsschutz bekommen haben. 

Zeuge Jörg Deisting: Die haben wir be-
kommen. 
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Dr. Eva Högl (SPD): Danach hatte ich 
nicht gefragt, aber das haben Sie gesagt. 

Zeuge Jörg Deisting: Ja, wir haben 
diese Informationen bekommen. Aber ich 
kann nicht die Frage beantworten, warum der 
Verfassungsschutz über diese Informationen 
verfügt. 

Dr. Eva Högl (SPD): Aber es ist doch 
zumindest merkwürdig, oder? 

Zeuge Jörg Deisting: Das weiß ich nicht. 
Ich kenne mich da nicht - - 

Dr. Eva Högl (SPD): Okay, das halten wir 
so fest. Also, ich finde das zumindest merk-
würdig, und andere Kollegen, glaube ich, 
auch. 

Dann stelle ich noch einmal die Frage da-
nach: Wir haben dann die zweite Fallanalyse, 
im Frühjahr 2006. Da geht es erstmals um 
das Thema „mögliche Verbindung der Täter 
zur rechten Szene, Rechtsextremismus“. 
Was hatte das für Auswirkungen auf Ihre 
Arbeit in Mecklenburg-Vorpommern? Haben 
Sie dann gesagt: „Oh, da müssen wir aber 
noch mal nachgucken“, oder haben Sie ge-
sagt: „Das legen wir an die Seite, das inte-
ressiert uns nicht“? Wie war Ihre Reaktion 
darauf? 

Zeuge Jörg Deisting: In diesem Zu-
sammenhang ist ja auch über die Steue-
rungsgruppe der Bereich der Massendaten-
erhebung letztendlich entschieden worden, 
und wir sind diesbezüglich dann auch tätig 
geworden und haben beispielsweise Hotel-
daten erhoben und haben das nicht nur im 
Bereich Rostock in Richtung Hamburg ge-
nommen, was die Autobahnstrecke und die 
daneben liegenden Landkreise angeht, son-
dern wir haben auch gesagt: „Möglicherweise 
könnte der Täter über die A 19 in Richtung 
Berlin fahren“, sodass wir dort auch diese 
Bereiche mit einbezogen haben. 

Dr. Eva Högl (SPD): Herr Deisting, Sie 
haben Hoteldaten von Ihnen bekannten Mit-
gliedern der rechtsextremen Szene erhoben, 
oder wie darf ich das verstehen? 

Zeuge Jörg Deisting: Nein, wir haben 
Hoteldaten - - 

 

 

Dr. Eva Högl (SPD): Ja, ich frage aber - 
nur, damit wir uns jetzt hier nicht missverste-
hen - nach dem Thema Rechtsextremismus 
und nach Ihren eigenen Aktivitäten hinsicht-
lich ausländerfeindlicher, fremdenfeindlicher 
Hintergrund. Das kam im Frühjahr 2006 auf, 
als neues Thema nach der zweiten Fallana-
lyse. Meine Frage ist: Was haben Sie in Ihrer 
Ermittlungsarbeit verändert in Richtung 
rechte Szene? Gab es irgendeine Auswir-
kung dieses neuen Ermittlungsansatzes? 

Zeuge Jörg Deisting: Also, dieser Er-
mittlungsansatz brachte ja das Täterprofil 
zum Vorschein, dass man es möglicherweise 
mit einer Person zu tun hat, die 18 bis 
40 Jahre alt ist, Nationalität deutsch, vermut-
lich berufstätig, überörtlich mit dem Anker-
punkt Nürnberg und mit einer entsprechen-
den Affinität zu Waffen, und die ein persön-
liches Motiv möglicherweise haben könnte. 

(Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN): Ein persönliches 

Motiv?) 

In dem Zusammenhang sind die Daten auch 
mit erhoben worden, um möglicherweise 
reisende Täter festzustellen. 

Länderspezifisch bei uns im Land haben 
wir nicht nur die Hoteldaten gemacht. Wir 
haben die Fährdaten mit eingeprüft für die 
Ostsee, wir haben die Flugdaten mit ein-
geprüft und weitere Geschichten. Es sind 
weiterhin auch die Einwohnermeldedaten 
geprüft worden, welche ab dem 01.01.1960 
bis zum Zeitraum 2007 aus Rostock nach 
Nürnberg, München, Dortmund, Hamburg 
oder Kassel gezogen sind oder von diesen 
Orten eben nach Rostock. Da hat man ver-
sucht, über diese Daten dann entsprechende 
Schnittstellen festzustellen. 

Dr. Eva Högl (SPD): Aber das waren 
keine Mitglieder der Ihnen bekannten rechten 
Szene, über die Sie Daten abgefragt haben? 

Zeuge Jörg Deisting: Das weiß man ja 
vorher nicht, welche Personen dort unterge-
kommen waren. 

Dr. Eva Högl (SPD): Darum ging es aber. 
Sie kennen ja den Hintergrund, die neue 
Fallanalyse. Da ging es erstmalig um einen 
Ermittlungsansatz „fremdenfeindlicher Hin-
tergrund, Täter mit Bezug zur rechten 
Szene“. Das heißt, das war der neue Ermitt-
lungsansatz, und der hatte offensichtlich  
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keinerlei Auswirkungen, außer, dass Sie ein 
paar Daten an Nürnberg übermittelt haben. 
Aber ansonsten, für Sie, für Ihre Arbeit, stelle 
ich fest, hatte das keinen Wechsel Ihres Er-
mittlungsansatzes - - Wie können Sie da, 
Herr Deisting, uns hier sagen, der Ansatz 
„rechter Hintergrund“ sei ausermittelt gewe-
sen? Was bezeichnen Sie denn als „aus-
ermittelt“, wenn Sie gar nicht in die Richtung 
ermittelt haben? Das interessiert mich ernst-
haft. 

Zeuge Jörg Deisting: Also, wir sind den 
Hinweisen, die wir in diese Richtung vorlie-
gen hatten, nachgegangen. Weitere Hin-
weise lagen nicht vor. 

Dr. Eva Högl (SPD): Herr Deisting, ich 
wiederhole noch mal: Das war eine Hinweis-
geberin nach einer Sendung Aktenzeichen 
XY, die zwei Jugendliche aus ihrem Umfeld 
erkannt haben will. Sagen Sie es jetzt bitte: 
War das der einzige Hinweis, dem Sie nach-
gegangen sind in Richtung rechte Szene, 
oder was gab es mehr? 

Zeuge Jörg Deisting: Wir haben eine 
weitere Information gehabt von einem Straf-
gefangenen aus der JVA - - 

Dr. Eva Högl (SPD): Genau, das wissen 
wir auch: Tegel. 

Zeuge Jörg Deisting: Genau. 

Dr. Eva Högl (SPD): Und darüber hi-
naus? 

Zeuge Jörg Deisting: Weitere Erkennt-
nisse hatten wir nicht. 

Dr. Eva Högl (SPD): Das heißt, das ist 
ausermittelt? Wenn man zwei Hinweisgeber 
nach Aktenzeichen XY hat, dann sagt man: 
Wir haben den Ermittlungsansatz „Verbin-
dung zur rechten Szene“ ausermittelt. Habe 
ich das richtig verstanden? 

Zeuge Jörg Deisting: Sie müssen die 
gesamte Ermittlungsbreite mit einbeziehen, 
und es ist ja nicht so, dass wir, wenn wir 
diese beiden Spuren dort abgeschlossen 
haben, nicht mehr an diesen Gedanken den-
ken. Sie müssen immer diesen entsprechen-
den Ermittlungszeitraum sehen, und in die- 
 

 

sem Zeitraum sind keine weiteren Hinweise 
erbracht worden. 

Dr. Eva Högl (SPD): Ja, Sie müssen nur 
verstehen, wir gehen der Frage nach, warum 
in Richtung rechter Hintergrund nichts getan 
wurde, und ich stelle jetzt hier fest, dass Sie 
einen wahnsinnig breiten Ermittlungsansatz 
hatten, mit Ausnahme von Rechtsextremis-
mus. Das kam nicht vor, weil Sie außer die-
sen zwei Hinweisgebern nichts hatten. Das 
Verfassungsschutzamt wurde nicht beteiligt, 
eigene Ermittlungen in der rechten Szene 
wurden nicht gemacht. Also: Der Gesichts-
punkt „ausländerfeindlicher Hintergrund“ 
spielte bei Ihrer Ermittlungsarbeit keine Rolle. 

Zeuge Jörg Deisting: Das ist nicht rich-
tig. 

Dr. Eva Högl (SPD): Dann schildern Sie 
uns doch, was darüber hinaus getan wurde. 
Das war ja auch schon die Frage der Kolle-
gin Winkelmeier-Becker. Wir wollen es ja 
einfach nur wissen. Und wenn nichts getan 
wurde, ist das auch ein Ergebnis, das wir hier 
zur Kenntnis nehmen. 

Zeuge Jörg Deisting: Wir haben die In-
formationen, die wir in dem Rostocker Fall 
gewonnen haben, mit unserer Staatsschutz-
dienststelle im LKA abgeklärt. 

Dr. Eva Högl (SPD): Zum Rechtsextre-
mismus? 

Zeuge Jörg Deisting: Auch zum Rechts-
extremismus. 

Dr. Eva Högl (SPD): Was waren denn 
das für Informationen? 

Zeuge Jörg Deisting: Wenn Personen-
daten erhoben wurden, sind die dort mit ab-
geklärt worden, und wenn dort Erkenntnisse 
vorgelegen hätten, dann würden die uns 
auch - - 

Dr. Eva Högl (SPD): Was hatten Sie 
denn für Personendaten zum Rechtsextre-
mismus? 

Zeuge Jörg Deisting: Wir haben sämt-
liche Personen - - Sämtliche Personen, die 
wir letztendlich festgestellt haben, wurden 
polizeilich überprüft. 
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Dr. Eva Högl (SPD): Herr Deisting, okay, 
das halte ich so fest; das ist ja auch eine 
Erkenntnis. 

Ich möchte Sie ganz gerne noch mal et-
was zu dem Punkt 2004 fragen, Übernahme 
durch das Bundeskriminalamt bzw. zentrale 
Ermittlungsführung Staatsanwaltschaft. Nun 
waren Sie da noch nicht Leiter der Sonder-
kommission. Was ist Ihnen denn in Erinne-
rung, wie das damals gewesen ist? Rostock 
waren ja die einzigen, die wirklich abgeben 
wollten - das haben wir in den Unterlagen so 
gefunden -, die darauf gedrungen haben. 
Das finde ich ja auch eine sehr souveräne 
Ansicht, dass man sagt: Im Fall einer bun-
desweiten Mordserie gibt man besser ab, 
damit zentrale Ermittlungen geführt werden 
können. Wie war das denn? Wollte Rostock 
selbst, die Polizei abgeben? Können Sie uns 
das noch mal schildern, wie Sie das erfahren 
haben oder wie Sie das in Erinnerung ha-
ben? 

Zeuge Jörg Deisting: Also, wie gesagt, 
ich war dort persönlich bei diesen Gesprä-
chen nicht dabei. Nachdem feststand, dass 
der Fall 5 zur Serie gehört, gab es eine Be-
sprechung zwischen dem Bundeskriminal-
amt, Nürnberg und den Rostocker Kollegen, 
und man hat dann weiterhin auch eine Be-
sprechung im BKA durchgeführt - ich glaube, 
am 19./20.04.2004 -, wo dies thematisiert 
wurde. Dort ist wohl auch vorbehaltlich der 
BKA-Entscheidung festgehalten worden eine 
zentrale Ermittlungsführung und Koordination 
sowie die Einleitung eines Ermittlungsverfah-
rens gemäß § 129 Strafgesetzbuch durch 
das BKA. Mehr kann ich Ihnen dazu nicht 
sagen. 

Dr. Eva Högl (SPD): Können Sie sich da-
ran nicht mehr erinnern, oder wurde Ihnen 
von Kollegen nicht mitgeteilt, wie das damals 
war? Ich meine, das war ja ein sehr inten-
sives Anliegen, was Rostock hatte, dass die 
Ermittlungen zentral geführt werden. Ist das 
Ihnen komplett nicht mehr in Erinnerung, weil 
andere Kollegen teilgenommen haben oder 
Sie hinterher darüber nicht mehr gesprochen 
haben, oder? 

Zeuge Jörg Deisting: Ich weiß nicht. 
Also, für mich war das kein Thema gewesen. 
Das war vor der Zeit. Es gab aber auch im 
Jahre 2004 seitens der Staatsanwaltschaft 
Rostock ein Bemühen, diesen Ermittlungs-
vorgang an die StA Nürnberg abzugeben,  
 

und dort ist die Ablehnung von der StA Nürn-
berg an die StA Rostock erfolgt. 

Dr. Eva Högl (SPD): Haben Sie sich wäh-
rend Ihrer Zeit als Leiter der Soko noch ein-
mal intensiv eingeschaltet in die Diskussion 
„zentrale Ermittlungsführung“ oder gar das 
angeregt oder sich bemüht? 

Zeuge Jörg Deisting: Nein. 

Dr. Eva Högl (SPD): Dann nicht mehr? 
Das war für Sie dann abgehakt? 

Zeuge Jörg Deisting: Es war auch nicht 
mehr erforderlich. 

Dr. Eva Högl (SPD): Warum nicht? 

Zeuge Jörg Deisting: Weil ja durch die 
Sitzung der Steuerungsgruppe letztendlich 
festgestellt wurde, dass in den entsprechen-
den Ländern Ermittlungsgruppen oder Son-
derkommissionen einzurichten sind, und das 
führte letztendlich dazu, dass im Land 
Mecklenburg-Vorpommern im Juni 2006 die 
Sonderkommission „Kormoran“ eingerichtet 
wurde. 

Dr. Eva Högl (SPD): Hatten Sie als Leiter 
der Sonderkommission das Gefühl, dass das 
eine gute Führung der Ermittlung war, dass 
das gut funktioniert hat, oder haben Sie da 
gewisse Defizite erkannt? 

Zeuge Jörg Deisting: Also, man muss, 
glaube ich, auch dazu sagen, dass bundes-
weit das wohl sehr einzigartig war, so eine 
Organisationseinheit dort auf die Beine zu 
stellen. Die BAO „Bosporus“ hat entspre-
chende Einsatzabschnitte gebildet. Sie war 
strukturiert. Wir auf der zentralen Sachbe-
arbeiterebene haben uns regelmäßig getrof-
fen und den Erfahrungsaustausch auch län-
derübergreifend - - mit dem Ziel, länderüber-
greifende Ermittlungsansätze letztendlich 
dort festzustellen. Also, ich denke, dass dort 
die Organisation durchaus geeignet war, 
letztendlich hier diese Arbeit auch erfolgver-
sprechend weiterführen zu können. 

Dr. Eva Högl (SPD): Herr Deisting, ich 
habe eine abschließende Frage. Was ist 
denn Ihrer Meinung nach schiefgelaufen? 
Woran hat es gelegen, dass so viele Jahre 
ergebnislos ermittelt wurde und man nie den  
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Tätern auf die Spur gekommen ist? Was war 
der größte Fehler? 

Zeuge Jörg Deisting: Die Schwierigkeit 
war, dass wir sehr wenig Täterinformationen 
hatten, bis auf den Umstand, dass die Opfer 
erschossen worden sind, mit ein und dersel-
ben Waffe, und auch anzunehmen ist, dass 
die Täter sehr schnell bei ihren Taten vorge-
gangen sind - da reichen wenige Augen-
blicke aus -, und sie haben so gut wie keine 
Spuren am Tatort hinterlassen. Insofern war 
es insgesamt schwierig, hier Ermittlungsan-
sätze zu führen. Deshalb war es auch not-
wendig, entsprechende Ermittlungsmaßnah-
men im persönlichen und im geschäftlichen 
Umfeld der Opfer bzw. seiner Kontaktperso-
nen zu führen. 

Dr. Eva Högl (SPD): Was würden Sie 
heute anders machen? 

Zeuge Jörg Deisting: Ich kann Ihnen das 
nicht sagen. Ich weiß es nicht. 

Dr. Eva Högl (SPD): Danke schön. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Das 
Fragerecht geht zur FDP-Fraktion. Herr Kol-
lege Kurth. 

Patrick Kurth (Kyffhäuser) (FDP): Einen 
schönen guten Abend. Wir müssen uns ein 
bisschen beeilen, weil die FDP und die ande-
ren kleineren Fraktionen nicht ganz so viel 
Zeit haben wie die größeren; bloß als Hin-
weis. 

Ich will auf die Spur zurückkommen, noch 
einmal JVA Tegel. Wir hatten es gerade 
schon einmal angesprochen, die GBA-Akten 
MAT A GBA-4/7 a, Blatt 351, für das Proto-
koll. Das war ja ausgesprochen interessant. 
Ich will daraus zitieren. Der Zeuge wendet 
sich an Sie und schreibt: 

X 

- so hat er ihn genannt -  

lebt wohl in Berlin und daher würde 
er an seinem Wohnort aus nahe 
liegenden Gründen keinen Mord 
begehen.  

X sei passionierter Radfahrer - 

Darf ich das überhaupt zitieren, Herr Vor-
sitzender? - Ja; gut. Nicht, dass ich hier noch 
einen Fehler mache, und am Ende werde ich 
verhaftet. 

 

- und wollte vollkommen ohne Plan 
und rein zufällig in verschiedene 
Städte reisen und dort auch nach 
dem Zufallsprinzip die Leute töten, 
die er als Türken ausmacht. Der 
Einfachheit halber sei dies am 
leichtesten zu erkennen, wenn der-
jenige einen Obst- und Gemüse-
handel oder einen Döner-Imbiß 
oder ähnliches betreibt. 

Da können wir aus heutiger Sicht sagen: 
Volltreffer. Abgesehen davon, dass sein Ver-
dächtiger nicht stimmt, stimmt ja eigentlich 
alles. 

Das ist also an Sie gegangen, in einem 
Mordfall, wo Sie nicht weitergekommen sind, 
wo die Spuren schwierig waren und wo es 
praktisch neue zumindest Denkanstöße gab, 
also insbesondere die Tatsache mit dem 
Fahrrad. Wenn einer sagt: „Ich nehme das 
Fahrrad“, und eben nicht: „Ich fahre mit dem 
Auto vor oder mit der Bahn oder Ähnlichem“, 
sondern Fahrrad - - Ich finde, das ist schon 
ein Anstoß, den man vielleicht weiterdenken 
könnte. Wie haben Sie dem Beachtung ge-
schenkt? 

Zeuge Jörg Deisting: Nachdem der 
Sachverhalt bekannt wurde, haben wir fest-
gestellt, dass Hinweis und Hinweisgeber 
bereits bei der BAO „Bosporus“ bekannt sind. 
Wir haben Kontakt mit den Kollegen aufge-
nommen und in Abstimmung den Hinweis 
dort rübergegeben. 

Patrick Kurth (Kyffhäuser) (FDP): Selber 
haben Sie das da weiter nicht verfolgt, weil 
es ja auch Ihr Fall vor Ort war? 

Zeuge Jörg Deisting: Nein, nein. 

Patrick Kurth (Kyffhäuser) (FDP): Dann 
will ich noch mal zum Tatort selber kommen: 
die Ceska 83. Als Sie da gelesen haben, das 
ist die Tatwaffe - - Ist das eigentlich eine 
ungewöhnliche Tatwaffe, eine gewöhnliche 
Tatwaffe? Wie haben Sie die Tatwaffe be-
wertet? 

Zeuge Jörg Deisting: Das kann ich nicht 
einschätzen. Es ist eine Waffe, mit der man 
schießen kann, und es ist ein ausländisches 
Fabrikat. 

Patrick Kurth (Kyffhäuser) (FDP): Als Sie 
vom BKA dann die entsprechende Identifizie-
rung der Waffe hatten, haben Sie ja die Per 
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sonen, die Halter von Waffen dieses Typs in 
Mecklenburg-Vorpommern überprüft. 

Zeuge Jörg Deisting: Ja. 

Patrick Kurth (Kyffhäuser) (FDP): Die 
Frage stellt sich ja: Hat man denn eigentlich 
die richtigen Waffen gesucht? Also, es geht 
ja im konkreten Fall um eine Tatwaffe, die die 
Ceska 83 Langlauf mit Schalldämpfer dar-
stellt, also ein sehr, sehr seltenes Modell, 55-
mal produziert. Wenn man überlegt, wie viele 
Millionen Faustfeuerwaffen es gibt, und da-
von nur 55 Stück. Haben Sie eigentlich nach 
der gesucht - oder Ihre Kollegen? 

Zeuge Jörg Deisting: Also, die Waffen-
spur ist in Federführung des Bundeskriminal-
amtes, der EG „Ceska“, gewesen. Wir haben 
in Mecklenburg-Vorpommern alle Personen 
überprüft und aufgesucht, die im Besitz einer 
Ceska-Waffe sind, unabhängig davon, ob 
diese geeignet war, einen Schalldämpfer 
aufzuschrauben oder nicht. Das war zweit-
rangig. Wir haben versucht, alle Waffenher-
steller, -besitzer dort festzustellen, sie aufzu-
suchen und die Waffen vor Ort zu überprü-
fen, und das haben wir auch getan mit unse-
rem Kollegen, der aus dem Bereich Krimi-
naltechnik für Waffen zuständig ist. 

Patrick Kurth (Kyffhäuser) (FDP): Dann 
heißt es in dem GBA-Bericht - GBA, „über-
nommenes Verfahren“ steht darüber, Zwi-
schenbericht zum Ermittlungsverfahren - auf 
Seite 4 von 21: 

Zwischen Fußboden und der Tür 
einer in der rechten hinteren Ecke 
(vom Eingang aus gesehen) befind-
lichen Kühlzelle lag eine Patronen-
hülse mit der Aufschrift „S&B Br. 
7,65“. Sie stand auf dem Hülsenbo-
den und wies am Hülsenkörper 
massive Verformungen auf. 

„Sie stand auf dem Hülsenboden ...“; eine 
Hülse, die aus einer Waffe herausgeschleu-
dert wird, stand auf dem Hülsenboden. 
Kommt das oft vor? 

Zeuge Jörg Deisting: Das kann ich 
Ihnen nicht sagen. 

Patrick Kurth (Kyffhäuser) (FDP): Aus 
Ihrer Erfahrung? Sie sind ja sicherlich auch 
an der Waffe ausgebildet. 

 

Zeuge Jörg Deisting: Kann durchaus 
passieren, dass die möglicherweise diese 
Position einnimmt. 

Patrick Kurth (Kyffhäuser) (FDP): Eine 
Hülse, die herunterfällt auf den - - 

Zeuge Jörg Deisting: Ja. Entweder steht 
sie, oder sie liegt. 

Patrick Kurth (Kyffhäuser) (FDP): Wa-
rum lag da nur eine? Was haben Sie da für 
Erkenntnisse? Oder warum stand eine? So 
muss man ja sagen. 

Zeuge Jörg Deisting: Durch den Fall 5 
ist erstmals kriminaltechnisch nachgewiesen 
worden, dass der Täter durch ein Behältnis 
geschossen haben muss, und die Erklärung 
ist ganz einfach, dass die anderen Hülsen 
dann in dem Behältnis aufgefangen wurden. 

Patrick Kurth (Kyffhäuser) (FDP): Hat 
der Täter im Gebäude oder außerhalb ge-
schossen? 

Zeuge Jörg Deisting: Das kann ich nicht 
sagen. 

Patrick Kurth (Kyffhäuser) (FDP): Wurde 
das Opfer im Gebäude oder außerhalb - - 

Zeuge Jörg Deisting: Das Opfer wurde 
im Gebäude aufgefunden. 

Patrick Kurth (Kyffhäuser) (FDP): Aber 
außerhalb aufgefunden? 

Zeuge Jörg Deisting: Im Gebäude auf-
gefunden. 

Patrick Kurth (Kyffhäuser) (FDP): Im 
Gebäude? 

Zeuge Jörg Deisting: Im, glaube ich. Ich 
weiß es nicht. 

Patrick Kurth (Kyffhäuser) (FDP): Na 
gut, das ist ja - - Ich habe das auch deswe-
gen gefragt, weil man das wirklich noch mal 
klären muss. Dass eine Hülse aufkommt - - 
Das ist anders als beim Butterbrot, auf zwei-
ten Seiten oder Ähnliches - - Also, es ist 
wirklich ungewöhnlich, dass sie steht. Es 
hätte ja sein können, dass Sie weitere Er-
kenntnisse haben, dass möglicherweise  
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einer die aufgestellt hat oder Ähnliches, um 
etwas zu untersuchen, oder wie auch immer. 
Wurde denn durch Sie mal die Herkunft der 
Munition überprüft? 

Zeuge Jörg Deisting: Das ist alles im 
Zusammenhang mit dem Bundeskriminalamt 
gelaufen. 

Patrick Kurth (Kyffhäuser) (FDP): Na ja, 
es geht ja auch darum: Wenn man die Tat-
waffen auch in Mecklenburg-Vorpommern 
sucht und möglicherweise die Munition in 
Mecklenburg-Vorpommern gekauft wurde 
oder Ähnliches, dann hat man ja noch mal 
weitere Hinweise: Herkunft der Täter, wo ist 
sein Anker? 

Zeuge Jörg Deisting: Ja. Und Ihre Frage 
jetzt? 

Patrick Kurth (Kyffhäuser) (FDP): Zur 
Erklärung. Sie haben es also nicht unter-
sucht? 

Zeuge Jörg Deisting: Nein. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Sie ha-
ben noch drei Minuten. 

Patrick Kurth (Kyffhäuser) (FDP): Sehr 
gut; dann kommen wir vielleicht noch durch 
bei uns hier, was die FDP anbelangt. 

Im Briefentwurf des BKA an das BMI vom 
26.04.2006 - das ist die Fundstelle MAT A 
BKA-2/19, Blatt 438 - heißt es - Zitat -: 

In Hamburg und Rostock ruhen die 
Ermittlungen (StA und Polizei) zur 
Zeit. 

Was heißt genau, die Ermittlungen ruhen? 

Zeuge Jörg Deisting: Das kann ich nicht 
sagen. 

Patrick Kurth (Kyffhäuser) (FDP): Als Sie 
die Arbeit aufgenommen haben, haben da 
die Ermittlungen geruht? 

Zeuge Jörg Deisting: Aus der Akte geht 
hervor, dass 2004/2005 die Kriminalpolizei-
inspektion Rostock da sehr aktiv war. Wei-
terhin ist seit 2004 die Ermittlungsgruppe 
„Ceska“ des BKA dort in den Fall eingestie-
gen, und soweit wir das dann auch feststel-
len konnten, sind die Ermittlungen geführt 
worden. 

Patrick Kurth (Kyffhäuser) (FDP): Was 
heißt denn bei Ihnen, es ruhen die Ermittlun-
gen? Wie wird das definiert? 

Zeuge Jörg Deisting: Ruhend könnte 
man gleichstellen mit Einstellung. 

Patrick Kurth (Kyffhäuser) (FDP): Mit 
Einstellung? 

Zeuge Jörg Deisting: Mit einer vorläufi-
gen Einstellung des Verfahrens, ja. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Das 
Fragerecht geht an die Linksfraktion. Das 
Wort hat die Kollegin Pau. 

Petra Pau (DIE LINKE): Guten Tag erst 
einmal! - Ich möchte auch noch einmal zu 
dem Zeitpunkt zurück, nämlich zur zweiten 
Operativen Fallanalyse. In einem Vermerk 
der Sonderkommission „Kormoran“ vom 
9. Oktober 2006 zur Spur Nr. 7, Tatortver-
gleich, heißt es auf Blatt 123, MAT A, GBA-
4/8 b über das Ergebnis der zweiten OFA 
aus Bayern - ich zitiere -: 

Wesentlicher Ausfluss aus dieser 
Analyse war die Einzeltätertheorie 
mit folgendem Profil des Täters:  
- männlich, 
- deutsch,  
- Jahrgang 1960 bis 1982,  
- geht vermutlich einer Beschäfti-

gung nach,  
- möglicherweise überörtlich be-

schäftigt mit zeitlicher Flexibilität. 

Nun hat uns der Zeuge Alexander Horn, 
also der Profiler aus Bayern, hier vor kurzem 
ausführlich geschildert, dass zentrales Ele-
ment dieser zweiten OFA die Annahme der 
Motivlage Türkenhass und Fremdenfein-
dlichkeit war und dass die Profiler auch da-
von ausgingen, dass es sich um Menschen 
handelt oder schon mal als Rechte auffällig 
gewordene Personen handeln könnte, die 
sich enttäuscht von der Szene abgewandt 
haben, weil sie ihnen nicht hart genug drauf 
war. 

Haben Sie eigentlich diese zweite OFA 
einmal im Wortlaut zu lesen bekommen, oder 
können Sie sich daran erinnern, dass Sie 
jemals über die Möglichkeit rechter Täter, die 
einer solchen Beschreibung entsprechen, 
nachgedacht haben und dem auch als Soko 
„Kormoran“ nachgegangen sind? 
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Zeuge Jörg Deisting: Wir haben das 
Material gelesen; das steht oder stand uns 
zur Verfügung. Da ist auch weiterhin die 
Empfehlung für unseren Fall ausgesprochen 
worden, dass aufgrund dieser angenomme-
nen Interaktion die Ermittlungsansätze im 
Umfeld und enger Bezugspersonen weiter 
aufgeklärt werden sollten. Es wurde eine 
weitere Empfehlung ausgesprochen, die 
Fälle Rostock und Hamburg näher zu be-
leuchten. Unter anderem ist da auch weiter-
hin die Empfehlung zur Überprüfung der 
Großmärkte in den Städten bzw. des Dieb-
stahls von Kennzeichen mit ausgesprochen 
worden, als Empfehlung zur Ermittlungsrich-
tung, und diesen Sachen sind wir auch 
nachgegangen. 

Petra Pau (DIE LINKE): Das habe ich 
jetzt nicht ganz verstanden. Wenn es um 
Angehörige oder Umfeld geht, damit meinen 
Sie jetzt wieder das Umfeld des Opfers? 

Zeuge Jörg Deisting: Ja. 

Petra Pau (DIE LINKE): Also nicht in 
Richtung rechtsextrem, sondern, ob es dort 
Hinweise gibt. 

Da komme ich gleich zu meiner zweiten 
Frage. Mir ist aufgefallen und Ihnen sicher-
lich auch, als Sie dann nach dem Erscheinen 
der zweiten OFA noch einmal alle Spuren 
aus dem Jahr 2004 angesehen haben, dass 
Herr Aydin, der ja Herrn Turgut aufgefunden 
hat und Besitzer des Kioskes war, in seiner 
ersten Vernehmung nicht gefragt wurde, ob 
er jemals Bedrohungen von Rechtsextre-
misten ausgesetzt war oder es dort irgend-
welche Dinge gegeben hat. Haben Sie das 
dann gegebenenfalls nach dem Erscheinen 
der zweiten OFA mal nachgeholt? 

Zeuge Jörg Deisting: Ich kann das nicht 
sagen, ob da noch mal eine zweite Verneh-
mung stattgefunden hat, weil wir für den Be-
reich der Ermittlungsstrecke auch einen Kol-
legen hatten, der letztendlich diese Strecke 
betreut hat, ähnlich wie die anderen Einsatz-
abschnitte. Aber in unseren Vernehmungen 
haben wir immer berücksichtigt und die 
Frage gestellt: Was kann Hintergrund für 
diese Tat sein? 

Petra Pau (DIE LINKE): Aber explizit 
nach einem rechtsextremen Bezug haben 
Sie nicht gefragt? 

 

Zeuge Jörg Deisting: Nein. 

Petra Pau (DIE LINKE): Muss ich davon 
ausgehen, dass das auch für eventuelle 
weitere Vernehmungen des Bruders des 
Opfers gilt? Weil ich bei uns im Material, also 
MAT A BKA-2/35 b, Blatt 4 f, die Mitteilung 
finde, dass in der ersten Vernehmung des 
Bruders er mitteilt - Moment -, ihm sei zu-
nächst berichtet worden, sein Bruder sei von 
Rechtsradikalen verprügelt worden. Ist dem 
noch einmal dann nach dem Erscheinen der 
zweiten OFA nachgegangen worden, woher 
diese Hinweise stammen bzw. wie er dazu 
gekommen ist?

Zeuge Jörg Deisting: Ich weiß, dass dort 
Vernehmungen stattgefunden haben und 
diesbezüglich auch keine weiteren Erkennt-
nisse in Sachen rechts festgestellt werden 
konnten. 

Petra Pau (DIE LINKE): Ich bin immer 
noch beim Umgang mit der zweiten Operati-
ven Fallanalyse, und zwar finde ich in einer 
Mitschrift der Besprechung vom 24. und 
25.04.2007 zu dem OFA-Treffen der Bundes-
länder Baden-Württemberg, Bayern, Hessen, 
Hamburg, Mecklenburg-Vorpommern, Nord-
rhein-Westfalen und des BKA zum Thema 
länderübergreifende Zusammenarbeit die 
Mitteilung oder den Vermerk, dass es erheb-
liche Konflikte unter den beteiligten Sokos 
und den Fallanalytikern gab, insbesondere 
auch mit Blick auf die Medienstrategie und 
darauf, welche Indizien hier in die Öffentlich-
keit vermittelt werden sollen. Wir finden hier 
im Material MAT A BKA-2/13, Blatt 35 f., 
auch die Beschwerde Ihres Kollegen Nils 
Eckardt, dass Mecklenburg-Vorpommern in 
keiner Weise in die Medienstrategie ein-
gebunden worden ist und deswegen auch 
Rückfragen nicht beantworten konnte. Kön-
nen Sie sich an diesen Streit erinnern, und 
wenn ja, welche Auswirkungen hat das auf 
Ihre Arbeit gehabt? 

Zeuge Jörg Deisting: Also, ich kenne 
diesen Streit nicht. 

Petra Pau (DIE LINKE): Einen kleinen 
Moment. - Ich mache noch einen Sprung. Sie 
haben vorhin gesagt, dass gleichberechtigt in 
alle Richtungen ermittelt wurde und natürlich 
auch einer mutmaßlichen rechten Motivation 
nachgegangen wurde, insbesondere natür- 
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lich nach dem Erscheinen der zweiten OFA. 
Jetzt interessiert mich wirklich, wie ich mir 
das vorstellen muss bezüglich Ihrer Zusam-
menarbeit oder auch Ihrer Nachforschungen 
einerseits in Richtung Staatsschutz, der ja 
beispielsweise auch für den Bereich Rechts-
extremismus explizit zuständig ist. Aber noch 
einmal nachgefragt, auch wenn ich meine, 
vorhin schon verstanden zu haben, dass Sie 
in Richtung Landesamt für Verfassungs-
schutz keine expliziten Nachfragen zum 
Thema Rechtsextremismus - gegebenenfalls 
Täter, die aus der Szene ausgestiegen sind, 
weil die ihnen nicht hart genug war - gestellt 
haben, also noch mal die Frage: Wie muss 
ich mir dieses gleichberechtigte Ermitteln in 
Zusammenarbeit mit den Partnern Landes-
amt für Verfassungsschutz und Staatsschutz 
vorstellen? 

Zeuge Jörg Deisting: Das sind ja OFA-
Ergebnisse, die letztendlich einen Empfeh-
lungscharakter haben. Die daraus für den 
Fall Rostock betreffenden Erkenntnisse ha-
ben wir rausgezogen und haben versucht, 
diese mit den vorhandenen Ermittlungser-
gebnissen in Einklang zu bringen und daraus 
dann wieder neue Ermittlungsrichtungen zu 
entwickeln. So sind diese Ergebnisse der 
OFA letztendlich mit in die praktische Arbeit 
eingeflossen. 

Petra Pau (DIE LINKE): Ich wiederhole 
mich jetzt; aber es interessiert mich wirklich. 
Der Staatsschutz ist ja für sehr unterschied-
liche Phänomenbereiche zuständig, aber 
explizit auch für das Thema Rechtsextre-
mismus. Ist denn da jemals an die Kollegen 
außer dem Kollegen, der offensichtlich bei 
Ihnen schon in Ihrer Struktur mit drin war und 
aus dem Bereich Staatsschutz kam, noch 
mal eine Anfrage zum Thema Rechtsextre-
mismus gestellt worden, zu möglichen Tä-
tern, zu möglichen Entwicklungen? Ich 
meine, es ist ja nicht so, dass die Öffentlich-
keit und damit auch Sie nicht auch mit ge-
walttätigen Entwicklungen des Rechtsextre-
mismus in Mecklenburg-Vorpommern genau 
in diesem Zeitraum auch konfrontiert wurden. 

Zeuge Jörg Deisting: Also, ich kann 
mich da noch mal wiederholen: Wir haben 
den Informationsaustausch mit unserer ent-
sprechenden Dienststelle im Hause gehabt, 
und wir haben auch von dort keine Erkennt-
nisse bekommen. 

 

 

Petra Pau (DIE LINKE): Nichts. Ja, gut. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Frau 
Pau, Ihre Fragezeit ist abgelaufen. Die Grü-
nen haben jetzt das Fragerecht. Herr Strö-
bele. 

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN): Ja, ich habe nur zu zwei 
Punkten Fragen. Die erste: Waren Sie schon 
mal im Bereich der Verfolgung, der Aufklä-
rung von Straftaten im rechten Bereich selber 
tätig? 

Zeuge Jörg Deisting: Nein. 

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN): Vorher, nachher? - Auch 
nicht. Zu keinem Zeitpunkt? 

Zeuge Jörg Deisting: Nein. 

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN): Ist Ihnen bekannt, ob von 
Ihren Thüringer Kollegen 1998 oder in den 
Jahren danach Ihrer Behörde, also dem Lan-
deskriminalamt in Mecklenburg-Vorpom-
mern, die Fahndung zu diesem Trio mitgeteilt 
worden ist, Fotos geliefert worden sind mit 
der Bitte, doch mal nachzugucken, ob die 
sich bei Ihnen irgendwo aufhalten? 

Zeuge Jörg Deisting: Das ist mir nicht 
bekannt. Ich kann aus unserem Vorgang 
anführen, dass wir auch überörtlich in fünf 
verschiedenen Bundesländern ermittelt ha-
ben, und wir haben mit unseren Ermittlungen 
keine Bezüge feststellen können, die in 
Richtung Thüringen oder Sachsen gingen. 

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN): Nein, erzählen Sie doch 
nicht immer wieder das Gleiche, was Sie 
alles gemacht haben. Ich habe doch eine 
ganz präzise Frage gestellt, nämlich die 
Frage, ob Ihnen bekannt ist - es kann ja sein, 
dass Sie es nicht wissen oder nie erfahren 
haben -, dass von der Polizei - ich sage es 
jetzt mal ganz allgemein - in Thüringen, die 
ja - das wissen Sie ja inzwischen wahr-
scheinlich auch - von 1998 bis 2003 dieses 
Trio gesucht hat, Ihnen Fotos geschickt wor-
den sind mit der kurzen Darstellung, warum 
die gesucht werden, dass Sie auch bei Ihnen 
mal gucken, also in Mecklenburg-Vorpom- 
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mern oder in Rostock gucken, ob die da ir-
gendwo sind. 

Zeuge Jörg Deisting: Dazu liegen mir 
keine Informationen vor. 

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN): Keinerlei Informationen 
vor. - Sie haben ja - danach sind Sie ja auch 
schon gefragt worden - im November letzten 
Jahres dann erfahren, wer die Täter wahr-
scheinlich sein sollen, also die Tatverdächti-
gen, von denen zwei jetzt nicht mehr leben. 
Haben Sie denn danach mal jetzt aus Inte-
resse selber in Ihren Akten, das heißt den 
Akten der Polizei Mecklenburg-Vorpommern, 
nachgesehen, ob über diese Leute irgend-
welche Informationen in Ihren Akten vorhan-
den sind? Also, Sie haben ja drei Namen, 
Geburtsdaten, sie kommen aus Jena. Haben 
Sie mal in die Akte geguckt, ob da was da 
ist? Sie wissen ja, dass die zum Beispiel - 
das kann man ja in illustrierten inzwischen 
nachlesen - Urlaub gemacht haben sollen 
und Ähnliches, vielleicht irgendwo aufgefal-
len sind bei irgendwelchen Veranstaltungen. 
Haben Sie da mal nachgesehen, ob es da 
Erkenntnisse gibt? 

Zeuge Jörg Deisting: Unsere sämtlichen 
Ermittlungserkenntnisse sind bei der BAO 
„Bosporus“ vorrätig, und ich bin mir ziemlich 
sicher, dass dort die Recherche letztendlich 
vorgenommen wurde. Somit ist auch ein 
Abgleich mit den Daten in MV erfolgt. 

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN): Das kann doch gar nicht 
sein. Ich meine, die BAO „Bosporus“, die 
wusste doch - jedenfalls nach meiner bishe-
rigen Kenntnis - gar nicht, dass sie die drei 
suchen. Ich frage jetzt, nachdem Sie die drei 
Namen haben mit Personalangaben - steht in 
allen Zeitungen -, dass Sie mal geguckt ha-
ben: Sind die bei uns mal aufgefallen vorher, 
also bevor sie '98 untergetaucht sind oder 
danach? 

Zeuge Jörg Deisting: Da habe ich keine 
Recherche - - 

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN): Haben wir dazu irgend-
was in den Akten? 

 

 

Zeuge Jörg Deisting: Dazu kann ich 
nichts sagen, weil ich mit dem Ausscheiden 
aus der Sonderkommission 2008 auch die 
Tätigkeit eingestellt habe. 

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN): Also, Sie wissen auch gar 
nicht, ob Kollegen von Ihnen oder so mal 
sich kundig gemacht haben, ob die da ir-
gendwo mal aufgefallen sind auf Veranstal-
tungen? 

Zeuge Jörg Deisting: Das kann ich nicht 
sagen. Das ist alles nach den Ereignissen 
2011 bei uns im Bereich des Staatsschutzes 
angesiedelt. Dort ist eine BAO gegründet 
worden, und die sind dann mit den weiteren 
Ermittlungen beauftragt worden. 

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN): Sie sind schon danach 
gefragt worden - das ist jetzt meine letzte 
Frage -: Diese OFA von dem Herrn Horn, 
das von ihm hergestellte Profil, gibt ja auch 
die Empfehlung, mal nachzusehen, ob in der 
Nähe der Tatorte - ein Tatort war Rostock - 
auf Veranstaltungen Personen aufgefallen 
sind, festgestellt worden sind, auf die die 
Beschreibung, die dieses Profil ergibt, zutrifft. 
Haben Sie das bei sich mal gemacht in 
Rostock und Umgebung? Wir wissen ja, da 
finden auch hin und wieder Veranstaltungen 
statt, die vielleicht besuchenswert für rechts-
radikale Rassisten sind. 

Zeuge Jörg Deisting: Also in Rostock, in 
Tatortnähe, sind umfassende Ermittlungen 
im Anwohnerbereich durchgeführt worden. 

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN): Nicht im Anwohnerbe-
reich, auf Veranstaltungen. 

Zeuge Jörg Deisting: Ja, es gibt, soweit 
ich mich erinnere, auch eine Spur bei der 
BAO „Bosporus“, in der man Veranstaltungen 
in Mecklenburg-Vorpommern feststellen 
wollte und dort die Überprüfungsmaßnahmen 
dann eingeleitet hat. So eine Ermittlungsspur 
gab es, Veranstaltungen. 

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN): Bei „Bosporus“? 

Zeuge Jörg Deisting: Bei „Bosporus“ 
und dann auch natürlich mit dem Prüfen in  
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den entsprechenden tatortbetroffenen Bun-
desländern. 

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN): Ja. Ich frage ja nach 
Ihrem. Das weiß ich ja alles. Wir haben ja 
Ihre Kollegen von der BAO „Bosporus“ hier 
schon gehört; das haben die uns ja auch 
schon alles erzählt, dass die solche Bemü-
hungen unternommen haben. Ich frage jetzt 
Sie als Zuständigen für Rostock: Haben Sie 
das da gemacht und mit welchem Ergebnis 
und bei welcher Veranstaltung vielleicht? 

Zeuge Jörg Deisting: Ich kann das nicht 
genau sagen. Wenn wir dort Ergebnisse er-
reicht haben, dann sind diese Daten auch 
nach „Bosporus“ übermittelt worden, um sie 
dort mit den anderen Daten abzugleichen. 

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN): Also Sie wissen weder, 
ob solche durchgeführt worden sind, noch 
das Ergebnis, sondern sagen, das sollen wir 
nicht in Rostock erfragen, sondern das sollen 
wir bei „Bosporus“ erfragen in Bayern? 

Zeuge Jörg Deisting: Ich bin jetzt nicht 
auskunftsfähig darüber, ob wir diese Daten 
erhoben haben. Wenn wir diese Daten erho-
ben haben, dann sind sie nach Nürnberg 
weitergeleitet worden. 

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN): Das kann ich mir vorstel-
len. Aber ich will wissen, ob es geschehen 
ist. Dazu sagen Sie, Sie wissen es nicht. 

Zeuge Jörg Deisting: Das kann ich 
Ihnen jetzt nicht beantworten. 

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN): Gut, oder nicht gut. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Vielen 
Dank. Wir würden dann zu einer neuen Ber-
liner Runde kommen, wenn es noch ge-
wünscht ist. Die Union? 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Wir ha-
ben keine Fragen mehr. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Keine 
Fragen. SPD? 

Dr. Eva Högl (SPD): Nein. 

 

Vorsitzender Sebastian Edathy: FDP? - 
Linkspartei? - Herr Petermann. 

Jens Petermann (DIE LINKE): Ich muss 
mich mal schnell orientieren. - Ja, es geht 
uns noch mal um den Zusammenhang 
NSU/“Weißer Wolf“. Davon haben Sie ja 
vielleicht gehört. Der Gruß an den NSU 
durch den Herausgeber des „Weißen Wolfs“ 
wurde öffentlich bekannt durch das anti-
faschistische Pressearchiv am 28. März 
2012. Rund vier Wochen später, am 3. Mai 
2012, fanden Polizisten bei den Durchsu-
chungen von Wohnungen des NPD-Land-
tagsabgeordneten und mutmaßlichen „Wei-
ßer Wolf“-Herausgebers David Petereit einen 
Brief des NSU, dessen Vorlage sich auf 
einem Datenträger aus der letzten Wohnung 
der Mitglieder des NSU in Zwickau befindet 
und von den Behörden gefunden wurde. In 
dem Brief heißt es laut Spiegel online unter 
dem NSU-Logo unter anderem: 

Beachte: Beiliegende Unterstützun-
gen ziehen keinerlei Verpflichtun-
gen nach sich. ... Der Empfänger 
des Schreibens ... darf den Brief 
und die Spende einbehalten und für 
seine Zwecke nutzen. 

Offensichtlich hat also der NSU Projekte 
der Neonaziszene finanziert, um deren Akti-
vitäten zu unterstützen. Als Sie davon erfah-
ren haben, Herr Deisting: Hat Sie diese 
Durchsuchung und die Tatsache überrascht, 
dass der NSU schriftlich mit bekannten Neo-
nazis und NPD-Abgeordneten in Mecklen-
burg-Vorpommern kommunizierte? 

Zeuge Jörg Deisting: Dazu kann ich 
keine Angaben machen. 

Jens Petermann (DIE LINKE): Ob man 
davon überrascht ist oder nicht, dazu kann 
man ja vielleicht was sagen. Aber die Tatsa-
che kennen Sie? Davon gehe ich einfach mal 
aus. Das dürfte Ihnen ja nicht entgangen 
sein. 

Zeuge Jörg Deisting: Also, die Erkennt-
nis, die sich da dann - wann sagten Sie, 
2012? - ergeben hat, die kenne ich nicht. 

Jens Petermann (DIE LINKE): Dass eine 
Durchsuchung stattgefunden hat und dass 
da entsprechende Zusammenhänge herge-
stellt wurden, davon ist Ihnen nichts be-
kannt? 

 



2. Untersuchungsausschuss 135 
[19. Sitzung am 14.06.2012 - Zeugenvernehmung: Öffentlich] - Endgültig 

 DEUTSCHER BUNDESTAG - STENOGRAFISCHER DIENST 

Zeuge Jörg Deisting: Nein. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Hat die 
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen noch Fra-
gen? 

Wolfgang Wieland (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Wir haben schon gepackt, vielen 
Dank. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Herr 
Deisting, damit sind wir am Ende Ihrer Ver-
nehmung, jedenfalls für heute, mutmaßlich 
aber auch am Ende der endgültigen Ver-
nehmung. Darüber muss der Ausschuss aber 
noch entscheiden. Ich darf mich im Namen 
des Ausschusses herzlich bedanken, dass 
Sie uns so lange zur Verfügung gestanden 
haben seit 13 Uhr. Wie schon einleitend an-
gekündigt, wird Ihnen der Entwurf des Steno-
grafischen Protokolls übermittelt, und Sie 
haben dann zwei Wochen Zeit, Anmerkun-
gen zu machen.  

Ich wünsche Ihnen eine gute Rückreise 
bzw. einen netten Abend in Berlin. Dies gilt 
auch für die Kolleginnen und Kollegen und 
die weiteren anwesenden Gäste. 

Die Sitzung ist geschlossen.  

(Schluss: 22.02 Uhr) 












